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Geschichten von Frauen, von Häusern und viel Arbeit
9 Startbahn West
1. Leben im Hüttendorf
2. Vorfrühling (Horst Karasek)
3. Das Dorf im Flörsheimer Wald (M. Feyerabend)







Public Relations oder Städtebau?
Berlin als Rummelplatz. Bericht über das IBA Colloquium
Dieter Hoffmann-Axthelm
Der unselige Anspruch auf Gesamtdesign










Leben im Generationenverbund und in Gegenseitigkeitshilfe.







Leben und Kämpfen a la Muthesius
Landhausbesetzer in Berlin Zehlendorf (Werner Becker)
2. Beispiel
Leben in instandbesetzten Häusern.
Radikales Wohnen und Planen in der Gruppe (Bernd Laurisch
3. Beispiel






43 Neue Träger-„Lösungen“ für Instandbesetzer in Kreuzberg und anderswo
(Uli Hellweg, Christian Wend)
1. Das Treuhandmodell (Werner Orlowsky)
2. Das Stiftungsmodell (Klaus H. Werner)
3. Das Bürgerinitiativ-Modell, BI SO 36 (Wolf-Christian Schäfer)
4. Das Kooperativ-Modell (Peter Beck)








Solidargemeinschaften für Wohnungsverwaltung und -neubau. Ein Modell
ARCH+ EXTRA: te ll
‚Die Postmoderne zwischen Reform und Restauration
Jürgen Habermas












„Wir rufen Dich zum Widerstand
gegen eine Politik der vollende-
ten Tatsachen.“ „Der Tag der Ab-
rechnung mit dieser Politik wird
kommen.“
Diese Worte wurden nicht etwa
von Alex Schubert oder einem
anderen Sprecher der Bürger-
initiativen gegen die Startbahn
West gesprochen, sondern von
einem Betonfacharbeiter. Auch
ging es nicht.um die Startbahn,
sondern gegen die Aufrüstung
der Bundesrepublik, nicht gegen
die „Nach“-Rüstung, sondern ge-
gen die „Politik der Stärke“ des
Bundeskanzlers und der regie-
renden Koalition. Der Name des
Betonfacharbeiters: Holger Bör-
ner. Der Zeitpunkt: 1952.
Der Staatsgerichtshof hat ge-
sprochen - der Spruch war zu
erwarten. Dieser Hof ist eher ein
politisches Gremium denn ein
Gericht. (Nach der hessischen
Verfassung werden 6 der 11 Mit-
glieder nach Parteienproporz be-
stimmt, fünf Richter werden von
der Landtagsmehrheit auf Zeit
gewählt. Eines der Proporzmit-
glieder ist z.B. der RA V. Rolleri,
welcher das Wirtschaftsministe-
rium im Startbahn-Verfahren ver-
tritt!)
Wer Recht hat und wer „das
Recht“ auf seiner Seite hat, das ist
- wie so oft - auch im Falle Start-
bahn West schon lange nicht
mehr derselbe Schuh. Daran wird
kein Urteil etwas ändern können,
wenigstens solange nicht eine
wirkliche Gewaltenteilung einge-
führt wird, die dafür sorgt, daß die
hohen Gerichte wirklich „im Na-
men des Volkes“ und nicht im
Namen der Parteien (der jeweils
vergangenen und heutigen Mehr-
heit dieser Parteien) in der Legis-
lative sprechen. Auch ein Urteil
aus der „Residenz des Rechts“
(gemeint ist nach herrschender
Vorstellung Karlsruhe, nicht die
Köpfe aller Rechtschaffenen in
unserem Volke) kann den Unter-
schied zwischen rechthaben und
Recht haben nicht beseitigen -
schon gar nicht ein Gremium, das
unter dem Vorsitz des Ex-Not-
standsgesetz-Ministers Ernst
Benda (der einst formellen Gro-
ßen Koalition) „Recht“ spricht.
Startbahn West? ’Ökologischer
Flurschaden, gewiß, ja doch.
400.000 Bäume fallen. Aber Opfer
müssen sein" Richtig! Doch wo-
für?
Nun, verglichen mit z.B. Kalkar
oder dem Rhein-Main-Donau-
Kanal ist die Startbahn West kein
Kuckucks- sondern ein Wachtel-
ei. Luxus. Gemessen an der ab-
soluten Ausgabensumme ein
ganz kleines Ei.
Aber sie ist ein Symbol. Ein
Symbol auch - und gerade - für
Ökonomische Verschwendung.
Auf diesen Aspekt wollen wir uns
hier beschränken.
Zwei Start- und Landebahnen
mit einer Kapazität von je 27 Flug-
bewegungen pro Stunde sind
vorhanden und werden auf 4000
m verlängert. (Man kann ja nicht
auf die Einführung des Senk-
rechtstarters in 15 oder 30 Jahren
warten!)
Pi mal Daumen: Die Schul-
buch-Dreisatz-Aufgabe lautet:
Wenn zwei Flugbahnen vorhan-











baut werden soll, um wieviel Pro-
zent erweitert sich die Kapazität
des Flughafens? Um 50%Falsch!
Warum?
1. Die Startbahn West ist wirk-
lich nur eine Start-, keine Lande-
bahn (-25%). Das nennt sich dann
„Kompromiß mit Umweltschutz-
gesichtspunkten“ (Lärmschutz
für Kelsterbach im Norden);
2. Nur bei (seltenem) Südwind
oder Windstille kann auf der
Startbahn gestartet werden (-
10%);
3. Wenn ein Flugzeug auf 18
West startet, können auf den
beiden vorhandenen Bahnen
Flugzeuge nur beschränkt star-
ten oder landen (-5%);
4. Im Süden der Startbahn
liegen die (noch) vogelreichen
Mönchsbruchwiesen - ein einzig-
ft
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artiges Ökotop. Während der
Tages- und Jahreszeiten, wo
hohe „Vogelschlag“-Gefahr be-
steht, ist der Startbetrieb auf „18
West“ aus Sicherheitsgründen
(für die Flugzeuge!) einzustellen
(-5%).
Ergebnis: Die Erweiterung der
Flugbahnfläche um 50% bringt
‚ediglich eine Kapazitätserwei-
terung um ca. 5%, nach Angaben
der Bundesanstalt für Flugsiche-
rung 16% (= 9 Flugbewegungen
pro Stunde mehr) - se#’s drum.
Holger Börner („Beton-Holle‘‘)
meint, gerade heute passe die
Startbahn West in die (politische)
Landschaft - in die Rhein-Main-
Landschaft jedenfalls paßt sie
nicht. Ja, gewiß doch, der Bau der
Startbahn schafft Arbeitsplätze -
aber keine dauerhaften. Gerade
heute schafft die Startbahn West
keine Arbeitsplätze, sondern nur
Überstunden für die Polizei. Aber
im paramilitärischen Vorgehen
gegen das eigene Volk hat die
SPD ja Erfahrung - seit Noske.
(Wie schön waren doch die
Zeiten, da die Landesfürsten
Schlösser oder die Pharaonen die
von Keynes so sarkastisch heiß
geliebten Pyramiden bauten!)
Der Pyramiden bedarf’s ja gar
nicht mehr: die Tonnen von
Kerosin, die unter den bestehen-
den Flugbahnen versickern, auch
sie sorgen ja für’s Bruttosozial-
produkt!
Größer als die ökonomische
Verschwendung, größer als das
Ökologische Verbrechen ist der
politische Flurschaden, den Hol-
ger Noskes Politik der kahlge-
schlagenen und betonierten Er-
de anrichtet. Ein Staat, deraufam
Boden oder auf Tragbahren lie-
gende Verletzte einprügeln läßt,
mag Holger Noske als starker
Staat vorkommen. Seine freiwil-
lig anerkennbare Autorität frei-
lich geht dabei über die Mauer -
oder über den NATO-Draht.
Am 26.9.82 sind Landtagswah-
len in Hessen. Prognosen sind
erlaubt. Es ist schwer, eine gar
nicht klammheimliche Vorfreude
zu verbergen: Daß am Abend des
26. September das Gesicht des
ehemaligen Betonfacharbeiters
Holger Noske so lang sein wird,
daß Dr. Alfred Dr. mit seinem
Privatjet darauf landen kann.
Dann wäre der Bau der Start-
bahn-West ja wohl überflüssig?
Wie auch immer: „Der Tag der




gegen die Startbahn 18 West (bislang 7000
Unterschriften) wird fortgesetzt. Bitte schik-
ken auch Sie Ihre Unterschrift an Klaus Vack,
An der Gasse 1, 6121 Sensbachtal, zur
Unterstützung der Bürgerbewegung gegen
die Startbahn. (Der volle Wortlaut des
Offenen Briefes ist in der Frankfurter Rund-
schau vom 29.1.82 abaedruckt)
Kommentiert:
In der ARCH+ 56 veröffentlichten
wir von STEFAN GOERNER den
Beitrag „Sozialer Wohnungsbau -
Vorschläge zur Humanisierung“
und das inzwischen fertiggestell-
te Soziale Wohnungsbauprojekt
„Dortmund-Nord Il“. Für dieses
Projekt hat Stefan GOERNER
Anfang Dezember ’81 den Walter-
Hesselbach-Preis „ORTSBEGE-
HUNG“erhalten. Dieser 1980 von
der Bank für Gemeinwirtschaft
gestiftete Preis ist mit 20.000 DM
Frankfurter Rundscha:
dotiert und bislang die einzige
Auszeichnung, mit der alljährlich




Herzliche Glückwünsche an Ste-
fan GOERNER! (Projekte, die
wohl nicht so bald den Walter-
Hesselbach Preis erlangen wer-
den, eben weil sie nicht zur
Realisierung gelangen, solange
die BfG-Schwester NEUE HEI-
MAT den Markt beherrscht, ver-




Die ERKLÄRUNG DES DEUT-
SCHEN WERKBUNDES für eine
neue Wohnungspolitik (Saar-
brücken, Juni 1981) bekam auch
einen Kommentar in der Bayeri-
schen Hausbesitzerzeitung. Ein
gewisser Herr Dipl.-Kaufmann E.
Koellreutter informiert dort seine
Leser über die einzelnen Kapitel
und Vorschläge, und weil er ein
ganz ein Gscheiter der diversen
Gegner dieses Papiers ist, wollen
wir ihn auch der breiteren Öffent-
lichkeit darreichen:
„Mit "Ideenimport aus den Nachbar-
ländern’ will der Deutsche Werk-
hund frischen Wind in die im
Stellungskrieg festgefahrene bundes-
deutsche Wohnungspolitik bringen’.
Und wo nehmen echte Linke derar-
tige geistige Anleihen auf? Selbst-
verständlich in den Niederlanden, im
Eldorado aller Traumtänzer und
“Friedensfreunde“ ... usw.
Übrigens: Die Langfassung des
Papiers, Titel: „Steine aus Saar-
brücken‘“, kann noch über den
Deutschen Werkbund Darmstadt
angefordert werden. Sie ist auch
als Sonderdruck der ARCH+ in
das Heft 57/58 eingebunden. Die
dort angerissenen Gedanken und
Vorschläge harren der Vertiefung
und selbstkritischen Weiterbear-
beitung. Lassen wir uns von
solchen Herrschaften nicht irre-
machen, obwohl, schlecht könnte
einem schon werden ...
Der Dialog mit der
Jugend
„Nichts kann uns in der Absicht
beirren, den Dialog mit der Jugend
zu beginnen und zu einem guten
Ende zu führen,“ sprach der Wolf
zum Rotkäppchen.
Alternativen zur Wohnmaschine
Zukunft der Arbeit —
Zukunft des Wohnens
Fachtagung ’82 der Hamburgi-
schen Architektenkammer am 4,3,
82, 9 - 15 Uhr, Kath. Akademie,
Hamburg, Herrengraben 4,
Vorgesehen sind u,‚a, Referate
von E,.Mühlich (Von der Arbeitslo-
sigkeit zur Eigenarbeit — neue An-
forderungen an die Wohnungspoli-
tik), W.Kröning (Alternativen zum
gewöhnlichnen sozialen Wohnungs-
bau), Roland Günter (Eigenarbeit
vor der Haustür), Per Krusche (Ei-
genarbeit ökologisch - die Wieder-
entdeckung der dezentralen Selbst-
versorgung). Unkostenbeitrag DM
20,- (ARCH+ wird in der nächsten
Nummer 62 — Ökoheft — ebenfalls
auf dieses Thema eingehen). zu
überweisen auf Kto, 1280/ 161645
Hamburg. Sparkasse (BLZ 200 50
550), schriftliche Anmeldung er-
wünscht.
Abgesang
River of no return, oder:
Ratlos kullern die Einweg-
flaschen ins Löwen-Thal
Ein deutsches Märchen
Der Löwen ist ein alter deutscher
Strom, einer seiner Hauptströme,
Seine Eigenart ist: die hohl gurgeln-
den Wasser reden immerfort, manch-
mal sangen sie auch, manchmal frei-
lich hat’s ihnen auch die Sprache
verschlagen.
Siegerkranz, Reparationen waren zu
bezahlen, und nichts war mehr zu
reparieren.
Da begannendie Flußgötter einen




dem FIuß Löwen schwammen Blut-
lachen, Als die Flußgötter Ebert
und Noske zu allem Überfluß auch
noch im FIuß baden gingen und sich
dabei erwischen ließen, schrien die
konservativen Schuldenberge zu bei-
den Seiten des Löwenthales auf —
erst das brachte sie zum Entsetzen:
der Flußgott inder Badehose!! (Beim
Krieg gegen die Wassertropfen hatten
sie den Flußgöttern aus dem Trocke-
nen zugejubelt, leise, hinter verhal-
tener Hand, versteht sich!)
Eine Weltwirtschaftskrise wie
später wieder um 1980 und die rat-
lose Politik des Löwen-Stromes lies-
sen die bekannten anderen Kräfte
an die Macht kommen ganz legal,
ganz legal; unterstützt durch Rüs-
tungs-Lobbyisten wie Krupp u,‚a,
Da erkannte der Ex-Schatzgott
des Stromes, Hilferding, daß das Fi-
nanzkapital doch nicht das höchste
und letzte Stadium des Kapitalismus
sei und daß der Sozialismus (was ist
das?) keineswegs an- oder ausbricht,
wenn ein Dutzend Direktorenpos-
ten mit Sozialisten‘ besetzt wer-
den. Hilferding schwor seinem Schü-
ler Lenin (”Der Imperialismus als
höchstes”, letztes, in Fäulnis über-
An der Quelle gab der Löwe noch
sehr laute Töne von sich: ”’Auf zum
letzten Gefecht...‘” und Brüder, zur
Sonne, zur Freiheit!‘’ sangen die
Wassertropfen. Im weiteren Strom-
verlauf hörte das bald auf: Der Kai-
ser errichtete eine Militärdiktatur.
Der Strom wurde verboten; es sei
denn, er sei bereit, ein Altersruhe-
geld anzunehmen, Dazu war der
Strom noch zu jung,
Kurz darauf war er schon ver-
greist. Als der nächste Kaiser sprach:
"Ich kenne keine Parteien mehr, ich
kenne nur noch Deutsche!” gurgel-
te der Strom: "Heil Dir im Sieger-
kranz.’”’ Ganz leise, Schon da war der
Strom in die Talsohle - River of no
return - gerutscht. Später nannte
man dies das Löwenthal. Das Un-
mensch-Wort: "Menschen material”
wurde erfunden und in den ”Abnut-
zungsschlachten‘” von Verdun und
Langemarck in die Tat umgesetzt,
Viele Tropfen des Löwen-Stroms
wurden zu Material, wurden zu To-
de abgenutzt: "Heil dir im Sieger-
kranz!””
Doch danach, Schwamm drüber,
schwamm der Strom weiter, wie ein
Fisch im Wasser, Aus war’s mit dem
"Wir dürfen nicht schweigen!”
Eine von Julius Posener formulierte Stellungnahme
des Deutschen Werkbundes Berlin
Der Deutsche Werkbund Berlin
will sich der Aufforderung nicht
entziehen, gegen die Bedrohung
des Friedens seine Stimme zu er-
heben.
Die Politiker meinen, die Frie-
densbewegung habe am’ 10. Ok-
tober in Bonn ihren Höhepunkt
erreicht.
Sie irren.
Die Sorge um‘ den. Frieden
wächst.
Was sie Vernunft nennen, ist die
leere Hülle eines Begriffs gewor-
den, ist nicht mehr als die Un-
fähigkeit - oder der Unwille -, dem
ins Auge zu sehen, was man
selbst vorbereitet.
Was sie Verteidigung nennen, ist
die leere Hülle eines Begriffs
geworden, ist nichts mehr als die
Unfähigkeit - oder der Unwille -
sich vorzustellen, was das sein
würde, eine Verteidigung an der
deutsch-deutschen Grenze.
Die Freiheit endlich, die wir alle
meinen, wird die Verteidigung,
die die Politiker meinen, nicht
überleben: den  atomischen
Warnschlag, der - vielleicht -
nicht beantwortet wird; den ato-
mischen ‚„Schlagabtausch‘‘, der
rein taktisch bleibt und nicht
mehr Opfer kostet als hundert-
fünfzig Millionen; und endlich,
dann. ...
Wir wissen, niemand will den
Krieg.
Ob man jedoch etwas vermeiden
kann, das man so genau vorberei-
tet, das bleibt eine offene Frage.
Die Antworten, die die Geschich-
te gibt, ermutigen nicht; und wer
da meint, das Gleichgewicht der
Abschreckung sei sicher als
Gleichgewicht - und als Ab-
schreckung -, macht sich oder
uns etwas vor.
Aber selbst, wenn das Schlimm-
ste, wenn der atomare Krieg ver-
mieden wird, die Rüstung selbstbedroht den. Bestand.derMenschheit:Hunderte von Million n hungern -
weil wir rüsten.
Wir dürfen nicht schweigen.
Schweigen könnte als Zustim-
mung gedeutet werden.
Wir stimmen nicht zu.
Wir stehen füreinen Frieden ohne
Bedingungen.
Wir stehen für den Frieden.
gehendes, "Stadium des Kapitalis-
mus”) ab ,gingin den Grund des Stro-
mes, fand dort (seinerseits) nur Ge-
röll — und ging darin unter, Hilfer-
ding wollte noch einmal zum Lö-
wenthal heraus, aber es war schon
zu spät. River of no return, (Der
alte Hilferding, der Finanzkapital-
Hilferding, nicht der im Geröll elen-
diglich zugrundegegangene, stand
dann. 20 Jahre später Pate, als der
Löwen-Strom unter der Godesburg
kurz vor Bonn angekommen war,)
Hitlerei zuende, Der Strom,
wieder erlaubt, floß weiter. Er hatte
einige seiner Quellen verloren oder
vergessen, aber er floß weiter,
Post festum nach dem Krieg gur-
gelte er: Nie wieder Krieg!‘ (Mit
gutem Recht: Hatte doch nicht er
die Hitlerei und den Krieg verschul-
det, sondern viele jener, die sich un-
ter dem hohen ”C” zusammenfan-
den,)
Und als die Wassertropfen riefen:
"Kampf dem Atomtod! Für die fried-
liche Nutzung der Atomenergie!’
setzten sich die Flußgötter an die
Spitze der Wasserbewegung, pfiffen
am lautesten das Angstlied, und pfif-
fen auf die Wassertropfen, UÜbrig
blieb:‘Für die friedliche Nutzung
der Atomenergie!” Der Strom ver-
einnahmte sein linkes Ufer, riß es
mit sich und legte es still,
Der Strom wurde trotzdem im-
mer breiter, Als er die Godesburg
passiert hatte ,ging’sgeradewegs nach
Bonn, Der oberste Flußgott trällerte
das schöne Lied von ‘Mehr Demo-
kratie wagen!” Der Strom wurde
immer breiter und immer flacher.
Er schwemmte immer mehr Sand-
inseln auf, schien sich gar schon
manchmal vor Sandinseln zu spal-
ten, aber die Wasser strömten wie-
der zusammen und die Tropfen
merken nicht, daß es mit der Quali-
tät des Wassers längst vorbei war,
daß der Stromeine stinkende Kloake
geworden ‘war, wert, verrohrt zu
werden, sie merkten es nicht und
ließen sichs wohl sein, Die Fische
im Wasser starben an Sauerstoff-
mangel.
Der Strom wurde immer breiter,
flacher und träger. Er bestellte sich
einen neuen geschäftsführenden
Flußgott - ein jeder seines Glückes
Schmidt. Der sprach nur noch von
"Krisenmanagement‘” und die Was-
ser standen still. Das. ging solange
gut, so lange gemanagt werden
konnte und die Krise noch bevor-
stand, Als dann die Krise - nicht
ganz unverschuldet - hereinbrach,
zeigte sich, wer wen managet: die
Krise den Manager
Die Wasser standen still, Der
Strom stank wie ein verwesender
Leichnam, Die Tropfen bekamen
Angst und wagten nicht mehr zu
hoffen,
Da sprach einer für die Ideolo-
gie zuständigen Flußgötter (er nann-
te sich nach dem Fluß): ’’Wir lassen
uns unsere arbeitsteilige Wasserorga-
nisation nicht kaputtmachen, und
wenn sie noch so zum Himmel
stinkt!”
Doch da war unterdessen das
Wunder schon geschehen, das Wun-
der, auf das die Tropfen nicht mehr
zu hoffenwagten. Die Wasser teilten
sich von der Giftbrühe, Ein Strom
klaren, reinen Wassers sonderte sich
ab -grünschillernd, Die allein gelas-
sene Giftbrühe erlebte eine chemi-
sche Reaktion: sie verwandelte sich
in lauter Einwegflaschen, die um sich
selbst rotierten und die anderen
Flaschen an der Bewegung hindern,
Und so rotieren sie noch heute
— giftschaumgebremst,
River of no return, Marc: Fester
Hin-Sicht: Neue Bücher und Zeitschriften
Evers, A., Selle, K. (Hrsg.): Wohnungs-
nöte - Anregungen zur Initiative an Ort
und Stelle: Neue Wege in der Wohnungs-
politik fischer alternativ Magazin Brenn-
punkte 26. Frankfurt/Main 1982
Das Ziel der Herausgeber gibt der Untertitel
„Anregungen zur Initiative an Ort und Stelle“
wieder. Die Anregungen bestehen aus 17 Ein-
zelbeträgen, die in drei Gruppen zusammenge-
faßt sind:
® Einordnende Abhandlungen „Wohnungs-
not und Wohnungspolitik, Handlungsfel-
der, Handlungsansätze“ mit Beiträgen aus
dem wissenschaftlichen Bereich;
Beiträge von Intitiativen „Gemeinsam sind
wir stark. Initiativen der Betroffenen“. Das
Spektrum ist absichtlich breit und reicht
vom Berliner Mieterverein (Horst Riese)
bis zu einem Instandbesetzerbericht von
Wolfgang Becker
Beiträge aus der kommunalpolitischen
Praxis „Weder schuld - noch hilflos - was in
den Institutionen auf kommunaler Ebene
getan werden könnte“ mit Ideensamm-
lungen aus Köln (Uwe Kessler), Wiesbaden
(Hartmut Steinbach), Oldenburg und
Hamburg. (Autorenkollektive).
Mir fällt spontan folgendes auf: Das Konzept
baut auf eine „Koalition von unten“, an der
sich Betroffene, Planer, Kommunalpolitiker
und Wissenschaftler gleichermaßen beteiligen
sollen und können. Zu dieser Koalition gehört
ein weites pluralistisches Herz und offensicht-
lich ein sehr bewußter Verzicht auf die in der
Vergangenheit als lästig kennengelernte ’Ab-
grenzung’ von verschiedenen Positionen. Be-
sonders deutlich kommt dies im ersten und
letzten Teil zum Ausdruck.
Während Thomas Schaller z.B. als „alterna-
tiver“ Kommunalpolitiker letztlich den fortge-
setzten Agglomerationsprozeß der Zentren
insgesamt aufhalten und durch eine dezentra-
le Siedlungspolitik ersetzen möchte, hat das
sozialdemokratische Autorenkollektiv (H.
Ekelund, B. Leutner, M. Sachs, K. Wand) als
Hauptsorge die Verstärkung des Wohnungs-
neubaus, dessen Finanzierung selbstverständ-
lich gründlich geändert werden soll.
Schade, daß diese beiden Positionen nicht
zur Gegenüberstellung und Diskussion ge-
nutzt werden.
Nicht selten hat man den Eindruck, daß die
Auseinandersetzung über die „Wohnungsfra-
ge“ schon einmal weiter war, daß sie z.B. den
Zusammenhang zwischen gesellschaftlicher
Benachteiligung und Benachteiligung auf dem
Wohnungsmarkt oder den Zusammenhang
zwischen Bauwirtschaftsentwicklung und
Entwicklungen im Wohnsektor sichtbar ma-
chen konnte. Dieser Anspruch stand bei der
Zusammenstellung dieses Buches offenbar
nicht im Vordergrund, sonst hätten die be-
nachteiligten Gruppen anders herausgearbei-
tet werden müssen, ebenso das, was Stamokap
- Anhänger den wirtschaftlich - technischen
Komplex nennen. An dieser Stelle hätte ich
auch die Einordnung der gewerkschaftlichen
Diskussion erwartet, die sich im Oldenburger
Beispiel auf die Verstärkung kommunaler
Themen in der gewerkschaftlichen Diskussion
beschränkt.
Schauen wir den anderen Teil, den Ab-
schnitt über die Initiativen an - insgesamt 8
Aufsätze. Jeder weiß, daß Initiativen besser
sprechen als schreiben - das wird auch in die-
sem Band deutlich. Dann müssen wir die Au-
toren herausfinden, die mehr „über“ Initiati-
ven als über „ihre“ Initiative schreiben. Uli
Hellweg, dessen Beitrag zu den informativsten
gehört, zählt zu dieser Gruppe, ebenso die Be-
richterstatter über das Aktionsforschungspro-
jekt „Milieu und Stadtteilkultur“. Im Prinzip
muß auch Wolfgang Beckers Besetzerbericht,
in dem mehr der freie Mitarbeiter der Tages-
zeitung als das Mitglied einer Besetzergruppe
schreibt, dazugezählt werden. Bleiben also 5
„echte“ Erfahrungsberichte:
@ der Berliner Mieterverein,
® der Verein Mieter helfen Mietern in
Hamburg,
® die Sozialistische Selbsthilfe Köln,
® die Chorweiler Selbsthilfe und
® der Förderturm e.V. Dortmund.
Die beiden Mietervereine herauszustellen und
diese Beispiele zur Nachahmung in anderen
Städten zu empfehlen, ist ganz im Sinne des
Titelversprechens. Ob die anderen drei Berich-
te das Spektrum von Betroffenen - und Selbst-
hilfeinitiativen ausreichend abdecken, ist frag-
lich. Die beiden Kölner Initiativen - das So-
zialistische Selbsthilfe Kollektiv, das Hausge-
meinschaften für sonst völlig Ausgeschlossene
aufbaut, sowie die Chorweiler Selbsthilfe, die
um eine Begegnungs- und Freizeitstätte im
wachsenden Neubaughetto kämpft - haben
bereits ihren eigenen Mythos, nur ist ihre Ar-
beit bedeutsamer als das, was sie davon dar-
stellen konnten.
Zum Schluß ein ganz anderer Gedanke: Die
Autoren sind vornehmlich Architekten,
Volkswirte, Soziologen und _Sozialpäd-
agogen, viele Anfang 30. Wahrscheinlich zer-
brechen sich viele von ihnen den Kopf über
ihre berufliche Weiterentwicklung. Es ist auch
nicht ausgeschlossen, daß dies in vielen Initia-
tiven ähnlich ist.
Die Frage ist, was für ein Buch gäbe es,
wenn die gleichen Leute über die gleiche Ar-
beit unter dem Titel: „Verbindung von beruf-
lichem und politischem Anspruch“ schreiben
würden. Ich denke dabei an die früheren Be-
rufsbilddiskussionen u.ä. Denkbar ist, daß
manche Berichte unter diesem Vorspann
ehrlicher abgehandelt wären - nur: Würden
das Buch dann so viele kaufen - lesen?
Wulf Eichstädt
Statt - Versuch einer neuartigen
Zeitschrift für Architektur,
Plan Planer, Ingenieure
Im Stadtwald alternativer Publikationen ist
ein neuer Sprößling aufgetaucht: „szatt Plan -
Berliner Streitschrift für Angestellte in
Architektur- und Ingenieurbüros und Verwal-
tung“. Weckt der Titel zunächst Remiszen-
zen an die derzeit blühende Stattkultur, so
scheint die angesprochene Zielgruppe nicht so
recht ins Stattbild zu passen. Ein Spannungs-
verhältnis, das sich beim Lesen als Konzept
erweist.
„StattPlan ist die erste Zeitung für
Beschäftigte in Architektur- und Ingenieurbü-
ros, die sich sowohl mit den Arbeitsbe-
dingungen als auch mit den Arbeitsinhalten
kritisch auseinandersetzt“, heißt es im Edito-
rial, „stattPlan will Kontakte zwischen
Berliner Bürgerinitiativen und Angestellten in
Planungsbüros vermitteln ... stattPlan will
einen Beitrag leisten für die Erarbeitung von
Gegenvorstellungen zur herrschenden Berli-
ner Bauplanung, wie sie in zahlreichen
Initiativen, Selbsthilfen und Instandbeset-
zungen schon zum Ausdruck kommen“.
Die Zeitschrift, die „von gewerkschaftlich
organisierten Angestellten gemacht wird“
(Editorial), versteht sich also nicht nur als
Gewerkschaftsmagazin mit Schwerpunkt Ta-
rifpolitik, sondern bewußt auch als kritische
Fachzeitschrift. Sie bezieht den Gegenstand
der fachlichen Arbeit und die Betroffenheit
von Architektur und Planung ebenso in ihr
Engagement ein wie die eigene Lohnab-
hängigkeit. Zweifellos ein neues Konzept,
wenn man bedenkt, welchen Stellenwert
Arbeitsbedingungen und Tariffragen in Fach-
zeitschriften wie ARCH+ oder Bauwelt. bzw
Probleme des Gebrauchswerts von Architek-
tur in den einschlägigen Gewerkschaftsmaga-
zinen von BSE bzw. ÖTV einnehmen.
Um eine solche Zeitschrift zu machen,
bedarf es eines anderen Verständnisses von
Gewerkschaftspolitik als dies heute noch in
weiten Kreisen des DGB und der Einzelge-
werkschaften der Fall ist. Die Berliner BSE ist
ein unrühmliches Beispiel dafür, wie ge-
werkschaftliche Politik die Augen verschlie-
ßen kann vor den Lebensinteressen der
Lohnabhängigen, die über Tarifpolitik und
Arbeitsplatz hinausgehen. Ob Kernkraft oder
Autobahnbau im Tegeler Forst - Die BSE hat
keine Probleme damit, solange an das Dogma
der Arbeitsplatzsicherung durch technologi-
sche Großprojekte geglaubt wird.
StattPlan versucht Zusammenhänge und
Widersprüche dieser Art aufzuzeigen, die
verordnete Abschottung zu durchbrechen.
Die Reaktionen des Gewerkschaftsapparates
hierauf sind barsch; sie führten unlängst zum
Ausschluß des Vorsitzenden der BSE-Fach-
gruppe Angestellte in Architektur- und
Ingenieurbüros. Um so höher ist der Versuch
zu bewerten, trotz der Anfeindungen und
Abspaltungsversuche leichenstarrer Gewerk-
schaftsbürokraten nicht einfach in die freie
Republik Kreuzberg zu fliehen, sondern den
Kontakt mit den Kollegen in den Büros und
Verwaltungen zu suchen. Daß hinter den
Schreibtischen in Ämtern und Büros nicht
immer nur desinteressierte Pensionsanwärter
sitzen, hat sich in den letzten Monaten oft
genug gezeigt. In den Öffentlichen und
privaten Unterstützungsaktionen von Fach-
leuten war nicht nur politische Einsicht in die
Ziele von Instandbesetzung wie Erhaltung
preiswerter Wohnungen etc. zu spüren,
sondern immer auch ein Stück soziale
Neugier, persönliches Interesse an neuen
Formen des Zusammenlebens und -arbeitens.
Dieses Interesse an der Veränderung der
eigenen Lebenssituation, die Hoffnung wach
zuhalten, soziale Isolation und berufliche
Entfremdung zu bekämpfen, eine entspre-
chende Veränderung gewerkschaftlicher Poli-
tik und Apparate zu erstreiten ... So etwas
könnte das Konzept einer Zeitschrift wie
stattPlan sein, die eine Brücke zwischen
traditonellem Berufsalltag und den neuen
Formen und Inhalten sozialen Lebens schla-
gen will.
StattPlan ist auf dem Weg, eine solche
Brücke zu bauen. Die ersten Nummern - drei
sind bisher (leider in etwas unregelmäßigen
Abständen) erschienen - greifen sowohl
Themen der Lohnabhängigkeit (Rationali-
sierung in Architektur- und Ingenieurbüros,
Tarifpolitik, Berichte aus Büros) wie der
Fachinhalte (Auswirkungen der Moderni-
sierungsprogramme, Instandbesetzung, Mie-
ten) auf.
Freilich: mehr aktuelle Informationen aus
Büros und von Baustellen - den alternativen
wie den konventionellen - wäre wünschens-
wert. Mehr Streitschrift - wie im Untertitel
angekündigt; noch zu sehr schimmert der
Versuch durch, Differenzen innerhalb und
außerhalb der Redaktion unterzubügeln - was
Widersprüche im Text freilich nicht aus-
schließt. Zumindest bei den größeren Arti-
keln, die Position beziehen oder kommentie-
ren, sollte der Autor identifizierbar sein;
zumal viele Artikel ohnehin in einem (zu?)
sehr persönlich gehaltenen Stil geschrieben
sind.
Genug der guten Ratschläge. Schließlich
gilt auch für stattPlan die Binsenweisheit: eine
Zeitschrift ist nur so gut, wie die Leser sie
machen können (und wollen).
Wer die Aufforderung ernst nehmen will,
richte sich an:





Selbsthilfe im Sanierungsmorast und Neofor-
malismus auf städtischen Fassadenausstel-
lungswänden: das ist die Lage. Das ist so
schön weit weg voneinander, verschiedene Or-
te in der Stadt: Arbeiterviertel und Kulturcity;
verschiedene Objekte: billiger Wohnraum für
die sozial Schwachen und Dekoration gehobe-
ner Stadtlagen zugunsten großer Investoren;
verschiedene Leute: die, die noch im Kopf
haben, was sie einmal wollten, und die, denen
keine Anbiederung zu blöde ist, um einen neu-
en Auftrag zu kriegen. Auf der einen Seite
etwa das verrottete Fallrohr in einem mehr-
heitlich von Ausländern bewohnten Haus und
die Frage, ob man es in Eternit oder Plastik
ersetzen soll, weil das unbedenkliche Gußeisen
zu teuer ist, auf der anderen Seite Buntstift-
zeichnungen und Vogelperspektiven, die
einem neoneoklassizistischen Stadtbild gel-
ten, das nur im Kopf funktionieren kann. Sind
wir damit zufrieden?
In Heft 46 (Technologie und Massenästhe-
tik) wurde dieser Gegensatz von verschiede-
nen Seiten her beschrieben und begrifflich ge-
faßt, u.a. so, daß es um ein zwangsläufiges
Auseinandertreiben ehemals im Architekten
vereinigter Produktionsweisen geht, wobei die
ästhetische Initiative fortschreitend übergeht
auf die, die die ingenieursmäßig erstellten Be-
hausungen bewohnen oder sonstwie benutzen.
Aber das ist eine Perspektivaussage: solange
einerseits die Nutzeraktivitäten in Innenaus-
stattung stecken bleiben, andererseits über ab-
gehobene Ästhetik immer noch Wettbewerbe
gewonnen werden, wäre es unsinnig, wollten
die oppositionellen Architekten auf die Kraft
des Ästhetischen verzichten. Moralischer
Rigorismus bringt nicht wenige, die eigentlich
vom Entwerfen träumen, dazu, sich selbstver-
leugnend nur nocht mit Mietproblemen,
Wärmedämmungen, Modernisierungszu-
schlägen und was es dergleichen Erfreuliches
mehr gibt, zu beschäftigen. Das ist natürlich,
so wie die Dinge liegen, naheliegend und
schwer vermeidbar. Aber deshalb die eigenen
ästhetischen Wünsche gewaltsam zu unter-
drücken, das ist falsch, führt zum Selbsthaß
und schwächt. Man spürt es förmlich im Sa-
nierungsviertel: der Sanierungsalltag bringt
die Stärksten zur Strecke. Natürlich macht es
keinen Spaß mehr, und je weniger es noch
Spaß macht, desto verbissener arbeiten die
Spezialisten vor sich hin, immer isolierter,
denn wenn man sich selbst schon kaum noch
verhehlen kann, daß es keinen Spaß mehr
macht, dann bleibt zur Kooperation mit ande-
ren kein Nerv mehr. Augen zu und weiterma-
chen. Sonst kommen Fragen auf wie die, ob
man denn nun wirklich dazu bestimmt ist, im
Dreck zu waten und gegen zynische Bürokra-
tien und Investorencliquen anzurennen, und
ob nicht eine zarte Verbindung von etwas
mehr Kriechen und kräftesparendem Neubau
nicht endlich auch mal ganz schön wäre.
Freilich, wer seine Wünsche kennt und
liebt, für den ist auf der anderen Seite auch
kein gutes Leben möglich. Zeichnen kann man
viel, aber was interessiert das die Investoren?
Da muß eben die Raumkubatur stimmen. Da
hilft auch eine ästhetische interessierte Ver-
waltung nicht. Wo die Ästhetik Geld kostet,
will der Investor Gegenwert sehen, z.B. ein
Stockwerk drauf, und die Asthetik hat sich zu
strecken. Und esist auch kein Geheimnis, für
welche Ästhetik der Staat zuzahlt und für wel-
che nicht. Eine Chance hat hier nur die folgen-
lose Ästhetik, die abgetrennte, resignierte,
saubere. Daß sie in der Wirklichkeit dann
nicht so pflegeleicht ist, wie sie aussieht, ist ein
anderes Problem. Schmutzige, fantasiereiche,
lebendige, eine für tausend soziale Wünsche
offene Ästhetik hat diesem Markt keine
Chance. Gefördert wird nicht eine Asthetik,
die die wirklichen Verhältnisse aufgreift, an
ihnen arbeitet, in sie eingreift, sondern eine,








Wänden und glatten Abschlüssen überklebt.
Eine wunschausdrückende Architektur ist
noch lange keine willkürliche oder bizarre.
Willkürlich ist vielmehr, daß im heute Gebau-
ten die Wünsche der Menschen nicht mehr
vorkommen. Wünsche gehen nicht auf
Träume und Schäume, sondern auf Reales.
Wer wünscht, will etwas haben. Was als
Gebautes, als Stadt, wollen wir eigentlich
haben? Diese Stadt vor unserer Tür doch si-
cherlich nicht. Ein eindrucksvolles Beispiel für
den Realismus der Wünsche war das Berliner
IBA-Hearing. Es ging da in weiten Bereichen
um die Nutzung von leergeräumten Bahnhofs-
geländen, insbesondere die Fläche des Potsda-
mer Bahnhofs. Investoren wollen da bauen,
die IBA hatte Fabrik und Wohnbau vorge-
schlagen. Beides muß sein. Aber hat das mit
unseren Stadtwünschen etwas zu tun? Wün-
sche ich mir ein Stadtzentrum, das mit Nix-
dorf und Wohnbauten der diversen Abschrei-
bungs-GmbH-und Co-KGs vollgestellt ist?
Was Kleihues will, ist, daß die Zwecke erst ein-
mal geschluckt werden, und dann, bei der Fra-
ge der Bebauungskanten und Fassadenfor-
men, darf das Wünschen anfangen. Das war
den meisten Beteiligten aber an dieser Stelle zu
wenig (daß ihnen auch die angebotene ästheti-
sche Menge zu wenig wäre, kann man voraus-
setzen). Sie äußerten den Wunsch, auch so
teure Teile der Stadt (teuer durch den Staat
der DDR abgekauft) für sich als Privatmen-
schen haben zu dürfen, nämlich als die Masse
derer, die sonntags nicht in ihrer voll stereofo-
nisierten Wohnung sitzen möchten, sondern
sich in einer erlebnisversprechenden Stadtsze-
ne ergehen. Und was wünschten sie sich?
Keine große Architektur. Sondern es gab ei-
gentlich nur zwei einander relativ nahestehen-
de Varianten. Der eine verbreitete Wunsch
war, weiter dort den Flohmarkt und das
Tempodrom besuchen zu dürfen. Die andere
Variante war Andreas _Reidemeisters
Versuch einer architektonischen Formu-
lierung dieses Wunsches, verbal vorsichtig auf
dem Hearing angedeutet, zu sehen gewesen als
„Utopie des Stadtraumes“ in der kleinen Aus-
stellung der Berlinischen Galerie in der Jeben-
straße, „Berlin im Abriß“.
Was dieses Beispiel zeigt, ist doch ganz
schlicht dies, daß die Wünsche Handfestes
und Praktikables meinen, daß es aber für diese
öffentlichen Gebrauchswerte kein Geld gibt,
weil keiner daran verdient. So wird ein
Wunschobjekt, ein wirklicher Gebrauchswert,
plötzlich zur Utopie, zum Willkürlichen, Un-
angemessenen. Angemessen ist nur die ästheti-
sche Ausschmückung der Klöpse, die die
Herren Investoren und die potenten Organisa-
tionen ohnehin in die Stadt setzen wollen. Wir
anderen, die eine Stadt und kein Investionsge-
lände haben wollen, können sehen, wo wir
bleiben. Das muß man schon so klar und
ernüchternd sehen, denn erst dann kann man
seine Wünsche auch klar formulieren. Diese
Wünsche müssen nicht so konsensbildend sein
wie beim Beispiel Potsdamer Bahnhof, es kön-
nen minoritäre Wünsche sein, verschwiegene,
private, männliche und weibliche Wünsche im
Widerspruch zueinander, es können die
Wünsche verletzter und kranker, müder und
verzweifelter Menschen sein: solange wir un-
sere Wünsche nur überhaupt so weit treiben.
Die vielen Wünsche müssen die Stadt ergrei-
fen und das Gebaute bestreiten. Wir leben in
einer Umwelt, in der alles mit Zeichen zuge-
pflastert ist, aber nichts mehr erscheint.
Wunscharchitektur wäre der Wunsch nach
Sichtbarkeit, Besonderheit, Geschichte, Er-
fahrungstiefe, Lebensspuren, Widersprüchen,
Lebendigkeit - insofern überhaupt erst wieder
der Wunsch nach Architektur.
Das Äußern bleibt natürlich ein Akt der
Ohnmacht. Aber wer kein Flugzeug hat, wird
deswegen nicht auf Bewegung verzichten. Vie-
le solcher Wunscharchitekturen sind längst zu
Papier gebracht, fielen in Wettbewerben
durch, liegen in Schubladen oder hängen an
privaten Wänden. Gesucht sind Entwürfe, die
dabei sind, dem formalen Architekturzwang,
der ein Asthetik gewordener Zwangszusam-
menhang staatlich geregelter Anschaulichkeit
ist, zu entgehen und diejenigen nichtunter-
drückten individuellen Charaktere zu formu-
lieren, die in unseren Köpfen inmitten von po-
litischen Niederlagen, Beziehungskrisen, Kri-
sen der eigenen Person und Selbstfindungs-
versuchen so langsam am Reifen sind - Archi-
tekturen, die nicht mehr das zwangsverwöhn-
te Ganze sein wollen, sondern ein begrenzter,
besonderer, unerbittlicher Anspruch ans
Gebaute.
Sendet uns Eure Vorschläge ein! - aber keine
Design- Projekte, sondern Beispiele von er-
fräumten oder gebauten Wunscharchitektu-
ren.
Wir erwarten Projekte mit knappster Erläu-
terung.
Die Projekte sollen beispielsweise anhand
eines kurzen Kommentars Auskunft geben
über:
® Art
® sozialer ökonomischer und ökologischer
Realitätsfundus
und
® Bedeutung des Wunsches
Über die Projekte wird eine Jury befinden, die
sich u.a. aus Dieter Hoffmann-Axthelm,
Lucius Burckhardt, Nikolaus Kuhnert zusam-
mensetzt.
Gegen Ende des Jahres wird ARCH*+ die ein-
gegangenen Beiträge veröffentlichen.
Architektur aktuell a
Eine Geschichte fängt wie ein Märchen an: Es
war einmal eine arme aber schöne Tochter
einer Magd im Königreich Dänemark. Der
König aller Dänen, Frederik VII., verliebte
sich in sie, heiratete sie und machte sie zur
Gräfin von Danner. Als der König hochbetagt
starb, hinterließ er seiner Frau viel, viel Geld.
Die Gräfin hatte ihre Herkunft nicht verges-
sen und ließ im Zentrum von Kopenhagen ein
Haus für alleinstehende Frauen der Arbeiter-
klasse bauen. Bis Ende der 60er Jahre diente
das Danner-Haus seinem ursprünglichen
Zweck, dann ging der Stiftung das Geld aus,
das Haus stand leer und unter Denkmalschutz
und verrottete leise vor sich hin.
Ende der 70er Jahre warfen ungefähr 30
unterschiedliche Frauengruppen ein gemein-
schaftliches Auge auf das traditionsbeladene
Haus, geeint von dem Gedanken, ein Frauen-
haus daraus zu machen. Als sie mit der Stadt
in Verhandlungen über eine Nutzung treten
wollten erfuhren sie, daß es gerade an eine
Consulting-Firma verkauft worden war. Was
tat frau folgerichtig? Am 2. November 1979
wurde der Backsteinbau mit seinen Rundbö-
gen am Giebel, den romanisierten Fenstern
und seinen 52 winzigen Wohnungen besetzt.
In den folgenden 3 Monaten sammelten die
Frauen unter großer öffentlicher Anteilnahme
die Summe, die für den Erwerb des Hauses
notwendig war. Am 1. April 1980 legten sie 1
Millionen Mark auf den Tisch der Consulting-
Firma und wurden die Eigentümerinnen.
Der Hauptteil der Arbeit lag - wie der
Griesbreiberg im Märchen - vor ihnen: das
total verbaute Gebäude mit seinen parzellier-
ten Räumen, 6 Klos und nur kaltem Wasser
mußte nutzbar für die verschiedenen Grup-
pen gemacht werden. Pläne wurden entworfen
und verworfen - ein Teil sollte eine Zuflucht-
stätte für mißhandelte Frauen sein, ein Teilein
Kulturzentrum mit Werkstätten und im Keller
ein Cafe als Kommunikationszentrum, wo
auch Männer hinein dürfen.
Die Frauen wollten die Um- und Ausbau-
ten, die notwendige Isolierung, eine Trocken-
legung des Kellergeschosses und die stilechte
Restaurierung der Fenster und Türen selbst
machen. Dazu war es nötig, von den verschie-
densten staatlichen und städtischen Quellen
Geld loszueisen. So z.B. vom Ministerium für
Erziehung, von einem Programm für Arbeits-
lose, vom Ministerium für Bildung und Arbeit
usw. Ohne die solidarische Hilfe und die
heißen Tips von Frauen in den Institutionen
wäre es kaum möglich gewesen, die nötigen
Mittel zu beschaffen.
Und der praktische Teil: ein paar Fach-
frauen aus dem Bereich Maurerei, Tischlerei,
Malerei bildeten mit jeweils 4 ungelernten
Frauen eine Arbeitstruppe. Preiswerte, um-
weltfreundliche und dem Charakter des
Gebäudes angepaßte Techniken wurden je-
weils in einem „Modellzimmer“ erprobt,
diskutiert, verbessert und erst dann im ganzen
Haus angewandt. Betonguß z.B. war nicht
praktizierbar, da sonst das Haus zusammen-
gebrochen wäre. Jede Gruppe arbeitete in
eigener Verantwortung, es gab und es gibt
- denn der Umbau ist noch nicht abgeschlos-
sen - keine Kontrollinstanz; jede Frau arbeitet
so gut und genau, daß die Qualität der
Handwerksarbeit die der meisten Firmen
übersteigt. Und die Architektinnen mußten
lernen, ihre Pläne auch für Laien lesbar zu
zeichnen.
Das Danner-Haus in Kopenhagen, ein
handfest gewordener Traum - gibt nicht nur
Frauen einen eigenen Raum, sondern machte
aus ungelernten Frauen kompetente Hand-
werkerinnen.
Die andere Geschichte hat nichts Märchen-
haftes an sich, sie ist vielmehr ein kleines Stück
Kampf gegen die Hoffnungslosigkeit in
Harlem, N.Y. In einem privat initiierten
Projekt unter den Fittichen von ..Green Hope“




und von viel Arbeit
Margit Miosga
und „National Congress of Neighbourhood
Women“, lernen strafentlassene Frauen aus
Harlem die Fertigkeiten einer Maurerfrau,
Elektrikerin, Malerin und Klempnerin. Als
Sanierungsarbeiterinnen reparieren sie in den
zerborstenen und verbrannten Straßenzügen
Häuser, wo ein menschliches Wohnen unmög-
lich geworden ist. Während ihrer Ausbil-
dungszeit in den ungenützten Werkräumen
einer Schule offerieren sie einen Reparatur-
service zum Materialpreis: Nachbarschafts-
hilfe mit Lerneffekt.
Das vielfältig und kompliziert finanzierte
Projekt „Building for Women - a work-
training program in gut renovation for women
exoffenders in N.Y. City“ hat vor ein paar
Jahren eines der traditionellen „brownstones“
- mehr Haus als Ruine - für die Frauen
gekauft. Heute ist es das, was man dann „ein
’anner-Haus. Koper: Renovierende Fr
Schmuckstück“ nennt. Es ist für viele der
Frauen die erste Wohnung in ihrem Leben
- außer dem Knast, es hat wieder Hoffnung
geschaffen, denn gleich nebenan hat eine
Gruppe von Straßenjugendlichen mit einem
Erwachsenen eine ähnliche Aufbauarbeit
angefangen. Und die jetzt professionellen
Frauen werden von anderen, privaten Haus-
besitzern als Sanierungstrupp angeheuert.
Leider hat der Erfolg auch seine Schatten-
seiten: erstens haben Spekulanten Interesse an
den wieder bewohnbaren Straßenzügen ge-
wonnen, so daß die Hausruinen mittlerweile
für die Gruppen unerschwinglich geworden
sind und zweitens hat die Schere im Budget
auch hier zugeschnitten: die Mittel für die
Ausbildung sind gestrichen.
Vorgestellt wurden diese Projekte - neben
anderen - auf einer Tagung, die am 5. und 6.
Dezember 1981 in Berlin stattfand. Unter dem
unförmigen Titel: „Neue Formen der Arbeit,
Entwicklung eines Weiterbildungsangebotes
für Sanierungsarbeiter / innen“ fand ein erstes
Zusammentragen, ein brain-storming, all
derer statt, die sich mit diesem Thema
beschäftigen. Neben den oben vorgestellten,
inoffiziellen, privat initiierten Modellen waren
auch etablierte Spezialisten vertreten:
Das „Europäische Ausbildungszentrum für
Handwerker im Denkmalschutz“ - auf der
ehemaligen Irrenhausinsel San Servolo in der
Lagune von Venedig beheimatet - arbeitet mit
EG-Mitteln. Ausgebildete Handwerker wie
Steinmetze, Stukkateure, Maler und Schrei-
ner können sich dort in 3monatigen Kursen in
einer Stadt voll Denkmalgeschütztem zusätz-
liche Fähigkeiten erwerben. So z.B. alte
Techniken mit Naturmaterialien und vor
allem ein Fingerspitzengefühl für die Eingriffe
in alte Substanzen: Denkmalschutz als
Nutzbarmachen des Alten für Menschen für
heute - ohne die Verstümmelung der Resopal-
Aera.
Zu Gast waren auch zwei polnische Profes-
soren, die von der Ausbildung der weltbe-
rühmten Restaurateure an der Kunstakade-
mie in Warschau berichteten.
Und, und, und ...
All die Informationen, Anregungen und
Gespräche ließen nach einem Wochenende
intensiven Tagens in der Abschlußdiskussion
eine „deutsche Fata Morgana“ am Himmel
der trüben Berliner Sanierungspolitik erschei-
nen: Ein altes Fabrikgebäude könnte eine
Handwerkerschule werden, zu Reparierendes
findet sich in Berlin noch für Jahrzehnte. Die
Kurse könnten in einem Bausteinsystem
gerade auch für Frauen, die wieder arbeiten
wollen - aber diesmal mit mehr Spaß - eine
wirklich zukunftsträchtige Möglichkeit bie-
ten. Ziel ist nicht die Außenwandverputzerin
im Akkord, sondern die Fachfrau für
Sanierung am Bau, denn der Fachkräfte-
mangel ist ja trotz aller Arbeitslosigkeit ein
allseits beklagter. Finanziert werden könnte es
aus den Töpfen der Aus- und Weiterbildung,
des Senats für Bauen und Wohnen, der TU
Berlin, die die Tagung mitveranstaltete,
ebenso wie der EG, die mit ihrer CEDEFOP
(Europäisches Zentrum für die Förderung der
Berufsbildung) ebenfalls mitveranstaltete.
Phantasien im Bereich des Irrealen? Die
vorgestellten Projekte haben gezeigt, was mit
Mut und Phantasie in unseren kaputten
Städten möglich ist.
Adressen:
„Building for Women“, 69 West 105th Street,
New York City, NY 10025 / USA
„Dannerhuset“ Kvindecentret, Nansensgade
1, 1366 Kopenhagen / Dänemark
„Europäisches Ausbildungszentrum für
Handwerker im Denkmalschutz“, Isola Die






einhundert Startbahngegner eine große Rund-
hütte im Flörsheimer Wald. Das solide Bau-
werk in der Mitte der Startbahntrasse ist
gedacht als Treff- und Informationspunkt
aller Betroffenen. Die nächsten Monate
versehen die Mitglieder der Bürgerinitiative
(BI) abwechselnd einen regelmäßigen Hütten-
dienst.
1. Okt. 80: Die Bürgerinitiative ruft
auf zur Bauplatzbesetzung,
nachdem sich abzeichnet, daß in letzter
Instanz den Ausbauplänen Recht gegeben
wird und sich damit der juristische Weg
erschöpft hat.
28. Okt. 80: Unter Polizeischutz begin-
nen Holzfäller den Baum-
einschlag auf einem sieben Hektar großen
Waldgelände, das als einziges bisher dem
Flughafen gehört. In der Nacht zuvor sind
durch das Telefon alarmiert über 3000 Start-
bahngegner in den Wald geeilt. Sie ver-
bringen die Nacht im Freien, in der Kälte und
im Stehen. Sie verzögern die Fällaktion um
einige Stunden. Erst gegen Mittag, als viele
auf der Arbeit oder wieder zu Hause’sind,
kann sich die Polizei durchsetzen.
2. Nov. 80: Am darauffolgenden
Sonntag versammeln sich
14.000 Betroffene zur Protestkundgebung in
Walldorf und ziehen anschließend durch den
Wald zum eingezäunten gerodeten Gelände.
Die vorgesehene Platzbesetzung wird kurz-
fristig abgesagt, und die mitgebrachten
Baumsetzlinge werden vor dem Maschen-
draht eingepflanzt.
Nov. 80: Die Fällaktion hat den
Widerstand gekräftigt.
Sichtbar ist dies an dem schnellen Wachsen
des Hüttendorfes rund um die erste BI-Hütte.
In wenigen Wochen entstehen Erdhütten,
Baumhäuser, ein Schlafhaus, eine Küche,
Sanitätshaus, Werkzeugschuppen und eine
Dorfkirche.
11. Dez. 80: Flörsheim verkauft seinen
Wald an den Flughafen.
Das Hüttendorf steht jetzt auf Grund und
Boden der Flughafen AG (FAG) und muß
jederzeit mit seiner gewaltsamen Räumung
rechnen.
16. Dez. 80: Einem ersten Brand im
Hüttendorf fallen das
Schlafhaus, das Sanitätshaus, die Juso-
Baumhütte und einige umstehende Kiefern
zum Opfer. Es bleibt ungeklärt, ob zu
sorgloses Hantieren mit offenem Feuer oder
absichtliche Brandlegung die Ursache ist.
Noch mehrmals geraten einzelne Hütten in
Brand, trotz erhöhter Aufmerksamkeit der
Dorfbewohner.
Weihnachten / Mit Nahrungsmitteln, Ker-
Sylvester 80: zen, Kohlen, warmen Dek-
ken, Kleidern, Dachpappe, Nägeln unter-
stützt die Bevölkerung aus den umliegenden
Orten die eingeschneiten Dauerbesetzer. Die
evangelischen Pfarrer aus Mörfelden und
Walldorf sammeln die Spenden und sorgen
für den Transport in den Wald.
Februar 81: In Wiesbaden versucht die
Landesregierung durch
eine Anhörung im Landtag dem Widerstand
den Wind aus den Segeln zu nehmen. Die
FAG zäunt das gerodete 7-Hektar Gelände
ein. Der Widerstand im Wald bleibt aktiv,








wird genutzt als Parkplatz für Besucher und
Dorfbewohner.
I. Mai 81: Die BI-Hütte steht seit
einem Jahr. Im Rahmen
des Festes im Dorf soll auch ein Wachturm auf
dem Gelände an der Okrifteler Straße gebaut
werden. Am Abend räumt die Polizei den
halbfertigen, zehn Meter hohen Holzturm.
Wasserwerfer und Schlagstöcke treiben die
Menschen in den Wald zurück. In den
nächsten Wochen errichten die Dorfbewohner
neue Türme, hohe Fahnenmasten, skurrile
Vogelhäuschen auf langen Stangen als Sym-
bole dser Wiedserinbesitznahme des gerode-
ten Geländes. Die Gegenseite reagiert prompt
und beseitigt mit großem technischem Einsatz
alles, was aus dem kahlen Sandboden hervor-
ragt.
30. Mai 81: Als zweites Bein des Wi-
derstandes neben der Be-
setzung des Waldes gründet sich eine Arbeits-
gemeinschaft Volksbegehren ’Keine Start-
bahn West’. Nach einem in der Verfassung des
Landes Hessen vorgesehenen Verfahren soll
das Volk sich selbst ein Gesetz geben, das den
weiteren Ausbau des Flughafens begrenzt.
Viele der für den Antrag notwendigen Unter-
schriften werden in den nächsten Monaten im
Hüttendorf gesammelt, von hier aus brechen
Infobusse nach Nordhessen auf, um auch dort
für die Sache zu werben.
18./19. Juli 81: Großes Fest an der Okrift-
ler Straße, das neues Leben
in die Bewegung bringen und die Dorfkasse
auffüllen soll. Auf einer selbstgezimmerten
Bühne am Waldrand treten mehrere Musik-
gruppen auf, Getränke und Essen bieten die
Leute aus dem Dorf an. Zum Abschluß des
Festes gehen alle vor zur Okriftler Straße und
bemalen die graue Betonmauer um das Flug-
hafengelände mit bunten Parolen.
1. /2Aus. 81: Brandstiftung im Dorf. In
dieser und der folgenden
Nacht brennen drei Hütten nieder. Die Angst
vor Überfällen durch Gegner des Dorfes, seien
sie Polizei oder Zivilpersonen, läßt das Dorf
enger zusammenrücken. Barrikaden werden
auf den Waldwegen ringsum gebaut und die
Wachen rund um die Uhr verstärkt
6.17. Okt. 81: Alarm für die Startbahn-
gegner. In der Nacht wer-
den auf dem 7-Hektar Gelände lange Gräben
ausgehoben, zur Okriftler Straße hin wird ein
hölzerner Wachturm aufgestellt. Am Dienstag
hält eine nach Tausenden zählende Allianz
von Jung und Alt das bedrohte Stück Land
besetzt. Gegen Mittag rückt eine starke Streit-
macht von Polizei und Bundesgrenzschutz
vor. An diesem Tage müssen sie sich damit
begnügen, mit Nato-Stacheldraht die Demon-
stranten einzuzäunen. Erst am Mittwoch
werden die verbliebenen Besetzer wegge-
räumt, die Gräben zugeschoben und der Turm
umgestürzt. Der Flughafen läßt eine Beton-
mauer in den Boden pflanzen, dahinter soll als
erste Baumaßnahme eine Umleitung für die
Straße gelegt und ein Straßentunnel unter die
Startbahn gegraben werden.
2. Nov. 81: Gegen neun Uhr am Mon-
tagmorgen überrascht ein
Räumkommando ausgesuchter Polizeieinhei-
ten etwa sechzig ahnungslose Dorfbewohner.
Die vom Alarm herbeigerufenen Unterstüt-
zer sehen mit Tränen in den Augen, wie sich
die Zerstörer im Dorf breitmachen, sich hinter
den aufgeworfenen Wällen verschanzen und
alles plattmachen. Am Dienstagmittag ist das
Dorf niedergewalzt, erste Schneisen werden in
den Wald hineingehauen, mit dem Aufstellen
einer weiteren Betonmauer wird begonnen. Im
verbliebenen Waldstück, dem von den Flug-
hafenbetreibern noch eine Gnadenfrist ge-
währt ist, sägen und hämmern unverdrossene
Umweltschützer an neuen Hütten und errich-
ten das zweite, dritte und vierte Hüttendorf.
Horst Karasek
Vorfrühling
Anfang März locken uns die ersten Sonnen-
strahlen hinter den Öfen hervor. In dicken
Pullovern oder wattierten Jacken sitzen wir
schonmal zum Mittagessen vor der Küche
oder lungern länger auf dem Dorfplatz herum.
Das Eis n den Löschbehältern vor den Hütten
wird von Tag zu Tag dünner, und selbst die
Motorsäge vor dem Werkzeughaus Kreischt
seltener. Aus der BI-Hütte wird ein verstaub-
ter Teppich nach dem anderen getragen, die in
ihr angesammelten Wintersachen werden
sortiert.
Waschtag! Wir schleppen Wassereimer auf
Wassereimer von der Pumpe zur Küche und
füllen einen Kesselofen. Die Wäsche starrt vor
Schmutz, ist feucht und riecht dumpf. Die
kochende Lauge verfärbt sich blauschwarz,
beim Abkühlen bildet sich auf ihrer Ober-
fläche ein schimmliggrauer Film. Eimerweise
schleppen wir frisches Wasser heran.
Vor der Küche stapeln sich die Wäsche-
haufen. Die Kleidung wird geschrubbt,
gebürstet und geschlagen. Zwischen den
Bäumen hinter der Küche spannen wir Seile.
Zerschlissene Hemden, ausgefranste Hosen,
gebleichte Jeans, löchrige Socken, unförmige
Unterhemden und lange Unterhosen triefen
naß von der Leine: graue, schlapprige Fahnen
aus den Februartagen. Der einsetzende
Märzregen spült unsere Wäsche noch einmal
gründlich durch.
Vor der Walldorfer Hütte wird gebaut. Wir
trauen unseren Augen nicht, aber die Gruppe
um Yogi, die nur selten einen Finger krumm
macht, scheint‘ aus dem Winterschlaf zu
erwachen. Wir sehen sie Baumstämme heran-
schleppen, hören sie bis in den Abend hinein
hämmern und erkennen ein paar Tage später
ein Gerüst, das einen klotzigen Vorbau zu
ihrer Hütte abgeben soll.
Auch Philipp, Volkers sechzehnjährger
Sohn, hat noch einmal zu bauen begonnen. Im
Februar hatte er sich mit einem Riesenelan
und schier ungeheuren Kräften an die Errich-
tung eines Turms gemacht, den er hinter der
Schreiberei an drei Eichen bis in den fünften
Stock hochziehen wollte. Aber es hat nicht
einmal bis zur zweiten Etage gereicht, die
beiden unteren Stockwerke sind zwar mit
Baumstämmen dichtgemacht und mit Fen-
stern versehen - bewohnbar sind sie jedoch
nicht. Jetzt steigt Philipp bis in die Baum-
gipfel, um in zwölf Metern Höhe eine oberste
Plattform zu errichten.
Yogi und Philipp werden ihre Projekte nie
zu Ende führen. Als Bauruinen werden sie
wahrscheinlich bis zur Räumung Zeugnis von
einem jugendlichen Gigantismus ablegen, der
Luftschlösser baut, weiler Hütten zu errichten
nicht die Ausdauer hat.
Viele jugendliche Dauerbesetzer sind ohne
eigenes Dach überm Kopf. Sie sind aus ihrem
Elternhaus, ihrer Schule, ihrem Betrieb abge-
hauen und in den Wald gezogen. Sie suchen
nach einem warmen Nest, einer Gruppe, die
sie auffängt. Zerfällt die Gruppe, weil keiner
dem andern die Wärme geben kann, die er
doch selber sucht, verkommt die Hütte. Sie
versifft, wie wir es nennen.
Einer, der mit seinem Federbett von Hütte
zu Hütte zieht, ist Michael. Michael ist in den
Weihnachtsferien ins Dorf gekommen. Da-
nach ist er nicht mehr heimgekehrt, und alle
Versuche von seiten der Eltern, des Religions-
lehrers und von Pfarrer Bohris konnten ihn in
seinem Entschluß nicht umstimmen, das
Abitur zu schmeißen. Michael will einer Er-
ziehung entkommen, die ihn zum Stotterer
werden ließ.
Michael hatte sich in der Oberurseler Hütte
niedergelassen. Mit Jutta und Eva, die
ebenfalls ihre Ausbildung abbrachen, hat er
sich zusammengetan. Die drei schienen unzer-
trennlich und beschlossen, sich eine eigene
Hütte zu bauen, schön geräumig und mit
einem breiten Gemeinschaftsbett.
Die Hütte im sogenannten Neubauviertel
im Südosten des Dorfes steht halbfertig da.
Jutta und Eva haben sich vom gemeinsamen
Bauvorhaben zurückgezogen und suchen eine
Hütte nach der anderen auf. Michael, dem
zeitweise ein, zwei Neuankömmlinge zur
Hand gehen, sieht man, sein Federbett unterm
Arm, Abend für Abend übern Dorfplatz
gehen
Nie Mauer
Für das Wochenende vom 13. zum 15. März
haben sich die Jägerschaft und die Walldorfer
Frauengruppe angekündigt. Sonntags soll die
erste katholische Messe im Wald gelesen
werden. Im Dorf herrscht ziemliche Aufre-
gung, wir befürchten erneute Auseinander-
setzungen zwischen bemutternden Frauen
und denjenigen Jugendlichen, die ihren
Vorgesetzten, Meistern, Lehrern, Eltern und
Heimerziehern davonliefen, weil sie deren
Bevormundung und Ordnungssinn nicht
länger ertragen konnten. In zwei Bewohner-
versammlungen nehmen wir uns vor, sämtli-
chen Konfliktstoff zu vermeiden. Wir säubern
den Dorfplatz, putzen die BI-Hütte und
ermahnen uns gegenseitig zu Duldsamkeit
und Freundlichkeit. Während einige Dorfbe-
wohner den Frauen willig zur Hand zu gehen
versprechen, wollen sich andere übers Wo-
chenende in ihre Hütten zurückziehen.
Am Freitagabend rollt die Jägerschaft einen
Campingwagen auf den Dorfplatz und wellt
ihn neben der Kirche ab. Die Jäger entfachen
ein Feuer und gruppieren sich um die hoch-
lodernde Flamme. Sie blasen in Jagdhörner.
Sie schicken Signale in den nachtschwarzen
Wald. Sie spielen zum Tod auf. Sie blasen den
Hasen tot, das Rehtot, den Hirsch tot, die Sau
tot. Nach der Hatz gehen sie zum gemütliche-
ren Teil des Abends über. Am nächsten
Morgen scheuchen sie uns mit ihren Jagd-
hörnern aus dem Schlaf.
»Freitags-Anzeiger« vom 20. März: »Mit
dem Wochenende im Hüttendorf wollte man
ein Versprechen aus dem Vorjahr einlösen.
Erbsensuppe (trefflich zubereitet) wurde
serviert und viele Gäste weit über die Doppel-
stadt hinaus waren zu den Grünröcken
gekommen. Apropos Gäste: Sie kamen per
Bus von nah und fern, beispielsweise eine
Gruppe aus dem Kreis Hersfeld-Rotenburg.
Sie blieb den ganzen Tag, informierte sich
gründlich und freute sich, als die Walldorfer
Frauengruppe kam, um mit Gulasch, Kartof-
feln und Nudeln für ein warmes Mittagessen
zu sorgen. Zuvor waren 15 Pfund Zwiebeln
und 45 Pfund Fleisch in der Stadthalle
zubereitet worden. Daneben gab es am
Samstag Gemüsesuppe und eine Vielzahl von
Kuchen, die rasch verzehrt waren. Am
Sonntagnachmittag mangelte es an Würst-
chen, die ersten vom Rost in diesem Jahr und
selbst die herbeigeschafften Apfelweinkani-
ster waren rasch geleert.«
Die Walldorfer Frauen haben geblümte
Schürzen umgebunden. Sie haben sich
Gummihandschuhe übergezogen. Sie stehen
am Abwaschtisch und putzen die Fenster-
scheiben in der BI-Hütte. In der Küche
räumen sie gründlich auf und scheuern. Sie
sagen, sonst erstickt ihr ja im Dreck. Sie fegen
den Dorfplatz. Nur mit Mühe können wir sie
davon abhalten, die Holzabfälle, die wir in den
Schneematsch- und Regentagen auf die
Trampelpfade gestreut hatten, um wenigstens
einigermaßen festen Boden unter die Füße zu
kriegen, nicht auch noch wegzurechen.
Zum Eklat kommt es Sonntagmittag, als
Yogi verächtlich auf den Dorfplatz spuckt.
Ein Wort ergibt das andere - und wir haben es
wieder einmal nicht geschafft, das Wochen-
ende mit den Walldorfer Frauen ungetrübt
über die Runden zu bringen. Mißtöne bringen
auch einige Jugendliche in die Feiertagsstim-
mung, die sich mitten auf dem Dorfplatz
versammelt haben und mit ihren Kassetten-
recordern in Konkurrenz zu einem Schal-
meienorchester treten. »Freitags-Anzeiger«
vom 20. März: »Peter Härtling las am
Samstagnachmittag für Kinder und Erwach-
sene, so daß es auch an literarischer Kultur
nicht fehlte. Eine Gruppe von hauptamtli-
chen SPD-Geschäftsführern war zu Gast und
die Schalmeienkapelle aus Wiebelskirchen
fehlte auch nicht. In dem Traditionsorche-
ster, herbeigeführt von Rudi Hechler, spielte
einst Erich Honecker während seiner Zeit in
der KP des Saarlandes. Der DDR-Staatsrats-
vorsitzende ist Ehrenmitglied der Kapelle, wie
die Musiker berichteten.
Worüber die Besucher von auswärts immer
wieder staunen, ist das Engagement der
verschiedenen Gruppen für das Hüttendorf.
Daß sich die Bevölkerung einer Region einig
ist, die Parteien vor Ort über alle ideolo-
gischen Grenzen hinweg, Junge und Alte - das
drückt sich in der Struktur der Besucher aus.
Ganze Familien ziehen in den Wald, ein
Thema auch für das ZDF, das mit einem Team
anwesend war, um für eine Kindersendung zu
drehen. Die Besucher freuten sich vor allem
auch über den Auftritt des Jagdhornbläser-
korps St. Hubertus-Offenbach unter Bruno
Schmitt, das mit eindrucksvollen Melodien,
gespielt auf wunderschön klingenden Par-
forcehörnern, unterhielt.«
Wieder unter uns, sprechen wir vom
Widerstand. Acht Dorfbewohner sitzen in der
Schreiberei über den Tisch gebeugt und
studieren bei Kerzenlicht ein Meßtischblatt
vom Flörsheimer Wald. Wir suchen die Wege
und Schneisen, auf denen die Hundertschaf-
ten mit ihren Wagen und Wasserwerfern ins
Dorf einfallen könnten. Mit Kreuzen kenn-
zeichnen wir die sTellen, die wir für neural-
gische Punkte halten. Wir finden sieben
Wegstrecken, an denen wir Barrikaden
errichten wollen.
An einem regnerischen Morgen rücken
etwa zwanzig Dauerbesetzer zum Barrikaden-
bau aus. Wir haben Spitzhacken, Spaten,
Schaufeln, Axte und Sägen geschultert.
Hinter der Schreiberei gehen wir den Mittelwg
entlang und biegen in den Holzweg ein.
Zweihundert Meter weiter finden wir eine
Stelle, an der starke, hohe Bäume bis an den
Wegrand reichen.
Aus dem Wald schleppen wir gefällte
Bäume, nasse Stämme und Aste heran, legen
sie über den Holzweg und verästeln sie
miteinander. Mit Hacken, Spaten und Schau-
feln beginnen wir zu graben. Das Wurzelwerk,
auf das wir stoßen, erschwert die Arbeit. Die
feuchte ERde klebt lehmig an den Schaufeln.
Wir heben eine Grube von neun Metern
Länge und drei Metern Breite aus. Nach einem










abgetragene Erde häuft sich über dem
Astwerk, je tiefer wir in den Boden gehen,
umso mehr rutscht der Sand nach. Wir stehen
bis über der Brust in der Grube, die
Schaufelspitzen reichen gerade bis zur Barri-
kade hoch. Unsere entblößten Oberkörper
sind von Schweiß und Regen naß.
Drei Tage später ist die Barrikade dem
Erdboden gleichgemacht. Auf dem Holzweg
zeugen breite Reifenspuren und die Furchen
von Greifzähnen davon, daß hier ein Bull-
dozer am Werk war. Seither ist der Holzweg
wieder passierbar.
aus: Horst Karasek










Eine große Rundhütte aus unbehauenen
Stämmen errichtet die Bürgerinitiative am 3.
Mai 1980. Der Fußboden liegt auf Paletten,
die Dachpappe ist auf einfache Holzbretter
genagelt. Ein dicker Stamm in der Mitte der
Hütte trägt das Dach. Mit dem Pumpen-
schwengel wird das Wasser aus sechs Meter
Tiefe gefördert, ein großer Werkstattofen mit
langem Abzug durch das Dach sorgt für die
nötige Wärme.
Im Sommer 80 ist die BI-Hütte die einzige
Hütte im Wald. Sie ist am Wochenende
beliebt als Ziel eines Familienausflugs inter-
essierter Bürger und führt in der Woche ein be-
schauliches Leben. Besucher aus Darmstadt,
Frankfurt oder von noch weiter her sind
selten, es überwiegen die Bürger aus Walldorf,
Mörfelden, Groß-Gerau, Kelsterbach, Rüs-
selsheim. Mit der Nutzung der Hütte ändert
sich stetig ihr Aussehen und ihre Umgebung.
Sind die Außenwände am Anfang kahl und
leer, so hängen ‘dort bald Transparente,
Anschläge, Zeitungsausschnitte, Protokolle
und Spendendosen. Bieten sich zuerst nur
Baumstümpfe, Holzkisten und einfache Bän-
ke zum Sitzen an, so werden mit der Dauer des
Dorflebens die selbstgezimmerten Bänke und
Tische immer stabiler und die Zahl der bunt
durcheinandergewürfelten Sperrmüllmöbel
immer größer
‚.nsames Esser ia Js Treffen im |
Alltag im Hüttendorf
Rund um die BI-Hütte entsteht im Herbst 80
das Widerstandsdorf gegen die Startbahn
West. Aus allen Richtungen strömt eine bunte
Mischung von Menschen verschiedensten
Alters in den Wald und baut Unterstände,
Hütten und Baumhäuser. Ihr- Motiv, sich
gegen die Betonpiste zu wehren, ist durchsetzt
von anderen, persönlicheren Beweggründen.
Kinder sehen eine Möglichkeit, aus ihrem
wohlbehüteten Zuhause auszubrechen, Ju-
gendliche richten sich ihren Alltag das erste
Mal selbständig ein, Studenten erfahren die
natürliche Umgebung und einen Kampf um
ihre Erhaltung; Berufstätige durchbrechen
ihre Isolierung und erleben eine neue Jugend.
Ihr Alltag außerhalb des Waldes hat sie nie
zusammengebracht, im Hüttendorf sitzen sie
am gleichen Tisch.
Alle Fragen, Entscheidungen und Arbeiten
des täglichen Lebens im Dorf werden
gemeinsam angegangen. Jeden Morgen finden
sich ein oder zwei Frühstückholer, die mit dem
Auto nach Walldorf zum Einkauf fahren. Das
Geld nehmen sie aus der Dorfkasse, die gefüllt
wird durch Spenden der Besucher, durch den
Verkauf von Aufklebern, Ansteckern und
Getränken und durch Beiträge der Dorfbe-
wohner. Das gemeinsame Frühstück findet
bei gutem Wetter an langen Tischen im Freien
statt, bei schlechtem Wetter zieht man sich in
die BI-Hütte zurück
Mit gefülltem Magen läßt sich dann gut
beratschlagen, was an Arbeiten ansteht und
wie sie aufgeteilt wird. Brennholz für die
Kochherde und Heizöfen muß gesammelt,
gesägt und gehackt werden, das Geschirr muß
gespült und das Essen gekocht werden, der
Müll darf sich nicht im Wald verbreiten,
Getränke müssen eingekauft werden, eine
neue Klogrube oder eine weitere Barrikade
gehört gegraben! Wer informiert die Besu-
cher, wer fährt zur Infoveranstaltung nach
Marburg? I er Werkzeugschuppen muß
unbedingt aufgeräumt werden, eine Material-
spende mit Dachpappe und Bauholz liegt
noch im Schlamm rum und nicht zuletzt ist
immer noch unklar, wie sich das Dorf am Tag
X verhält, dem Tag der Räumung.
Mit der anbrechenden Nacht kehrt Ruhe ins
Dorf ein. Wer nicht über Nacht bleibt, macht
sich auf den Rückweg, und wer am Bauen war,
legt Hammer und Säge beiseite. Das Wich-
tigste ist noch die Einteilung für den Wach-
plan. Die Nachtwache paßt auf, daß Feuer-,
Polizei- und andere Überfälle nicht das Dorf
im Schlaf überraschen.
Die Angst vor der staatlichen Gewalt und
ihren Bespitzelungsversuchen ist im illegalen
Besetzerdorf immer gegenwärtig. Der offene
Charakter des Dorfes, der stete Wechsel in der
Zusammensetzung der Bewohner, die unbe-
kannte Vergangenheit der einzelnen erleich-
tert es, Spitzel einzuschleusen.
Wir nahmen dies bewußt in Kauf, weil wir
eine Offenheit nach innen und außen als einen
Grundpfeiler unserer Waldbesetzung verstan-
den. Wir sagten, wir haben nichts zu
verbergen, unser Widerstand ist öffentlich.
Das Dreieck BI-Bürger-Dorf
Im Dreieck zwischen Bürgerinitiative, Bevöl-
kerung und Hüttendorf treten immer wieder
Spannungen und Reibereien auf. Die Vertre-
ter der BI glauben, für die Bürger reden zu
müssen und sind in deren Namen schockiert
über Aussehen und Verhalten (insbes. Ha-
schen) der Dauerbesetzer. Diese mockieren
sich über das Stellvertretergehabe der BI’ler
und sehen sich bestärkt durch den anhalten-
den Besucherstrom und ihren engen Kontakt
mit einzelnen Bürgern. Die Basis blickt in dem
ganzen streit nicht so ganz durch und unter-
stützt beide Seiten.
Organisatorisch ist das Hüttendorf eine
eigene Ortsgruppe Walddorf im Verband der
über dreißig einzelnen BI’s und entsendet seine
drei Delegierten in die regelmäßigen Sitzun-
gen. Hier versucht es, seine Position .des
Widerstands vor Ort zu stärken gegen eine
mehr abwiegelnde Haltung des Unterschrif-
tensammelns. Auf den Sitzungen des Wald-
rats im Dorf und der Widerstandsgruppen in
den Orten werden die Formen des gewalt-
freien aber aktiven Widerstands durchge-
sprochen. Maßnahmen zum Selbstschutz wie
Helm, Gasschutzbrille und Mundtuch sind






berechtigt. Steine und Brandsätze werden
ausgeschlossen, aber Farbbeutel gegen Was-
serwerfer als taktisch sinnvoll eingeschätzt.
Gräben und Wälle auf den Waldwegen, die
mit im Boden verankerten Baumstämmen
verstärkt werden, sollen die staatliche Gewalt
aufhalten, damit die alarmierte Unterstüzung
noch rechtzeitig eintreffen kann. Vorräte an
Lebensmitteln und Trinkwasser stehen für die
erwartete Belagerung bereit, Spaten, Schau-
feln und Handsägen, Wurfanker und Farb-
beutel sind im Waldboden vergraben.
Grabenkrieg
Mit dem Ende des Sommers 1981 rückt die
Zerstörung des Dorfes immer näher. Der
Herbst steht vor der Tür und die Galgenfrist
für die Hütten im Wald läuft ab. Vor dem
Herbst 81 werde kein weiterer Baum gefällt,
hatte Regierungschef Börner verkündet und
vergebens gehofft, bis dahin den Widerstand
eingedämmt und die Bevölkerung beruhigt zu
haben.
Die Anzeichen für einen Baubeginn auf dem
Gelände an der Okrifteler Straße mehren sich.
Das ehemalige Waldstück hat für die Ausein-
andersetzung einen eigenen symbolischen
Wert. Hier hat die Flughafen AG (FAG)
angefangen, den Wald zu roden, hier standen
Zehntausende in zornigem Protest, hier wurde
schon zweimal der Zaun niedergerissen, den
die FAG in den Wald gelegt hatte, und hier
soll jetzt Baubeginn für die neue Betonpiste
sein. Der freie Platz trennt den feindlichen
Flughafen und das aufbegehrende Volk im
Wald. Für das Dorf ist er Vorpostengelände,
für den Flughafen Aufmarschgebiet. Er dient
den motorisierten Besuchern und Dorfliefe-
ranten als Parkplatz, hier hängt an den
Fichten am Waldrand ein großes Transparent
aus Bettüchern: Keine Startbahn West!
Am 5. Oktober ist es soweit. Für den
nächsten Morgen ist ein Polizeieinsatz vorher-
gesagt. Hunderte von Leuten allen Alters
strömen in den Wald und in das Dorf. Sie
heben Gräben aus, schütten Wälle auf, ver-
stärken den Verteidigungsring mit spitzen
Pfählen und rostigem Draht. Der Zugang in
den Wald wird verzweigter und mühseliger.
Wo der gewohnte Weg entlangführte, ist jetzt
ein tiefer Gräben mit einem palisadenbewehr-
ten Wall. Die notwendige Umleitung führt ein
Stück in den Wald und auf einem schmalen
Steg über den Graben.
Am Dienstagmittag rückt die Polizei in
langer Reihe vor. Wie.auf einem mittelalter-
lichen Schlachtengemälde wird eine vieltau-
sendköpfige Verteidigermenge belagert von
einem waffenstrotzenden Angreifer, ausge-
rüstet mit Lederkleid, Helm mit Visier,
Schutzschild und Schlagstock. Wir sind in
unserer Ausrüstung weit unterlegen, aber
fühlen uns moralisch hoch überlegen. Erst am
folgenden Tag, als sich nach 24stündiger
Belagerung die Reihen der Verteidiger stark
gelichtet haben, traut sich die Polizei gegen
uns vorzugehen und räumt den Platz und den
hölzernen Wachturm.
In den letzten dreieinhalb Wochen verän-
dert sich das Dorf noch einmal. Die drohende
Räumung hat neue Widerständler gerufen, die
sich noch zurechtfinden müssen und viel zu
einer inneren Unruhe und Hektik beitragen.
Zweihundert Meter vom Dorf entfernt rückt
eine Betonmauer vor, bewacht von starken
Einheiten der Polizei und des Bundesgrenz-
schutzes. Sie verstärkt den äußeren Druck.
Das Dorf gräbt sich noch tiefer ein und rückt
noch enger zusammen. Die Offenheit ver-
schwindet und macht dem Mißtrauen Platz.
Harmlose Besucher werden als Spitzel ver-
dächtigt, der Waldrat verlangt ein Fotogra-
fierverbot und angebliche Rufe im dunklen
Wald werden zum Anlaß genommen, die
Glocken in der Dorfkirche zu läuten und die
Bewohner aus dem Schlaf zu reißen.
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Jeder weiß davon, jeder kennt es, das
umstrittene Projekt, kennt die Hintergründe,
das Für der Politiker, das Gegen der Gegner.
Einzelheiten brauchen an dieser Stelle nicht
aufgezeigt zu werden. Seit es 1965 die ersten
Stimmen und Prozesse gegen den Bau der
Startbahn West gegeben hat, hat sich der
Protest verdeutlicht, sind es mehr Bürger
geworden, die sich wehren, ist die Art der
Gegenwehr stärker, anders, intensiver gewor-
den. Von einem der Wege, sich zu wehren, soll
hier die Rede sein: vom Hüttendorf im
Flörsheimer Wald, das errichtet wurde auf
einem Waldgelände, auf dem nach dem Willen
der Hess. Landesregierung und der FAG in
Zukunft die Jets starten sollen. Millionen
Bäume sollen fallen, Naherholungsgebiet im
überlasteten Rhein-Main-Ballungsraum zu-
betoniert werden. Gegen diese Art von
Gewalt, gegen die Vergewaltigung der Land-
schaft und des Bürgerwillens soll das Dorf ein
Zeichen setzen, soll ein Teil des Widerstandes
gegen den Bau der Startbahn West sein.
Im Mai 1980 beginnt der Bau: Im
Morgengrauen wird die erste Hütte errichtet,
die der Bürgerinitiative der Städte Mörfelden-
Walldorf, um die sich dann nach und nach
andere Hütten gruppieren, bis sie einen
geschlossenen Kreis mit einem Dorfplatz in
der Mitte bilden. Später kommen im
sogenannten Neubaugebiet weitere dazu,
manche bleiben unvollendet. einige brennen
ab, andere bekommen einen Erker hier, einen
Fahrradschuppen dort, es gibt eine Küche, ein
Vorratshaus, einen Funkturm, Wachttürme
und das WC. Ein Brunnen wird gebohrt.
Lebensmittel werden mal reichlich, mal
spärlich aus der Bevölkerung gespendet,
warmes Essen kochen die Walldorfer Frauen
in der Pfarrküche und oft kommen ältere
Besucher mit Tendern warmen Kaffees oder
Suppe in den Wald zu den Dauerbesetzern.
Entstanden sind in einem Jahr 60 bis 70
Hütten mit aufmüpfigen Namen wie „Kratz-
berscht“, „Feste Trotzkopp“, „Zornegickel“
und „Null Bock“ oder so liebenvollen wie
„Kuckucksnest“; klein war das Kinderhaus,
kleiner der Hasenstall, am kleinsten das
Vogelhaus. Es gab ein- und mehrgeschossige
Hütten, Baumhäuser und Zelte, eines wiegte
sich von Seilen gehalten im Wind, andere
waren im sandig-kiesigen Waldboden einge-
graben und nur über eine Einstiegsluke zu
betreten.
Die Baumaterialien mußten zum Teil
mühsam. herangschleppt werden. Abgeholzte
Stämme gibt es kostenlos und genügend im
Wald; hinzu kommen Materialien, die unsere
Wegwerfgesellschaft gegen Propperes aus-
tauscht, das aber draußen im Wald gut
wiederverwendet werden kann: Türen und
Fenster, Teppichböden, Klappläden, Paletten
und Öfen - Keller und Sperrmüll bieten so
einiges. Nägel, Werkzeuge, Dachpappe, Ofen-
rohre und Bretter sind Materialspenden aus
der Bevölkerung und von Firmen aus der
Umgebung. Es gibt einen Werkzeugschuppen,
in dem die Sägen, Hämmer und Seile zum
Bauen bereitliegen.
Mehrere Wochen - allein und an Wochen-
enden mit Hilfe anderer - bauen die Leute an
ihren Hütten, die meisten wagen sich zum
Das Kuckucksnest links: Ansicht
oben: Dachterrasse
unten: 2. Ebene
rechts oben: 1. Ebene
rechts unten: Ansicht
erstenmal an ein architektonisches Unterneh-
men, Frauen genauso wie Männer. Und so
entsteht aus’der Widerstandsidee heraus eine
Ansammlung von phantasievollen Behau-
sungen, einfallsreich und skuril, voller
Charme und rotzfrech. Urformen der Bau-
kunst, Hütten, die Schutz bieten vor Regen
und Kälte, wie sie schon unsere Vorfahren
errichteten, mit einfachen Mitteln, wie man sie
auch bei primitiven Kulturen heute findet;
aber auch m Wald tritt das Schmuckbedürf-
nis der Bewohner zutage: Ist der Zweckbau
erst fertiggestellt, wird geschnitzt und gemalt,
werden Fahnen genäht und an Gardinen
gehäkelt, ein Gärtlein angelegt. Ohne Archi-
tekt, ohne Bauaufsicht oder Statik wird
gebaut, aber für die Bedürfnisse der Bewoh-
ner, die in den Hütten (auch im Winter) und
die die einfache Holzhütte für die Sache
eintauschen gegen ihre zentralgeheizte Stadt-
wohnung.
Über ein Jahr hat das Hüttendorf gestan-
den, als Anlaufstelle und Informationsquelle
für viele. Am 2.11.1981 haben sie es
niedergewalzt: Bagger und Raupen haben die
mit viel Liebe und viel Zeitaufwand (oft neben
Studium und Beruf) gebauten Hütten zusam-
mengeschoben. Übrig geblieben vom Dorf
sind die Fotografien, Dokumente dieses Teils
des Widerstandes, übrig geblieben aber im
Kopf ist immer noch der Widerstand gegen ein
sinnloses, gigantisches Projekt der Umwelt-
zerstörung.
Von Ute Wittich erscheint 1982 bei Fricke
in Frankfurt a.M. ein Fotobuch zur Start-
bahn West. Titel: ”Phantasie gegen Gewalt”
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Charlys Hütte Der Mond’ Neue Juso- Hütte Null Rack’ Dart:
IBA: Vom Umgang mit dem Stadtgrundriß
„Nach den unermeßlichen Schäden des letzten Krieges ist nunmehr eine neue Aufgabe gestellt: Planung und Neuaufbau einer
mehr als 1000-jährigen Stadt, deren vor Jahrhunderten geformtes Gesicht zerschlagen wurde. Was aber als wesentliches blieb,
war der Grundriß der Stadt, die die ruhmreiche Geschichte mit hartem Griffel in die Erde eingraviert hat. Diesen Grundriß gilt
es, wie ein Denkmal zu schützen und zu pflegen. Ihn erhalten heißt, den Charakter der Stadt, die liebgewonnene,
überschaubare Ordnung retten und die vom Strom der Zeit teilweise verwaschenen Züge sanieren.“ Prof. Fischer, als
Baudezernent verantwortlich für den „Wiederaufbau“ Aachens
Sprachs und verbreiterte ehedem 6 m breite Straßen auf 60 m, ließ die Hochschule wie ein Krebsgeschwür im alten Stadtkern
wuchern und plante Nord-Süd- und Ost-West-Achsen quer durch die Innenstadt. - Tut der ..Stadtrekonstrukteur‘“ J.P. Kleihues




von Landeskonservator Engel, Berlin
Der im folgenden abgedruckte Beitrag ist ein Referat, das im Herbst 1981 vor
dem Beirat für Baudenkmale des Senators für Stadtentwicklung und
Umweltschutz gehalten wurde. Sein Text ist unverändert übernommen worden,
obgleich sich gegenüber dem damaligen Stand durch neue Wettbewerbe und die
Überarbeitung älterer Planungs- und Entwurfsergebnisse, die hier abgebildet
werden, Veränderungen ergeben haben.
Es darf durchaus im Charakter eines solchen Referates liegen, im Interesse
einer kritischen Auseinandersetzung mit der TBA lediglich TeilASPEKTE
DES STÄDTEBAULICHEN Entwurfsvorganges zu betrachten. Aus der Sicht
des Landeskonservators positive Planungsziele dürfen jedoch nicht verschwie-
gen werden.
Wenn die eigengstalterische Ausformulierung durch die Bindung an die
historischen Strukturmerkmale dieses Stadtteiles - wie hier gefordert -
eingeschränkt werden soll, dann geschieht das zur Wahrung der Kontinuität
der südlichen Friedrichstadt. Es soll auch künftig noch möglich sein, zum
Beispiel die Stelle exakt zu erkennen, auf der einmal das Haus des Hans Joachim
von Zieten gestanden hat. Das Aufgreifen von Strukturmerkmalen hat mit
Historisieren nichts zu tun, die südliche Friedrichstadt ist keine grüne Wiese;
die Architektur der Bauausstellung, die sich auf diesem Stadtgrundriß und in
diesen Strukturmerkmalen entwickeln soll, muß sich in zeitgenössischer
Formensprache vollziehen.
Die südliche Friedrichstadt 2.V.18.Jh. - Idealperspek tive
Die Entwicklungs- und frühe Baugeschichte
der Südlichen Friedrichstadt ist in letzter Zeit
wiederholt dargestellt worden, sie kann hier
deshalb verkürzt referiert werden: annähernd
spiegelbildlich zur Lindenstraße - einer der
mittelalterlichen, vom Leipziger Tor kom-
menden Ausfallstraße Berlins - legt Philipp
Gerlach die Wilhelmstraße an; Symmetrie-
achse ist die Friedrichstraße. Linden-, Fried-
rich- und Wilhelmstraße münden im Süden in
der Torplatz, das Rondeel. Die anderen nach
Süden verlängerten Straßen der nördlichen
Friedrichstadt werden auf öffentliche oder
repräsentative private Gebäude als points de
vue zugeführt; die Charlottenstraße, die noch
in Höhe der Kochstraße endet, auf das Haus
des Hofrates Koch, die Markgrafenstraße auf
das Collegienhaus, die Jerusalemer Straße auf
den Maultierstall; den optischen Abschluß der
Kochstraße bilden das Palais Vernezobre
{später Prinz-Albrecht) und die Jerusalemer
Kirche. Den südlichen Beginn der Friedrich-
straße bildet zumindest ein Öffentliches
Bauwerk: das auf der östlichen Seite gelegene
Spinnhaus. Fast alle Grundstücke weisen
umfangreiche Gärten auf. Eingehenderen
Untersuchungen muß die Darstellung der
Nutzungsverteilung in. der Friedrichstadt
vorbehalten bleiben, z.B. wurde die obere
Wilhelmstraße für den Adel, die untere
Wilhelmstraße „für Zeugmacher und andere
Manufakturisten“, die Kochstraße für die
Innungen in Anspruch genommen. Die
Südliche Friedrichstadt ist Beispiel des
feudalen Städtebaus: angestrebt - wenn auch
nicht immer erreicht - war eine einheitliche
zweigeschossige Bebauung unter fortlaufen-
dem Mansarddach, eine Bebauung, die sich in
Einzelbeispielen bis in das späte 19. Jahrhun-
dert erhalten konnte; wahrscheinlich aber
schon seit der Spätzeit der Regierung
Friedrich II. wird der Maßstab der zweige-
schossigen Bebauung an wichtigen städtebau-
lichen Stellen durch eine mehrgeschossige
Wohnbebauung durchbrochen, der Beginn
der Entwicklung zu einem bürgerlichen
Stadtbild setzt ein. Städtebauliche Verände-
rungen in der Südlichen Friedrichstadt
geschehen einmal in Verbindung mit dem Bau
der Schinkelschen Sternwarte 1832 - 1835: die
Charlottenstraße wird über die Kochstraße
nach Süden verlängert und auf die Sternwarte
als point de vue gerichtet, die Besselstraße
stellt eine neue Querverbindung zwischen
Friedrichstraße und Lindenstraße her; über
Straßendurchbrüche (im wesentlichen Ora-
nienstraße und Ritterstraße) wird der Stadtteil
an die Luisenstadt im Osten und über die
Anhalterstraße und den Askanischen Platz als
Torplatz mit der Friedrich-Wilhelm-Vorstadt
verbunden. Noch bis über die Mitte des 19.
Jahrhunderts hinaus bleibt die Südliche
Friedrichstadt ein ruhiger Stadtteil, der sich
von der Hektik um die nördlich gelegenen
Linden wohltuend unterscheidet; Fontane
beschreibt 1867 diesen Zustand:
Die Kochstraße „zog eine Grenze zwischen Stadt und
Vorstadt; diesseits lag der Lärm, jenseits die Stille ... Die
Läden hörten auf, die Jalousien fingen an“ (Voss S. 283).
Trotzdem durchsetzte sich die Friedrichstadt
in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts
weiter mit öffentlichen Standorten, Schwer-
punkte in einzelnen Bereichen bilden sich
heraus: das Militär konzentriert um den Belle-
Allianz-Platz, die Lindenstraße nimmt Ein-
richtungen der öffentlichen Hand auf: die
Hauptfeuerwache Lindenstraße, das kgl.
Oberbergamt, das dem Durchbruch der
Oranienstraße zum Opfer fällt, das Statisti-
sche Bureau südlich der Schinkelschen
Kaserne der Lehr-Eskadron, die ab 1818
anstelle der alten Maultierstätte entstanden
Die südliche Friedrichstadt 1748 - Kartenausschnitt
Die Lindenstraße mit heutigem Berlin-Museum - um 1830
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ist; zum Einzugsbereich der Lindenstraße darf
auch noch die Sternwarte gerechnet werden.
Bis in die Zeit des 1. Weltkrieges vermehrt sich
die Anzahl solcher Standorte an oder im
Bereich der Lindenstraße: Reichs- heute
Bundesdruckerei, Reichsschuldenverwaltung,
Post, Zentralverwaltung der Victoria-Ver-
sicherung, Markthalle, Ober-Militär-Exami-
nationskommission (später: „Vorwärts“-ge-
bäude), Reichspatentamt und als eine der
letzten wichtigen Ansiedlungen die heutige
IG-Metall. Charlottenstraße und Friedrich-
straße öffnen sich mit ihren Theaterstandor-
ten, dem Berliner Theater und dem Apollo-
Theater dem Einfluß der nördlich gelegenen
Linden; ein weiteres Theater entsteht an der
Stresemannstraße mit dem allein noch vor-
handenen Hebbel-Theater. Die Ansiedlung
der Böhmen in der unteren Wilhelmstraße
verhindert möglicherweise bis in das 20.
Jahrhundert hinein größere öffentliche Stand-
orte, die an der nach 1871 angelegten Prinz-
Albrecht-Straße mit dem Kunstgewerbemu-
seum einschl. des späteren Erweiterungsbaues
(ab 1933 Gestapo), dem Museum für
Völkerkunde und dem preußischen Abgeord-
netenhaus neben der Lindenstraße n der
südlichen Friedrichstadt einen zweiten
Schwerpunkt erhalten. Das Palais des Prinzen
Albrecht wird nach 1918 zeitweilig Reichs-
gästehaus und nimmt nach 1933 Dienststellen
des Reichssicherheitshauptamtes auf; an der
Prinz-Albrecht-Straße sitzt neben der Gesta-
po der Reichsführer SS. In der Kochstraße-
Zimmerstraße entwickeln sich seit etwa 1890
die Verlage Scherl, Mosse, Ullstein sowie das
Wolff-sche Telegraphenbüro.
Standort Sternwarte 1841 -Kartenausschnitt
Häuser der Kochstraße - Wende 19.Jh.
Die Darstellung der Standortstruktur läßt
sich mit Sicherheit erweitern und verbessern,
eine Arbeit, die noch nicht vollzogen ist.
Geschrieben ist ebenfalls noch nicht die
Geschichte der Südlichen Friedrichstadt in
Abhängigkeit von ihren Standorten und ihren
historischen Stätten. Exemplarisch an drei
unterschiedlichen Beispielebenen soll die
Bedeutung und der geschichtliche Rang der
Südlichen Friedrichstadt angeschnitten wer-
den:
1) Die Südliche Friedrichstadt ist - um auf ein populäres
Beispiel zurückzugreifen - der Geburtsort der Berliner
Operette, Schauplatz ist das im Hinterhof gelegene Apollo-
Theater Friedrichstraße 218. 1884 wird ein Etablissement
Flora hier eröffnet, das 1890 nach dem Entwurf des nicht
unbedeutenden Architekten Ebe in „Formen des Rococo“
erheblich umgebaut wird, „Berlin und seine Bauten“ 1896
bescheinigt dem Bau künstlerische Leistung. 1893 gerät das
Theater an den neuen Eigentümer Jacques Glück, der im
gleichen Jahr Paul Lincke engagiert, der bis dahin - 27jährig
- mit wechselnden Engagements als „Erster Kapellmeister“
in verschiedenen Berliner Theatern seinen Lebensunterhalt
verdient hat. Das „Apollo“ bietet ein Spezialitätentheater
mit eingefügten musikalischen Einaktern an, die ab 1895
zunehmend von Lincke komponiert werden. Die eigentli-
che Geburt der Gattung Berliner Operette erfolgt nach
einem Engagement Paul Linckes in Paris an den Folies
Bergeres 1897-1899 mit der Uraufführung von „Frau Luna“
am 1. Mai 1899, seine beiden nächsten großen Erfolge -
ebenfalls im Apollo uraufgeführt - sind am 1. April 1902
„Lysistrata“ und am 28. April 1904 die „Berliner Luft“. 1905
verläßt Lincke dieses Theater, er hat den Höhepunkt seines
Schaffens fast überschritten. Am 2. September 1904 erlebt
das Apollo quasi die Geburt der Wochenschau: am 2.
September filmt Oskar Messler Koch-/ Ecke Friedrichstra-
ße die Rückkehr des Kaisers an der Spitze der Garde von
den Manövern auf dem Tempelhofer Feld, abends
flimmern die Aufnahmen auf der Leinwand des Theaters,
das noch - als Kino - am 26. April 1926 die deutsche
Erstaufführung des „Panzerkreuzer Potemkin“ erlebt.
Die Sternwarte - von Schinckel 1830 entworfen, 1832-1835
gebaut - ist ein bedeutender Ort in der Geschichte der
Astronomie, die Sternwarte sah „den größten Triumph“ der
theoretischen Astronomie. 1825 wird Johann Franz Encke
(1791-1864) als Astronom der Akademie der Wissenschaft
und Direktor der neu zu erbauenden Sternwarte nach
Berlin berufen; er schaffte einen von Fraunhofer
konstruierten Refraktor (heute: Deutsches Museum
München) an, durch den der seit 1835 an der Sternwarte als
Dbservator tätige Joh. Gottfried Galle in den Nächten des
23./24. September 1846 den Planeten Neptun aufgrund der
Berechnung des französischen Astronom Urbain Jean
Joseph Leverrier entdeckte. Nachfolger Enckes, einer der
bedeutendsten astronomischen Rechner, wurde 1865
Wilhelm Förster. 1868 wurde er gleichzeitig Direktor der
Normaleichungskommission, in der er die Neuorganisation
des deutschen Maß- und Gewichtswesens leitete. An der
Sternwarte angebracht war der Urbolzen, von dem aus das
Königreich Preußen und das Deutsche Reich vermessen
worden sind
2) Die Südliche Friedrichstadt ist Wohnort bedeutender
Gelehrter oder Personen der preußisch/deutschen Ge-
schichte; diese Wohnorte scheinen sich überwiegend auf
Friedrichstraße/Kochstraße zu konzentrieren: Friedrich-
straße 208 hat Ludwig Tieck von 1842 bis zu seinem Tode
1853 seine Winterwohnung, Friedrichstraße 218 wohnt
1833-47 August Kopisch, der Übersetzer von Dantes
Göttlicher Komödie, Friedrichstraße 235 lebt 1822 bis zu
seinem Tode 1838 Adalbert von Chamisso, Friedrichstraße
242 im Hause seines Schwiegervaters Eduard Hitzig, Franz
Kugler, in dessen Salon E.T.A. Hoffmann, Storm, Scheffel,
Burckhardt, Dahm, Heyse, Geibel, Eichendorff verkehren.
Friedrichstraße 250 eröffnet Carl Ludwig Schleich, der
Entdecker der Lokalanaesthesie, 1889 in seinem Hause eine
Privatklinik; bei ihm treffen sich Hartleben, Scheerbart,
Dehmel und Strindberg. Kochstraße 67 wohnt von 1834 bis
zu seinem Tode 1873 der Geschichtsschreiber der
Hohenstaufer, Friedrich von Raumer, Kochstraße 62
erwirbt 1763 Hans Joachim v. Zieten, Ahnherr aller
Husaren; am 16. Oktober 1765 besucht ihn hier Friedrich
[I. aus Anlaß der Taufe des jüngsten Zieten-Sohnes, erneut
1770 anläßlich einer längeren Krankheit des Generals und
später oft nach den jährlichen Paraden auf dem
Tempelhofer Feld. Zieten stirbt hier am 27. Januar 1786.
Kochstraße 23 hatte Albrecht Haushofer eine Wohnung.
Kochstraße 20 wohnt 1820 bis 1825 bei seiner Mutter
Willibald Alexis. In Kochstraße 14 lebte der Buchhändler
Georg Andreas Reimer, dessen Haus während der
Franzosenzeit geheimer Treffpunkt der Patrioten ist;
Schleiermacher, Fichte, Kleist, Savigny, Varnhagen,
Chamisso, Niebuhr, Peter Cornelius bereiten hier die
geistige Erneuerung Preußens vor. In dem von Feilner nach
einem Entwurf Schinkels erbauten Haus Feilner Straße 1
treffen sich in der Generation des Erbauers Schinkel,
Rauch, Schadow und sein späterer Schwiegersohn Ludwig
Wichmann. auch Beuth ist Gast: bei Wichmann verkehren
Meyerbeer, Liszt, Mendelsohn, 1844/45 wohnt Jenny Lind
bei Familie Wichmann; das Haus erlebt Besuche von
Andersen und Bettina von Arnim; schließlich wird es
Eigentum von Wilhelm Gentz, das hier Fontane und
Menzel zu Gast hat
3) Die Südliche Friedrichstadt ist Schauplatz revolutionä-
rer Kämpfe, ein Zeithorizont sei herausgegriffen: Der
Januar 1919. Mutmaßlich als Reaktion auf den für sie
enttäuschenden Verlauf der Sitzung der Arbeiter- und
Soldatenräte am 10. November 1918 (am 9. November
hatten Scheidemann und Liebknecht die Republik
ausgerufen) im Zirkus Busch gründen am 11. November
Mitglieder der Spartakusgruppe im Hotel Exelsior/Strese-
mannstraße gegenüber dem Anhalter Bahnhof - Liebknecht
und Luxemburg wohnen hier - den Spartakusbund als
Vorläufer der Kommunistischen Partei Deutschlands,
deren Gründung um die Jahreswende 1918/19 im
Preußischen Abgeordnetenhaus in der Prinz-Albrecht-
Straße vollzogen wird. Die Leitung des Spartakusbundes
übernimmt eine Zentrale, bestehend aus 13 Mitgliedern;
Organ des Spartakusbundes wird „Die Rote Fahne“ unter
der Redaktion von Liebknecht und Luxemburg. Spätestens
seit Mitte Dezember 1918 sind Schriftleitung und
Expedition von „Die Rote Fahne“ sowie das Zentralsekre-
tariat des Spartakusbundes und danach der KPD im Haus
Wilhelmstraße 114 untergebracht, danach im Haus
Friedrichstraße 217a. Es darf vermutet werden, in
Konkurrenz zum „Vorwärts“, der zusammen mit den
"eitungsorganen der SPD seit 1914 sein eigenes Gebäude
Lindenstraße 2-3 hatte. Am 5. Januar 1919 abends wird der
„Vorwärts“ von Revolutionären besetzt, ebenso die
Verlagshäuser von Büxenstein, Mosse, Scherl, Ullstein und
das Wolffsche Telegraphenbüro. Die Reichsdruckerei, der
Anhalter- und Potsdamer Bahnhof sowie die Reichsbahn-
direktion fallen ebenfalls zeitweilig in die Hände der
Aufständischen. Ein erster Versuch der Regierungstrup-
pen, Mosse am 8. Januar zurückzugewinnen, schlägt fehl;
erst nach der Eroberung des „Vorwärts“ nach heftigem
Artilleriebeschuß am 11. Januar lösen sich die Besatzungen
der Verlagshäuser auf. Sieben Parlamentäre, die wegen der
Übergabe des „Vorwärts“ verhandeln wollen, werden in der
nahe gelegenen Dragonerkaserne, heute Finanzamt am
Mehringdamm, mißhandelt und getötet. Am 11. Januar
besetzen und verwüsten Regierungstruppen die Zentrale
der KPD in der Friedrichstraße
Die kurze Darstellung von Teilausschnitten
der Gesichte dieses Gebiets soll zeigen, daß zu
seinem Verständnis nicht nur die historisch-
formale Stadtgestalt als Erlebnis des öffent-
lichen Straßen- und Platzraumes, die Dimen-
sionen von Stadtgrundriß und -aufbau,
sondern auch die Dimension der Zeit, der
Geschichte gehört. Geschichte indessen muß
dem Laien über dessen Phantasie auslösende
Anstöße vor Ort, durch plastische Begreifbar-
keit vermittelt werden. Man mache heute den
Versuch, nach dem Neuaufbau am Mehring-
platz sich die für die Januarkämpfe zentralen
Ereignisse der Besetzung und Eroberung des
„Vorwärts“ vorzustellen.
Mit dem Phänomen der Geschichte dieses
Gebietes hat sich die /BA bislang nicht
auseinandergesetzt; Bitten des Landeskonser-
vators, als erstes die Dokumentation des
Prinz-Albrecht-Blockes vorzunehmen, sind
bis heute nicht verfolgt.
Mit dem Phänomen der Stadtgestalt dieses
Gebiets hat sich die IBA bislang nur in
Teilaspekten, der rein formalen Betrachtung
von Stadtgrundriß sowie der Berliner Trau-
fenhöhe auseinandergesetzt, die Ideologie des
geschlossenen Baublocks hat hier Pate
gestanden, weniger die Sensibilität im Um-
gang mit historischer Stadt. Betrieben werden
soll offensichtlich ein formalisierter Städtebau
unter Auswahl einzelner historischer Krite-
rien, die nach derzeit geltendem Geschmack
ausgesucht sind. Der Unterschied zum Wie-
deraufbau des Mehringplatzes wird deshalb
nur gradueller, nicht prinzipieller Natur sein.
Die denkmalpflegerische Auseinanderset-
zung mit der historischen Stadt, selbst wenn
sie wie hier in ihrer Bausubstanz nahezu völlig
zerstört ist, hat sich mit ihrer Gesamtheit zu
beschäftigen, weil sie nur so als geschichtliches
Phänomen begriffen werden kann. Die
Betrachtung lediglich oder ausschließlich von
Teilaspekten: Einzelgebäuden oder von sog.
Ensembles neigt immer dazu. eher die formal
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aesthetische bzw. historisch-anekdotische Di-
mension dieser Teilaspekte zu betrachten. Die
Auseinandersetzung muß folglich mit der
historischen Struktur geschehen, und dies ist
deshalb unerläßlich, weil nur über sie
gewährleistet erscheint, daß Geschichte in
ihrer vollen Breite als Dokument, nicht mehr
als gefiltertes Substrat, gereinigt durch das
Sieb eigener, häufig nur noch moralisierender
Wertvorstellungen gepreßt und so nur noch
punktuell und das heißt oft - losgelöst aus
ursprünglichen Zusammenhängen - tradiert
wird. Es gilt - kurzum - die Gefahr
abzuwehren, daß die Zeugnisse von Geschich-
te (im umfassenden Sinn) - gewollt oder
ungewollt - zum beliebig verwendbaren
Versatzstück, in diesem Zusammenhang krass
formuliert: zum geschmäcklerischen Spielball
von Architekten degradiert werden.
Unter Struktur wird hier verstanden:
die Art und Weise der äußeren und inneren
Zusammenfügung eines aus einzelnen und
verschiedenartigen Teilen zu einem Ganzen
verbundenen Körpers. Die „verschiedenarti-
gen Teile“ sollen hier als Typus bezeichnet, die
„Art und Weise der Zusammenfügung“ als
Habitus gekennzeichnet werden. Der Typus
ist die mehreren Dingen einer und derselben
Art oder Gattung gemeinsame ideelle Grund-
form, der Habitus das Eigentümliche der
Gesamterscheinung, das durch individuelle
Ausbildungen bedingt wird.
Zu den Typen des historischen Städtebaus
bzw. der historischen Stadtgestalt gehören
neben Platz und Straße in ihren unterschiedli-
chen, den Habitus betreffenden Ausfor-
mungen, den unterschiedlichen Gradeintei-
lungen von repräsentativer städtischer Öffent-
lichkeit bis zur Privatheit eines Wohnquar-
tiers, die Gasse; der Hof, der Garten.
Herausgegriffen werden soll als Typus
derStadtgarten, erläutert am Beispiel des
Garten hinter dem Berlin-Museum. Bei der
Gründung der Südlichen Friedrichstadt wird
der Garten konstitutiver Bestandteil der
Stadtanlage, offensichtlich in verschiedenen
Funktionen: Große Ziergärten für die Palais
des Adels, Gärten für gewerblichen Gemüse-
anbau, den vor allem die Einwanderer
betrieben, bürgerliche Gärten wohl auch für
die Eigenversorgung unter Einschluß kleiner
Ziergärten mit einer Gartenarchitektur in
Gestalt von Gartenhäusern, Gartenmauern
usw. Zum Berlin-Museum als Verwaltungsge-
bäude gehört ebenfalls ein Garten, der aber
offensichtlich keine allzulange Lebenszeit
gehabt hat: 1789, d.h. etwa 50 Jahre nach
Errichtung des Gebäudes, wird an seiner
Südseite parallel zur Grundstücksgrenze die
Husarenstraße, die heutige Hollmannstraße
angelegt, deren Zweck die Bedienung der
Husarenställe war, die in der rückwärtigen
Grundstückshälfte errichtet worden waren.
Die von Lenne geplante Neue (heute: Alte)
Jacobstraße machte deren Abtrennung vom
Grundstücksteil an der Lindenstraße dann
endgültig. Die nördliche Grundstücksgrenze
des Kammergerichts schloß weiterhin direkt
an die Nachbargrundstücke an; die Seitenflü-
gel und Quergebäude auf diesen drei Grund-
stücken sind (im Bebauungszustand um 1900)
bis an die Grundstücksgrenze herangeführt.
Der - quasi - Anschnitt der Hof- oder
Grundstücksbebauung, der ungeschminkte
Blick aus dem Garten in das ungeordnete
Inneneben der Hofbebauung auf den angren-
zenden Nachbargrundstücken macht das
„Typische“ des Stadtgartens aus, sofern das
Grundstück nicht - wie hier - auf zwei Seiten
von Straßen eingefaßt wird. Der Stadtgarten
oben links: Das Berliner Theater
oben rechts: Feilnerstraße 1
rechts: Die Sterwarte
unten links: Friedrichstraße 242
unten rechts: Kochstraße 62
Die südliche Friedrichstadt 1888 —
Kartenausschnitt, das Prinz-Albert-
Palais befindet sich in der Wilhelm-



































Berlin- Museum mit Garten - Wettbewerbsentwurf Kollhof/ Ovasga (der Entwurf ist weiterbearbeitet worden)









Kochstraße - Projekt Betrix, Consolascio, Reichlin, Reinhard
Kochstraße / Wilhelmstraße - Projekt Rossi. Entwurfsstudie
besitzt den gleichen Grad an Öffentlichkeit
wie der Hof: er ist halböffentlich. Ein
einfaches Experiment: die Retusche der
späteren Überbauung der reduzierten Garten-
fläche macht deutlich, worauf es ankommt.
Eindrucksvolle Beispiele zum Typ des
Stadtgartens neben dem Garten des Palais des
Prinzen Albrecht oder dem Garten der
Sternwarte in Berlin, die diese Einblicke in den
Hinterhof und nicht auf die gestaltete, dem
öffentlichen Straßenraum zugewendeten Fas-
saden haben, ist der Garten des Belvedere in
Wien. Der erste Preisträger des Wettbewerbs
„Wohnen in der Friedrichstadt“ interpretiert
den Garten - obwohl als solchen zu
konzipieren in den Ausschreibungsunterlagen
vorgegeben - als Platz, als öffentlichen Park
um, eine Bedeutungszumessung, die deshalb
auch nicht hingenommen werden kann, weil
die beiden Zangen der vorgeschlagenen
Platzrandbebauung das Berlin-Museum über-
mäßig bedrängen und der neue Platz die
Balance des historischen Straßen- und Platz-
gefüges empfindlich stört; überdies be-
wirkt er eine städtische Öffentlichkeit an einer
im Gesamtgefüge des Stadtteiles nebensäch-
lichen Stelle, abgesehen davon, daß er sich als
Hauptattraktion der untergeordneten Hofsei-
te des Berlin-Museums bedient. Auch die
Hofseite verlangte nach einer Charakteri-
sierung als Garten.
Ob der Entwurf in der Zwischenzeit weiter
bearbeitet worden ist, entzieht sich der
Kenntnis. Da das Berlin-Museum wie die
Viktoria ausgewiesene Baudenkmäler sind,
kann jetzt schon angekündigt werden daß der
Landeskonservator das Bebauungsplanver-
fahren nicht mitzeichnen kann.
Zweites Beispiel der Auseinandersetzung
mit einem Stadtbildtyp kann die Feilnerstraße
bieten, ursprünglich im 18. Jahrhundert
Hasenjäger Straße oder Gasse.
Diese Gasse ist älter als die Anlage der
Südlichen Friedrichstadt, sie dürfte ursprüng-
lich - möglicherweise bereits seit dem
Mittelalter - die Verbindung zwischen der
Köpenicker Vorstadt und der Jerusalemer
Kirche hergestellt haben, die seit dem
Mittelalter in Verbindung mit einem Siechen-
haus an dieser Stelle nachweisbar ist. Die
Entwicklung ihrer baulichen Gestalt dürfte
kaum noch lückenlos nachweisbar sein, ihre
typische Ausbildung als Gasse scheint sie in
der 1. Hälfte des 19. Jahrhunderts erreicht zu
haben; das wichtigste Merkzeichen: die
räumliche Enge, den geringen Straßenquer-
schnitt hat sie bis ins 20. Jahrhundert
behalten. Die anderen Typenmerkmale einer
Gasse: breite, offene Grundstückserschlie-
Bungen, an den Straßenraum angrenzende
Nebengebäude, Mischung von Wohn- und
Nebengebäude u.a. sind nachweisbar, wenn
auch nicht bildlich zu belegen. Aus der
schmalen Gasse soll - nach dem Landeskon-
servator bekannten Planungsstand - eine
langweilige Straße von 2 H Breite gemacht
werden und quasi zur Krönung ein - im
Sprachgebrauch des Architekten, eines Apo-
logeten der Blockstruktur - „Plätzchen“, zu
Ehren Schinkels benannt, erhalten.
Eine unverwechselbare Ortseigentümlich-
keit, ein historisch bedeutsames topografi-
sches Merkzeichen soll verschwinden, ähnlich
wie der Springer-Verlag die Junker Straße,
einen Teilabschnitt der Stadtgrenze von 1688
verniedlicht.
Bei solchem Umgang mit Historie muten
die umfänglich angebotenen historischen
Erläuterungen eher wie literarische Bekun-
dungen an als zu beachtende und verbindliche
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Ausgangspositionen, sie müssen intensiver
erarbeitet werden und größere Verbindlich-
keit erhalten.
Die Interpretation der bisher von der IBA
erarbeiteten Struktur für die Südliche Fried-
richstadt hat nach zwei Ebenen zu fragen:
Grundriß und Aufbau. Aus letzterem wird
sich die Auseinandersetzung mit dem Habitus
herleiten. Die historischen Bauzustände des
Stadtteils: als repräsentativ sei auf den
Zustand 2. Hälfte 18. Jahrhundert sowie Ende
19. Jahrhundert verwiesen, zeigen unter
Einschluß von Straße, Platz, Block und
Blockinneres eine außerordentlich große
Homosgenität im Sinne der Gleichartigkeit der
einzelnen Elemente und ein in vielen Fällen als
sinnvoll erscheinendes Maßstabsgefälle zwi-
schen Blockrandbebauung und Blockinne-
rem, öffentlichem zu halböffentlichem Raum.
Das von der IBA bislang vorgelegte, sicherlich
noch mit Improvisationen durchsetzte Struk-
turgefüge ist dagegen inhomogen, ist durch-
setzt mit Maßstabsbrüchen, zeigt die Tendenz,
einzelne Kunstfiguren nach Architektengusto
zu bilden, die in ihrer Addition patch-work,
aber keine Homogenität ergeben und belegt
damit erneut, daß die Bekundungen, sich mit
der Geschichte dieses Stadtteils auseinander-
setzen zu wollen, in Gefahr gerät, lediglich
Farce zu sein. Der Straßengrundriß als
historisches Kriterium allein reicht nicht aus,
Kontinuität darzustellen; auch die Innen-
struktur des Blocks verlangt die Auseinander-
setzung mit ihrer Geschichtlichkeit. Die
Geschichtlichkeit eines Ortes kann man sich
als fremder Architekt nicht anlesen, man muß
in ihr wurzeln.
Das bisher erarbeitete Strukturgefüge läßt
ebenfalls die Gefahr erkennen, daß das im 18.
Jahrhundert angelegte System, in den Blick-
punkt des Straßen- und Platzraumes öffentli-
che Gebäude oder Bauwerke von besonderem
Rang zu stellen, gröblich mißachtet wird;
gerade an solchen Blickpunkten könnte der
gestalterisch besonders qualifizierte Entwurf
sinnvoll eingesetzt werden; die Schwäche des
Prinzips, internationale Architektur quasi wie
mit der Gießkanne zu verteilen, wird deutlich.
Dazu als besonders krasses Beispiel: die
Blumengroßmarkthalle soll mit erheblichem
finanziellen Aufwand entfernt werden.
Schinkel hatte hier in Übereinstimmung mit
der barocken Struktur in seiner Sternwarte
einen städtebaulichen Bezugspunkt geschaf-
fen, bei der IBA läuft die Charlottenstraße
gegen die Fassade von mutmaßlich öffentlich
gefördertem, aber international designtem
sozialem Wohnungsbau. Das Interesse an
dem ursprünglichen Gefüge des Stadtgrund-
risses ist offensichtlich so gering, daß keine
Versuche unternommen werden, das Unglück
des Mehringplatzes dahingehend zu repa-
rieren, Wilhelm- und Lindenstraße wenigstens
fußläufig wieder an den Platz anzuhängen.
Dagegen werden neue Straßen geschaffen, die
die Gefahr bergen, das historische Straßen-
netz zu erweitern und damit zu entwerten und
das immer noch mögliche Bezugssystem der
Blickpunkte in seiner Prägnanz damit zu
verwässern.
Zum Habitus: Die geschichtliche Entwick-
lung des Städtebaus hat quasi zwei Grundmo-
delle entstehen lassen: das feudalistische
Modell und das bürgerliche Modell; hier
bestimmt der Souverain die Einheitlichkeit
des Stadtbildes (bestes Beispiel: die Südliche
Friedrichstadt), dort setzt es sich aus der
Addition der einzelnen. Grundstücke zusam-
men, die aus dem Willen des Grundeigentü-
mers und dem Können des Architekten auf der
Mehring-Platz (Belle-Alhen
Basis des Zeitgeschmacks ihre Gestalt erhal-
ten. In unserer Gegenwart spiegelt sich dieser
Gegensatz im Unterschied zwischen Sied-
lungszeilenbau und Bürgerhaus. Der bisherige
Stand der IBA-Projekte läßt vermuten, daß
deren Tendenz eher zum Typ der Siedlungs-
zeile als zum Bürgerhaus geht. Damit - so soll
hier behauptet werden - liegt ein weiterer
Verstoß gegen die Geschichtlichkeit des Ortes
vor, der in seiner letzten Entwicklungsstufe
vor der Zerstörung den Habitus einer
Bürgerstadt und Geschäftsstadt besaß. Die
Folge der im Stadtbild der Südlichen
Friedrichstadt dann überwiegenden Zeilen-
bauweise wird sein, daß Maßstabsbrüche und
Disharmonien entstehen: die erhalten geblie-
benen wenigen Altbauten werden in übermä-
Bige Neubauzeilen eingebacken, negativstes
Beispiel in Berlin: das Sanierungsgebiet
Wassertorplatz (den Fürstenhof nehmen
Betonzeilen in die Zange und machen aus dem
historischen Gebäude eine kunstgewerbliche
Karikatur). Daneben werden durch die länger
werdenden Zeilenbauten die Maßstäblichkei-
ten des ursprünglichen Stadtbildes vergröbert.
Für den Habitus wird das einen Verlust von
Vielgestaltigkeit bedeuten, der sich in histori-
schen Städten bürgerlichen Stadtbildes auch
in einem Qualitätsgefälle bestimmt; gute und
schlechte Architektur sind ineinander verwo-
ben. Die Absicht der IBA, die Höchstwerte
von architektonischem Entwurf anzustreben,
wird einen einheitlichen Qualitätsmaßstab zur
Folge haben mit dem Ergebnis eher der
Sterilität eines Kunstmuseums als der Leben-
digkeit einer Stadt; was droht ist ein
Freilichtmuseum der Jet-Set-Architektur. Die
Unterschiede zur Bebauung des Mehringplat-
zes werden nur gradueller, nicht prinzipieller
Art sein. Es könnte sogar die Behauptung
gewagt werden, daß die gewünschte Interna-
tionalität und der geschichtliche Humus einen
unauflöslichen Widerspruch darstellen. Die
Interbau im Hansa-Viertel hat sich hier
wesentlich konsequenter verhalten, sie hat
auch den Stadtgrundriß zerstört, was hier
nicht gewollt wird und auch nicht geschehen
darf. Nur muß dann konsequenterweise die
Frage nach den im historischen Stadtbild
vertretenen Architekturtypen: hier dem
Wohn- und Geschäftshaus gestellt werden.
Der Versuch in der Ritterstraße, ein solches
individualisierendes Stadtbild zu erzeugen, ist
letztlich als gescheitert anzusehen. Die fehlen-
de Glaubwürdigkeit, der Eindruck des aesthe-
tisch-vordergründig Aufgesetztseins hat meh-
rere Ursachen, eine darunter ist die Mißach-
tung der historischen Parzellenstruktur, der
alten Grundstückseinteilung. Die Beachtung
der Parzellenstruktur ist aber auch dann
unerläßlich, wenn der Wert auf die Überlie-
ferung der historischen Wohnstätten gelegt
wird, nicht um die Gebäude zu rekonstruieren,
sondern um den Ort überhaupt erkennbar und
beschreibbar zu machen; wird man künftig
überhaupt die Orte der Häuser Reimer,
Zieten, Kugler, Feilner noch erkennen kön-
nen?
Der Habitus fragt auch noch lokalem
Milieu, nach Traditionen, nach Einbindungen
in die gesamte Stadt, nach Einbindungen in
die Kontinuität des lokalen Bauschaffens.
Weder die IBA noch die Bauverwaltung, die
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Architektenverbände oder gar die Akademie
der Künste machen irgendwelche Anstren-
gungen, den Standort der eigenen aktuellen
„Baukunst“ dieser Stadt zu bestimmen und
ihn nach Schulbildungen, durchgängigen
Traditonsströmen oder Qualitätsmaßstäben,
theoretischen Ansätzen, Architekturtypolo-
gien u.a. zu verstehen, darzustellen oder zu
qualifizieren. Der Anteil bodenständiger
Architektur in der Südlichen Friedrichstadt
wird sich mutmaßlich in Grenzen halten, die
Südliche Friedrichstadt wird ein schillernder
Architekturvogel werden ohne Bindung an
Traditionen des Ortes. Die Internationali-
sierung der Südlichen Friedrichstadt wird
einhergehen mit einer Bankrotterklärung
heimischer Architektur. Und das ist das
eigentlich Schlimme an diesem Vorgang.
Mailänder Design, mittelmeerischer Duktus,
New Yorker High-Society-Architektur wer-
den die historischen Wurzelgeflechte dieses
Stadtteils trotz der anerkennenswerten Vertei-
digung des Stadtgrundrisses ausdörren.
Um die Summe zu ziehen: aus der Sicht des
Landeskonservators geht es darum, beim
Wiederaufbau der Südlichen Friedrichstadt
einen Stadtteil zu schaffen, in dessen endlicher
baulicher Gestalt sich seine Geschichte wie-
derfindet. Bei dem derzeitigen Stand des
Selbstverständnisses muß darum gefürchtet
werden. Der viel beschworene Stadtgrundriß
reicht nicht aus, um eine notwendige Konti-
nuität zu gewinnen, auch nicht an sich gut
gestaltete Architektur. Im Einzelnen disku-
tiert werden muß:
® die Verbindlichkeit der alten Parzellen-
struktur mit der Konsequenz, vom Zeilen-
bau Abstand zu nehmen und sich mit der
Wohnhaus- und Geschäftshausarchitektur
auseinanderzusetzen. 4
die Innenstruktur der Baublöcke mit ihren
Elementen Hof und Garten und ihre Ver-
bindlichkeit für den gesamten Stadtteil, um
dessen Homogenität sicherzustellen
® die Kenntlichmachung der historischen
Stätten
® der Verzicht auf alle neu einzuführenden
öffentlichen oder halböffentlichen Straßen
oder Erschließungen
® die Bewahrung des ortstypischen Merk-
mals der Blickpunktbeziehungen.7\u/\ZEIGE
'Denkmalpflege’ Abreißkalender für Essen
zu beziehen über














Ende September 1981 lud der frischgebackene
West-Berliner Senator für Stadtentwicklung
und Umweltschutz, Dr. Volker Hassemer, ein
zum „Expertenverfahren zum IBA-Plan für
die Neubaugebiete“, Sieben ausgewählte Ex-
perten sollten IBA-Probleme’ lösen helfen.!
Grund: der Neubau-Direktor der inzwischen
durch breite Berichterstattung bekannt-be-
rüchtigten „Bauausstellung Berlin GmbH“
hatte ohne Absprache einen gewaltigen, in
großer Geheimhaltung gezeichneten „Rah-
menplan“ veröffentlichen lassen.
Neuartig, obwohl in zwangsläufiger Konse-
quenz der papiernen Architektur-Ereignisse
der Neubau-IBA war, daß Dimension und
Anspruch der vom Berliner Abgeordneten-
haus hektisch und schluderig beschlossenen
Internationalen Bauausstellung schlagartig
allgemein sichtbar wurden. Interessierte
konnten allerdings Motivation, Problemsicht
und abgeleitete „städtebauliche Ziele“ des nun
vorgelegten Planes schon Mitte 1978 in der
Senatsvorlage zur Beschlußfassung des Abge-
ordnetenhauses lesen:
„GEBAUTE STADT bestimmt sich wesentlich aus
räumlicher Verdichtung verschiedenster Funktionen und
Lebensformen. Stadt ist nicht nur zweckbestimmt, sondern
auch Sinnbild für Existenz - Behauptung - Zeitgeist. Auch
künftig begründet sich Stadtleben in materieller wie
geistiger Lebensfähigkeit. Diese Motivation zur Auseinan-
dersetzung im gesellschaftlichen wie politischen Bereich
bedarf der ständigen Ausformung und muß sich als jeweils
NEUE WIRKLICHKEIT beweisen. Eine Stadt, die nicht
baut, sich nicht darstellt, gibt sich auf.
Dieses komplexe Thema: „KAPUTTE STADT ZU
RETTEN“, neue Umweltqualitäten entgegenzusetzen,
erfordert eine integrierte Stadtentwicklungsplanung. Es
beinhaltet aber auch die Aufgabe, das Erscheinungsbild der
Stadt zu verändern. Stadt kann im letzten nur als künstliche
und synthetische Welt verstanden werden. Ihre Erschei-
nungsformen sind Ergebnis der Auseinandersetzung mit
ihren Inhalten und Aufgaben. So verstanden ist STADT -
LANDSCHAFT ‚eine Zusammenschau von Architektu-
ren. Diese vermögen mittels ihrer irrationalen Wirksamkeit
Probleme und Konflikte umzusetzen, die rational nicht
mehr begreifbar, erfaßbar sind. Sie sind somit zu einer
unabdingbaren Realität geworden; der in ihr lebende
Bürger will und muß sich mir ihr identifizieren können. Er
muß die Fähigkeit bewahren, den Lebensraum Stadt voll in
sein Bewußtsein aufzunehmen, ihn mitzugestalten und zu
genießen. Die Intensität dieser Auseinandersetzung wird
dabei zum Maßstab für die kulturelle Entwickeltheit, für
das demokratische Selbstverständnis: sie wird im Rahmen
der Internationalen Bauausstellung 1984 von besonderer
Bedeutung sein und als eine Herausforderung an die
gesamte INTERNATIONALE FACHWELT verstan-
den“.2
Diese „Zusammenschau von Architekturen“
verplante einen ca. 3,5 km langen und 1,0 km
breiten, zentral gelegenen Bereich des sog.
City-Bandes. Das ’City-Band’ ist ein im heute
noch gültigen Baunutzungsplan von 1961 als
„Kerngebiet“ ausgewiesenes West-Berliner
Stadtgebiet, das einmal die Mitte eines
wiedervereinigten Berlins sein sollte. Die agile
IBA griff mit ihrer Veröffentlichung nicht nur
in die stadtplanerische Kompetenz des Sena-
tors ein,‚der gerade die Veröffentlichung des
unter seinem Vorgänger ebenfalls heimlich
erarbeiteten Räumlichen Entwicklungsmo-
dells Berlin (REM) vorbereitete, sondern lag
auch quer zu dem vom AIV (Architekten - und
Ingenieur Verein zu Berlin) geforderten
Wettbewerb „Zentraler Bereich“. Dieser soll
sich an der östlichen Mauergrenze West-
Berlins in ca. 1,5 km Breite und über 6,5 km
Länge mit nor südlicher Ausdehnung erstrek-
ken, - eine Forderung, die Hassemer „immer
gestützt“ hat. Zugleich wurden im Plan
notwendige übergeordnete —stadtentwick-
lungspolitische Entscheidungen gefällt bzw
vorgeschlagen:
® die seit 1974 von der „BI Westtangente“ be-
kämpfte West-Berliner Nord-Süd-Auto-
bahn wird zur „Boulevardstraße“,
das 1980 nach 10jährigen Verhandelnvon
der DDR erworbene Gelände des ehemali-
gen Potsdamer Personenbahnhofs wird
Wohngebiet.
Senator Hassemer war gut beraten - und als
„enfant sensible“ des neuen Berliner CDU-
Senats hatte er kaum eine andere Wahl - die
Öffentlichkeit zu suchen. Denn um die
politischen Schalthebel des Berliner Pla-
nungs- und Baugeschehens, die einst allein in
des Sozialdemokraten Harry Ristocks Hand
lagen (der jetzt, erschreckend weggetaucht,
Fenster verkauft) muß sich Hassemer mit
seinem’ christdemokratischen Kollegen, Bau-
senator Rastemborski, auseinandersetzen.
Dieser ist vertragsgemäß Aufsichtsratvorsit-
zender der IBA. Die „unregierbare“ Bauver-
waltung wurde geteilt:
„Wir wollten in der Tat, dadurch daß wir die Planung und
das Bauen trennten, dafür sorgen, daß nicht geplant wird,
damit gebaut wird, sondern wir wollen die Selbständigkeit
der Planung betonen. Wir wollten die schlechte Situation
aufheben, daß von dem geplant wurde, der zugleich
baute“ ?
Hassemer ist also derjenige der beiden
Senatoren, der an den Hebeln, die das
„Bewußtsein“ betreffen, schalten und walten
darf:
Ausschnitt des Berliner Stadtgebietes mit dem Gelände der
IBA-Neuplanungen und dem Gebiet des geforderten Wett-
bewerbs "Zentraler Bereich”, Skizziert sind die heutigen Zen-
tren Berlin (West) und Berlin (Ost), wie sie E.Jahn in seinem
/BA-Gutachten markiert, die Stadtautobahn und die Hauptver-
kehrsstraßen. Zwischen den “Zentren” liegen heute die letzten
großen Landreserven der West-berliner Innenstadt. Das Zubauen
entsprechend den 50-er-Jahre-Leitideen (City-Band), dem die
/BA-Planung folgt, ist eine falsche Konzeption. In dieser zen-
tralen Zone der Agglomeration Berlin könnten Grün- und Frei-
flächen entsprechende Defizite umliegender Stadtquartiere
mindern und so auch eine vorsichtige ”Stadtreparatur” unter:
stützen
„Die neu geschaffene Verwaltung für Stadtentwicklung und
Umweltschutz steht vor der Aufgabe, geistige und
städtebauliche Leitlinien einer künftigen Berliner Stadtent-
wicklungspolitik auszuarbeiten“ *
Handfestes „Sein“ lenkt Rastemborski, er
allein kann Bebauungspläne erlassen.
Bisher lagen die Probleme in Berlin allerdings
nicht, wie Hassemer meint, am „Nichtvorhan-
densein von Planung“, sondern an der
Struktur des Berliner Verwaltungssystems, an
fehlendem politischen Durchsetzungsvermö-
gen, an falschem Einsatz von Planungskraft
und sicher auch am Fehlen von Spitzenkräften
in den obersten Etagen der Berliner Baupoli-
tik. Des Senators Stoßseufzer klingt ehrlich,
macht aber wenig Hoffnung auf Veränderung:
„Mir wird lamgsam ein bißchen flau ums Herz, wenn ich mir
überlege, daß ich das jetzt mit derselben Zahl der Leute
anders machen will. Dazu mit denselben Partnern,
Wohnungsbaugesellschaften. Aber machen müssen wir es
trotzdem“ ©
Der Bau von 50.000 Neubauwohnungen
(inzwischen sollen es nur 39.000 werden)
wurde im 1981er Wahlkampf von der CDU
versprochen - errichtet bis zur nächsten Wahl
im Jahre 1985. Ein IBA-Plan mit mehr als
5.000 Neubauwohnungen, die im Rahmen
einer irgendwie 1984 startenden internatio-
nalen Bauausstellung gebaut werden sollen,
liegt vor. Berlins Bauindustrie steht bereit.
Der Senat führt, vor Abschluß des „Experten-
verfahrens‘“, Verhandlungen mit Bauträgern
und Wohnungsbaugesellschaften über die
Vergabe öffentlicher Grundstücke zum Zwek-
ke der Bebauung in dem Gelände, für das die
städtebaulichen Leitlinien nach Vorstellungen
der einen Senatsverwaltung erst erarbeitet
werden sollen.* Die Berliner Industrie- und
Handelskammer fordert zum Jahreswechsel
eine „sinnvolle Stadtentwicklungspolitik“. Sie
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werden kann. Ein Senator braucht die Öffent-
lichkeit als Verbündeten. Oder?
Dem Expertenverfahren, das frustrierten
Berliner Stadtplanern, Städtebauern, Archi-
tekten, Bezirkspolitikern, Abgeordnetenhaus-
mitgliedern, Umweltschützern und allen, die
planerisch denkend Umgang haben mit dem
Gelände, für das die IBA Bauausstellungspla-
nung betreibt, offenstand, war der Zulauf
sicher. Ein derartiges, offiziell geplantes
Forum hatte es für sie unter den Sozialdemo-
kraten nicht gegeben. Deren Verantwortliche
brachten z.B. ihre „Perspektiven der Stadt-
entwicklung“ 1974 als gestilte Broschüre
unters Volk. Die dort zuletzt genannte
Perspektive Nr. 17 lautet: „Diskussion der
Bürger bestimmt die Schwerpunkte der Stadt-
entwicklung“; es folgen Ratschläge zum
„Schreiben an ...“, zur „Kontaktaufnahme mit
...“ und zur „Mitarbeit in ...‘“.5
Nun sollte jeder mitreden dürfen, die Argu-
mente dokumentiert und für die weitere
Diskussion veröffentlicht werden. Hassemer,
der - auch dies ungewöhnlich - ständig
anwesend war, betonte allerdings von Anfang
an das „Risiko“ des Verfahrens, behielt sich
seine Entscheidung vor und verwies, sich rück-
versichernd, immer wieder auf die „politischen
Entscheidungsgremien“.
Wie geplant und durchaus „kultiviert“, wie
gewünscht, lief das Verfahren ab: im Oktober
1981 das „Hearing“, d.h. die Information der
Sieben, der Öffentlichkeit und der Politiker,
so anwesend, durch geladene Sachverstän-
dige, im November das „Symposion“, die Dis-
kussion mit eingeladenen Trägern öffentlicher
Belange und mit der anwesenden Fachöffent-
lichkeit und schließlich im Dezember die
„Anhörung“, die Entgegennahme der nach
diesen Verfahren von den sieben Experten
erarbeiteten Vorschläge.
Hearing
Phase I begann im Reichstag, an der Mauer,
fern dem Berliner Alltagsleben und schwer
erreichbar in einem engen Saal. Der dann hier
und später ständig anwesende „Plan“, 4 Meter
mal 4 Meter groß, hing vor dem Fenster. Für
ein „Höchstmaß an Öffentlichkeit“ in der
Stadt des ICC (Internationales Congreß
Mit Einbeziehung der bereits durch IBA-Wettbewerbe verfügte Gebiete
Centrum) waren Zeit und Ort höchst ungeeig-
net, denn wer kann sich schon wochentags von
9.00 bis 18.00 Uhr von der Arbeit freimachen.
Die Fachleute waren unter sich. So beherrsch-
te denn auch die Frage, „was wir hier
eigentlich treiben?“, heimlich manchen Teil-
nehmer‘ der ungewohnten Veranstaltung.
Aber bald wurde deutlich, was vielleicht einen
Wert haben würde. Der Senator war dabei,
sich selbst und den neuen Politisch-Verant-
wortlichen offiziell das Kuckucksei des
Öffentlich-Gesagten und Öffentlich-Bekannt-
gewordenen ins Nest zu legen. Man wird Ver-
sprechungen und praktisches Handeln messen
können. In Meinungen, Forderungen und
Urteilen, in der Diskussion der Fachleute
wurde bald der kleinste mehrheitlich-gemein-
same Nenner sichtbar: der herrschaftliche
Plan bietet Problemlösungen nicht, formal-
ästhetisches Stadtdesign umso mehr - ein IBA-
Herrschaftszeichen, von beängstigend selbst-
sicheren Architekten verfaßt. Hier wurde der
einem’ historischen Mißverständnis folgende
generalistische Anspruch des omnipotenten,
genialen Stadtbauarchitekten vorgezeigt.
Nicht die Existenz des Planes oder gar seine
Darstellungsart sind zu kritisieren (im Gegen-
teil, gerade dem häufig „verwissenschaftli-
chen“ Arbeitsfeld der Stadtplaner und Städte-
bauer tut die Tatsache gut und zeigt seine
Wirkung, daß mit der Zeichnung sichtbar
gemacht wurde, wie die Stadt aussehen soll),
sondern die Inhalte, die der Plan vermittelt
und der Anspruch, mit dem der Plan verteidigt
wurde. Man hatte den Eindruck, daß die
Verfasser, Stadt als „künstliche und synthe-
tische Welt“ mißverstehend, stark reduzierten
Begriffen des Künstlerischen und des Astheti-
schen zum Opfer fielen. Stadtbaukunst wurde
nicht vorgeführt. Diese hat neben ästheti-
schen viele andere, utilitaristische, soziale,
ökonomische, rechtliche und politische Auf-
gaben zu bewältigen. Aufgaben, deren Lösun-
gen heute problematisch genug sind, daß
ganze Studiengänge, Verwaltungszweige und
Planungsbüros sich unter der Überschrift
Stadtplanung oder Städtebau damit beschäf-
tigen. Weil nicht bescheiden als eine Diskus-
sionsvorschlag auf den Tisch gelegt, wirkte die
Selbstüberschätzung der IBA-Architekten
und damit nachträglich deren politisch zu
verantwortenden „städtebaulichen Ziele“ (s.
0.) umso peinlicher.
Eine grundlegende analytische Voruntersu-
chung, also die rationale, quasi wissenschaft-
liche Vorbereitung schöpferischer Entwurfs-
arbeit, entpuppte sich entweder als nicht
vorhanden oder als Ergebnis einseitiger
Annahmen oder Entscheidungen. In z.T.
eindrucksvollen und durch Argumentation
überzeugenden Beiträgen wurde deutlich:
Wissen über Strukturen, die die Geschichte
hinterlassen hat (D. Hoffmann-Axthelm),
Wissen über Vegetationen, die in 30 Jahren
gewachsen sind (ZI. Maaß) und Wissen um
Infrastrukturanforderungen der umliegenden
Wohn- und Arbeitsgebiete (G. Fuderholz) war
entweder nicht vorhanden oder ignoriert
worden. Die in Berlin und anderswo gemach-
ten Erfahrungen mit konkreten Stadtentwick-
lungsprozessen, die städtische Entwicklungs-
planung vor allem als ein Umsetzungs- und
Durchsetzungsproblem erscheinen lassen, das
anderes kommunales und Verwaltungshan-
deln erfordert (G. Fuderholz), sind nicht zur
Kenntnis genommen worden.
Spätestens, als der Sinn der IBA für Berlin
überhaupt und die Einbindung des vorge-
schlagenen Ausstellungsgebietes in überge-
ordnete Entwicklungszusammenhänge (Nut-
zungsstruktur, Verkehrsnetz, Verhältnis zu
Ost-Berlin) angesprochen wurde, ging es um
West-Berliner Planungspolitik und Planungs-
geschehen insgesamt. Deren Sprößling ist die
IBA. Der Gesprächsleiter, Professor Gott-
schalk, oder der Senator persönlich hielten die
Diskussion „in der Bahn“, anwesende Verwal-
tungsbeamte schwiegen. Der tägliche Kon-
flikt zwischen herkömmlichen, ruhig planen-
den Senats- und Bezirksverwaltungen und
daneben installierter, hektisch schuftender
IBA, die Ignoranz, die es auf beiden Seiten
gibt, wurden nicht angesprochen.
Bevor Bauplanung betrieben wird, das
betrifft auch die geplanten Ausführungs-
wettbewerbe, müssen folgende Fragen, deren
Beantwortung durch den vorliegenden „Rah-
menplan“ nicht akzeptiert wurde, Antwort
finden:
1) die Fragen nach den grundsätzlichen Leit-
vorstellungen für die strukturelle Entwick-
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lung dieses zentralen West-Berliner Planungs-
gebietes,
2) die Fragen nach der Rechtsform des Pla-
nungsverfahrens einschließlich der Betroffe-
nenbeteiligung,
3) die Frage nach den Kompetenzen für Pla-
nung, einschließlich Genehmigungsverfahren
und Baudurchführung sowie Zusammenar-
beit verschiedener Verwaltungsstellen und
4) die Frage nach der Finanzierung der Bauten
und Außenanlagen.
Was klärt der „Rahmenplan“ eigentlich? Wer
hat die IBA alleingelassen?
Mit den Stichworten DDR und Ost-Berlin
wurde spürbar, daß der IBA-Plan die Frage
nach der städtebaulichen Entwicklung West-
Foto: Auslöser/ Serwe
Berlins in den 80er Jahren enthält. Der Ostteil
der Stadt wird - ob es gefällt oder nicht -
systematisch und mit planungspolitischer
Konsequenz zur baulich-räumlichen und
funktionellen „Hauptstadt der Republik“
entwickelt. Im Ost-Berliner Zentrum gibt es
inzwischen mehr anzusehen als nur die
ehemalige Stalinallee, von deren 30 Jahre
zurückliegender Grundsteinlegung die Berli-
ner Tageszeitungen gerade Notiz gaben.
Vergleichbar ist es letztlich nicht, was hier und
dort geschieht. Die Stadt im alten Berliner
zentralen Bereich - der Ost-Berliner Fernseh-
turm soll den West-Berlinern signalisieren, wo
auch eine Mitte ist - sollte nicht, wie im großen
IBA-Plan, als leere Fläche dargestellt werden.
Realitäten sollten von Planenden nicht
übersehen, sondern realistisch eingeschätzt
werden: Berlin muß mit der Mauer leben, soll
sie überleben.
Nach fast 10jähriger relativer Normalisie-
rung durch die Sicherheit, die das Viermächte-
Abkommen vom 3.9.1971 gibt, wächst in
West-Berlin die Unzufriedenheit mit der
Entwicklungsrichtung der Stadt. Wird Berli-
ner Substanz trotz aller Bemühungen nichtallein ausgeschlachtet, öffentlichePlanungvor allem von PR-Mentalität bestimmt: dieGeschichte (Schinkel- und Preußen-Ausstel-lung), die Heimat (Geldanleger und Touristen
in Kreuzberg), die Menschen (Türken und
Hausbesetzer) oder die Symbole (der Kurfür-
stendamm)? Was also bringen Vorhaben wie
das der Neubau-IBA dieser besonderen Stadt
in besonderer Lage? Darf es geschehen, daß
die eine Hand der IBA („IBA-Reich“) zentrale
Gegenden Berlins als Ort für Architektur-
rummel verbraucht, während die andere
(IBA-Arm“) es schafft, einigen Menschen das
Haus als Heimat zu erhalten? Die Teilnehmer
des Reichtags-Hearings gingen nachdenklich
wieder an die normale Arbeit. Die IBA-Zeich-
nung hat Diskussionen provoziert, das ist gut
Symposium
Für Phase II des Verfahrens hatte Bausenator
Rastemborski seinem Kollegen die Räume der
Bauverwaltung am Fehrbelliner Platz zur
Verfügung gestellt. Hassemer konnte in der
Stadt der leerstehenden Häuser (es sind noch
längst nicht alle instandbesetzt) immer noch
keine Behausung finden. In Berlin hatte sich
herumgesprochen, was im Reichstag passier-
te. Der Termin lag günstiger. Die Veranstal-
tung bekam einen eigenen „drive“. Im
überfüllten S0er-Jahre-Raum, dessen einst
mosaikverkleidete, weiß übertünchte Pfei-
ler den Blick verstellen, drängten sich
Betroffene, in der Mehrzahl Fachleute,
Experten. Wie zu erwarten, wurde ein Berg
von Problemen angehäuft. Teilweise entstand
die Atmosphäre einer Kreuzberger Betroffe-
nen-Anhörung. Der Protest dser Frauen
„gegen eine lebensfeindliche Stadtplanung“
ging manchem Mann unter die Haut. Der
nüchtern-deutliche Amsterdamer Experte
Jaap Engel stellte fest:
) A
„Die Forderung der Frauen an die Experten ist schwierig, es
ist eine politische Forderung “
Von der Wohnungsnot, von „Freiflächen“-
Mangel tatsächlich Betroffene, in der Gegend
aufgewachsene und lebende Menschen fühlen
und reagieren eben anders als die IBA-
Architekten. Ihre Historie und die Schönheit,
die sie entdecken, liegt im Alltäglichen, in
benutzter Stadt, so wie sie ist. Dieter
Hoffmann-Axthelm mußte die versammelten
Architekten darauf hinweisen, daß funktio-
nelle Fragen auch ästhetische Fragen sind und
fragte: „Wer hat heute das Recht, über den
ästhetischen Aspekt von Stadtplanung zu
bestimmen?“ Asthetischer Anspruch der
Planverfasser und konkrete Betroffenheit
anwesender Berliner entpuppten sich in der
Diskussion als Gegensätze. Betroffenheit als
konstituierende Kraft schöpferischer Ent-
wurfsarbeit scheint in den IBA-Plan nicht
eingeflossen zu sein. Aufgesetzte Bauformen,
ohne den Inhalt, auf den Bewohner und
Benutzer der Gegend und ihrer Orte Anspruch
haben. Auch hier: keine Stadtbaukunst.
Die Arroganz, mit der der Architektur-
Professor und Neubau-IBA-Chef den Proble-
men Konkret-Betroffener begegnete, war
unerträglich, seine nicht zu erschütternde
Überzeugung von der inneren Größe des
Planes bewundernswert und die Fähigkeit,
alles zu versprechen, ohne Grenzen:
„Wir beabsichtigen, dies zu tun ... Ich darf Ihnen versichern,
daß ... Es werden Lösungen durch Wettbewerbe erwartet
Die Funktionalität des IBA-Planes, das
gesamte Vorhaben, die Ziele, die Machbar-
keit und die Internationalität der IBA wurden
auf dem Symposion, milde gesagt, in Frage
gestellt. Ratschläge und Ideen, sei es das
Bauen oder die Ausstellung betreffend, fehlten
nicht: Terminverschiebung, Forschungs-
schwerpunkte, Experimente mit kostenspa-
rendem Bauen, Probieren neuer Finanzie-
rungsmodelle, Vergleich der Entwicklungen
europäischer Städte, Behandlung von Proble-
men der Dritten Welt, Bauen für Ausländer ...,
- Berliner Politiker können mit den nachles-
baren Ergebnissen dieses „Ideenparlaments“
zufrieden sein.
Aber auch der „Zank in der IBA“ zwischen
Altbau- und Neubau-Abteilung kam jetzt zur
Sprache. Senator Hassemer stiftete zumindest
bei einigen Verwirrung als er ankündigte, daß
beide Abteilungsdirektoren „verheiratet“ wer-
den sollen und die „absolute Notwendigkeit
des Dialogs“ der beiden betonte. Nanu?,
verheiraten, was bisher absolut nicht heirats-
fähig schien? Direktor Hämer schwieg - was
wissend?
„In Zukunft wird nichts mehr aus der IBA gehen, was nicht
von beiden befruchtet ist ... der Öffentlichkeit darf der Zank
in der IBA nicht zugemutet werden“ (Hassemer).?
Nanu? Zwist vor der Öffentlichkeit unter den
Teppich kehren?
Professor Grötzebach formuierte als Inter-
essenvertreter des Bundes Deutscher Archi-
tekten (BDA) offenherz: „Wir sind bereit
einzusteigen ... um zu überleben“. „Was
treiben wir hier eigentlich?“ Gegen Schluß, als
die Zeit drängte, wurde vom Hamburger
Experten Professor Kossak die „Gretchen-
frage“ nch den baurechtlichen Bindungen
gestellt: „Werden die Projekte der IBA
überwiegend gemäß $ 34 BBauG als Ausnah-
men genehmigt werden oder durchlaufen sie
das normale Genehmigungsverfahren?“ Has-
semer sah es so, daß zuerst Klarheit über die
inhaltliche Konzeption geschaffen werden
muß, die dann mit den baurechtlichen
Grundlagen überlagert werden wird: „Es gibt
baurechtliche Grundlagen, aber es ‚ist zu
prüfen, ob diese noch richtig sind. Überall
dort, wo diese noch richtig sind, kann mit dem
Bauen begonnen werden, an allen anderen
Orten müssen neue Grundlagen geschaffen
werden.“
In zwei Jahren soll die Ausstellung starten.
„Politische Entscheidungsträger“ geraten in
Zugzwang. Für den IBA-Altbaubereich wur-
de vom neuen IBA-Verwaltungsdirektor
Nottmeyer, der Erfahrung aus der Bauab-
wicklung des Internationalen Congreß Cen-
trums (ICC) mitbringt, ein gleiches Anhö-
rungsverfahren angekündigt. Es soll im
Januar 1982 stattfinden.
Zu der von einigen mit Spannung erwar-
teten letzten Phase wurde in den Konzert-saal
der Hochschule der Künste eingeladen. Das
war an der Bundesallee, Nähe Ku-Damm und
in Sichtweite des dunkeldrohenden Verwal-
tungshochhauses der Wohnungsbau-Kredit-
Anstalt (WBK). Die Veranstaltung glich
einem Kulturereignis und war sehr gut
besucht. Verdunkelter Saal, Scheinwerfer-
licht, die „sieben Weisen“ auf dem Podium
gruppiert, in der Mitte'der Podiumswand der
IBA-Plan, angestrahlt. Das Fernsehen und
der Hörfunk waren auch da: Erinnerungen an
die internationale Pressekonferenz vom 5.2.
1980, Einsegnungstermin der IBA, mit dem
dramatischen Schlußwort Ristocks, damali-
ger Bausenator: „Und ich weiß: Wir schaffen
es.“ Die Experten gaben einzeln, vom Stehpult
in der Mitte des Podiums, kurze Zusammen-
fassungen ihrer Gutachten, die noch: nicht
schriftlich vorliegen. Das Publikum spendete
Beifall, Gelächter oder Buh-Gemurmel. Zwar
wurden sieben - erwartungsgemäß unter-
schiedliche - Stellungnahmen mit z.T. wichti-
gen Plänen und Skizzen erläutert, die im
Verfahren geäußerten Anregungen und Be-
denken scheinen dennoch bei den „erfah-
renen Stadtplanern“ und bei den „Kennern
der Berliner Szene“, J. Engel, E. Kossak, E.
Jahen und M. Gehrmann, wie es Günther
Kühne ausdrückt, in gute Hände gefallen
sein:
1) die „stadtplanerische“ Verantwortung sollte
aus der Verantwortung der IBA gelöst
werden,
2) Bürgerbeteiligung und -mitwirkung dürfen
nicht entfallen, Bürgerwünsche haben Vor-
rang, .
3) vordringliche Flächennutzung im Pla-
nungsgebiet ist die Nutzung als Grünfläche
und „Freiraum“.
Die von Edvard Jahn (AGS, die „Arbeits-
gruppe für Stadtplanung“ bearbeitete zusam-
men mit der Senatsabteilung „Räumliche
Stadtentwicklung“ das West-Berliner REM)
vorgetragenen 10 Thesen gaben zu den S50er-
Jahre-Leitlinien der Stadtentwicklung die
deutlichste Alternative:
„® Berlin entwickelt sich zu zwei selbständigen Städten,
nicht als eine Stadt mit einem Cityband in zwei Teilen,
® der Tiergarten ist der zentrale Garten der Stadt, nicht
Volkspark einzelner Stadtteile,
® die Freiflächen der ehemaligen Bahnhöfe sind einschließ-
lich der benachbarten Baublöcke Teil eines gesamtstädti-
schen Freiflächensystems, nicht Baulandreservoir für den
Wohnungsteilmarkt Sozialer Wohnungsbau,
® die südliche Friedrichstadt ist mit ihrer Vorstadt das
westliche Quartier einer Kette Kreuzberger Wohn- und
Arbeitsquartiere, nicht der östliche Teil einer neuen West-
Berliner Siedlungseinheit,
® die Entwicklung des Quartiers Südliche Friedrichstadt ist
Teil der Entwicklung und des Umbaus Kreuzbergs, dem
behutsamen Umbau im Osten Kreuzbergs muß eine
behutsame Entwicklung im Westen entsprechen.“
Die Leitgedanken für die Erhaltung von Land
der ehemaligen Potsdamer und Anhalter
Bahnhöfe in der Stadt, damit Stadtlandschaft
bleibt, der Versuch, großräumige Berliner
Stadtentwicklung des 19. Jahrhunderts „vor
den Toren der Stadt“ wieder sichtbar werden
zu lassen („innere Ränder“, „Grenzen“ und
„Konturen“) geben wichtige Anregungen für
eine Strukturdiskussion, verarbeiten viel von
dem, was diskutiert wurde. Details des vorge-
führten abstrakten stadtplanerischen Ord-
nungsrahmens sind nicht bekannt. Betroffene
werden wissen wollen, warum Aneignung des
Tiergartens durch. bestimmte Nutzungen nicht
mehr erwünscht ist.
Jahn bezog vor allem auch klare Position,
was den Verkehr betrifft: Berlin kann ohne die
West-Tangente leben.
Hassemer legte sich nicht fest. Es blieb
offen, welchen Vorschlägen er folgen wird, ob
und was ggf. 1984 zu sehen sein soll. Er stellte
aber deutlich klar, daß er weiterlaufen wird
und zwar „auf dem Weg, die dienende
Funktion der GmbH durchzusetzen“.
Und nun?
Im Januar 1982 soll eine Projektgruppe „für die
Internationale Bauausstellung (IBA) tätig werden, die die
Planung der Bauausstellungsgesellschaft in der Verwaltung
umsetzen soll. In ihr sollen unter anderem die betroffenen
Bezirke und Senatsverwaltungen vertreten sein.“%
Der Wirtschaftsplan der IBA wurde vom
Aufsichtsrat beschlossen. Architekten zeich-
nen weiter für die IBA. Der Leiter der IBA-
Öffentlichkeitsarbeit, Lothar Juckel, ging
Ende 1981 ... usw., USW.
Die städtebauliche Problemstellung ist jetzt
klarer. Probleme werden bekanntlich in der
Praxis gelöst. Praxis ist in Berlin ein recht
verworrener Prozeß. Von der IBA hinterlas-
sene Spuren werden abbilden, was ist. Die
Anhörung hat nachgewiesen, daß die vorge-
jegte „Planung und Vorbereitung einer Inter-
nationalen Bauausstellung‘“ vom gesetzten
Ziel noch weit entfernt ist. Das lautet: „Damit
soll Berlin in Zukunft als Ort geistiger Aus-
einandersetzung um Urbanität und menschen-
gemäßes Bauen aus der Reflexion gesell-
schaftlicher Veränderungen ausgewiesen wer-
den.“19 Oder?
Anmerkungen
1) Eingeladen waren als Experten: Prof. Max Bächer
(Darmstadt), Prof. Jaap Engel (Amsterdam),
Dipl.-Ing. Manfred Gehrmann (Berlin), Prof.
Vittorio Gregotti (Milano), Dipl.-Ing. Edvard
Jahn (Berlin), Prof. Egbert Kossak (Hamburg) und
Prof. Colin Rowe (Ithaka, N. Y., USA).
Senat von Berlin, BauWohn IBA 6030 (Hrsg.),
Vorlage zur Beschlußfassung an das Abgeord-
netenhaus von Berlin, o.D. (ca. 7.1978), S. 6f.
Leitlinien der Stadtentwicklung, ein Gespräch mit
Volker Hassemer, in: Baukultur 1981 H. 5, S. 45f.
Vgl. A. Kaczmarczyk, Grundstücke und Geld.
Oder: Wie sie zueinander finden. Unveröff. Ma-
nuskript der Sendung Kultur-Termin vom 16.12.
1981, Sender Freies Berlin, SFB, Redaktion: Lore
Ditzen (erscheint in Bauwelt 1982, H. 3).
Presse- und Informationsamt des Landes Berlin
(Hrsg.), Perspektiven der Stadtentwicklung, Ber-
lin 1974, S. 191.
Erschienen sind inzwischen: Der Senator für Stadt-
entwicklung und Umweltschutz, Berlin (Hrsg.),
Werkstattbericht zum Hearing vom 10. bis 14. Okt.
1981, Berlin 28.10.1981 und ders., Werkstattbe-
richt zum Symposion am 13. und 14. Nov. 1981,
Berlin 25.11.1981.
Dieser Redebeitrag ist im Werkstattbericht nicht
enthalten.
G. Kühne, Die IBA im Urteil der „sieben Weisen“,
in: Der Tagesspiegel v. 15.12.1981, Nr. 11013, S. 10.
Notiz in: Der Tagesspiegel v. 15.12.1981, Nr. 11013,
S. 10.






Im November 1981 fand auf Veranlassung des
Berliner Stadtentwicklungssenators Hasse-
mer eine Expertenanhörung zum sog. „Klei-
hues-Plan‘“ für das Neubaugebiet der IBA
statt. In etwas gekürzter und redaktionell
bearbeiteter Form veröffentlichten wir die
Stellungnahme von Dieter Hoffmann-Axt-
helm.
„Ich habe hier sehr lange
gewohnt.“
Ich bin hier in keiner offiziellen Funktion, ich
gehöre keiner Institution an und will ver-
suchen auf eine Art und Weise zu reden, die
sich nicht einordnen läßt in ein Institutions-
interesse. Denn es ist ja gerade die Schwierig-
keit dieser Situation hier, daß wir in einer
Planungskonkurrenz sind und daß alles, was
hier gesagt wird, sofort mißverstanden oder
verbraucht und verschluckt wird. Ich führe
halt seit vielen Jahren diese Existenz eines
Menschen, der versucht, sich in den verschie-
denen Verbrauchszusammenhängen auch
wiederzufinden und sich eben auch kaum
wiederfindet. Und darüber will ich hier heute
etwas sagen.
Ich habe hier in der Friedrichstadt sehr
lange gewohnt und habe mich von da aus seit
1971/72 intensiv damit befaßt und einige
Arbeiten auch in die öffentliche Diskussion
eingebracht!; die Frage für mich ist also: was
ist daraus geworden? Wenn für mich jetzt der
Gegenstand dieser Plan ist, der dort hängt (der
sog. „Kleihues-Plan“; Anm. d. Red.), dann
stellt sich mir zugleich damit auch die Frage:
Was finde ich davon wieder - von dieser
Tätigkeit -, daß man als Spezialist, Experte
oder sonstiger hingeht, bestimmte historische
Strukturen klarzumachen versucht und sagt,
die sind wichtig für die Planung. Gehen sie in
die Planung ein? Können sie überhaupt in die
Planung eingeordnet werden? Oder unter
welchen Bedingungen wäre dies möglich - und
was. heißt das, wenn zu wenig davon in der
Planung wiederzufinden ist?
Die Berliner Stadtplanung ist
30 Jahre lang dem Problem der
Neubebauung der zerstörten
zentralen Bereiche ausgewichen
- in zwei gleichermaßen fatale
Richtungen: die Sanierung der
vom Krieg verschonten Quar-
tier- und die Bebauung von
Erholungsflächen am Stadt-
rand.
Das Problem, das sich hier stellt - ohne einer
einzelnen Institution die Schuld zuzuschieben
- ist die Unfähigkeit der Berliner Stadtpla-
nung, Entwicklungsspielräume freizugeben.
Also ganz banal die Frage, wo soll hier in
Berlin überhaupt gebaut werden? Wenn man
die Entwicklung seit 1956 bis heute über-
blickt, dann ist folgendes ganz klar die Ent-
wicklungslinie: Man hat sich nicht entschei-
den können, in den zentralen zerstörten
Bereichen Areale auszuweisen für das, was
generell gebraucht wurde, sondern man hat
halbherzig für irgendeine Zukunft geplant und
hat ständig die Dinge vor sich hergeschoben.
Da gleichzeitig ja sowohl zentrale Funktionen
realisiert als auch große Mengen Wohnbauten
erstellt werden mußten, ist man ausgewichen
in andere Gegenden, die weniger prekär
waren, hat also das Lokalisierungsproblem
ausgegrenzt - womit immer auch gesagt wird,
was soll Berlin werden, wie stehen wir






für die südliche Friedrichstadt.
Die Angebote des historischen
Stadtgrundrisses.
historischen Flächen, was machen wir mit der
Vergangenheit des Nationalsozialismus? usw.
- und zwar hat man das alles ausgegrenzt,
indem man mit den Lokalisierungen ausge-
wichen ist.
Man ist ausgewichen in zwei Richtungen,
die beide gleicherweise fatal gewesen sind.
Nämlich einmal in die vorhandenen erhalte-
nen, im Krieg verschonten, ausdrücklich
verschonten Wohnbereiche, man hat ganz
große Areale in Kreuzberg und Wedding
abgerissen, weil man sich nicht entscheiden
konnte, da, wo nichts mehr war, zu bauen.
Man hat in einem mühsamen Kleinkrieg, der
bis heute in den Hausbesetzungen weitergeht -
zu dieser Stunde jetzt noch weitergeht - in der
lächerlichen Form, daß wir einerseits Areale
freihalten von Quadratkilometerformat, und
man weit weg andererseits mit wahnsinnigen
Polizeiaufgeboten kleinste Häusergrundrisse
freiräumen muß, um da bauen zu können. In
dieser Weise ist also ausgewichen worden vor
dem Lokalisierungsproblem, und so ist dieses
ganze gigantische Desaster angerichtet wor-
den, das wir hier in Kreuzberg seit 15 Jahren
bekämpfen.
Die zweite Ausweichmethode ist nicht
weniger verhängnisvoll. Man ist ausgewichen
auf die Naherholungsgebiete. Man hat da
gebaut, wo die Millionen, die hier wohnen und
die hier eingesperrt sind in dem Berliner Käfig,
eigentlich hätten spazierengehen müssen am
Sonntag; wo es ein Stückchen Land, wo es
noch Felder gibt, wo man zwischen der Alter-
native Park oder Stadt sich bewegen konnte.
Das ist passiert im Märkischen Viertel. Das ist
passiert mit der Gropiusstadt, und das passiert
zur Stunde in einer Art und Weise, die von der
Öffentlichkeit überhaupt nicht wahrgenom-
men wird, aber genauso schlimm ist und bis
heute weitergeht in Rudow, wo in einem
kontinuierlichen Prozeß die letzten Felder
Stück für Stück, Jahr für Jahr vernichtet
werden. Es ist absehbar: in zwei Jahren gibt es
da überhaupt nichts mehr. Das war also bisher
das Problem. }
Und jetzt ist plötzlich gesagt worden: Wir
wollen dieses Zentrum bebauen, und da, wo
bisher immer nur geplant und nie gebaut
werden durfte, muß ganz plötzlich und unter
einem ungeheuren Zeitdruck geplant werden.
Das ist die Situation, in die die IBA hinein-
gestellt worden ist. In dem Augenblick, wo
gesagt worden ist, die IBA soll hier bauen oder
Bauen vorbereiten, stürzen sich sämtliche
Interessen, die am Bauen hängen - die Bezirke
mit ihren Wünschen, die Bauspekulanten, die
Bauindustrie, die Architekten, die IBA selber
als Institution, die Senatsplanung ihrerseits
wieder - auf diesen Punkt, wo jetzt was
passieren soll. Auf einmal kann sich auch hier
nicht mehr viel rühren, weil von heute auf
morgen Entscheidungen fallen müssen, ohne
Vorbereitung; und hier in diesem Wirrwarr
steht man als Experte und soll reden.
Ich habe vorhin schon angedeutet: Ich bin
rangegangen als Stadtbewohner, als jemand,
der selber in der Stadt lebt, der Kinder hat, die
in dieser Stadt leben, die durch die zerstörte
südliche Friedrichstadt zur Schule traben, in
diesem Gelände spielen müssen, und der also
auch an dieser Stadtgeschichte, an der Stadt-
zerstörung und an der Art und Weise des
Wiederaufbaus ständig zu knabbern hat. Das
ist mein Zugang zu diesem ganzen Problem
der Stadtgeschichte, und nicht, was gewesen
ist. Ich will überhaupt nicht jetzt gegenüber-
stellen: Was ist gewesen, und was ist heute
daraus gemacht worden? Sondern meine
Frage war und ist: Was ist heute noch
vorhanden an Lebendigkeit und an Stadt-
geschichte, an sozialen Prozessen, die aufge-
nommen werden müssen, und was geht davon
in die Planung ein? Denn das Problem ist jetzt
nicht: was haben wir hier für eine tolle
Großstadt in den 20er Jahren gehabt, und was
haben wir heute?! Das ist abstrakt, weil es
immer überspringt, wie notwendig es gewesen
ist, wie zwangsläufig, daß bei der Politik, die
von hier aus gemacht worden ist, bei uns in
den 20er, 30er und 40er Jahren, daß alles
kaputt ist. Es ist konsequent, daß das heute
kaputt ist. Das mußte so kommen. Deswegen
darf man ‚das nicht mehr so naiv in
Kalenderform gegenüberstellen. Für mich ist
also die einzige Frage, wenn ich heute in dieser
Gegend lebe: Was ist da, und was wird heute
durch Planung von dem, was da ist, kaputt
gemacht? Durch Neubauten kaputt gemacht?
Und in dieser Situation ist also der Zeitdruck,
in dem heute geplant wird, einer der wichtig-
sten Faktoren. Denn Leute, die über diesen
ganzen Bereich nachgedacht haben und die
jetzt als Experten immer wieder hierher-
kommen, die haben ja nie an Planung teilge-
nommen, sondern die haben immer nur Sach-
wissen akkumuliert. Und jetzt, wo zum
erstenmal hier was passiert, könnte man erst
einmal anfangen, die richtigen Fragen zu
stellen; die Experten müssen Ja selber lernen.
Ich selber lerne ständig über Kreuzberg hinzu.
Früher habe ich nur dazu gelernt dadurch, daß
die Dinge abgerissen wurden, und dann hat
man nachher gemerkt, aha, das war’s, das fehlt
uns in Zukunft. Jetzt ist es so, daß ich
dadurch, daß ich verwickelt bin, zum Beispiel
in die Planung am Schlesischen Tor, in einen
sehr offenen Planungsprozeß, ich lerne, was
die Stadt ist, was an Möglichkeiten da ist, das,
was (noch) da ist, weiterzustricken, es aufzu-
nehmen, es nicht kaputtzumachen, sondern
daraus wieder Zukunft zu konstruieren. Der
Anspruch, der sich dadurch für mich ergeben
hat aus dieser Arbeit für die IBA als Gutachter
ist, daß es nicht nötig ist, ein vollständiges
historisches Wissen zu haben über das, was da
war, sondern daß es notwendig ist, ein
vollständiges Wissen über die Strukturen zu
haben, die die Geschichte hinterlassen hat und
die heute vorhanden sind. Das sind Struktu-
ren, die eben nicht beiseitegerückt und
angeguckt werden können als Objekte,
sondern das sind zum Beispiel Bewegungs-
formen: wie der Verkehr durch die Stadt geht;
wie die Leute heute in diesen Stadtvierteln
wohnen; wie sich Dinge einnisten; wie zum
Beispiel in den traditionellen Strukturen in der
Friedrichsvorstadt das Kraftverkehrskollek-
tiv in der Schöneberger Straße operiert; wie in
der Anhalter Straße versucht wird, in dieser
Wüste ein Stück Kultur aufzubauen; wie in
bestimmten Bereichen die Kinder - deutsche
wie Ausländerkinder - versuchen, sich diese
Wüste anzueignen, da zu spielen und sich das
zurechtzubiegen; wie Elterninitiativen versu-
chen, mit dem Gelände zurechtzukommen.
Dann die Ansprüche, die von außerhalb des
Viertels an dieses Gelände kommen wie
Berlin-Besucher, wie Wissenschaftler, wie
ganze Seminare durch dieses Stadtgelände
gehen und versuchen, sich das wieder klarzu-
machen, daran zu lernen, Geschichte wieder in
IS
den Griff zu kriegen und die Erfahrung in ihre
Köpfe hereinzubekommen. Das Viertel wird
ja benutzt, es wird ungeheuer benutzt. Das
schlägt sich nur nicht in Sachen nieder, die
man sozusagen als Objekte hinstellen kann. Es
wird daran gelernt. Es wird damit umge-
gangen. Es wird da sonntags spazierenge-
gangen - längs der Mauer.
Der Kitt des Stadtdesign igno-




Ich will das jetzt nach diesen Vorausbemer--
kungen in drei kurzen Schritten an der Frie--
drchstadt exemplifizieren, was als Voraus-
setzung da ist und wie man damit umgehen
kann. Ich wähle drei Ebenen, die sich einfach
aufdrängen. Diese drei Ebenen sind:
® erstens der Stadtgrundriß als Ganzes,
® zweitens die Straßenräume, die in der Frie-
drichstadt vorhanden sind und
® drittens, als kleinste Ebene, die Parzelle
mit dem Häusertyp.
Ich meine, daß alle drei Ebenen Angebote
darstellen, mit denen eigentlich die Planung
umgehen müßte. Wenn wir jetzt die Friedrich-
stadt als Gesamtviertel nehmen und schauen
auf diesen Plan („Kleihues-Plan“), dann ist
vieles, was heute schon gesagt wurde, auf
diesem Plan nur noch schwer erkennbar. Um
mit diesem Plan richtig umgehen zu können,
muß man sich zunächst einmal klarmachen,
daß er kein Stück Stadtplanung ist, sondern
daß er der Versuch ist, ein Stadtdesign
herzustellen. Das ist für mich ein sehr großer
Unterschied. Es ist nämlich ein Unterschied
der Ebene. Die Stadtplanung hat mit den
tatsächlichen Objekten, Funktionen usw. zu
tun, also auch mit den lästigen Dingen, die
daran hängen, mit der Häßlichkeit von
Funktionen, damit, daß Dinge hoffnungslos
gegeneinander stehen, daß Zusammenstöße,
Brüche usw. da sind, daß man Dinge nicht
reparieren kann. Das Design versucht, ein
ästhetisch befriedigendes Ornament herzustel-
len, an dem alle Ecken möglichst abgeschlif-
fen werden.
Das muß man sich einfach klarmachen, das
sind zuwiderlaufende Interessen, diese Inter-
essen sind so nicht versöhnbar. Für welche
Seite man votiert, für ein geschlossenes Stadt-
design oder für die Widersprüche, die tatsäch-
lich im bestehenden Stadtraum da sind und
die man auch mit Design wirklich über den
Haufen werfen wird, das ist eigentlich eine
Sache, die man politisch entscheiden muß.
Eine andere Unterscheidung, die wichtig ist:
Was ist festgelegt im IBA-Prozeß durch
Architektenwettbewerbe, und was ist ge-
bastelter Rahmen? Wenn man diese Frage
stellt, dann zerfällt der Plan in zwei völlig
verschiedene Dinge, nämlich einmal die
Inseln, die bereits durch Planungsprozesse
innerhalb der IBA befestigt worden sind, und
jene merkwürdigen Design- und Kitt-Veran-
staltungen sind, in denen weder die Härte
einer Erarbeitung noch die Härte einer Rück-
sichtnahme auf die tatsächlichen historischen
und sonstigen Bedingungen am Ort drinstek-
ken. Für diese zweite Kategorie kann man
auch nicht das in Anspruch nehmen, was - ob-
wohl mit fragwürdigem Recht - als ästheti-
sche Qualität der internationalen Planung von
der IBA in Anspruch genommen wird. Es ist,
muß man schon sagen, nur gebastelt. Ich
wähle dieses Wort ganz bewußt: Basteln ist ja
heute ein Ausdruck, der auch einen sehr
positiven Klang hat - ich meine aber, es ist
nicht gebastelt im Sinne von Levi Strauss, dem
Konzept der bricolage, daß jemand sehr
einfallsreich mit vorhandenen, zufällig herum-
liegenden Einzelteilen arbeitet, mit disparaten
Kleinststrukturen, sondern es wird gerade
umgekehrt mit diesem IBA-Plan der Versuch
gemacht, in der Form des Zurechtrückens und
des Zusammenleimens einen primären Zu-
sammenhang vorzutäuschen, den die Ge-
schichte gerade zerschlagen hat. Jetzt ist die
Frage für mich, welche Konsequenzen das für
die Wiedererkennbarkeit der Friedrichstadt
als Ganzes hat.
Das 1. Angebot: Der Stadt-
grundriß.
Zum historischen Angebot der Friedrichstadt
gehört zum ersten, daß sie ursprünglich ein
wiedererkennbares Stadtbild war. Dabei
meine ich mit Bild nicht etwas, was man
anguckt, sondern ein Gefüge, das soziale
Funktion hat, das funktionale Abgrenzung
bedeutet und das eine erlebbare stadtgeogra-
phische Zuordnung ermöglicht. Das ist nicht
einfach dieser barocke Grundrißstern, son-
dern die sehr vielfältige Erfahrungsgrundlage
von einem „innerhalb“ dieses Gefüges Frie-
drichstadt, das anders ist als draußen. Und
noch heute, wenn man sich dort bewegt, ist es
innerhalb des Gefüges Friedrichstadt anders
als draußen.
Die Quartiersgrenzen: das Wohnen drin-
nen, draußen das Vergnügen
Es gibt zwei Draußen-Linien: Die eine
Draußen-Linie ist die Stresemannstraße, die
alte Stadtmauer. Das ist früher die Grenze
zwischen Stadt und Land gewesen, und noch
heute ist diese Grenze erkennbar. Sie ist aus
einem ganz einfachen Grund erkennbar,
nämlich die Friedrichstadt ist so eingerichtet
worden, daß damals kraft absolutistischer
Herrschaftsgewalt die Grundstücksverhält-
nisse aufgehoben worden sind. Es ist eine
völlig neue Parzellierung geschaffen worden,
die auf dieses Viertel zugeschnitten ist. Dies ist
der einzige Fall überhaupt in Berlin, wo das in
der Form passiert ist. Die späteren Viertel aus
dem 19. Jahrhundert sind alle innerhalb des
bestehenden mittelalterlichen Grundstücks-
gefüges gebaut worden und haben eine ganz
andere Struktur. Und das ist bis heute im
Gefüge sichtbar erhalten. Gleichzeitig hat sich
innerhalb der Stadtmauer natürlich - und
auch das ist bis heute sichtbar - ein anderer
Umgang mit Grund und Boden herausgebil-
det, andere Verwertungszwänge, eine andere
Art und Weise der Verdichtung. Draußen gibt
es Herangehensflächen, wie zum Beispiel die
Bahnhofsflächen. Es gibt eine besondere Art,
mit freien Plätzen umzugehen. Die Straßen
haben einen ganz anderen. Charakter, sie
gehen nämlich vom Zentrum weg in die
Peripherie, sie sind ehemalige Landstraßen
usw. Vor allem ist das wesentliche historische
Angebot von 1800, das sich bis 1945 erhalten
hat, daß es vor den Toren freie öffentliche
Zonen gab, Vergnügungszonen, wie auch
immer sie später privatisiert worden sind.
Anfangs stand ein Zirkus am Brandenburger
Tor. Dann waren die Zelte da, in denen wer
weiß wie lange das Volksvergnügen für ganz
Wedding, Schöneberg und Kreuzberg statt-
fand. Dann die ganzen Vergnügungsorte für
den Berlin-Tourismus und für den Berliner
Westen und für die Berliner Innenstadt. In der
Friedrichstadt selbst war kein Platz dafür. Es
gibt also ein Verhältnis von verschiedenen
Stadtbereichen, das arbeitsteilig ist. Das ist




Das zweite Angebot ist die Blockbildung im
Inneren, als ein historisch gewachsenes
Verhältnis von Straßenmustern und Block-
innenbebauung - wie immer die Blockinnen-
bebauung war -, ob da eine Markthalle drin
lag oder ein Observatorium oder ein Panora-
ma oder ein ganzer Cluster von Schulen; das
sind auch Dinge, die bis heute als Blockinnen-
bebauung da sind und die meines Erachtens
festgehalten werden müssen. Ich sehe keine
Notwendigkeit, diesen innerstädtischen Cha-
rakter der Friedrichstadt aufzuheben durch
die kleinteilige Aufdröselung dieses Gebietes
über für mein Gefühl völlig willkürlich
gewählte Durchbrüche, ganz anders als die
bestehenden, die mal ein unbändiger Verkehr
erzwungen hatte.
Das Dritte ist das Außenverhältnis zur
Luisenstadt.
(d.i. das, was außerhalb Berlins als „Kreuzberg“ bekannt
ist.” Der Bezirk Kreuzberg umfaßt jedoch mehrere
Quartiere, Die entstandene Innenstadt ist etwa halb so groß
und zweieinhalbmal so groß wie „Kreuzberg-SO 36“: Anm.
d. Red.).
„Keine lückenlose Bebauung von
Charlottenburg bis Kreuzberg!“
Für die Besonderung der Quartiere.
Das ist die dritte Seite, nach der hier
operiert wird mit dem Gesamtgefüge der
Stadt; die Luisenstadt ist anders konturiert,
kein Land, sondern Vorstadt, zunächst einmal
ganz kleinteilige Vorstadt aus der alten
Hugenotten-Besiedelung und dann großzügig
angelegtes innerstädtisches Gelände im Len-
ne’schen Raster. Sie ist auch eine andere
Struktur als die Friedrichstadt selber, anderes
Gefüge, viel weniger gezwungen, das ist eine
andere Art und Weise, Stadt darzustellen, ist
auch historisch anders genutzt worden, ist bis
heute noch in einem großen Widerspruch in
der baulichen Struktur ‚zur Friedrichstadt,
was festgehalten werden sollte. Ich sehe in
diesem IBA-Plan aber gerade in den Berei-
chen, in denen noch nicht alles festgeschrieben
ist, eine verhängnisvolle Tendenz zur Nivellie-
rung der gesamten inneren und äußeren
Stadtgrenzen. Da wird ein einziges ornamen-
tales Strickmuster darübergezogen, die Stadt-
grenzen überspielt, also vernichtet; das
Gefüge, das heute noch da ist, wird am Ende
nicht mehr da sein, sondern es wird alles in
einem durchgehen. Wir haben dann die
lückenlose Bebauung von Charlottenburg bis
nach Kreuzberg, aber wir haben in diesem
Bereich keinerlei Unterschiede mehr. In
diesem Fall bin ich ganz klar für die Brüche,
die die Geschichte hier hereingehauen hat, für
die Unterschiede, für das Festhalten von
Konturen, für die Möglichkeit, in einer Stadt
von einem Bereich zum anderen sich zu
bewegen.
Das 2. Angebot der Stadt-
geschichte: Die Straßen,
das Netz bauen die Stadt-
struktur
Jetzt die zweite Ebene. Die Friedrichstadt ist
eine Stadt, ein Stadtviertel, das bei aller
Differenziertheit noch heute aus drei Straßen
besteht. Das kann man nicht deutlich genug
sagen. Alle Querstraßen in der Friedrichstadt
bis zum heutigen Zeitpunkt kann man
vergessen, sie sind sekundär eingeführt
worden mit der einzigen Ausnahme der
Kochstraße. Das heißt auch, daß bis zum
heutigen Tage diese Straßen eine Individuali-
tät bewahrt haben; sie haben sich auch
historisch völlig verschieden entwickelt. Die
Lindenstraße ist zur historischen Industrie-
straße geworden. Die Friedrichstraße ist eine
Geschäftsstraße geworden. Die Wilhelm-
straße hat nie aufgehört das zu sein, was sie
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von Anfang an war, eine vorrangig stille
Wohnstraße, die sich abkoppelt vom gesam-
ten übrigen Stadtverkehr - trotz unterschied-
licher Funktionen.
Jeder Baublock aus eines anderen Archi-
tekten Hand? Wer die Einheit der beiden
Seiten der Straße zerstört, zerstört die
Stadt.
Auf der anderen Seite sehe ich aber bei der
IBA insgesamt ein Vorgehen, das diese
Vorteile wieder aufhebt. Ich habe das an
anderer Stelle nachgewiesen, daß in diesen
Stadtvierteln heute in einer Form gedacht
wird, die dem gegenüber, was da ist, notwendi-
gerweise ignorant ist, nämlich: im Block-
schema. Das Blockschema gehört in diese Art
und Weise von Stadt nicht herein. Das Block-
schema ist etwas, was im 20. Jahrhundert
überhaupt als Planungsidee, als Planungsvor-
stellung erst entstanden ist. Im Barock gab es
in diesem modernen Sinne keine Blöcke. Den
Nachweis kann ich hier nicht führen, er ist
aber führbar. Das Blockschema heißt einfach,
ein Block wird zur Eigenstruktur, er wird
ästhetisch zur Eigenstruktur, nämlich als
befriedigendes Blockganzes, als befriedigen-
des Architekturornament, und er wird zur
Eigenstruktur einer Architekten-Handschrift,
indem ein Architekt einen Block funktional
und ästhetisch ausformuliert und damit vier
verschiedene Straßen beeinflußt. Diese Stra-
ßen werden praktisch durch dieses Blockver-
fahren als Straßen aufgehoben, denn die eine
Straßenhälfte gehört jetzt zum Block, die
andere Straßenhälfte gehört zum anderen
Block - wird von einem ganz anderen Archi-
tekten bearbeitet, bekommt einen ganz
anderen ornamentalen Charakter, andere
Funktion usw., und die Stadt zerfällt hier. Aus
der Straße, die die Leute erfahren haben und
heute noch erfahren, wird plötzlich eine
Ansammlung von Blöcken, zwischen denen
man zirkuliert wie zwischen auseinander-
liegenden Städten, die alle eigenen Charakter
haben. Das Ergebnis dieser Blockplanung ist
definitive Zerstörung der Straßenräume. Es ist
den einzelnen Architekten überhaupt nicht
möglich, in diesem Planungsschema auf die
Gesamtstraße zu reagieren. Er kann es nicht,
das ist in dem Verfahren nicht drin, da braucht
man niemandem einen Vorwurf machen, das
ist einfach eine unausweichliche Konsequenz
des Verfahrens selbst. Nur dadurch wäre
eigentlich etwas zu bessern, daß man auf das
Blockplanungsschema verzichtet und daß
man überhaupt auf den Anspruch verzichtet,
überall das Ganze zu machen. Es gibt einen
unseligen Anspruch des Gesamtdesigns.
„Ein Gesamtkonzept als Gesamtdesign ist
nicht machbar“.
Angesichts des nicht nur kriegsbedingten
Standes der Zerstörung ist genauso eine
Rettung des Einzelstraßenbereichs über
Blockdesign nicht machbar. Die Stadt zerfällt
einfach in lauter kleine Situationen; mit jeder
einzelnen kleinen Situation muß man fertig-
werden, mit gezielten punktuellen Interven-
tionen. Klassisches Beispiel: die Wilhelm-
straße, wo drei verschiedene Planungskonzep-
tionen in drei verschiedenen Blockfluchtlinien
und Straßenführungen nebeneinander stehen.
Damit ist nicht fertig zu werden, und es wird
nur peinlicher, wenn man versucht, das über
Asthetik abzurunden. Es wird noch schlim-
mer. Das einzige, was man damit machen
kann, ist in einer intelligenteren Art und Weise
diese widersprüchlichen Planungen stehen-
zulassen, sie zuzuspitzen, sie reizvoll aus-
zuformulieren. Um daraus eine zusätzliche
Qualität zu gewinnen, muß man dazu stehen,
daß es hier ständig Brüche gegeben hat und
daß man sich geirrt hat; nämlich da kann man
was dran lernen.
Das 3. Angebot: Die Parzelle,
der Haustyp
Ich komme zum letzten Punkt, nämlich dem
Heruntertransformieren auf die unterste
Ebene. Die unterste Ebene ist auch die sozial
faßlichste. Die Friedrichstadt ist, sagte ich,
historisch vorgeprägt durch dieses spezifische
Parzellensystem, das dort existiert, und ein
ganz anderes Parzellensystem als in der
Luisenstadt ist im gesamten übrigen Kreuz-
berg, weil die Bauspekulation die Bedingun-
gen hier nicht hat formulieren können,
sondern sie sind formuliert worden durch ein
Anweisungssystem, das aus dem Gerlach-Plan
von ungef ähr 1730 hervorgegangen ist. Das ist
für mich sehr wichtig, wenn ich mich frage,
was man heute machen kann mit dem, was
historisch vorhanden ist. Es ist für mich nicht
das wichtigste, welche barocken Häuser noch
da sind. Die sind eben halt alle weg. Aber was
da ist, ist ein System. Das erste Erbe ist das
Parzellensystem selber, schmale Parzellen mit
einer Reaktionsform von Nutzern und Archi-
tekten, die für uns heute wieder sehr interes-
sant ist. Es gibt heute einen ganzen Bereich
von Arbeiten, in denen man sich überlegt, was
ist eigentlich Wohnen? Wohnen kann doch
nicht definiert werden in fertigen Häusern,
sondern da gibt’s ’ne Straße, da wohnt man,
dann gibt’s ein Haus, das hat ’ne Vorderseite
und es hat ’ne Hinterseite; es sind ganz
verschiedene Funktionen. Nach vorne kann es
Ausstülpungen geben wie Läden, Tore,
Vorgärten, Cafes usw., nach hinten gibt es
Ausstülpungen wie Gärten, Funktionsberei-
che jeglicher Art für Kinder, für Rentner, für
Freizeit, Müll, Zwiebelanbau usw. Das
Hausganze ist eine funktionale Achse, die
quer zum Straßenraum verläuft und sich
verheiratet mit den Längsrichtungen des
Straßenlebens. Genau das wäre, wenn man die
Parzelle der Friedrichstadt beibehielte, in
einer völlig neuen Art und Weise experimen-
tell wieder nutzbar.
Das zweite Erbe, das in dieser Sache
drinsteckt, ist die Typologie des Friedrich-
stadt-Hauses. Diese Typologie ist etwas, was
noch relativ unbekannt ist, das ist wieder das
Thema Zeitdruck, daß die Erkenntnisse erst
kommen werden, wenn die Planung schon
längst läuft, und das, was erforscht wird,
schon weggebaggert ist, damit gebaut werden
kann. Ich bin erst gerade dabei, mir erste
Erkenntnisse über diese Häuser anzueignen;
und ich kann nur sagen, es ist sehr interessant,
wie flexibel das gewesen ist und wie ungeheuer
intensiv zweihundert Jahre lang immer neue
Funktionen eingefüllt werden konnten in
diesen Typus. Wie das ausdehnbar war für alle
möglichen Geschichten, ob das Druckereien
waren, Verlagshäuser, Versicherungen oder
einfach Wohnzwecke von 1730 bis 1945. Das
ist eigentlich das, was man historisches Erbe
nennen kann, womit gearbeitet werden müßte.
Diese Kleinteiligkeit von Haustypologie und
von Parzellenstruktur, das Verhältnis von
Straße und Garten, die ökologischen Proble-
me, die daran hängen, das alles ist gleichzeitig
auch ein soziales Problem, weil nämlich in
diesen Kleinstrukturen ja überhaupt noch die
sozialen Nutzungen sitzen. Es werden zum
Beispiel Straßen von allen gemeinsam be-
nutzt, es werden individuell aber immer
Parzellen besetzt, auch wenn ein Haus besetzt
wird oder wenn irgendwo eine Initiative
irgendwas macht, macht sie das in solch einer
kleinen Parzellenstruktur. Und wer die
Parzellenstruktur wegnimmt, der nimmt die
Möglichkeit weg, daß da einzelne Initiativen,
Individuen etwas machen. Das heißt, die
Methode für einen Wettbewerb, damit
großzügig geplant werden kann, damit die
internationalen Architekten die Hände freiha-
ben durch Gebietsaustausch, durch Arron-
dierungen, das Durcheinander der einzelnen
Eigentümer und- Parzellen zu beseitigen und
eine glatte Verfügungsfläche zu schaffen, heißt
eigentlich für die Leute, die am Ort wohnen
und die Leute, die da was machen wollen, daß
sie nicht mehr ran dürfen, weil ihnen die
Elemente genommen werden, innerhalb derer
sie überhaupt agieren können, und es heißt
zum Zweiten, daß die Monotonie vorpro-
grammiert wird, die danach herrschen wird.
Denn diese Monotonie, wenn sie sozial über
die Parzellenstrukturen, über die Ortsanwei-
sung, durch Planungen erst einmal hergestellt




nur die strukturelle Monotonie.
Ich bin damit am Ende von Punkt drei. Ich
möchte nochmal betonen, es geht mir nicht
um die detaillierte Architektenschelte oder
dergleichen, sondern es dreht sich darum, daß
die Planungsprozesse so sind, daß sie notwen-
digerweise bestimmte verhängnisvolle Resul-
tate hervorbringen, und ich sehe keine Mög-
lichkeit, daß sie verhindert werden durch die
Qualität von Einzeldesign. Abgesehen davon,
daß es mit dem nicht mehr so weit her ist, wenn
die Planung vorher so abstrakt war. Es ist
überhaupt meines Erachtens nicht möglich,
einen Schritt zu machen zwischen der
Architektur, die jetzt, heute, global als funk-
tionalistisch oder als Containerarchitektur be-
nannt wird und der augenblicklichen Archi-
tektur, um dann zu sagen, wir machen ietzt
was ganz anderes.
Es gibt die Voraussetzung dafür, daß jetzt
ganz anders gebaut wird, überhaupt nicht. Die
Änderungen, die im Architekturstil, in der
Design-Mode, heute vorgefallen sind, liegen
auf einer so dünnen Oberfläche, daß sie in die
tatsächliche Funktionsstruktur nicht eingrei-
fen, d.h. die Monotonie des Märkischen
Viertels wird uns wiederbegegnen. Ganz egal
wie das Einzeldesign dargestellt wird, ganz
egal, was dort versucht wird, welche Klimm-
züge, um dem zu entgehen. Ich sehe keine
Möglichkeit, das zu verhindern, genauso wie
uns die Schnörkel der Großformen des Märki-
schen Viertels wiederbegegnen in der Zeilen-
bebauung, die jetzt im IBA-Plan als Blockor-
nament da ist. Da setzen sich ganz andere
Kräfte durch, ganz andere Bedingungen, und
gegen die ist mit Design nicht anzukommen,
und ich sehe nur eine Möglichkeit. Ich bin kein
Fetischist, der barocken Fassaden und der Ge-
schichte als solcher nachtrauert, sondern,
wenn man soziale, ökologische, funktionale
Kleinprozesse haben will, wenn man hiermit
was machen will, was Neues machen will,
wenn man die ganzen Erkenntnisse über die
Stadtökologie, über den nach Klassen und
Kulturen gespaltenen Umgang mit Stadt, über
die allgemeine Erfahrungsnotwendigkeit in
der Stadt, wenn man das irgendwo festhalten
will, dann muß man auch die historischen
Strukturen weiter benutzen. Nicht als solche
festhalten, aber weiter benutzen, sie aufneh-
men, was damit machen. Die historischen
Strukturen sind sozusagen - sie sind nicht das,
worum es geht - sie sind ein Kriterium, sind ein
Planungsmaßstab, sie sind eine Warnung, wo
es lang geht und in welchen Elementen eigent-
lich Planung vor sich geht. Eine Planung, die
denkt, sie könnte wie Scharoun eine Philhar-
monie hinsetzen, und ringsum wächst eine
Stadt, und die floriert, das macht einfach die
Stadt kaputt, und es wächst gar nichts. Man
muß diese genauen Elemente im Kopf haben,
in denen Planung immer passiert ist und auch
heute noch passiert. Und die darf man nicht
zerstören, das sind ganz labile Instrumente,
und um diese kleinen unscheinbaren Instru-











Die erste Aufgabenstellung im Entwurfsstudium,
1. Semester, hieß: „Traumhaus“. Das ist jetzt 20
Jahre her. Kam nie mehr vor. Wir fangen da wieder
an. und „arbeiten fest an unseren Träumen“.
Vorstadt-,, Traumhaus“
zweigeschossiges Holzhaus, freistehend oder als Reihenhaus, alternative Beheizungsformen möglich,
trockene Montagebauweise, individueller Bausatz, bis zu 80% Eigenleistung möglich, kurze Bauzeit.
Gruppenmaßnahme, Baukostenersparnis bis zu 50%, Lustgewinn 100%.
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? mit Menschen bauen, die man anfassen, riechen,
sehen kann, mit denen man sprechen, streiten,
lachen kann
von Häusern, die man selber bauen kann
von Häusern, die man gemeinsam bauen kann
von Häusern, die man noch mit Phantasie füllen
kann
? von Häusern, die man noch bezahlen kann
Was wir versuchen:
® Bausätze oder Hüllen zu entwickeln oder zu
finden, mit denen oder in denen Träume: ver-
wirklicht werden können
3 Leute zu organisieren, die gemeinsam mit uns
ihre Träume bauen wollen
Stadt-,, Traumhaus“
„Haus-im-Haus“ in vorhandenem oder neuem Rohbauskelett, gestapelte Geschoßparzelle wird gepachtet,
selbstgebautes „Haus“ wird Eigentum, „Wege“ und „Gärten“ im Geschoß, Klimapufferzonen,
Gemeinschaftseinrichtungen, gemischte Nutzergruppen bauen gemeinsam als Bauverein, Genossenschaft
9.ä.. Baukostenersparnis bis zu 50%, Lustgewinn 100%.
&lt;kalettbau vorhanden z.B. Stollwercr
L-Trakt Stollwerck mit G. Rodenacker. oben: Modell, unten Schnitt und Grundrisse






L-Trakt zum Ausbau vorgesehen, Innenraum
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Neubau Skelettbau für Selbsthilfe im Geschoßwohnungsbau, Wettbewerb Leichlingen
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Die Planerwerkstatt 1 ist ein Planungsbüro in
Hannover, das 7 Diplomingenieure der
Fachrichtung Architektur und Stadtplanung
(2 Frauen, 5 Männer, alle so um die 30) als
Kollektiv betreiben - ohne Chefs, aber auch
ohne Putzfrauen, Tippsen usw. Das Büro
existiert seit Juni 1979 als eine Gesellschaft
bürgerlichen Rechts. Arbeitsgebiete sind alle
Bereiche herkömmlicher Planung (Objekt-,
Stadtplanung, Forschung und Gutachten) mit
besonderem Schwerpunkt auf der Beteiligung
der Betroffenen.
Zur Entstehungsgeschichte
Entstanden sind die Planerwerkstätten - es
gibt noch eine weitere mit 5 Mitgliedern
(Planerwerkstatt 3) - aus einem größeren
Diskussionskreis von ca. 20-30 Uni-Absol-
venten.
Den Hintergrund dieser Diskussionstreffs
um die weitere Perspektive lieferte die
gemeinsame Vergangenheit an der Arch-
Abteilung und der Kampf um den Erhalt und
den Ausbau kollektiver Studienformen, ver-
bunden mit der Unsicherheit und Angst, wie es
möglich sein könnte, die im Studium
entwickelten Formen von kollektiver Arbeit,
Selbstbestimmung und politischer Verände-
rung im Beruf weiterzuführen. Die Möglich-
keit, sich als Planungskollektiv behaupten zu
können, hatte uns die AGSTA (Arbeitsge-
meinschaft für Stadt- und Altbauerneuerung)
bereits seit 3 Jahren vorgelebt und ins
Bewußtsein gerückt.
Jedoch schälten sich in dieser Diskussion
die unterschiedlichsten Interessen und Posi-
tionen heraus: Ging es darum, durch die
Gründung eines Kollektivs eine andere
Architektur und Planung zu verwirklichen,
Oder ging es primär um die Erhaltung von
Lebens- und Arbeitsbedingungen? Waren
weitere Kollektive in Hannover überhaupt
ökonomisch existenzfähig, oder war es nicht
sinnvoller, zunächst seine Erfahrungen in her-
kömmlichen Büros zu machen?
Sollte man nicht eher versuchen, seine
politischen Vorstellungen in die gewerkschaft-
liche Arbeit einzubringen?
Eine Gruppe, die die Integration von Hand-
und Kopfarbeit als Planungs- und Baukol-
lektiv anstrebte, spaltete sich bald ab, einige
wollten zunächst Erfahrungen in traditionel-
len Büros sammeln, aus dem Rest bildeten sich
die beiden Planerwerkstätten, die jetzt seit 2
1/2 Jahren diese Fragen in der Praxis weiter
mit sich tragen.
Es lag aber sicher nicht nur an den edlen
Zielen, daß sich damals so viele zusammen-
fanden, um einen anderen Weg in den „Ernst
des Lebens“ zu diskutieren und ihn letztend-
lich zu beschreiten, sondern in gleichem Maße
an der damaligen Arbeitsmarktsituation. Über
hundert arbeitslose Architekten und Stadt-
planer in Hannover ließen einen individuellen
Werdegang kaum weniger dornenreich. er-
scheinen als den kollektiven Sprung ins kalte
Wasser.
Ernährt haben wir uns zunächst von dem,
wovon wir als Individuen auch vorher gelebt
hatten: Stipendien, Uni- und andere Jobs,
Arbeitslosenhilfe. Wir hatten weder „Bezie-
hungen“ zu möglichen Auftraggebern, ge-
schweige denn einen konkreten Auftrag.
Dennoch bekamen wir schon in der „Vorlauf-
phase“ bis zur eigentlichen Bürogründung
(Bezug der Büroräume, Anmeldung beim
Finanzamt) auch schon. die ersten Aufträge.
Freunde und. Bekannte verschafften uns
Zeichenarbeiten aus anderen Büros und einige
Kleinaufträge, die wohl für andere Archi-
tekten kaum lukrativ waren: kleine Umbau-
ten, Anbauten ... dazu kamen erste Wettbe-
werbserfolge und dann unser erstes „richtiges“
Projekt: Umbau und Modernisierung des
künftigen Frauenhauses in Hannover, das von
den Frauen der Planerwerkstatt, und der
AGSTA in Kooperation betreut wurde.
Das alles brachte im ersten Halbjahr schon
relativ viel Arbeit, etwas Geld und vor allem
Sicherheit. Da wir sehr vorsichtig waren und
unserem „Erfolg“ noch nicht so recht trauten,
blieb zunächst alles, was wir einnahmen im
großen Topf. Zu einer regelmäßigen Auszah-
lung (die sich an dem studentischen Lebens-
standard orientierte) und dem Kappen unserer
„Außenfinanzierung“ sind wir erst nach einem
Jahr übergegangen.
Arbeitsstruktur
Heute bestimmen zwei Bereiche die inhaltli-
che Arbeitsstruktur im Büro: auf der einen
Seite Modernisierung, Umbau/ Umnutzung,
auf der anderen Bauleit- und Stadtentwick-
lungsplanung sowie stadt- und wohnungspo-
litische Forschung. Typische Projekte unseres
Büros sind Umbauten und Modernisierungen
mit einem hohen Selbsthilfeanteil der künfti-
gen Nutzer, also Objekte, um die sich
etablierte ‚Architekten wegen des hohen
Arbeitsaufwandes bei relativ niedrigem Ho-
norar nicht gerade reißen. Aber die direkte
Zusammenarbeit mit den späteren Nutzern
stellt auch eine besondere Qualität der Arbeit
dar. Ein „Traumziel“ in dieser Richtung ist die
Umnutzung einer Fabrik zu Wohn-, Arbeits-
und Kommunikationszwecken zusammen mit
den künftigen Nutzern. Leider sind die
Auseinandersetzungen um die ehemalige
Schokoladenfabrik Sprengel (in Hannover),
in die wir eine Umbauvariante gegen das
städtische Abrißkonzept eingebracht haben,
bisher erfolglos geblieben.
Im Bereich der Bauleit- und Stadtentwick-
lungsplanung geht’s naturgemäß etwas weni-
ger „volksnah“ zu. Aber wir versuchen auch
hier, den beplanten Bürger soweit möglich in
den Planungsprozeß miteinzubeziehen, wenn-
gleich das ohne eine vorhandene politische
Infrastruktur (Bürgerinitiative, Stadtteilver-
tretung o.ä.) nicht einfach ist.
Der ursprüngliche Anspruch, daß jeder
alles macht und in jedem Projekt Bescheid
weiß, hat sich bald als unrealistisch erwiesen.
Im Laufe der Zeit und mit den bearbeiteten
Projekten bildeten sich bei jedem bestimmte
inhaltliche Vorlieben heraus (um nicht zu
sagen, wir hätten uns spezialisiert). Im
Augenblick versuchen wir, den drohenden
Zerfall der Gruppe in ”’Stadtplaner’ und
’Objektplaner’ (als Folge dieser ’Vorlieben’) in
den Griff zu bekommen. Und was die
unterschiedlichen Tätigkeiten (Entwerfen,
Tippen, Abwaschen) angeht, haben wir die
üblichen Schwierigkeiten, wie sie auch in
WG’s bekannt sind.
Arbeitsbedingungen
Ein gemeinsamer Anspruch bei der Gründung
unseres Büros war der Wunsch nach anderen
Arbeitsbedingungen. Wieweit wir nach 2 1/2
Jahren Büroexistenz tatsächlich eine Alterna-
tive zum konventionellen Bürobetrieb ge-
schaffen haben, muß an diesen Erwartungen
gemessen werden.
Eine wesentliche Errungenschaftist die freie
Verfügbarkeit der eigenen Arbeitskraft. Das
schließt zwar Überstunden und schlimmsten-
falls Arbeit am Wochenende nicht aus, aber
entgegen der Erfahrung vieler individueller
Bürogründer ist das in unserem Kollektiv-
betrieb nicht die normale Begleiterscheinung
eines freien Büros, sondern eher auf gelegent-
liche Fehler im der internen Zeitplanung
zurückzuführen.
Grundsätzlich basiert unsere Projektpla-
nung auf einer 35-Stunden-Woche (allerdings
ohne Stundenzettel), dazu gibt es 6 Wochen
Jahresurlaub.
Projekte werden grundsätzlich zu zweit
bearbeitet, um Diskussionen über die not-
wendigen Entscheidungen zu gewährleisten
und eine zeitliche Flexibilität zu erhalten (1-2
Tage Kurzurlaub, Großeinkauf, persönliche
Probleme). Für Gruppenmitglieder mit Kin-
dern gibt es eine 20-Stunden-Woche (mit
50%igem ’Lohn’ausgleich) und Kindergeld.
Um sowohl diese Arbeitsbedingungen als
auch Bürorücklagen (unsere. „private“ Ar-
beitslosenversicherung) mit unserem immer
noch in der Gründungsphase befindlichen
Büro finanzieren zu können, fallen unsere
Auszahlungen immer noch recht bescheiden
aus (Kranken-, Renten- und Unfallversiche-
rung trägt die Bürokasse). Um außergewöhn-
liche Situationen in den Griff zu bekommen,
gibt es nach Gruppenbeschluß zinslose
Kredite aus der Bürokasse, in der Regel auch
ohne Rückzahlungsfristen.
Das Leben im Büro und außerhalb
Die Freitagnachmittage sind für die Gruppen-
sitzung da. Es werden alle Organisationsfra-
gen und alle Entscheidungen, die das Gesamt-
büro betreffen, gemeinsam abgesprochen.
Hier finden sich auch die anfangs beschriebe-
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nen konkreten Widersprüche wieder: Kann
man es verantworten, ein bestimmtes Projekt
durchzuführen? Muß man es unbedingt
machen, um zu überleben? Reichen die Aus-
zahlungen? Wie kommen wir zu Inhalten, die
wir machen wollen?
Alte Widersprüche tauchen immer wieder
auf, aber bisher ist es uns gelungen, jeweils
konkret eine Einigung zu finden. Im Alltag
geht aber auch vieles Wichtige unter.
Aufgrund unseres gemeinsamen Studiums
in Hannover kannten wir uns alle, allerdings
unterschiedlich gut. Vom Zusammenwohnen
über jahrelanges Zusammenarbeiten bis hin
zum bloßen sich vom Sehen kennen. Als
Arbeitsgruppe haben wir uns zusammenge-
rauft, als „Gruppe“ im sozialen Sinne nur
vermittelt über die Arbeitszusammenhänge
und deren Umfeld.
In der politischen Bewertung unserer Arbeit
tragen wir die Widersprüche aus der Anfangs-
phase mit uns weiter. Der überwiegendse Teil
begreift unser Büro nicht als einen politischen
Zusammenschluß, der über eine „andere
Architektur“ gesellschaftlich verändernd wir-
ken könnte. Da die Mehrzahl von uns sich
während der Studienzeit in der abteilungspo-
litischen Diskussion jahrelang gegen die
MMusion der Sozialarchitektur gestellt hat,
kann das für sie - nun endlich selbst im
Berufsleben stehend - nicht heißen, gute
Planerarbeit als politische Errungenschaft uns
selbst (und anderen) zu verkaufen. Dieser Teil
der Gruppe begreift eher die Schaffung nicht
hierarchisierter, begrenzt selbstbestimmter
Arbeitsplätze in einer ganz anders gearteten
Berufswelt schon als „politische Errungen-
schaft“. Aber es gibt auch noch andere, nach
außen gerichtete Hoffnungen: Sollten wir uns
nicht doch um Wege und Möglichkeiten
bemühen, auch durch bezahlte Arbeit poli-

















tisch wirksam zu werden und nicht so schnell
den Kopf in den Sand stecken?
Die Entscheidungen und Schritte in dieser
Richtung werden immer den Charakter der
Gratwanderung in sich tragen, und je nach
konkreten Bedingungen (Auftragslage, Geld,
Inhalte, politsche Integrität) auch unter-
schiedlich ausfallen.
Es bleibt zu hoffen, daß die vorhandenen
kollektiven Strukturen ein ausreichendes
Korrektiv in dieser Entwicklung bieten
werden. Eine Antwort haben wir noch nicht.
Von allseits befriedigenden Aufträgen allein
können allerdings auch die heute schon in
Hannover bestehenden Kollektive nicht leben.
Deshalb wird die Entwicklung auch weiter-
gehen, sich in der Konkurrenz gegen etablier-
te Planungs- und Forschungsgesellschaften zu
behaupten - mit all den Problemen, die das
Verlassen der scheinbar geschützten Nische
mit sich bringt. Um diese Gratwanderung
ohne persönlichen Identitätsverlust und An-
passung durchzustehen, treffen wir uns
regelmäßig mit einigen anderen Kollektiven in
der Planerkooperative. Hier arbeiten die
Einzelbüros eng zusammen, versuchen Kon-
kurrenz durch Kooperation und Diskussion
auszuschalten und diskutieren - einmal im
Monat - auch finanzielle, fachliche, gruppen-
dynamische und politische Probleme.
In diesen Zusammenhängen laufen auch die
politischen Aktivitäten, wie z.B. Stellung-
nahmen zu aktuellen kommunalpolitischen
Ereignissen, die in irgendeiner Weise unser
Fach betreffen (Häuserabrisse, Sanierungs-
politik, Hausbesetzungen etc.) oder fachliche
Hilfe für unterstützenswerte Projekte und
Einzelpersonen.
Die Planerkooperative ist unser Versuch,
auch für die Kollektive ein Korrektiv gegen die
Anpassung an herrschende Strukturen beim
täglichen Kampf um Nischen und Märkte zu
schaffen.
Perspektiven?
Grundsätzlich stellt sich für uns, wie wahr-
scheinlich für jede wirtschaftlich arbeitende
Gruppe, die eine ähnliche Struktur und Ent-
wicklung aufweist, die Frage, wohin wir hin-
sichtlich unserer wirtschaftlichen Entwick-
lung und damit unserer Auftragsstruktur
wollen: in der teilweise ganz bequemen
„alternativen“ Nische, die der Markt läßt,
bleiben, ohne wesentliche Konkurrenz zu
etablierten Betrieben - oder sich auf dem
Markt zu behaupten, auch gegen Konkurrenz.
Oder ist diese Frage nur eine Scheinalter-
native? Denn wenn wir einerseits wollen, daß
unser „Modell“ tatsächlich ein Modell ist,
nach dem auch andere leben und arbeiten
können, dann dürfen wir uns nicht freiwillig
auf einen Bereich beschränken, der wahlweise
von Auftraggebern, die sich selbst der linken
oder alternativen Szene zurechnen, oder vom
ökonomischen Desinteresse anderer Unter-
nehmen gekennzeichnet ist. Ein solcher
„Markt“ wäre schnell abgegrast und jeder
eigentlich begrüßenswerte Versuch, unserem
Beispiel zu folgen, müßte von der gefähr-
lichen Angst begleitet sein, daß nicht mehr
genug für alle da wäre.
Aber diese Diskussion ist noch nicht
ausgestanden. Wo kommt der Punkt, wo die
Auftragsstruktur auch die interne Struktur
und die Arbeitsbedingungen in Frage stellt?
Bis zu welchem Grade sind wir bereit und in
der Lage, wenig entfremdete Arbeitsinhalte in
der ökonomischen Nische mit Konsumver-
zicht zu bezahlen? Ist auf dem Hintergrund
solcher Überlegungen und Erwartungen das
oben skizzierte ökonomische Modell über-
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Katalog zur Ausstellung .... ... ist erschienen und zum Preis von
DM 4,- beim KLENKES Verlag, 5100 Aachen, Oranienstr. 9 oder
über den Buchhandel zu beziehen, Die Ausstellung war auf Anregung
der Galerie Bücherbogen Berlin und mit Unterstützung des Lehrstuhls
Planungstheorie der RWTH Aachen zustande gekommen, Sie zeigt
auf 32 Photo- und Kurztexttafeln das wohl konsequenteste Beispiel
genossenschaftlicher Selbsthilfe im Wohnungskampf nach dem 1.
Weltkrieg. Die meisten der gezeigten Fotodokumente stammen aus
dem Besitz der Siedler und werden zum ersten Mal veröffentlicht.
Die Ausstellung wandert derzeit durch verschiedene Hochschulen
der BRD und kann auch noch angefordert werden bei: K.Novy
Tel, (0221) 412340 oder G.Uhlig, (0241) 502984
ARCH+ Interview
Telephonische Verabredung mit Trude Unruh für
Sonntag 11 Uhr in Wuppertal. Während der Fahrt
versuchen wir, das Interview ein bißchen „vor-
zustrukturieren“, kommen aber bald auf persön-
liche Einstellungen und Empfindungen gegenüber
alten Menschen zu sprechen. Wann setzt man sich
schon mal ausführlicher mit ihnen auseinander? -
Vielleicht in der Familie, aber sonst? Als ob,ie aus
dem Verkehr gezogen wären - „die Alten“. Ein etwas
seltsames Gefühl, plötzlich mit vielen alten
Menschen konfrontiert zu werden. - Bücher über
das Alter haben wir viele gelesen. Da wird gern
darüber verhandelt und wissenschaftlich gestritten,
welche Bedürfnisse „der“ alte Mensch „noch“ habe,
ob mehr Ruhe oder mehr Aktivität „altersgemäß“
sei - als ob altersgemäß je was anderes sein könnte
als „menschengemäß“.
Auf die Grauen Panther jedenfalls paßt keine der
Schablonen vom „alten Menschen“, sie lassen sich
nicht ins gesellschaftliche Abseits schieben. Auch
ansonsten sind sie nicht gerade: politisch enthalt-
sam.
Im Clubzentrum „Zum kühlen Grunde“ treffen
wir auf eine gesprächige, angeregte Sonntagmor-
gen-Atmosphäre. Wir werden schon erwartet von
Joseph, dem Gewerkschafter, Elli, der ehemaligen
Unternehmerin, von Trude und Helmut Unruh. Wir
setzen uns etwas abseits vom Treiben, sind sofort
mittendrin im Gespräch und bekommen auch gleich
den neuen Baustoff aus den USA vorgeführt, mit
dem die Grauen Panther hoffen, ihr „Generationen-
dorf“ demnächst billig bauen zu können. Wir sind
da etwas skeptisch und wollen erstmal näheres über
ihre Organisation und ihre Vorhaben wissen. Es ist
schwierig: das Gespräch entwickelt sich spontan in
alle Richtungen. Es ist kein abgegrenztes Frage- und
Antwortspiel, und daß wir etwas „schwarz auf weiß“
nach Hause tragen wollen, belastet uns eher.
Jedenfalls ist es nicht die Art der Grauen Panther,
sich ihr Engagement Frage für Frage entlocken zu
lassen. Sie entweichen aus dem Schema und nehmen
das Gespräch selbst in die Hand. Wir kommen mit
dem Nachfragen kaum hinterher und stellen
vielfach „naive“ Fragen, um rauszukriegen, was sie
nun wirklich meinen. An den Antworten merken
wir, wo die Fragen falsch gestellt waren.
Der‘ folgende Text ist ein kurzer Auszug aus
unserem mehrstündigen Gespräch. Es hätte noch
viel mehr darüber berichtet werden können, war
aber aus Platzgründen nicht möglich. Aus diesem
Grund mußten wir leider auch darauf verzichten,
abweichende Meinungen unter den Grauen Pan-
thern darzustellen. Denn bei aller Einigkeit in der
großen Linie können sie sich zwischendurch auch
ganz herzhaft in die Wolle kriegen. Für die Grauen
Panther spricht hier im wesentlichen Trude Unruh
mit all ihrem Verve und Engagement.
ARCH*: Von den Grauen Panthern wird in letzter
Zeit häufig gesprochen, und Ihr habt - vor allem in
den Medien - viel Resonanz bekommen. Wie ist
denn das gelaufen? Habt Ihr viel Öffentlichkeits-
arbeit gemacht?
Graue Panther: Gar nicht. Wir persönlich machen
überhaupt nichts. Das war ein Prinzip von uns: wir
gehen an niemand ran, wir sind so gut - man kommt.
Und so ist das auch gelaufen, weil es sich fort-
spricht. Man hört es irgendwo, und wenn man
konkret was wissen will, dann kommt man.
ARCH*: Wie ist denn Eure Resonanz bei den alten
Menschen?
Graue Panther: Alte Menschen sagen gern, was soll
es noch? Wir sind so alt, wir wollen unsre Ruhe
haben und merken gar nicht, daß diese Ruhe für sie
tödlich sein kann; nämlich in dem Moment, wo sie
abgeschoben werden, auch von der eigenen Familie.
Und wenn wir ihnen das so nüchtern sagen, gucken
sie uns an wien Auto: ... ooch, in meiner Familie
doch nicht, ogottogott! Verstehste. Und mit dieser
ewigen Arroganz fertig werden - genau wie in der
Frauenbewegung. Das ewige Sich-Selbst-Finden-
Wollen, ich meine, es schafft schon etwas - aber so
umgesetzt, bringt’s ja nicht viel. Deshalb sind wir
nicht eine ewige Selbstfindungsorganisation, son-
dern, bitteschön, es wird sichtbar was getan, ein-
schließlich der Selbstverwaltung des Clubzentrums.
Und wir schmeißen auch alles raus bei uns, was
wirklich nicht in unserem Geist bereit ist, mitzu-
ziehen, sonst kommen wir nicht weiter. Man fängt ja
immer wieder bei Null an, wenn Menschen zu einem
stoßen, die sich selbst so im Vordergrund sehen.
Das ist einfach der Kern, daß wir mit unserem
ungewöhnlichen Tun im Kopf hier oben überhaupt
mal was anfangen lassen zu ticken; z.B., als wir uns
mit den Instandbesetzern befaßten, waren bei uns









Sibylla Hege und Sabine Kraft
Laßt die Leute bitte hierher kommen. Wir haben
uns mit ihnen an einen Tisch gesetzt, um überhaupt
mal deren Motivation zu erfahren: was tut ihr denn?
Und siehe da, in der Elberfelder Nordstadtsanie-
rung - ist ja so’n Modellsanierungsgebiet - haben sie
auch alte Menschen geschützt. Dagegen die Stadt,
einfach rigoros: was, achtzig, och Gott, ist ja alles
Friedhofsgemüse, nicht; Wohnung erst mal aufge-
Jöst, vorher die alte Dame ganz schön bequatscht,
und was soll sie - sie konnte sich ja nicht wehren ...
ARCH*H: Bleibt nur noch das Altersheim.
Graue Panther: ... und ab in’n Pflegeheim, aufn
Vierbettzimmer. Und das ist praktisch die letzte
Wohnung dieser Frau.
Und dadurch, daß wir nicht nur reden, sondern
immer auch vor Ort gehen oder uns mit den
Gruppen zusammensetzen, sind wir natürlich
schlauer als andere. Wir brauchen auch dieses
Rüstzeug des Wissens, um uns selbst immer wieder
zu stabilisieren: durchzuhalten ist ja gar nicht so
einfach; bei allem Streit, der auch bei uns ist, das
immer wieder positiv zu sehen, das Gemeinschafts-
gefühl zu entwickeln, das „Wir-Gefühl“.
ARCH*: Und was bedeutet das konkret, wie drückt
sich das aus, das „Wir-Gefühl“?
Trude Unruh von den Grauen Panthern Foto: Svbilla Hege
Graue Panther: Wenn man bei uns Mitglied wird:
Gegenseitigkeitshilfe = Pflicht! Das heißt wiederum,
wir haben einen Haushaltshilfsdienst, einen Kran-
kenhaushilfsdienst, einen Altenheimhilfsdienst ein-
gerichtet, weil wir ja noch keine Möglichkeit haben,
jemanden vorübergehend bei Freunden unterzu-
bringen, für 1 oder 2 Wochen; z.B. bei einem
Oberschenkelhalsbruch, was länger dauert und die
Krankenhäuser früher abschieben. Diese Gegen-
seitigkeitshilfe, das ist Verpflichtung, aber nichts
zum Ausnutzen. Das wird hier bekanntgemacht,
wenn einer ausgenutzt wurde, ja! Wenn einer sagt,
ich kann nicht, liege im Bett, es muß mir einer helfen
zu Hause - und auf einmal nachmittags siehste
denjenigen in der Stadt rumspringen, das ist doch
Ausnutzung, Dummesuche. Ja, das wird offen
gemacht - das ist ein Prinzip von uns, das alles
offengemacht wird.
Auch diese Einsamkeit ist weg, die Angst in der
Nacht. Wir haben ein Telefon rund um die Uhr. So
einfach ist das zu regeln - oder die Freunde rufen
sich gegenseitig an, einfach unter Verpflichtung.
ARCH*: Ihr macht aber keine Sozialarbeit in dem
Sinne, daß ..
Graue Panther: Wir sind überhaupt keine „Sozia-
len“ in dem Sinne, weißte. Samaritertum ist was
Furchtbares, da wird viel zu viel gesündigt, das ist
eine Maske. Wir haben hier in Wuppertal ein Stift,
da gibt's nur Achtbettzimmer. Und am liebsten
möchte ich jeden arroganten Alten nehmen, der hier
sitzt und dicke Töne spuckt, und sagen: komm
Freund, jetzt mal hingucken! Das ist nämlich Kultur
für uns: wie man letztlich mit denen zum guten
Schluß umgeht, die sich wirklich nicht mehr selbst
helfen können und die dann einfach in ein Achtbett-
zimmer gesteckt werden und dazu die politische
Arroganz: seid doch froh! Das Bett kostet 2.200,-
DM, und die hast du gar nicht ... was der Staat alles
für dich tut! Und der Staat - und jetzt kommt
wieder, ja, denken, und das können sehr viele alte
Menschen nicht, denken - wer ist denn der Staat?
Wer bezahlt denn für mich in so ’nem Stift, in so
'nem Achtbettzimmer 2.200,- DM? Das sind
letztlich wir Steuerzahler, und wir Steuerzahler
meinen wiederum, wir geben das gerne, damit es
ihnen gut geht. Ja, und wie gut geht’s ihnen denn? -
Total kaputt gemacht werden sie!
Allein das Wort „Insasse“: wie Gefängnis, die
Heimordnung. Kannst ja nicht einmal in deiner
„eigenen Wohnung“ die Leute empfangen, wie du
möchtest, ab 18 Uhr wirst du ruhiggestellt.
ARCH*: Ihr habt Euch also organisiert, um in
Selbst- bzw. Gegenseitigkeitshilfe die Mängel des
sozialen. Vorsorgesystems auszugleichen und mit
den Problemen des Alters besser fertigzuwerden.
Wie stellt Ihr Euch das nun allgemein, für die ganze
Gesellschaft vor? Soll der Bereich der Sozialfür-
sorge wieder aus den Händen des Staates
genommen werden?
Graue Panther: Dazu folgendes: Wir fordern die
politische Neuordnung der Alterssicherung, und
zwar als Alterspflichtversicherung für alle Bürger ab
dem 15. Lebensjahr (ähnlich wie in Holland).
Außerdem verlangen wir eine Grund-Rente von
1.250,- DM für jeden über 65 (übrigens auch eine
Begrenzung der Höchstpensionen - 3500,- DM und
Ende!), damit er überhaupt erstmal ein bißchen
freier wird. Es wird heute geldlich auf dem sozialen
Sektor viel getan, aber: es kommt am wenigsten den
Betroffenen zugute. Für Verwaltungsgebühren
kann man fast 50% rechnen. Die freuen sich immer,
wenn sie einen gefunden haben, den sie, ach gottsei-
dank. wieder verwalten können.
ARCH*: Die Bürokratie muß ja auch leben ...
Graue Panther: Die Bürokratie wuchert. Man sagt,
auf einen Armen kommen zwei Verwaltungsleute.
Das ist einfach zuviel. Das wollen wir mit dieser
Grund-Rente abbauen. Du mußt dir mal vorstellen,
du kannst 350,- DM Sozialhilfe beantragen, dafür
mußte hin zum Amt. Dann kannste noch 8 weitere
Anträge stellen für Hilfe in besonderen Lebens-
lagen, mußte jedesmal hin zum Amt. Das sind schon
9 Amtsvorgänge, und die werden jetzt noch intern
bearbeitet. Du kriegst jemanden ins Haus geschickt,
wenn du Wäsche beantragt hast, oder Betten, oder
wenn du mal ’ne Tapete neu haben mußt, dann
kommt auch jemand, der guckt und macht und tut.
Das sind alles so Regelungen - und gerade für ältere
Menschen ist das entwürdigend.
Ja und dann geht es weiter. Wir haben ein großes
Spektrum entwickelt: Zum Beispiel Sozialarbeiter
- das Wort ist doch wunderbar. Nur was birgt es in
sich? Wieder einen neuen Verwaltungstyp mit
Schreibblock. Er ist nicht in dem Sinne „Arbeiter“,
also jemand, der ran geht, wenn jetzt ein älterer
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BORNGRÄBER, Christian: Das nationale
Aufbauprogramm der DDR; H. 56, S.28-32
ECKHARDT, Lothar: Zwischen Heimat-
schutzstil und dynamischem Modernis-
mus; H. 56, S. 33-35
ECKHARDT, Lothar, KIRSCHENMANN,
Jörg C.: Die Zukunft der „Neuen Vahr“:
H. 56. S. 39-40
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Die 50er Jahre -
oder warum es keine deutsche Architektur gibt
HOFFMANN-AXTHELM, Dieter, POSE-
NER, Julius: Schützen und Gebrauchen -
ein Widerspruch? (Briefwechsel); H. 56,
S. 7-10
HOFFMANN-AXTHELM, Dieter: Deutsch-
land 1945-80 - Der Architekt ohne Arcni-
tektur; H. 56, S. 13-22
KIRSCHENMANN, Jörg C.: Aufgelockert
und gegliedert - Wohnungsbau der 50er
Jahre; H. 56, S. 36-39
KIRSCHENMANN, Jörg C., ECKHARDT,
Lothar: Die’ Zukunft der „Neuen Vahr‘;
H. 56, S. 39-40
KÜHN, Erich: Die fünfziger Jahre; H. 56,
S. 22-27
POSENER, Julius, HOFFMANN-AXTHELM,
Dieter: Schützen und Gebrauchen - ein
Widerspruch? (Briefwechsel); H. 56, S. 7-
10
RITTER, Wolfgang: Bedrohte Zeugen der
Industriegeschichte: H. 55. S. 8-9
Wohnungspolitik und
-wirtschaft
ADAM, Katrin: Woman’s Development Cor-
poration; H. 60, S. 15-17
ANWEILER, Elke, BECKER, Wolfgang,
PADBERG, Jürgen: Hast Du keins - leih
Dir eins (Häuserkampf); H. 55, S. 41-43
BECK, Peter: Von der geförderten zur ge-
fährdeten Selbsthilfe; H. 55, S. 47-51
BECKER, Ruth: Grundzüge der Wohnungs-
politik in der BRD seit 1949; H. 57/58,
S. 64-68
BECKER, Ruth: Subventionen für das Bau-
herrenmodell; H. 57/58, S. 69
BECKER, Ruth: Richtig oder falsch?; H. 57/
58, S. 70-71
BECKER, Wolfgang, ANWEILER, Elke,
PADBERG, Jürgen: Hast Du keins - leih
Dir eins (Häuserkampf); H. 55, S. 41-43
DÖRHOFER, Kerstin: Modernisierung ko-
stet mehr als Geld; H. 60, S. 56-59
EVERS, Adalbert: Alternativen in der Kom-
munalpolitik?; H. 55, S. 60-61
GOERNER, Stefan: Sozialer Wohnungsbau:
Vorschläge zur Humanisierung; H. 56,
S. 49-51
GRAFF, Rainer: Zehn Jahre Instandbe-






Frauenseminar der Uni Dortmund: Frauen
in der Stadt - Frauen in Dortmund; H. 60,
S. 31-35
FÜSSER-NOVY, Bea: Einküchenhäuser -
ein Weg zu neuen Modellen?; H. 60, S. 52-
53
GENSCH, Brigitte, ZIMMERMANN, Veroni-
ka: Tatorte - Orte der Gewalt im öffent-
lichen Raum; H. 60, S. 39-41 _
GERKE, Margot: Frauen-Stadtteil-Zentrum;
H. 60, S. 14
GRYMER, Herbert: Stadt als Ort strukturel-
ler Gewalt; H. 56, S. 41-47
HAYDEN, Dolores: Wie könnte eine nicht-
sexistische Stadt aussehen?; H. 60, S. 47-
51
HEGE, Sibylla: Rezension zu Wolschner,
Klaus: Studentenleben; H. 56, S. 56
HENNING, Brigitte, NÄBAUER, Roswitha,
SIEDENBURG, Mechthild Frauenprojek-
te: neue Wege für Architektinnen; H. 60,
S. 13ff
JANSEN, Regina: Christine Venghaus -
Arbeitsalltag: Traum und Wirklichkeit,
H: 60, 5:12
JOST, Regina: Wohnbiographie; H. 60,
S. 62-63
KECKSTEIN, Veronika, BONN, Renate,
SCHMITZ, Jutta, WENDT, Birgit: Archi-
tektinnen und Planerinnen untersuchen
ihre Arbeitsbedingungen; H. 60, S. 8-10
BIRKBY, Phyllis: ... | want it to help, not to KNETSCH, Heidi: Gescheiterte Transloka-
hinder me ... Neue Erfahrung im Umgang tionen; H. 60, S. 64-66 '
mit Raum; H. 56, S. 10-12 LEHNEN, Kirsten: Frauen - Räume - Raum-
BLOCH, Karola: Aus meinem Leben; H. 60, erfahrung; H. 60, S. 60-61
S. 5-7 LOTTMANN, Eckhardt: Filmbericht „Die In-
BONN, Renate, KECKSTEIN, Veronika, nenstadt als Wohnort‘; H. 56, S. 55-56
SCHMITZ, Jutta, WENDT, Birgit: Archi- MATHEY, Kosta: Rezension zu Wates, Nick
tektinnen und Planerinnen untersuchen und Wolmar, Christian: Squatting - „Haus-
ihre Arbeitsbedingungen; H. 60, S. 8-10 besetzung‘“; H. 56, S. 56
BREITKOPF, Edelgard: Mythischer Raum MOORSEL, Marijke van: Raumgestalteri-
für Demeler und Kore; H. 60, S. 45 sche Aphorismen für den Unterricht;
BURGHARDT, Elisabeth: Schildkröten- H. 60, S.59
haus; H. 60, S. 46 MÜLLER, Ana Maria: Rezension zu Ros-
Cafe Hydra, Wir arbeiten fest an unseren sanda Rossana: Einmischung; H. 60, S. 67
Träumen; H. 60, S. 18-19 NÄBAUER, Roswitha, HENNING, Brigitte,
DÖRHÖFER, Kerstin: IBA, BA - das tut man SIEDENBURG, Mechthild: Frauenprojek-
nicht; H. 60, S. 67 te: neue Wege für Architektinnen; H. 60,
ELLWEIN,Harriet, REICH,Doris, SCHWOE- S. 13ff
RER, Ingrid: Ein Vorstellungsgespräch; OSTNER, \Hlona: Frauen und Öffentlichkeit;
H: 60,5. 11 H. 60, S. 21-30
ERLEMANN, Christiane: Was ist feministi- Sie haben UNS ein Gefühl geklaut ...; H. 55,
sche Architektur?; H. 60, S. 43-45 Ss. 13
Frauengruppe der Uni Hannover: Die Zeit PAUL, Sigrid: Der ganz normale Alltag der
der Sanftmut ist vorbei: H. 60. S. 59 Elly M.: H. 60. S. 54-55
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Kein Ort,
„nirgends -
Auf der Suche nach Frauenräumen
PITZEN, Marianne: Wo außenseiterinnen
wohnen; H. 60, S. 20
REICH, Doris, ELLWEIN,Harriet, SCHWOE-
RER, Ingrid: Ein Vorstellungsgespräch;
H:60:8: 11
RODENSTEIN, Marianne: Rezension zu
„Frauen, Räume, Architektur“, Hrsg.:
Sozialwissenschaftliche Forschung und
Praxis für Frauen e.V.; H. 55, S. 62
SACHS-PFEIFFER, Toni: Sozialräumliche
Nutzungsanalysen; H. 57/58, S. 19-20
SCHMITZ, Jutta, BONN, Renate, KECK-
STEIN, Veronika, WENDT, Birgit: Archi-
tektinnen und Planerinnen untersuchen
ihre Arbeitsbedingungen; H. 60, S. 8-10
SCHMITZ, Martin: Stollwerck war eben kei-
ne Insel ...; H.. 55, SS: 12
SCHNEIDER, Hannelore: Rezension zu
Berndt, Heide: Die Natur der Stadt;
H.; 57/58, S. 88
SCHLIEKER, Christiane: Geborgenheit ge-
gen Coolness; H. 60, S. 66
SCHROOTEN, Friedhelm: Distanz (Serie
Planerroman) 2. Teil; H. 55, S. 55-59
SCHROOTEN, Friedhelm: Distanz (Serie
Planerroman) 3. Teil; H. 56, S. 52-55
SCHROOTEN, Friedhelm: Distanz (Serie
Planerroman) 4. Teil; H. 57/58, S. 86-87
SCHWOERER, Ingrid, ELLWEIN, Harriet,
REICH, Doris: Ein Vorstellungsgespräch:
H: 60; 8.11
SIEDENBURG, Mechthild, HENNING, Bri-
gitte, NÄBAUER, Roswitha: Frauenpro-
jekte: neue Wege für Architektinnen:
H. 60, S: 13ff
SPITZER, Klaus: Rezension zu Günter,
Janne: Leben in Eisenheim, Arbeit, Kom-
munikation, Sozialisation in einer Arbei-
tersiedlung; H. 55, S. 63
TERLINDEN, Ulla: Heimlichkeiten - Gewalt
gegen Frauen in der Stadt; H. 60,.,S. 37-38
VENGHAUS, Christine, JANSEN, Regina:
Arbeitsalltag: Frauen und Wirklichkeit;
H. 60,85. 12
WENDORFF, Irmgard: Gewalt in der Stadt
(Tagungsbericht); H. 56, S. 47
WENDT, Birgit, BONN, Renate, KECK-
STEIN, Veronika, SCHMITZ, Jutta: Ar-
chitektinnen und Planerinnen untersu-
A ihre Arbeitsbedingungen; H. 60,. 8-10
ZIMMERMANN, Veronika, GENSCH, Bri-
gitte: Tatorte - Orte der Gewalt im öffent-
lichen Raum: H. 60, S. 39-41
Alle ARCH+-Hefte des Jahrgangs 1981
wie auch folgende ältere Ausgaben:
37 Der Tod der Architektur, Zur
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J. Posener — Vorlesungen zur
Geschichte der neuen Archi-
tektur I, (3.Auflage)
Kultür — in die eigene Hand
enommen
N Okologisch Planen und Bauen
J.Posener — Vorlesungen zur
Geschichte der neuen Archi-
tektur II. (2.Auflage)























Selbsthilfe bei der Modernisierung
Modelle zur Eigentumsbildung
im Rahmen des sozialen
Wohnungsbaus
A
ISBN 3 7983 0731 8
Berlin 1980
343 Seiten, 96 Abb. und Tab.
Preis: DM 16,-
Muß Eigentumsbildung im Wohnungsbau ein Privileg der
mittleren und hohen Einkommen sein ?
In der Arbeit von Sannig wird der Nachweis geführt, daß
im Rahmen der bestehenden Förderrichtlinien des sozialen
Wohnungsbaus auch hier die Eigentumsbildung als
Alternative zum Mietwohnen möglich ist.
Auf dem Hintergrund Berliner Verhältnisse werden
unterschiedliche Wege zum Wohneigentum im Hinblick auf
ihre Belastung für den Eigentumswilligen untersucht und




und zwar 1 Diplom-Ingenieur für die Leistungsgruppe
Verbindliche Bauleitplanung im Planungsamt
Im Planungsamt der Stadt Witten werden folgende Aufgaben be-
arbeitet:
Planungsrechtliche Beurteilung von Einzelmaßnahmen, Bebauungs-
planung, Verkehrsplanung, Sanierungsplanung und -durchführung,
Flächennutzungsplanung, Stadtteilentwicklungsplanung und Mitwir-
kung bei der Entwicklungsplanung. Aufgrund der begrenzten Zahl
von Mitarbeitern und der Fülle von Aufgaben wird von jedem
Mitarbeiter die Mitwirkung in allen anderen Aufgabenbereichen
erwartet.
Aufgabengebiet des neuen Mitarbeiters:
Städtebaulicher Entwurf von, Bebauungsplänen, Entwurf und
Durchführung von Wohnumfeld-Programmen, Lösung städtebau-
licher Einzelprobleme, planungsrechtliche Beurteilung von Bauvor-
haben, Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung sollen Arbeitser-
gebnisse selbständig vertreten werden,
Von dem neuen Mitarbeiter, der gute Kenntnisse im Bau- und
Planungsrecht haben muß und ausgeprägte Fähigkeiten des städte-
baulichen Entwerfens sowie einen hohen Kenntnisstand zur Bewäl-
tigung städteplanerischer Probleme besitzen sollte, wird erwartet,
daß er sebständiges Arbeiten gewöhnt ist, über sicheres Auftreten
verfügt ‚und sich kollegial in den bestehenden Kreis der Mitarbeiter
einfügt.
Vergütung: IL BAT, bei Vorliegen der beamtenrechtlichen
Voraussetzungen ist die Übernahme in das
Beamtenverhältnis nicht ausgeschlossen,
Geboten werden ferner alle im öffentlichen Dienst üblichen Sozial-
leistungen,
Die reizvolle Lage der waldreichen Stadt Witten im Erholungsgebiet
zwischen Ruhrrevier und Sauerland, die durch gute Verkehrsverbin-
dungen und Autobahnanschlüsse nach allen Richtungen begünstigt
wird, verschafft ihr einen hervorragenden Wohn- und Freizeitwert.
Witten hat rund 108 000 Einwohner, Gute Schulen aller Gattungen
sind vorhanden, Die benachbarten Universitäten Bochum und
Dortmund lassen sich auch mit öffentlichen Verkehrsmitteln schnell
erreichen.
Bewerbungen mit handgeschriebenem Lebenslauf, Lichtbild, beglau-
bigten Zeugnisabschriften, lückenlosem Beschäftigungsnachweis und
Angabe des frühesten Eintrittstermins werden erbeten an:
Oberstadtdirektor — Personalamt —
Postfach 2280, 5810 Witten
SOZIOLOGIE
DES WOHNENS
Eine zentrale Funktion in seiner Beweisführung nimmt dabei
die bauliche Selbsthilfe als das wesentliche kosten-
dämpfende Element ein.
Sannig vermittelt darüber hinaus theoretische Grundlagen
der Finanzierung und Förderung im sozialen Wohnungsbau.
Seine Arbeit ist daher für alle an der aktuellen wohnungs-







INGRID BRECANER ANTJE SCHAUBER
KLAUS M. SCHMALS
Zu bestellen über:
Universitätsbibliothek der Technischen Universität
Berlin
Abteilung Publikation
Straße des 17. Juni 135, 1000 Berlin 12
Die vorliegende Arbeit gibt einen guten Überblick über das Gebiet der SOZIOLOGIE DES
WOHNENS. Neben theoretischen Aspekten der angewandten Wohnforschung werden As-
pekte der historischen Transformation der Wohnformen und -stile; der Ökonomie des
Bodens; der Eigentumsideologie und der Bedürfnistheorie; Wahrnehmungs- und Aneig-
nungskonzepte; sowie einige spezielle Probleme wie z.B. des Sozialen Wohnungsbaus; des
Kinderalltags in der Trabantenstadt, des Wohnens auf dem Lande und des Frauenalltags
als Wohnalltag behandelt. Umfang: 223 Seiten; Preis 14.00 DM; Erhältlich: Christoph
Kürn, Institut für Soziologie der Universität München, Konradstraße 6, 8000 München 40.
Mensch verwahrlost in der Wohnung ist, sich einen
Putzlappen nimmt, oder mal kocht; sondern der
steht vor diesem Menschen, der nicht mehr kann,
der falsch zugeknöpft oder verdreckt ist und stellt
die Verdrecktheit fest!
ARCH*: Ja, aber die offene Altenhilfe ist doch die
einzige humane Form, die wir haben. Da gibt es
Beispielrechnungen, daß ein Sozialarbeiter, der in
einem Gebiet eine Reihe von alten Leuten betreut,
eine Menge Heimplätze überflüssig macht und es
außerdem noch billiger kommt.
Graue Panther: Ein Sozialarbeiter geht doch nicht
putzen, das stimmt doch nicht. Das ist ein akade-
misch gebildeter Mensch, ein Verwaltungsmensch.
Der nimmt doch keinen Putzlappen in die Hand,
dafür hat er doch nicht studiert! Ein preiswerter
häuslicher Dienst, das ist es, was total fehlt. Aber
der kann dann nicht schon wieder unterteilt werden:
wer kommt putzen, wer kommt kochen und wer
kommt pflegen. Da werden 4 verschiedene Leute ins
Haus geschickt, und die Stunde kostet 18.50 DM für
Hauspflegedienste. Wir leben in einem Wohlfahrts-
staat, und die Wohlfahrtsverbände bestimmen nach
dem subsidiären Prinzip letztlich, wie’s zu laufen hat
- und das läuft sehr teuer!
4RCH*+: Seid Ihr gegen das Subsidiaritätsprinzip?
Meint Ihr, daßes ohne die halbstaatlichen Trägerge-
sellschaften, wenn man sich z.B. direkt an die
Kommunen wenden müßte, besser laufen würde?
Graue Panther: Das ist zwiespältig. Es gibt ja Leute
auf der alternativen Szene, die alles verstaatlichen
wollen. Also, da haben wir Bange vor, wenn man
sich das Verstaatlichte anguckt, so ist das nicht
besser geworden, es ist genauso dem Konzernden-
ken verhaftet, und noch viel schlimmer, als das
Berufsbeamtentum. Wenn wir‘ jetzt auch noch
verbeamtete Hauspflegedienstler kriegen, dann
können wir einpacken. Nein, hier setzen wir auf
unser Selbsthilfemodell. Damit möchten wir mal
vorzeigen, was ohne Subventionen - und wir kriegen
keinen Pfennig - alles machbar ist, wenn sich
Menschen zusammentun, die wissen, was sie wollen.
ARCH*: Habt Ihr mal versucht, Subventionen zu
bekommen?
Graue Panther: Ja, vor 4 Jahren. Aber weißte, das
Wort Altentagesstätte, das paßt uns überhaupt
nicht. Warum? Weil wir einen Generationenver-
bund haben, und da geht’s politisch schon wieder los
mit den verschiedenen Schubfächern. Und wir
haben uns ja extra was ganz „Normales“ angepach-
tet, wie alle Menschen „normal“ sind. „Altentages-
stätte“ finden wir entwürdigend: ab sechzig kannste
reinmarschieren. Da stimmt’s in unserer Gesell-
schaft nicht! Und deshalb unser Wort: familien-
ähnlich, was wir wirklich prägen und mit Inhalt
füllen wollen.
ARCH*: Denkt Ihr dabei an die alte Großfamilie?
Graue Panther: Ach komm, die hat es ja nie
gegeben, ist ’ne schöne Fata Morgana.
ARCH*: Aber als Produktionsgemeinschaft ...
Graue Panther: Das ist aber nun ein Asbach Uralt.
Und dann mußte mal dran denken, wie es für die
Alten war mit den Generationskonflikten auf dem
Land, dem Altenteil - da ist ein alter Vater oft vor
Gericht gelegen, daß er nicht den Dienstbotenein-
gang gehen mußte ... ich denke, daß Befreiung von
Bevormundung heute heißt, daß auch z.B. alte
Frauen ihr Leben endlich mal so gestalten können,
wie sie möchten, nicht wie Tochter, Sohn, Schwie-
gertochter oder Enkel meinen. Alle sagen irgend-
wie: aber Oma, aber Mutter, das tut man nicht.
Gerade unsere Organisation ist im wesentlichen
auch ein Frauenproblem. Und wenn Du Dir diese
Schicksale anhörst, was die Frauen geschuftet
haben und die teilweise selber kaputt sind, weil sie
ihre Männer jahrelang zu Hause gepflegt haben,
Schwerstpflegefälle - ja, von denen habe ich das
doch, bitteschön, alles gelernt - und die stehn dann
auf einmal da und haben nur Angst im Herzen, mein
Gott, hoffentlich passiert mir jetzt nichts, wer sorgt
für mich.
Da haben wir vor einigen Jahren auch versucht,
die bewußten Männer anzusprechen, daß sie mit-
ziehn - aber die gibt’s ja so selten ... Wir haben auch
hier diese Ehepaare ..., die Frauen kommen
heimlich zu mir und sagen: mein Gott, ich möchte so
gerne wiederkommen, aber mein Mann, der will das
nicht. Und Männer haben nie, wenn sie allein sind,
Sorgen. Es ist ja der Frauenüberschuß da, und der
kaputteste Mann kriegt immer noch eine Haushälte-
rin, wenn er 800,- DM übrig hat. Dafür ist die
Armut der Frauen zu groß. 60% Witwenrente!
Wieviel gestandene Frauen, die so geschuftet haben,
Die Rentnerband der Grauen Panther spielt aut
stehen da und haben 400 bis 500 Mark im Monat auf
der Hand. Da sind ja lebensgestandene, lebens-
erfahrene Frauen unter uns, die haben nur 4 Jahre
die Schule besucht, die sprechen mir und mich
verkehrt, aber was die für Leistungen im Leben
erbracht haben. Also, wenn man so will, ist es ein
echtes Frauenproblem - auch die Grund-Rente.
ARCH*+: Seht Ihr denn irgendwo bei den Jugend-
lichen Änderungen, was die eingefahrenen Ge-
schlechterrollen betrifft?
Graue Panther: Ach Gott, das wäre zu schön, um
wahr zu sein ... sicher, die Ansätze sind besser ...
aber, ich habe mir das auch angeguckt, in Berlin, in
den Wohngemeinschaften ... Wenn die Gesell-
schaftsstrukturen so bleiben, werden wir Frauen
immer wieder, gerade weil wir die Vernünftigeren
sind (die Arbeit muß ja getan werden), gelackmeiert
sein. - Und Kinder: ist Ja noch was Schönes, nicht
nur Belastung ... Aber wenn es nicht Arbeitsplätze
gibt, anders als bisher, dann sind das ja alles
Zugzwänge, und die sind von der Gesellschaft fest-
gelegt. Also, wenn man diese 40 oder meinetwegen
auch 50 Arbeitsstunden nimmt, dann kann man
auch 2 x 25 Stunden daraus machen - oder sich was
anderes einfallen lassen. Nur: Wenn wir Frauen
wieder aus dem Arbeitsprozeß rausfallen - oder gar
nicht erst reinkommen, dann wird alles so bleiben.
Diese partnerschaftliche Neuordnung, die muß
kommen. Das können wir, das kann die Basis allein
gar nicht bringen, das muß über Gesetze kommen.
ARCH*: Da setzt Ihr aber wenig Vertrauen, z.B. in
die Frauenbewegung.
Graue Panther: Ja, schau mal, ich war auch Frauen-
bewegung ... als politische Frau muß man das
einfach sein ... aber, was da läuft ... wir Frauen
hätten das doch alles bringen können, politisch.
Aber wir Frauen sind doch genauso zerspalten und
zerstritten und selbst das Überdach der Solidarität
stimmt bei uns nicht ...
ARCH*: Vielleicht sind diese Abschottungen ein
notwendiger Zwischenschritt?
Graue Panther: Nein, ich meine schon, das müssen
wir solidarisch schaffen. Und ich sehe den
Zwischenschritt über neue Parteien! - Mit den alten
Parteien, das können wir vergessen, da ist das nicht
machbar. Da gibt’s immer wieder Aushängeschil-
der-Frauen, guck Dir das im Deutschen Bundestag
an.
ARCH*t*: Aber die neuen Parteien produzieren ja
auch immer gleich diese „Parteimentalität“ und das
„Politik-Machen“ nach männlichen Kriterien ...
Graue Panther: Natürlich, natürlich - man braucht
da ja nur an die Parteiversammlungen der Grünen
zu denken - aber wenn wir das nicht aus eigener
Kraft schaffen ... Bei den alten Parteien, da sind die
Strukturen völlig festgefahren. Auch was das
Delegiertensystem und was da alles dahintersteckt,
so beinhaltet: Das Pöstchen-Vergeben-Können von
Männern, die oben sitzen ... Nimm doch den
Deutschen Bundestag: 33% Beamte und über 60%
Gewerkschafter! Was die hätten tun können! In der
Auseinandersetzung mit der Wirtschaft, mit den
Atomkraftwerken, was die für eine Macht hätten
haben können mit über 60%.
ARCH*+: Das ist aber jetzt auch eine Kritik am
Parlamentarismus. Seht Ihr denn da die Änderung
über neue Parteien?
Graue Panther: Ja, sonst hätten wir die Revolution.
Dann muß man sich klar für Revolution entschei-
den, das muß man wissen.
ARCH*+: Na ja. Wie verhält sich denn jetzt der
Selbsthilfeansatz zu.dem Parteienmodell?
Graue Panther: Da muß man wirklich sehr trennen.
Die Fragestellung nach den Parlamenten, ändern,
oder ob man sie überhaupt braucht, steht noch im
Raum. Kann man in der Tat fragen. Wir beschäfti-
&gt;
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gen da Leute, die sehr viel Geld kosten ... Wir haben
einen Vorschlag gemacht: die Direktmandate, da
sollten die Parteien die Finger von lassen - da könnte
schon was passieren. Die Listenplätze sind ja total
parteigebunden, aber mit den Direktmandaten vor
Ort ... Wir haben uns hier in Wuppertal
vorgenommen, bei der nächsten Kommunalwahl
eine unabhängige Liste mit zu unterstützen ...
irgendwas muß ja passieren
ARCH*t*: Jetzt haben wir uns über die Frauenfrage
in die allgemeinen politischen Gefilde verirrt. Ich
würde ganz gern nochmal nach Eurer Beziehung zu
den Jugendlichen fragen. Irgendwie ist es doch so,
daß der Protest zur Zeit vor allem von den
Jugendlichen, denen man die Perspektive geklaut
hat, und von den Alten, die keine mehr haben
dürfen, getragen wird. Ich sehe da viele Gemein-
samkeiten, weil’s beides Randstellungen in der
Gesellschaft sind. Wie sieht es denn mit der
Solidarität und Zusammenarbeit aus?
Graue Panther: Da läuft ja. Der Generationen-
verbund läuft. Wir haben hier ungefähr 40%
Mitglieder unter 50 und 20% unter 30. Es passiert ja
etwas. Hier kommst du einfach ganz normal rein,
auch jüngere Leute - die sich zu uns hingezogen
fühlen. Man kann ja nicht sagen, so, ihr müßt das
alle gut befinden. Ja, das sind auch wieder ganz
gewisse junge Leute, die sich hier wohl fühlen - die
aus der alternativen Szene sind es meistens nicht.
ARCH*: Nein? Welche sind es denn?
Graue Panther: Das ist schwer zu beantworten... sie
sind halt einfach lieb und nett, so ganz anders.
Eigentlich so, wie ein 50-Jähriger sie sich erträumt,
kleiden sich auch nicht besonders ...
ARCH+: Was ist denn deren Motivation, hier
mitzumachen?
Graue Panther: Ja, die fühlen sich wohl. Die sind
sowieso nur hier, weil sie sich wohlfühlen. - Sonst
kooperieren wir hier vor Ort mit den Kulturinitia-
tiven, wo ja sehr viele junge Leute sind. Dann waren
wir jetzt auch:bei der VHS zusammen mit 18 Initia-
tiven. Da sind wir natürlich die Altesten, aber auch.
wie soll man sagen ..
ARCH*+: Nicht so ganz integriert?
Graue Panther: Nein, guckmal, wir singen gerne
andere Lieder, auch englisch haben wir nicht gern,
Rock haben wir nicht gern, weißte, da fängt es halt
schon irgendwo an. Die Wohngemeinschaften, die
kommen uns zwar besuchen, aber so ein Verbund-
system in dem Sinne, das Miteinander-Leben, das
läuft mit denen nicht. Wohl aber das politische
Miteinander, das allgemeine politische Einverständ-
nis, das ja
ARCH*: Ihr habt Euch mit den Hausbesetzern
solidarisiert?
Graue Panther: Sicher. Wir verstehen uns doch als
politische ältere Menschen, und diese jungen Leute
haben vielleicht mehr Verständnis wieder für uns,
als andere, die sich um gar nichts kümmern. In der
Gesellschaftspolitik, da gibt es viele Anknüpfungs-
punkte ... aber viele Jugendliche, die schlafen ja
auch oder halten die Schnauze, weil sie Karriere
machen wollen, in den öffentlichen Dienst wollen.
Weißte, der Punkt bei uns - und das steht über
allem, das ist die persönliche Freiheit, das
Individuelle. Deswegen können wir uns gar nicht in
Formen pressen lassen. Jeder von uns, ein, zwei,
drei, ist anders. Wir haben das Überdach Senioren-
schutzbund, aber unsere individuelle Freiheit, die
muß bleiben ... und da fängt das an, daß man nicht
über den Daumen sagen kann, das ist eine
einheitliche Masse, das stimmt nicht. So, wie sie
über den Altenkongreß in Hamburg geschrieben
haben, das sind die, die demonstrieren gehen und in
Wirklichkeit singen sie „Das Wandern ist des
Müllers Lust“
ARCH*: Wie stellt Ihr Euch das später mit dem
Wohnen vor? Ihr wollt ja ein Wohnmodell im
Generationenverbund verwirklichen: wie soll das
räumlich aussehen, wie im Hinblick auf Unterstüt-
zung, Zusammenarbeit und Gegenseitigkeitshilfe?
Graue Panther: Ja, das wird ein Vertrag und in dem
steht drin: das Dach ist der Seniorenschutzbund,
und jeder, der da reinzieht, zieht mit dem Geist des
Seniorenschutzbundes ein. Da steht drin: man muß
schon mindestens 1] Jahr mal tätige Gegenseitig-
keitshilfe geübt haben. Theorie und Praxis ist
nämlich ein bißchen was anderes.
Und wenn es geht, wollen wir die Wohnanlage
ebenerdig, in so einem Rondell machen. Und dann
brauchen wir ein Dienstleistungszentrum, so wie
hier, weil wir ja eine große Familie sind, brauchen
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wir auch ein großes Wohnzimmer und Gesell-
schaftsräume dabei. Es muß einfach so werden, daß
man sich da hingezogen fühlt.
ARCH*: Soll denn ieder seine eigene Wohnung
haben?
Graue Panther: Ja. Jeder braucht seinen persön-
lichen Raum, jeder hat sein eigenes Intimleben.
ARCH*: Also eine abgeschlossene Wohnung mit
Küche und allen Wohnungseinrichtungen?
Graue Panther: Eine kleine Teeküche. Kochen
wollen wir gemeinschaftlich, genau wie hier. Und
zwar abwechselnd: jeder bringt täglich 2 Stunden
für die Gemeinschaft auf. Und die Gemeinschaft
muß das dann, bitteschön, auch organisatorisch
bringen. Das ist ja der Kern des Zusammenlebens,
sich bereden, Pläne aufstellen, mitmachen.
ARCH*: Wie groß sollen solche Generationendör-
fer werden?
Graue Panther: Was die Quadratmeter-Fläche
hergibt.
ARCH*t*: Das meine ich nicht. Ich habe daran
gedacht, daß, wenn es zuviele Menschen werden, es
mit der Selbstorganisation schwierig wird und dann
wieder stark zentralisierte Formen ausgebildet
werden müssen.
Graue Panter: Ja, das weiß ich nicht. Das wird sich
noch ergeben. Wenn Du so willst, wird das fast ein
klosterähnliches Leben, nur sehr menschlich. Und
mit aller Schuldigkeit, wir sind ja auch vergnü-
gungssüchtig, warum auch’ nicht. Der Punkt ist
einfach, daß wir meinen, in einer großen Gemein-
schaft können wir vieles besser bringen, als die übli-
che Familie. So kann jeder krank werden,
Krankenhaus okay, aber Pflegeheim, nie! Diese
innere Sicherheit, das ist es, was wir familienähnlich
verwirklichen wollen.
ARCH*: Wie ist es denn dann mit medizinischen
Betreuungspersonal?
Graue Panther: Siehste, das sind jetzt schon wieder
so Fragen &amp;..
ARCH*: Ich möchte es aber konkret wissen!
Graue Panther: Willste wissen, tz, tz ... Schau doch
mal, was von uns als normaler Frau zuhause
verlangt wird, sollst die Kinder pflegen, sollst den
Mann pflegen, da fragt keiner, hast du die
Ausbildung, hast du jene Ausbildung! Im Gegenteil,
da setzen sie dir einen nicht mehr heilbaren Men-
schen vor die Tür. Und dann stehste da, in deinen 4
Wänden. Ja das werden wir doch wohl auch bringen
können, was man von einer Kleinfamilie verlangt,
die es übrigens garnicht schafft. Und da haben wir
den Schutz der großen Gemeinschaft, ohne daß du
persönlich eingeengt wirst. Nur die 2 Stunden täg-
lich, das wird ein Pflichtvertrag ... Auch zwei
Kranke im Bett können sich gegenseitig was
bringen, man muß nur wollen.
ARCH*: Ich hatte das vorhin aber doch so verstan-
den, daß Personal eingestellt werden soll.
Graue Panther: Wenn die Gemeinschaft das will.
Wir sind hier ja nur ein erster Mosaikstein und man
muß für Entwicklungen offen bleiben, es kann auch
anders kommen. Daß z.B. die Wohlfahrtsverbände,
die sind ja nie wegzudenken, die lassen sich das Ge-
schäft mit den Alten nicht nehmen, daß die auch mit
Selbstverwaltungsmodellen anfangen. Natürlich
kann man da auch Personal anstellen ... Wir hier ha-
ben doch alles, alte Krankenschwester, Altenpfleger
usw. - Und dann, wenn die Wohnanlage, die wir
bauen wollen, konkret wird, müssen wir auch alle
gesetzlichen Möglichkeiten ausschöpfen: d.h. im
Rahmen von sogenannten Altenwohnungen, kin-
derreichen Wohnungen, Sozialwohnungen ...
ARCH*: Also alle Altersgruppen voll gemischt ...
Graue Panther: Ja, und auch einen Kindergarten,
ein Art „Kindergarten“. Jetzt kannst du das Wort
Kindergarten ja garnicht benutzen, sonst hast du die
Stadt am Hals und mußt so'n steriles Ding hinstel-
len. Nein, Gegenseitigkeitshilfe! Es gibt doch auch
ältere Menschen, die Kinder gern haben. das kann
sich doch ergänzen.
ARCH*: Habt Ihr denn genügend Leute zusam-
men, um so ein Modell zu starten, so daß es auch ein
echter Generationenverbund wird?
Graue Panther: Ja, sicher. Das sind so 100 bis 150
Leute, die da mitziehn wollen. Wir haben auch
schon Leute aus dem Altersheim herausgeholt, die
jetzt bei jungen Leuten von uns wohnen. Die jungen
Leute konnt. sich eine größere Wohnung nehmen,
weil der eine Alte 1000. Mark dazutun konnte.
Gegenseitigkeitshilfe! So haben sich mehrere solche
Wohngemeinschaften gebildet. Aber weißte, klein,
da hast du wenig Ausweichmöglichkeiten, da geht
man sich schon mal auf den Wecker - und wenn es
Krach gibt, kannst du dich nicht neu orientieren.
ARCH*: Diese Wohngemeinschaften sind also für
Euch auch so was wie Kleinfamilie mit allen Schwie-
rigkeiten und die wollt Ihr mit einer größeren Ge-
meinschaft umgehen?
Graue Panther: Ja, so haben wir uns das vorgestellt.
Man hat einfach mehr Möglichkeiten.
ARCH*: Wie stehen denn nun die Chancen, hier in
Wuppertal so etwas zu realisieren? Finanzielle Mit-
tel, Baugelände ...
Graue Panther: Wir hätten schon längst angefangen
zu bauen, hier schräg gegenüber. Nur, die
Wuppertaler Politiker haben es uns versaut. Die
wollen nichts Alternatives hochkommen lassen.
Sollen sie uns doch lassen. Wenn wir selbst in unser
Unglück rennen, ist das doch unser Bier. Weißte, die
machen sich alle soviel Sorgen um uns ... Das Wort
Selbstverwaltung, das ist mit soviel politischem
Zündstoff belegt. Wir haben das garnicht so mitge-
kriegt, bis man uns gesagt hat: Selbstverwaltung?!
- das ist doch kommunistisch. Dummes Zeug, jede
Kommune verwaltet sich doch selbst. Und nur, weil
wir als Organisation mal anfangen, das Wort ohne
Kompromiß zu vertreten ...
ARCH*: Wollt Ihr denn selbst Bauträger werden?
Graue Panther: Das ist noch offen. Aber das haben
am 10. November 1979 bereits unsere Selbsthilfege-
sellschaft für den Dienst am Mitmenschen mbH
gegründet mt 30 Seniorenschutzbund-Mitgliedern
als Gesellschafter und mit 70 Treuhandgesellschaf-
tern, die 100,- DM Bausteine als verlorenen
Zuschuß für die Idee eingezahlt haben. Die haben
gesagt: wir wollen in solch ein Wohnmodell
einziehen, wie ihr es plant, wir sind die potentiellen
Mieter. Dann haben wir am 7. Januar 1980, sechs
Wochen später den ersten Bauantrag gestellt. Der ist
Anfang 81 von der Stadt mit Widerspruch abgelehnt
worden, die haben unsere Initiative abgewürgt.
ARCH*: Mit welcher Begründung?
Graue Panther: Ganz einfach, Zersiedlung der
Landschaft, kein Bedarf, es gäbe genügend
Wohlfahrtsaltenheime von den Verbänden und in
kommunaler Hand. Aber der eigentliche Grund der
Ablehnung ist, daß die Stadt mit solchen Achtbett-
zimmern 20.000.- DM pro Zimmer im Monat
ARCH+-Aufruf
an alle sich alternativ verstehende Architekten
und sozial engagierte Planer
Die Grauen Panther haben vor, ihr ”’’Generationen-
dorf” in nächster Zukunft zu bauen, Sie wollen ihr
Modell der Gegenseitigkeitshilfe zwischen Jungen
und Alten, zwischen Alleinstehenden und Kinder-
reichen, zwischen Armen und Begüterten, zwischen
Einsamen und Kontaktfreudigen verwirklichen — im
Spannungsfeld der unterschiedlichsten Bedürfnisse
und im Austausch der Fähigkeiten und Fertigkeiten.
Damit wollen die Grauen Panther ein Zeichen setzen,
daß ”’Altern’’ in dieser Gesellschaft nicht’ Verschiebe-
bahnhof”” oder ”’Schrottplatz’’ heißen muß, sondern
auch anders und ”’menschlich”” möglich ist. Vor allem
aber wollen sie auch für sich selbst den Wunsch nach
einem anderen Leben verwirklichen.
Für Architekten und Planer, die an diesem Modell in-
teressiert sind, gibt es ein breites Spektrum der fach-
lichen Unterstützung und Beratung bei
o den laufenden Auseinandersetzungen mit der
Kommune um das Baugelände und die Baugeneh-
migung,
9 der Entwicklung des Raumkonzeptes für das
”Generationendorf”’,
o der Diskussion über die Brauchbarkeit des Bau-
stoffs aus den USA und seiner eventuellen Pro-
duktion hier in Lizenz,
der Kalkulation der Baukosten, der Finanzie-
rungsmöglichkeiten und der Frage der Träger-
schaft.
Die Grauen Panther sind für alle Vorschläge offen,
sofern sie einen baulich und finanziell beschreitbaren
Weg weisen und ihre Vorstellungen vom sozialen Zu-







Tel.: 0202 / 701003
Jeder,der die Ziele der Grauen Panther unterstützen
will, kann mit einem 100,- DM - Baustein (Minimum)
Mitglied der ’’Selbsthilfe-Gesellschaft für den Dienst
am Mitmenschen" werden.
0
kassiert und wir sie, wenn wir dagegen was unter-
nehmen, um ihren Profit bringen, um das Geschäft
mit den Alten, das sie in diesen Objekten‘ machen
ARCH*: Gibt es denn für das Gelände hier einen
Bebauungsplan?
Graue Panther: Ja, da war eine Sporthalle geplant,
da ist aber bis jetzt nichts daraus geworden und das
Grundstück ist zwischenzeitlich auch wieder weiter
yerkauft worden.
ARCH*: Wie wollt Ihr denn da rankommen?
Graue Panther: Da gibt’s wahrscheinlich eine Mög-
lichkeit mit Erbpacht.
ARCH*: Ihr habt hier für Euch eine günstige Lage
ausgeguckt. Aber wenn man mal weiterüberlegt, für
andere Fälle, dann wird doch das innerstädtische
Bauland viel zu teuer sein. Seht ihr dann nicht die
Gefahr, daß die Alten wieder ganz isoliert irgendwo
weit draußen landen? Habt Ihr Euch schon mal
überlegt, ob sich Euer Modell auch in einer Altbau-
substanz einrichten ließe? Gerade in den er-
neuerungsbedürftigen Altbauquartieren leben ja be-
sonders viel alte Menschen, die dann durch
Sanierung oder Modernisierung vertrieben werden.
Die könnten dann in ihrer gewohnten Umgebung
bleiben.
Graue Panther: Mal langsam. Das ist ja ein Prozeß,
der anfängt. Wir wissen hier erstmal, was und wie es
uns hier vorschwebt. Anundfürsich sollte sowas in
jeden Stadtteil reinkommen. Das ist aber totale Zu-
kunftsmusik. Wir sind als Pilotmodell rangegangen
und in unserer Satzung ist zu lesen: wir wollen auch
Mitglied des Deutschen Paritätischen Wohlfahrts-
verbandes werden. Das haben wir probiert und da-
für sollten wir uns ändern. Wir wollen uns aber nicht
ändern! Dann ergab sich hier die Anpachtungsmög-
lichkeit und dafür brauchst du einen Träger. Also
haben wir uns diese Trägergesellschaft vom Prinzip
her geschaffen, um zu zeigen, das können wir auch.
Aber das kann übermorgen schon wieder anders
aussehen. Es könnte jetzt, wo wir darüber gespro-
chen haben, ein Aufruf entstehen, so wie der Beuys
mit der alternativen Bank, oder das Netzwerk. Das
ist Ja gut, daß auch aus der Szene viel Geld kommt.
Also könnte es doch sein, daß über so einen Aufruf
viele in dieser Selbsthilfegesellschaft für den Dienst
am Mitmenschen, Mitglied würden, für 500,- oder
1000,- DM und dann kommt die Haftung für das
Vierfache dazu, so daß eine andere Ausgangslage
geschaffen wird. Wir haben mit allem, was wir
bisher gemacht haben, immer wieder erfahren, wenn
unser Wille da war, dann waren auf einmal auch
Partner da, die genauso dachten wie wir. Und durch
dieses Zusammenwirken entsteht etwas. Man kann
doch nicht vorweg sagen, das ist es und nichts
anderes.
ARCH*: Habt Ihr mal drangedacht, ob Ihr mit
Euren Vorhaben auch alternative Betriebe schaffen
und damit auch den alten Menschen, die in ihrem
Beruf noch arbeiten wollen, Möglichkeiten bieten
könnt?
Graue Panther: Mit dieser Gesellschaft für den
Dienst am Mitmenschen hatten wir ursprünglich
auch eine Vermittlung von Arbeitsplätzen vor, das
haben wir aber bisher nicht verwirklicht. X
ARCH*: Warum nicht?
Graue Panther: Na ja, bei der jetzigen Arbeitsplatz-
situation. Willste einen armen, alten Mann als
Nachtwächter vermitteln? Und dann: die Selbstver-
waltung hier schafft ja auch eine Menge Arbeit. Und
dann: die Hilfsdienste: Jeder bringt irgendwo ein,
was er kann. Ein bißchen Klempnerarbeit, mal tape-
zieren oder ein Bügeleisen reparieren. Dafür gibt’s
auch kleine Aufwandentschädigungen. Nur: wir
sind da sehr vorsichtig geworden, weil uns das leicht
als Schwarzarbeit ausgelegt werden könnte. - Jeizt
mit diesem neuen Baustoff, für den wir die Lizenz
haben, wenn der was taugt, das wäre schon toll, da
haben wir an eine Behinderten-Werkstatt gedacht,
die man für die Produktion machen könnte.
ARCH*: Ja, oder Ihr könntet auch mit Selbsthilfe
bauen, z.B. mit arbeitslosen Jugendlichen, die dann
gleich eine Ausbildung mitbekommen.
Graue Panther: Also, an selber bauen, haben wir
nicht gedacht, das ist für uns auch nicht drin. Aber
Selbsthilfe als Arbeitsbeschaffungsmaßnahme, oder
arbeitslose junge Leute beschäftigen, mensch, das
wäre die ideale Kooperation. Aber wir wollen nicht
schon im Vorfeld auf eine Schiene geschoben wer-
den, die wir garnicht wollen, z.B. mit Schwarzar-
beit. Wir wollen doch nicht die Architekten brotlos
machen. Ich hoffe aber, daß es deutlich geworden














„Bei der ersten Begehung des Hauses am Tag der
Besetzung erschien es mir als ein riesiger, verwirren-
der, in seiner Prunkhaftigkeit erschlagender Koloß -
für mich indiskutabel, darin zu wohnen. Die
während des Faschismus nachträglich eingebauten
Holzvertäfelungen ließen bei mir keine Träume von
zinem lebendigen Wohnen aufkommen. Überhaupt,
die ganzen Repräsentationsräume im Erdgeschoß -
leer, kalt mit glänzendem Parkett. Im ersten Stock
das gleiche, ein wenig abgeschwächt. Die Schlaf-
zimmer der Herrschaften und die mit unzähligen
Regalen - glasgeschützt - ausgestattete Bibliothek.
Das einzig anziehende: Die Dienstboten- und
Gästezimmer einschließlich Küche - verwinkelt und
einigermaßen den gewohnten Dimensionen angegli-
chen. Genauso erschlagend die Masse der Besetzer.
20 Leute auf einem Haufen - nur eine Küche - keine
Möglichkeit also, sich in Kleingruppen heimelig
zurückzuziehen.
1. Beispiel
Leben und Kämpfen ä la
Muthesius
Landhausbesetzer in Berlin-Tehlendorf
Auf alten Fotos steht das schmucke Landhaus, 1908 von Hermann Muthesius für einen westdeutschen
Industriellen erbaut, noch mitten im Wald. Heute ist die Umgebung dicht bebaut und eine der vornehmsten
Adressen Berlins; wen wundert’s, daß Unterschriften gesammelt werden gegen die neuen Nachbarn, die die
Limastraße 29 im April ’81 besetzten. Bis Anfang der 70er Jahre residierten hier die Kalten Krieger vom
Bund freiheitlicher Juristen. Als diese sich mangels Aufgaben auflösten, fielen Haus und Grundstück an
„das Amt, das das Sondervermögen des Bundes verwaltet“, erzählen die Besetzer. Seitdem steht es leer,
vergessen und liegengeblieben zwischen bürokratischem Kompetenzgerangel und mangelndem
Verwertungsinteresse. Jetzt ist eine senatseigene „Gemeinnützige“ im Gespräch, die auf dem großen
Grundstück zwei weitere Häuser und das bestehende umbauen möchte. Insgesamt sollen hier 18
„Appartements“ entstehen - für „Führungskräfte aus Westdeutschland“. Die neuen Bewohner interessiert
das wenig, sie leben so intensiv wie möglich. Illusionen über die Zukunft haben sie nicht. Seit einer Razzia
Anfang November ist schon das Wasser abgedreht, jeden Dienstag wird mit der Räumung gerechnet, weil in
Berlin dienstags Räumungstag ist. Eine der Besetzerinnen beschreibt ihr Lebensgefühl.
Wolfgang Becker
inzwischen alles zusammen - die Kultürproduktion
- Theater, Filme, Musik - und die ’politische’ Arbeit
Die ’Lima’ hat dies alles möglich und nötig
gemacht. Wir sind jetzt zu einer Gruppe zusammen-
gewachsen, die keine Lust mehr hat, sich wieder
aufzuspalten und in Wohngemeinschaften oder Ein-
Zimmer-Wohnungen zu vergammeln ...
zwischen öffentlichem Leben (Veranstaltungen)
und privatem zu schaffen, ebensowenig konnten wir
darin nur wohnen.
Die Räume regen Aktivitäten an. Die Aufteilung
in kleine Wohneinheiten ist unmöglich - deshalb
haben wir es nie lange durchgehalten; Fraktio-
nierungen im Haus zu ertragen - sie lösten sich
immer wieder im Gruppengefüge auf. Es läuft
Viva la Lima!“
Doch so nach und nach verwandelte sich der
aristokratische Name ”Muthesius-Villa” in die
liebevolle Bezeichnung ’Lima’. Anfängliche krampf-
hafte Versuche, unser Leben dem hochherrschaft-
lichen Hause unterzuordnen, ebenso wie Versuche,
ein Projekt (Zweigstelle des Theaterwissenschaft-
lichen Instituts, Theater- und Musikveranstaltungs-
zentrum für Zehlendorf, Drogenberatungsstelle,
Kinderheim) zu finden, das den Senat dazu bewegen
könnte, die 4,5 Millionen Kaufpreis zu sozialen
- nicht kapitalistischen - Zwecken zu verwenden,
wurden irgendwann mal aufgegeben. Wir ent-
schlossen uns in einem langwierigen Prozeß und
nach vielen Diskussionen in dem Haus einfach nur
(!?!) zu LEBEN! Das Haus unseren Bedürfnissen
anzugleichen und nicht umgekehrt. Und so langsam
schwand dann auch der Respekt vor diesem Bau.
Der Parkettfußboden - vor der ersten Fete Anlaß
für viele Diskussionen, die soweit gingen, unseren
Besuchern Filzpantoffeln anzuziehen und das
Rauchen zu verbieten - ist schon lange kein Problem
mehr. Die Herrschaftsräume im Erdgeschoß sind
jetzt zeitweise bewohnt, dienen als Veranstal-
tungsräume für selbstinszeniertes Theater, für
Plena, für eine Ausstellung, für Feten. Das dunkel
holzgetäfelte Kaminzimmer, bei Tageslicht ein
erschlagender Horror, verwandelt sich abends am
flackernden Kaminfeuer in einen Raum, wo
Freßgelage oder gemütliches Leben sich abspielen.
Unser Leben, das im Sommer nur im Garten und
höchstens in der Küche ablief, hat sich im Winter
das Haus angeeignet. Der Schlafplatz unter der
Rotbuche ist verwaist - stattdessen sind jetzt alle
Zimmer bewohnt. Die Dienstbotenräume meist als
Einzel- oder Doppelzimmer, die Schlafräume der
Herrschaften mit großen Matratzenlagern bieten
Platz für viele - auch für Gäste. Der Aufenthalts-
raum ist von der Terrasse in die Küche verlegt
worden.
lern ltr, besetzte Muthasnsvilla Jannar 1C
Ich würde jetzt mit keinem anderen Haus mehr
tauschen. In Kreuzberg 36 soll das Zentrum der
Bewegung sein - dafür ist die Lima etwas anderes.
Hier hat sich während der 9 Monate Besetzung
etwas entwickelt, was sich kaum mit anderen
Häusern vergleichen läßt. Ob dies an dem Haus
selbst oder an seinen Bewohnern liegt oder an einem
Zusammenspiel beider, bleibt offen - ist auch egal.





Planen in der Gruppe
Bernd Laurisch
Bilder
Ich sehe aus dem Fenster. Unten läuft eine
Gruppe über den Hof - vielleicht eine Schul-
klasse - und betrachtet das alte Fabrikge-
bäude. Einer von uns erklärt, worum es sich
hier handelt: Das Kerngehäuse, fast schon ein
Vorzeigeobjekt der Berliner Instandbesetzer-
bewegung. Ich kenne das: er zählt bestimmt
gerade die verschiedenen Gruppen auf, die
hier leben und arbeiten, die Taxigenossen-
schaft, die Tischlerkollektive, Gesundheits-
gruppe, Theatergruppe usw., die vor über
einem Jahr dieses Fabrikgebäude besetzt
haben. Mittlerweile haben wir schon viel
repariert an dem Gebäude, das ursprünglich
mal abgerissen werden sollte. Obwohl Ver-
handlungen über eine Legalisierung immer
noch nicht wieder aufgenommen wurden, sind
die meisten Etagen fertig ausgebaut; in ihnen
wird gearbeitet und gewohnt. Das alles wird
nun der Besuchergruppe unten im Hof erklärt
und vor Augen geführt. Am Komposthaufen
vorbei verschwinden sie in der Tordurchfahrt.
Nachher werden sie sicher noch die besetzten
Wohnungen in den Wohnhäusern ansehen,
die vor dem Fabrikgebäude an der Cuvry-
straße liegen. Dann werden sie darüber
erstaunt sein, was man alles machen kann aus
diesen Häusern, die die Eigentümer abreißen
lassen wollten.
Dieses Bild versuchen wir immer wieder
allen Besuchern zu vermitteln, und ihr
Staunen bestätigt uns auch in der Richtigkeit
dieses Vorgehens. Denn damit kämpfen wir
gegen das immer noch weit verbreitete Bild der
Instandbesetzer an, nach dem wir alle nur
Chaoten und Faulenzer sind, denen es gar
nicht um die besetzten Häuser geht sondern
nur darum, Krawall zu machen.
Aber auch dieses Bild, das wir da abgeben,
ist nicht ganz richtig, die Idylle ist trügerisch.
Es kann jederzeit wieder eine polizeiliche
Durchsuchung stattfinden und die momen-
tane Ruhe in der Stadt soll erstmal nur bis
Ostern dauern (das ist mehr oder weniger klar
zugesagt worden). Und es gibt genug
Anzeichen dafür, daß es danach mit dem
Frieden vorbei ist. So werden z.Zt. im Gebiet
um den Chamissoplatz für 8 besetzte Häuser
die Modernisierungsgenehmigungen fertigge-
stellt, die eine polizeiliche Räumung fast
automatisch nach sich zieht. (Die sogenannte
Berliner Linie, an die sich auch der neue CDU-
Senat hält, besagt, daß besetzte Häuser nur
geräumt werden, wenn direkt danach mit den
Bauarbeiten begonnen werden kann, also
Planung, Finanzierung und Bau- bzw. Abriß-
genehmigung vorliegen.) Jeder, der in einem
besetzten Haus lebt, ist sich dessen bewußt,
daß er ganz schnell wieder auf der Straße
stehen kann; schließlich ist das schon
mehrmals passiert (zuletzt am 22.9.81, als 8
Häuser gleichzeitig geräumt wurden. Bei den
anschließenden Protestkundgebungen kam
Klaus-Jürgen Rattay zu Tode).
Dennoch geht die Arbeit in den Häusern
weiter, teilweise in einem solchen Umfang,
daß der Besucher vergißt, daß er sich in einem
besetzten Haus befindet und daß diese
wohnlichen Räume irgendwann von Polizei
und Bauarbeitertrupps wieder zerstört werden
können, um das Haus für die Modernisierung
oder den Abriß reif zu machen.
Foto: Serwe/ Auslöser
Eine neue Radikalität
Hinter diesem Wohnen verbirgt sich eine neue
Art der Radikalität. Bei diesem politischen
Kampf kann man nach beendeter Aktion
nicht wieder nach Hause gehen, weil es dann
vielleicht kein Zuhause mehr gibt. (Die
meisten Instandbesetzer haben keine andere
Wohnung; ich schätze den Anteil der Besetzer,
die noch irgendwo ein Zimmer o.ä. haben, auf
rund 5%. In den ersten Wochen einer neuen
Besetzung ist das oft noch anders, aber jeder
kennt viele Leute ohne Wohnung, so daß das
alte Zimmer eines Instandbesetzers meist
nicht lange leersteht.)
Diese Entschlossenheit jedes einzelnen - in
diesem Haus zu wohnen und dafür zu
kämpfen, weil man anderenfalls wohnungs-
los ist - das macht die Stärke dieser Bewegung
aus. Die Radikalität, mit der hier um
Lebensräume gekämpft wird, ist gewachsen
über viele Jahre, in denen vergeblich versucht
wurde, Wohnungen zu finden. Da sind die
Demütigungen, wenn man sich als „solventer
Mieter“ verkleiden muß oder als frisch
verlobtes Pärchen, und da sind auch die meist
vergeblichen Kämpfe um Jugendheime und -
treffs, in denen man nach eigenen Vorstel-
lungen mit anderen zusammen etwas machen
kann.
Trotz der permanenten Bedrohung muß in
den Häusern weiter gearbeitet werden, muß
gelebt werden, und zwar irgendwie anders als
bisher, in einer neuen Gruppe mit den unter-
schiedlichsten Leuten. Oft ist eine Hausge-
meinschaft durch diverse Zufälle zustande
gekommen. Da suchte irgendwer noch Leute,
die mit ihm zusammen ein Haus besetzen
wollen. So lernten viele auf einem mehr oder
weniger konspirativen Treffen ihre neue
Wohngemeinschaft kennen, mit der sie dann
schon wenige Tage oder Wochen später unter
äußerst schwierigen Umständen in dem ersten
renovierten Zimmer zusammen wohnten.
Das erste halbe Jahr wohnt man zunächst
noch auf einer Baustelle, zwischen Mörtel-
eimern und Mauersteinen, Kreissägen und
Farbeimern; alles ist voller Staub, elektri-
sches Licht im frisch gestrichenen Zimmer
signalisiert das Ende dieser ersten Phase, aber
noch ist längst nicht alles fertig (Dach,
Treppenhaus, Küche, Bad usw. kommen in
der Regel erst danach an die Reihe).
Jedem Instandbesetzer kommen immer
wieder Zweifel an dem Sinn der vielen Arbeit
in den Häusern, und man fragt sich, ob man
sich nicht erst einmal relativ provisorisch
einrichten und dann die weitere politische
Entwicklung abwarten sollte. Aber man kann
in einem besetzten Haus nur ganz oder gar
nicht wohnen, weil die Dauer des Proviso-
riums nicht abzusehen wäre. Und man möchte
ja die neuen Wohnmöglichkeiten auch endlich
ausprobieren und so leben, wie man wirklich
will. Man sehnt sich nach einer wohnlichen
Umgebung, nach einer Gemeinschaftsküche,
nach einem eigenen Zimmer. Also muß man
das verwirklichen: alles auf eine Karte! Anders
geht es nicht.
Alltag
In diesem Klima der Unsicherheit, der Selbst-
zweifel, schlägt sich der Streß der Bauarbei-
ten und der politischen Arbeit auf die persön-
lichen Beziehungen nieder. Eine Selbstreflek-
tion, eine Besinnung darauf, was man da
eigentlich macht, ist nur selten möglich. Alle
Diskussionen sind von den aktuellen Situatio-
nen bestimmt, manchmal gar diktiert. Denn
neben der Reaktion auf neue politische Ereig-
nisse ist immer noch mehr zu reparieren, als
man je schaffen kann, steht wieder der Winter
vor der Tür, die Öfen ziehen nicht, usw.
Die letzte Zeit vor der Instandbesetzerbewe-
gung war u.a. davon geprägt, daß viele Linke
(bzw. ehemalige Linke) die Flucht aufs Land
und besonders in die Innerlichkeit angetreten
hatten. Zumindest wurde kritisiert, daß zu
wenig Politik und zuviel Psychologie und
Nabelschau betrieben wurde. Das hat sich
jetzt wieder völlig ins Gegenteil verkehrt: die
alltäglichen Sachzwänge haben die Selbst-
reflektion zurückgedrängt.
In den Wohngruppen und Hausdiskussio-
nen. dominiert die Diskussion um politische
Ereignisse und das eigene Verhalten dazu.
Daneben nimmt die Fachsimpelei über
anstehende Reparaturen, Materialbeschaf-
fung usw. einen großen Raum ein. Die persön-
lichen Belange der einzelnen Besetzer kom-
men da nur am Rande zur Sprache, die
Konflikte innerhalb der Gruppe werden oft
verdrängt. Gerade sie treten dann aber in
Zeiten relativer Ruhe (es liegen keine
Räumungen in der Luft und auch keine
Durchsuchungen) besonders stark hervor. In
diesen politischen Ruhepausen ist in fast allen
Häusern dasselbe zu beobachten: man redet
über sich selbst, längst überfällige persönliche
Diskussionen finden endlich statt. Es ist fast
schon überraschend, mit welcher Gesetzmä-
Bigkeit dieses Phänomen in den besetzten
Häusern zu beobachten ist.
Beim genaueren Hinsehen überrascht das
jedoch nicht sehr. Denn das Leben in diesen
Häusern beinhaltet ja auch enorme An-
sprüche an die eigene Person. Leute aus einer
1-Zimmer-Wohnung wollen plötzlich mit 20
anderen Leuten in einer Gemeinschaft leben.
Es gibt auch Häuser mit ehemaligen Straf-
gefangenen und mit ehemaligen Drogenab-
hängigen. In der Regel kommen die, die früher
Drogen genommen haben (welche auch
immer), in den besetzten Häusern davon weg.
Und das ist eine enorme Leistung der
betreffenden Hausgemeinschaft, die zu den
diversen Bauarbeiten und der politischen
Verteidigung des Hauses noch hinzukommt.
Architektur
Die Versuche, anders miteinander zu leben,
stoßen in den alten Häusern recht bald an
bauliche Grenzen. Im typischen Berliner
Mietshaus gibt es in den Vorderhäusern
manchmal noch 3- oder 4-Zimmer-Wohnun-
gen, aber im Seitenflügel und im Hinterhaus
befinden sich fast nur kleine Wohnungen, die
alten Arbeiterwohnungen der Jahrhundert-
wende, mit Stube und Küche, in denen dann
früher jeweils zwei Familien lebten. Der
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niedrige Standard - Klo auf der Treppe - und
die beengenden Grundrisse lassen diese
Häuser denkbar ungünstig erscheinen für das
Wohnen in einer oder mehreren großen
Gemeinschaften.
Andererseits haben diese Häuser aber
gegenüber den heutigen Neubauten den
entscheidenden Vorteil, daß sie kleinteilig in
handwerklicher Arbeit errichtet wurden.
Keine undurchdringlichen Betonplatten son-
dern Mauerwerk und Holzbalkendecken
trennen die Räume voneinander. Mit etwas
statischem Sachverstand lassen sich deshalb
im Prinzip alle nur denkbaren Raumkombi-
nationen herstellen.
Die Planung dazu findet vor Ort statt,
manchmal noch während des Ausbaus. Die
künftigen Nutzer diskutieren mit dem Zoll-
stock in der Hand über das zukünftige
Wohnen. Das schließt immer die inhaltliche
Diskussion über die Wohnideen des einzel-
nen mit ein; die Diskussion über Räume ist so
immer auch eine Diskussion über Bedürfnisse.
Die gruppendynamischen Prozesse dauern oft
viel länger als deren bauliche Umsetzung. So
wurde z.B. in einem Haus 1/2 Jahr darüber
geredet, ob alle Besetzer in einer großen
Häusergemeinschaft leben wollen oder ob
man das ganze Haus in einzelne Wohnge-
meinschaften aufteilen soll. Diese Diskussion
wurde natürlich mit sehr unterschiedlicher
Intensität geführt; in Zeiten vieler Außen-
aktivitäten - von der politischen Situation
bedingt - wurde kaum darüber geredet. Es
kam ein Kompromiß heraus: In zwei Etagen
richtet sich jetzt eine Hausgemeinschaft ein,
und der Rest wird für kleine Gruppen aufge-
teilt. Die entsprechenden Bauarbeiten haben
schon begonnen und dürften in wenigen
Wochen fertig sein ... Das architektonische
Konzept ist „organisch“, spiegelt den Prozeß
innerhalb der Besetzergruppe wider, denn es
ziehen immer wieder Leute um, Bedürfnisse
verändern sich im Laufe der Zeit, und durch
die Gespräche untereinander. Diese Prozesse
drücken sich dann auch im Haus aus: wer mit
wem, wohin der Durchbruch, welche Tür
wieder zu, wohin mit der Küche usw.
Anstelle eines üblichen Planungsprozesses
(auch eines solchen, wo die Betroffenen mit
einbezogen und gefragt werden) wird hier ein
adäquater Ausdruck der Bedürfnisse gesucht
und gefunden. Das Finden dauert etwas
länger, haut nie ganz hin. Das Bauliche ist
dazu zu träge, kann nicht Schritt halten. So
muß umgekehrt auch immer überlegt werden,
wie die Bedürfnisse sich im dem Vorgefun-
denen realisieren lassen. Es ist ein Kompro-
miß, den die Menschen mit dem Baulichen
machen müssen. Es wird experimentiert: denn
natürlich wird nicht auf Anhieb die richtige
Lösung gefunden. Da muß man ausprobieren,
wie diese und jene Idee in der Realität
aussieht, wie man drin leben kann. Architek-
tur wird erst gelernt.
Räume, in denen nicht nur gewohnt wird
So, wie die unterschiedlichsten Wohnvorstel-
lungen in den alten Häusern verwirklicht
werden, so kommen auch noch andere,
weitergehende Bedürfnisse zum Ausdruck.
Am weitesten verbreitet ist das Cafe, eine
Art eigene Eckkneipe im besten Sinne. In den
Erdgeschoßzonen der besetzten Häuser bietet
sich eine solche Nutzung geradezu an, zumal
meistens Läden oder gar ehemalige Kneipen
hier vorhanden sind. Diese Orte sind nicht nur
der Treffpunkt der jeweiligen Besetzergruppe,
sondern sind auch Anlaufstelle für alle
Interessierten, insbesondere die aus der
Nachbarschaft. Aus diesem Gedanken heraus
sind sie auch meist geplant worden, anstelle
nüchterner Quartiersbüros, wie sie bei ande-
ren Stadtteilgruppen oft zu finden sind.
‘ In einem Kreuzberger Fabrikgebäude ha-
ben die Instandbesetzer ein Kulturzentrum
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ton und Spekulation
eingerichtet, den KuKuCK (Kunst- und
Kultur-Centrum Kreuzberg), in dem u.a.
diverse Musik- und Theatergruppen auftre-
ten. Solche Veranstaltungen sind oft sehr gut
besucht und ziehen eine breite Öffentlichkeit
an. Dies ist eine sehr wichtige indirekte
Öffentlichkeitsarbeit, bei der viele Besucher
zum ersten Mal ein instandbesetztes Haus
betreten.
Innerhalb der Häuser gibt es dann oft noch
gemeinsame Werkstätten, in denen nicht nur
Fenster verglast werden und ähnliche, mit der
Renovierung des Hauses zusammenhängen-
de, Arbeiten ausgeführt werden, sondern auch
Fahrradreparatur u.dgl. stattfindet. In einigen
Fällen erfüllen solche Werkstätten nicht nur
diese Funktionen, sondern sollen einmal die
Grundlage des eigenen Broterwerbs werden
oder sind es schon. Im eingangs schon
erwähnten Kerngehäuse in der Cuvrystraße
gibt es mehrere Tischlereikollektive, von
denen eines seine Mitglieder auch vollständig
ernährt. Würde die hier in Kreuzberg überall
unterlassene Instandhaltung durchgesetzt
werden, könnten noch dutzende solcher
Tischlereien ihr Auskommen haben. Weiter-
hin existiert hier eine Taxi-Genossenschaft
(ein Zusammenschluß mehrerer schon lange
bestehender einzelner Kollektive) mit einer
eigenen Werkstatt, eine Sprachenschule, die
Kurse in Italienisch, Französisch, Spanisch
und demnächst auch Deutsch für Ausländer
anbietet, eine Gesundheitsgruppe mit Massa-
gegruppen und Atemtherapiekursen, sowie
ein Theater. All diese Gruppen leben von
dieser Arbeit und zahlen die Quadratmeter-
miete an die gemeinsame Kasse, aus der
Heizung und Instandhaltung bezahlt werden.
Selbsthilfe und Solidarität
Die Organisation dieser Bauarbeiten in den
besetzten Häusern geschieht bewußt ohne die
ansonsten exzessive Ausnutzung von techni-
schen Möglichkeiten. Es wird vielmehr eine
Selbsthilfe praktiziert, die selbstbestimmt ist
und in einem übersichtlichen Umfang und mit
einer leicht verständlichen Technik durchge-
führt wird. Die oben beschriebenen Kollekti-
ve, insbesondere die Handwerkerkollektive,
verfolgen auf anderer Ebene die gleiche Ziel-
setzung. Besondere Bedeutung hat dabei die
Benutzung alter Bauteile und -stoffe aus
Abrißhäusern, wie z.B. Fenster, Türen,
Deckenbalken etc. Das geschieht sicher auch
zum Teil aus dem Sachzwang heraus, daß
wenig Geld da ist, oder es geschieht anfangs
auch nur aus diesem Grund, wird dann aber
bald zu einem konzeptionellen Grundgedan-
ken: einer Absage an diese Verschwendungs-
gesellschaft. Es werden Arbeitsabläufe ge-
schaffen, die in der Gruppe und auch von
Nicht-Fachleuten geleistet werden können.
Die manchmal doch unumgängliche fach-
liche Beratung und Anleitung muß auch selbst
organisiert werden. Bei Wanddurchbrüchen
und anderen Reparaturen, die die Substanz
des Hauses betreffen, werden befreundete
Statiker und Architekten zu Rate gezogen;
Handwerker springen mit ihrem know-how
ein, wenn die Leute im besetzten Haus mit
einer Arbeit alleine nicht zurecht kommen
(wie z.B. beim Dachdecken und bei Klemp-
nerarbeiten). Hier wirkt sich die breite
Sympathie für die Instandbesetzer ganz
praktisch aus!
Dabei wird dann immer auf die Erfahrun-
gen in anderen besetzten Häusern zurück-
gegriffen, wo bestimmte Arbeiten schonmal
gemacht wurden. Es besteht ein reger Infor-
mationsaustausch über die bewältigten oder
noch zu bewältigenden baulichen Probleme;
Adressen von Beratern und Unterstützern
werden ausgetauscht (die sind natürlich recht
bald überlastet); Werkzeug wird ausgeliehen
oder es kommen andere Besetzer zum Helfen
vorbei. Es findet also in begrenztem Umfang
ein kollektiver Lernprozeß statt. Die nötigen
finanziellen Mittel werden - die Gelder vom
Netzwerk reichen da bei weitem nicht aus -
über Spendenaktionen und vom eigenen Geld
aufgebracht. (Ich schätze die Summe der
eigenen Mittel, die jeder Instandbesetzer im
Lauf der Zeit in seine neue Wohnung
investiert, auf 300 bis 500 DM.) „Staatsknete“
jedoch wird von vielen besetzten Häusern
abgelehnt; man will nicht in die üblichen
Instandsetzungs- und Modernisierungspro-
gramme aufgenommen werden, wo mit einem
Schlag ungeheure. Summen verbaut werden.
Der ganze Vorgang erscheint auch zu
undurchsichtig; man kann aufgrund der
bisherigen Erfahrung mit Modernisierung
weder den Finanzierern noch den Baufirmen
trauen und will solche Leute nicht an das
eigene Haus heranlassen, in dem man mit den
eigenen bescheideneren Mitteln schon viel
erreicht hat.
Dieser Beschluß, keine „Staatsknete“ anzu-
nehmen, ist allerdings sehr umstritten, weil
einige Häuser von den Eigentümern schon so
sehr zerstört wurden (bzw. verfallen gelassen
wurden), daß eine Instandsetzung die finan-
ziellen und technischen Möglichkeiten der
Instandbesetzer auf den ersten Blick bei
weitem zu übersteigen scheint. Ob dieser
Beschluß letztendlich sehr mutig war und
die Fähigkeiten der Besetzer noch enorm
erweitern wird, oder ob dieser Vorsatz
zu utopisch war, wird die Zukunft zeigen.
Immerhin sind bisher auch dort schon
bauliche Probleme gemeistert worden, wo
noch vor einem Jahr jeder Besetzer die Finger
davon gelassen hätte. „’Können wir nicht”, gibt
es nicht“ lautet die Parole.
Diese Haltung erzeugt eine neue Beziehung
zu den Häusern, ein genaues Verständnis der
Funktionen der einzelnen Bauteile und damit
auch der Instandhaltung und Pflege des
Hauses. Die Besetzergruppe hat es sich
angeeignet, indem sie sich in die Lage gebracht
hat, das Haus ganz selbständig zu erhalten.
Und diese Autonomie der Bewohnergruppe in
bezug auf das eigene Haus ist für sie die Basis
für eine andere Zukunft. Für eine Zukunft
ohne technokratische und bürokratische
Durchstrukturierung des Alltags bis hin zur
vorgefertigten Wohnzimmer-Einrichtung,
nämlich für eine Zukunft, die von den
Menschen wieder selbst in die Hand genom-
men werden kann. Zukunft zum Anfassen.
Das ’”’Kernr
Dachdecken auf dem Kerngehäuse im Sommer ’8*
Gemeinschaftsküche im 4 O.G. Hinterhaus (s.Grundrisse)
Wohnküche im Vorderhaus 2.0.G., Blick auf den Durchbruch zum Seitenflüge!
Abgerissenes Außenklo im Seitenflüae*
Wohnraum in ehemaliger Küche (s. Herd!)
Der Taxihof im Kerngehäuse
Deckenreperatur — ein Teil der Instandsetzur-
Blick in das neue B;
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Grundriß und Nutzung eines Kreuzberger
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Wohnung mit Wohnküche, Dusche
und WC durch Zusammenschalten






Zu den Plänen: Im 4.0.G.-Hinterhaus ermöglicht das besonders
große Treppenpodest eine Abtrennung durch eine Glaswand, so
daß hier ein Vorraum zu einer Gemeinschaftswohnung entstanden
ist; zur 4-Zimmerwohnung: im Seitenflügel wurden die Zu- und
Abwasserleitungen durchgehend erneuert;alle alten Podesttoiletten
wurden entfernt.
Insgesamt kommt nach Renovierung und Umbau dem Seitenflügel
der normalerweise vom Grundriß her die schlechteste Wohnquali-
tät aufweist, eine besondere Bedeutung zu. Er dient als Erweite-
rungsfläche für Vorderhaus und Hinterhaus; es lassen sich darin
jedoch auch wieder separate Wohnungen einrichten; ( es ist bei
den vorhandenen Versorgungssträngen jederzeit möglich, separate
Innenklos und Küchen einzubauen, sodaß man auch zu ganz an-
deren Wohnaufteilungen kommen kann. )
Abr- AB
Anbindung der Seitenflügel-Wohnungen an Vorderhaus und
Hinterhaus
3. Beispiel
Gemeinsam planen, bauen, wohnen.
Oder auch: Projektstudium - ernstgenommen.
Baustelle Wassertorplatz, Berlin-Kreuzberg
Seit 4 Jahren wird am Wassertorplatz geplant und gebaut. Am Anfang, im Oktober 1977, stand die Rettung der Häuser vor dem Abriß und die praktische
Architektenausbildung von TU-Studenten im Vordergrund. Das politische, finanzielle, organisatorische und planerische Konzept wurde in Zusammenarbeit mit
allen. Beteiligten entwickelt und verändert: StuK e.V. (Studenten und Kreuzberger planen und wohnen zusammen) als Bauherr, Architektengruppe
Wassertorplatz in Abstimmung mit Bezirk, Senat, TU und Studentenwerk.
Wenn auch unterschiedliche Interessen zu einer Rollenverteilung bei der Verfolgung von Einzelzielen führten, ist das allgemeinverbindliche Projektziel klar:
Neue Nutzung in alten Häusern: dazu folgen Aussagen zur Problematik einzelner Schwerpunktthemen von Nutzern und Architekten.
Verfasser:
Klaus Kittel (Studentenwerk Berlin) Inge Hübener-Gosau, Peter Kempin, Martin Mohr (STUK e.V.)
Uwe Evers. Wolfgang Göschel. Herbert Rebel, Joachim v. Rosenberg (Architekten)
pP
schmaler Laufsteg
Ansicht vom Wassertorplatz. Absicht: die Fassade erzählt die Geschichte der Gebäude (Gründerzeit Risalit: Rankgerüst mit Fensterwintergärten
bis jetzt). So bleibt der noch vorhandene Stuck teils fragmentarisch erhalten. Für fehlenden Stuck Glasvordach: Regenschutz, Rankgerüst u. Reklameträger im Erdgeschoß
werden neue Bauteile hinzugefügt, die nicht nur Schmuck sondern auch benutzbar sind: Fensterband über dem Drempel: Belichtung der Dachgemeinschaftsräume
— Fenstererker: zum Umdieeckeschauen, für Blumen oder als Arbeitsplatz Studenten- u. Aussichtsturm: Gemeinschaftsräume für die Gäste
Wir!? erklärung wird ein Spekulationsgewinn bei Wieder- setzung der Wahnidee, „Wohnen sei nicht nur
Das Projekt Wassertorplatz entstand 1977 auf Initi- verkauf der Wohnungen ausdrücklich ausgeschlos- Ware!“
tive des Fachgebiets Baukonstruktion, Baupraxis sen. Bei der Entscheidung, ob Eigentum oder Miete, zeitweise legalisierte Schwarzarbeit im Bereich
und Entwerfen der TU Berlin in Zusammenarbeit war letztendlich der finanzielle Aspekt ausschlagge- des Reihenhaus- u. Laubenhausbaues zwecks
mit dem Studentenwerk Berlin: 5 weitgehend leer- bend, da eigentumsbildende Maßnahmen z.Zt. temporärer Stabilisierung des Wohnungs- u.
stehende Mietshäuser der GSW am Wassertorplatz großzügiger gefördert werden. Baustoffmarktes.
in Kreuzberg sollten nicht - wie ursprünglich geplant Ein großer Teil der derzeitigen Vereinsarbeit ist im Allgemeinen, (unter fast allen Umständen)
- abgerissen, sondern für Kreuzberger Bürger und z.Zt. der Bauvorgang und die Selbsthilfearbeiten. auch Eigenheimideologie als systemkonstituie-
Studenten instandgesetzt und modernisiert werden. Die besondere Problematik, die der Name des render Faktor besitzorientierter Benutzungsver-
Vereins beschreibt, wird sich erst nach Einzug der hältnisse.
Studenten zeigen. Bisher gehen wir davon aus, daß
die Mischung von Kreuzbergern und Studenten, die
ja nach Abschluß des Studiums wieder ausziehen,
also oft wechseln, sehr belebend sein wird.
Im gesamten Ablauf des Projektes hat sich die
Mitarbeit des Studentenwerks als sehr positiv erwie-
sen, wenn dadurch auch manchmal zu viel Bürokra-
tismus in das Projekt gekommen ist.
Der hohe Anspruch, möglichst viele Ausländer
(wir haben eine türkische Familie und eine türkisch-
deutsche Familie) und „Sanierungsbetroffene“ am
Verein zu beteiligen, konnte wohl auch wegen der
langen Dauer des Projekts nicht verwirklicht
werden.
Durch Selbsthilfe kann jedes Vereinsmitglied
seine spätere finanzielle Belastung senken. Es wird
in Kollektiven gearbeitet: Elektro, Abriß, Beton,
Mauern, Malen, Holzschutz, Sicherungsarbeiten,
Verwaltung u.a. Die Abrechnung erfolgt einheitlich
nicht nach Leistung,‚sondern nach Stunden und erst
nach der Schlußrechnung. Jeder Teilbereich der
Selbsthilfe ergibt entspr. der Ausschreibung des Ge-
werks einen Betrag, der auf das Selbsthilfe-Konto
eingezahlt wird. Jeder Nutzer schreibt seine
Stunden auf. Aller Gewinn wird durch die Gesamt-
zahl der erarbeiteten Stunden geteilt - daraus ergibt
sich der Stundensatz. Auch Arbeiten wie Kinderbe-
treuung und Essenkochen werden so bezahlt. Bisher
wurden 12.000 Stunden geleistet - erst etwa 1/3 der
Baumaßnahmen sind fertig.
Seit 1977 finden Nutzerversammlungen statt, die
am 13.11.1978 zur Gründung des Vereins führten.
Erst ein weiteres Jahr später wurde der Modernisie-
rungsvertrag mit dem Land Berlin geschlossen.
Die Zusammensetzung der Vereinsmitglieder ist
dadurch gekennzeichnet, daß man über ein langes
Durchhaltevermögen verfügen muß. Alle Mitglie-
der gehören zur Einkommensklasse entspr. Wohn-
berechtigungsschein. Da viele angehende Akademi-
ker sind, wird sich das ändern. Dabei muß darauf
hingewiesen werden, daß es sich fast ausschließlich
um Absolventen des 2. Bildungswegs handelt.
Von Anfang an war die Mitgliedschaft im Verein
mit einem hohen Einsatz an Energie und Zeit ver-
bunden. Zeitweilig waren fast wöchentlich Mitglie-
derversammlungen. Zusätzlich tagten die Ausschüs-
se (Verwaltungsrat, Bauausschuß, Selbsthilfeaus-
schuß, Wartelistenausschuß usw.) Ab Sommer 1979
wurden Aufräum- und Sicherungsarbeiten von uns
durchgeführt. Ab 1980 begann die bauliche Selbst-
hilfe.
Da bis heute noch keine Mitglieder einziehen
konnten - es wird voraussichtlich erst Juni 1982
möglich sein - haben nicht alle durchgehalten. Die
Fluktuation fand insbesondere bei den Großfami-
lien und Wg’s statt, die meist schneller Wohnraum
brauchten.
Die Wohnungen wurden nach einem sog.
„Mercedesstern“ aufgeteilt: 1/3 Studentenwerks-
wohnungen für Studenten, die anderen 2/3 geteilt in
3 Teile (je 1 Teil Großfamilien, 1 Teil Kleinfamilien
und Paare und 1 Teil Wohngemeinschaften).
Nach langwierigen Diskussionen (Miete oder
Eigentum?) entschied sich der Verein für das Eigen-
tumsmodell (Mietkauf). Die einzelnen Nutzer
zahlen 15% der Gesamtkosten in Form eines Anteils
am Nutzungsentgeld. In der zukünftigen Teilungs-
Hier, am Wassertorplatz, was ganz anderes;
ein Querschnitt Kreuzberger Bürger;
Wer will schließlich, so er / sie Sie / Er nicht muß,
hier in Krützbürg wohnen; außer Türken und
Chaoten, versteht sich.
Jedenfalls und immerhin hat hier ein Verein, aus
welcher persönlichen Motivation der einzelnen Mit-
glieder heraus auch immer, mit Hilfe der TU Berlin
über fast ein halbes Jahrzehnt eine abweichende
Form von Stadtsanierung geplant, durchgesetzt und
realisiert, die ihrer Qualität und Anmutung nach
wenigstens den Aufwand rechtfertigt.
Und alle, jeder nach seinen Fähigkeiten, arbeitet
mit, und ärgert sich, und ....
Jedenfalls streiten wir uns noch!
Das Ganze nennt sich aber auch „Modellversuch“ -
für Selbsthilfe! -
Sowohl das Beharrungsvermögen, das allen
Nutzern und Mitbesitzern im Zeitalter der „Mobili-
tät“ nur zum Selbstlob gereicht, als auch das den
jeweiligen Berliner Senaten eigene Entscheidungs-
tempo machten es möglich, einen relativen Konsens
im Verein der zukünftigen Bewohner zu erarbeiten.
Was schließlich um so notwendiger war, da der
Wohnblock WTP zwecks Autobahnschleife von der
GSW schon fast gänzlich entmietet worden war.
Wir alle haben uns auch betroffen!
Und „Block“ ist zwar als Wohneinheit hinrei-
chend bekannt, hier als Wohneinheit für 150 Perso-
nen, also ca. 45 Parteien, auch angemessen.
Der angestrebte soziologische Querschnitt über
alle (meist nicht handwerklich qualifizierten Berufs-
und Sozialgruppen) hin jedoch verbindet nicht so
ohne weiteres mit dem Anspruch, Selbsthilfe- Bau-
arbeit auch noch als emotionale Bereicherung zu in-
stutionalisieren, d.h. in Einklang zu bringen. Trotz
des wohl allseitigen Bemühens, zwischen Spaß und
Selbsthilfe, gemeinhin auch Nachbarschafts-
hilfe ...
® im Zeitalter der Spezialisierung anachronisti-
sche, u.U. auch anarcho-syndikalistische Um-
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Lernen einerseits und der auch uns unausweichlich
abverlangten Effizienz und aus dem Bau sich
ergebender Konsequenz der Arbeit einen für alle
akzeptablen Ablauf zu gestalten, ist wohl nach der
bisherigen Erfahrung hier am Wassertorplatz nur in
kleineren Einheiten machbar.
Bereits hier, auch bei grundsätzlichem Konsens,
erweisen sich die in der Größe des Projekts liegend-
den Distanzen als fast zu übermächtig, das traditio-
nelle System hierarchischer Abläufe zu durchbre-
chen., Der Selbsthelfer, ohne den konkreten Bezug
zu einer für Ihn überschaubaren Baumasse wird als
Nutzer anonym für jeden Planer, der vornehmlich in
Baumassen denken muß. Im System der Baumassen
kann der Architekt /Planer nicht Helfer der Selbst-
helfer werden!
Auch hier ist Funktion, abstrakte, nur Reduktion
des der Architektur unterworfenen Einzelnen, nicht
Bereicherung. Denn Architektur ist mühsam.einer
bürokratischen Bauordnung wie Selbsthilfe
Beschluß der Mitgliederversammlung: Nutzer-
mischung (Studenten, Familien, WG’s, Einzel-
personen) an jedem Treppenhaus.
Planungsmittel: räumliches Plexiglasmodell al-
ler Geschosse M 1:100, Spielsteine ähnlich
Kronkorkenspiel, verschiedenfarbig je nach
Nutzergruppe.
Planungsergebnis: da Thema sehr komplex,
wurden zusammen mit Studenten Mischungs-
alternativen erarbeitet; damit gelang es dem




Art, Größe und Zuordnung auf den Freiflächen
im Erdgeschoß und im Dach.
Planungsmittel: Fragekarten für Informations-
konnten eingelöst werden. Die Probleme, die sich
bei der Einschätzung von Terminen des Planungs-
ablaufs ergaben, die Schwierigkeiten der Projekt-
organisation im Widerspruch zum parallelen
Fächerstudium, führten zur Kritik von Studenten
an den Betreuern, an deren Rolle als Lehrende und
als Architekten des Projekts, an ihrem Engagement
für die Altbausubstanz.
Dazu einige Zitate von studentischen Projekt-
teilnehmern:
9 fast kommt es vor, als wäre die Altbaureno-
vierung ein unumstößliches Dogma.
Durch die immer vorhandene Chance der Reali-
sierung war meine Motivation immer recht
hoch, wenn auch oft der Anschluß zu den vielen
gleichzeitigen Ereignissen verlorenging.
Nebenher sollte mehr Theorie gemacht werden;
denn wir wollen lernen und nicht nur praktisch
arbeiten
WASSERTARP'
Grundriß 3.0G: Wohnungsaufteilung je Geschoß unterschiedlich, Naßbereiche strangweise überein-
ander. Notwendige Brandwände nur noch zwischen Haus 43 u. 45, Haus 47 u. 49 und Haus 45
(Seitenflügel) u. 49 (Hinterhaus).
Erarbeitung von Planungsgrundlagen zu Projektbeginn: Kronkorkenspiel — Plane Deine Wohnung
gespielt mit Pflegeelterngruppe und Studenten
Alle reden von Nutzerbeteiligung ... vermittlung, Plankarten mit Symbol und Größe
der Einrichtung für Spielfelder M 1:100. Ca.
20 Teilnehmer bilden Interessengruppen für
Werkstatt, Kneipe, Kinder- und Jugendberei-
che, Waschen und Müll.
Planungsergebnis: nach langem Hin- und Her-
schieben kleben alle Plankarten im Einverständ-
nis aller Gruppen an der endgültigen Stelle.
8 Zwischendurch hatte ich den Eindruck, „Ideen-
produzent“ und „technischer Zeichner“ für das
Projekt zu sein; etwas, was hoffentlich nicht
ursprünglich Sinn der Studenten war
Wer zusammen planen will, muß sich verständigen,
als gleichberechtigte Planungspartner. Die Nutzer
müßten ihre Wünsche vermitteln können und die
Planer die technischen Bedingungen für das
Gelingen des Projekts. - Das Planungsinstrumen-
tarium dafür fehlt leider weitgehend, scheint nicht
nötig zu sien, weil m Geschoßwohnungsbau
Normen, Gesetze, ökonomische Sachzwänge und
Statistik die „Nutzerwünsche“ der bei der Planung
noch unbekannten Nutzer ersetzen.
Auch hier gelang es nicht, für alle Planungs-
gebiete geeignete Planungsmethoden zu finden. Die
Vorbereitung erforderte viel Zeit und Geduld,
während bei der Durchführung dann kurzfristig,
z.B. an einem Planungsabend, gemeinsame Ent-
scheidungen selbst für komplexe Gebiete, wie Art,
Größe und Verteilung der Gemeinschaftseinrich-
tungen erzielt wurden. Sehr hilfreich war dabei die
Arbeit der TU-Architektur-Studenten.
Im folgenden Beispiele für gemeinsames Planen.
Die Ergebnisse wurden Grundlage der jetzigen Bau-
ausführung. Planungsteilnehmer: Nutzer und Ar-
chitekten, organisiert im Bauausschuß, ca. 20
Personen.
Der planerischen und praktischen Leistungen der
Studenten für das Bauprojekt sind auch die Ergeb-
nisse des Lehr- und Lernkonzeptes. Sie wurden vom
Oktober 77 bis Oktober 81 erbracht:
Sicherungs- und Instandsetzungsarbeiten, Planung
und Herrichtung von zwei studentischen Wohn-
bereichen und einem zentralen Arbeitsbereich -
Öffentlichkeitsarbeit: Information, Werbung, poli-
tische Absicherung der Planungsabsichten bei
Behörden - Konzeption von Finanzierungs-,
Organisations- und Vertragsmodellen - Bestands-
aufnahme, Substanzuntersuchungen und Kosten-
schätzungen - Formulierung konkreter planerischer
Zielvorstellungen - Erarbeitung von Vorentwürfen
und Bauvorlagen - Planung und Ausführung von
„Werkstücken“ zur Erprobung und als Anregung
zur handwerklichen Selbsthilfe der künftigen
Bewohner.
Das Projekt selbst bestimmte weitgehend die
Inhalte eben auch der studentischen Bearbeitung;
der zeitliche Rahmen innerhalb des Studienplanes
war nicht 100%ig abstimmbar mit den anderen
Fächern, zumal auch. deren Beiträge an der
Verfolgung des Projektzieles nur mit Anstrengung
zu integrieren oder überhaupt zu erhalten waren.
Im Rückblick der vier Jahre überwiegen jedoch
die Vorteile des Projektes:
® Plastilinmodell - Abriß von Gebäudeteilen
Konflikt: bessere Belichtung gegen Vernichtung
von Wohnraum.
Planungsmittel: Plastilinmodell der Gebäude-
gruppüe M 1:200 mit abnehmbaren Gebäude-
teilen. Simulation der Sonne durch bewegliche
Zeichenlampe.
Planungsergebnis: bis auf einen Seitenflügel
bleiben alle Gebäude erhalten.
Wir wollen nicht für den Papierkorb planen
Zur Beteiligung der TU-Berlin am Studien-, Bau-
und Forschungsprojekt, Ausbildung von Architek-
turstudenten im Grundstudium.
Vor vier Jahren, im Oktober 77, begann das
Studienprojekt für 85 Studienanfänger am Fach-
bereich Architektur der Technischen Universität
Berlin als Experiment - auch für die Betreuer: I
Hochschullehrer, 4 Assistenten, 4 Tutoren.
Neben.dem traditionellen Fächerstudium gab es
am Fachbereich zwar in den letzten 10 Jahren
Versuche mit projektorientierten Lehrformen, auf
denen aufgebaut werden konnte, jedoch ein so
weitgehender Anspruch der Verwirklichung, näm-
lich: Planung, Durchführung und Nutzung waren
beispiellos. Er forderte Widerspruch und Wider-
stand heraus, und er erforderte extremen persön-
lichen Einsatz.
Das Bau- und Forschungsprojekt ist noch nicht
abgeschlossen; für das Projektziel „Ausbildung von
Architekturstudenten“ liegen indessen die Ergeb-
nisse vor. Zwei Generationen von Studienan-
fängern (jeweils 4 Semester) verknüpften das
Grundstudium mit dem Projekt Wassertorplatz.
Nicht alle Zielvorstellungen, die die Betreuer am
Beginn formulierten - nicht alle Erwartungen, die
die Studenten am Anfang des Studiums hatten,
Kronkorkenspiel - plane Deine künftige
Wohnung
gespielt mit Pflegeelterngruppe zu Projektbe-
ginn in der bisherigen Wohnung.
Spielmittel: Kronkorken und Pfennige, beklebt
mit Symbolen für Eltern, Kinder, Küche, Ge-
meinschaftsraum, Bad, WC, Wand- und Dek-
kendurchbruch. Spielfeld: Wohnungsgrundriß
M 1:100 auf grünem Filz.
Spielergebnis: nach oft heftiger Diskussion ist
die Wohnung aufgeteilt und das Ergebnis in
einen Plan M 1:200 eingeklebt. Folgende Pla-
nungsergebnisse wurden Grundlage:
® das Gemeinschaftszimmer liegt zentral und
ist mit der Küche verbunden,
® n+, d.h., für jede Familie beträgt die Zimmer-
anzahl gleich Personenzahl + 1.
® Die TU-Berlin hat sich hieran der Lösung eines
aktuellen Planungs- und Bauproblems beteiligt;
die Lehrform des Projektstudiums hat sich in
der direkten Auseinandersetzung mit der Praxis
bewährt.
Die aktive Beteiligung der Studenten, ihr Han-
deln in enger Interessengemeinschaft mit den
Betreuern förderte die Kommunikation zwi-
schen den Lernenden und Lehrenden und ermu-
Ye zu Projektkritik.ber das reine Lernwissen hinausgehende Qua-
lifikationen wurden vermittelt: Urteilsfähigkeit,
Konfliktbereitschaft, gesellschaftliches Engage-
ment; Zusammenhänge zwischen Einzelfächern
wurden begreifbar.
Die Betreuer verknüpften mit dem Lehrprojekt
® Misch-Masch - Wohhungsverteilung im
Gesamtgebäude ®
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ihre berufliche Qualifikation als Architekten.
Dadurch wurden sie für die Studenten angreif-
bar. Die Lehrenden profitierten von der Mög-
lichkeit, Inhalte ihrer theoretischen Forschungs-
arbeit in das Projekt und die Lehre einfließen
zu lassen: Planungsmethoden, Ausbildungskon-
zepte, Nutzungsveränderungen, Bewohnerreak-
tionen.
Wir bauen fünf alte Häuser um
Unsere Häuser (Baujahr 1860 bzw. 1870) sind
wichtiger Bestandteil der Randbebauung am
Wassertorplatz. Wir konnten durchsetzen, daß sie
stehenbleiben, aber nicht verhindern, daß die
anschließende Blockbebauung (Wohnen und Ge-
werbe) in der Kohlfurter Straße abgerissen wurde,
Ein Neubau/Anbau (mit berankter Wintergarten-
Fassade) an Haus 4 soll hier - zusammen mit der
neuen Eingangsfront der Remise - den neuen
städtebaulichen Abschluß bilden. Am Erkelenz-
damm wurde die an Haus 49 anschließende
Blockrandbebauung im Krieg zerstört. Hier soll ein
Neubau/Anbau an Haus 49 den städtebaulichen
Zusammenhang zu einer neuen Blockrandbe-
bauung (Wohnen und Gewerbe) herstellen. Der
übrige Teil der ehemaligen Brandwand von Haus 49
soll mit Fenstern, Türen. Berankung usw. gestaltet
werden.
In den Häusern fanden wir ca. 95 Wohnungen vor
(viele Klein-Wohnungen). Sie hatten keine Bäder
- WC’s gab es fast nur auf Treppenpodesten. Viele
Wohnungen waren nur zum Innenhof orientiert.
Nach langen Diskussionen über den Innenhof
(Abriß der Seitenflügel und Hinterhäuser? Beweg-
liche Hofüberdachung?) wurde sein kommunikati-
ver Wert (Blickkontakte aus den Wohnungen,
Festraum, gute Akustik) erkannt: er bleibt erhalten
(ohne Überdachung). Keine der geplanten Woh-
nungen ist nur zum Innenhof orientiert. Er wird
etwas vergrößert durch den Abriß eines nicht mehr
notwendigen Treppenhauses. Die übrigen Hausteile
bleiben erhalten. Nur ein sehr schlecht erhaltener
Seitenflügel (Haus 2) wird abgetragen (wiederver-
wendbare Bauteile werden geborgen) - auch zur
besseren Belichtung umliegender Wohnungen.
Geplant sind 45 (davon 4 Maisonette-) Wohnungen
(viele Großwohnungen). Sie liegen in den 4 Ober-
geschossen, 5 Wohnungen im EG. Studentenwoh-
nungen und Familienwohnungen sind gemischt
angeordnet. Die Zimmer bleiben weitgehend
erhalten - z.T. werden durch Herausnahme von
leichten Trennwänden Zimmer vergrößert. Neue
leichte Trennwände bilden Küchen, Bäder, Flure.
Einige alte Türen werden versetzt.
Statt fehlender Balkons sind Dachterrassen - in
räumlichem Zusammenhang mit Wasch- und
Trockenräumen - für die Hausgemeinschaft ge-
plant. Andere Dachräume werden zu weiteren
Gemeinschaftsräumen ausgebaut (Wohnräume im
Dach sind baurechtlich hier nicht zugelassen).
Im Erdgeschoß sind 4 Läden („Tante Emma“,
Second-Hand-Kinderkleidung, Lderhandarbeiten,
Papier/Bücher), 1 Info-Cafe, 1 Kneipen-Restau-
rant (beide mit Vorgärten) und 1 Rechtsanwalts-
Praxis vorgesehen - außerdem Räume für Eltern-
Kinder-Arbeit und 1 Töpferwerkstatt.
In den Außenbereichen werden der alte Schuppen
als Jugendtreff, die Ruine mit ihren (seit Kriegs-
ende dort wachsenden) Pflanzen als Naturgarten
und die Remise als kleines Nachbarschaftszentrum
hergerichtet. Die übrigen Freiflächen sind für Spiel,
Sport, Erholung, Kleintierhaltung, Nutz- und
Ziergartenbau vorgesehen.
Wir machen unseren Strom selbst
Auf der Grundlage eines Gutachtens über den
Einsatz alternativer Energieerzeugungssysteme be-
schließt der Verein nach Beratung mit den
beteiligten Fachleuten ein kombiniertes Energie-
versorgungssystem (aktive Systeme) in Verbindung
mit weitgehender Wärmeisolierung der Altbauten
(passive Systeme). Die passiven Systeme bestehen
aus zusätzlicher Wärmedämmung der Fassaden
(Wärmedämmputz), der Kellerdecken, Dachdek-
ken, Dachräume und der Einrichtung einer
thermischen ‚Pufferzone an einer Außenwand
(Neubau/Anbau an Haus 4). Die aktiven Systeme
beinhalten den Verbund dreier gasbetriebener
Wärme-Kraft-Kopplungs-Aggregate mit zwei di-
rekt gekoppelten Abluftwärmepumpen, einem zum
Verbrennen fester Abfallstoffe (Holz, Pappe,
Papier) vorgesehenem Mehrbrandkessel und einem
zur Deckung des Restwärmebedarfs ölbefeuerten
Spitzenlastkessel. Zur Pufferung von thermischen
Bedarfsschwankungen dient ein 20 m?}-Wasserspei-
Handwerkliche Selbsthilfe Foto: Elke Nord, Berlin
cher. Die Anlage dieses alternativen Energiever-
bundsystems und das dafür konzipierte Meßsystem
wird von den Bewohnern selbst betrieben. Das
Meßsystem soll Daten liefern für die betriebs-
wirtschaftliche, energiepolitische, technische und
soziologische Begleitforschung.
Bei der baulichen Umsetzung der alternativen
Energieerzeugungssysteme gilt es nicht, die Anlage
abgerückt von den instandzusetzenden und zu
modernisierenden Häusern in einem Neubau-
komplex zu verwirklichen (weit verzweigte Kanal-
und Rohrleitungsanbindungen). Im Gegenteil: das
Energiesystem soll in die vorhandene bauliche
Struktur eingebracht werden, sie durchdringen,
vernetzen, sich anpassen. Damit wird eine verbrau-
chernahe Energieerzeugung, kurze Verbindung
bestehender Räume des Altbaus gewährleistet. Die
baulichen Raumelemente sind der Hausanschluß-
raum, die Übergabestation der Bewag, die A.E.-
Zentrale, der Kesselraum, der Speicherraum und die
Wärmetauscherzentrale. Bis auf die A.E.-Zentrale
liegen die Räume im Kellergeschoß um den
Innenhof des Gebäudekomplexes, die Wärmetau-
scherzentrale im Dachgeschoß. Der Kernpunkt der
Anlage - die A.E.-Zentrale - liegt unter dem
Innenhof zentral zur Hauptmasse der Gebäude-
gruppe. Grundbruchsicherung der begrenzenden
Hauskellergründungen und die Nähe des Grund-
wassers ergeben Erschwernisse bei der Hofunter-
kellerung. Weitere Elemente (Installationsschächte
mit Abluftführung, Rauchgaszüge) sind in ehemali-
gen Schornsteinen eingebaut. Abgasrohre sind neu
geplant.
Die eigentliche energiepolitische Bedeutung des
alternativen Energiekonzepts liegt für Berlin darin,
daß zum ersten Mal auf einer vertraglichen
Grundlage mit dem örtlichen EVU, der Bewag, eine
Anlage dieser Größenordnung als Probeanlage im
Wohnungsbau sowohl zur Eigenbedarfsdeckung,als auch zur Abgabe vonNÜberschußandasöffentliche Netz betrieben wird. Beim Auftreten vonBedarfsdefiziten wird demgegenüber Energie ausdem Netz bezogen (intermittierender Betrieb).
Betriebswirtschaftlich stellt diese Betriebsweise
insofern einen Durchbruch dar, als jede selbster-
zeugte und selbstverbrauchte Kilowattstunde einem
Geldwert in Höhe der jeweiligen Haushaltstarife des
EVU entspricht. Demgegenüber vergütet die Bewag
für in das Netz gelieferten Strom nur einen Betrag
zwischen einem Drittel und der Hälfte des Haus-
haltstarifs (schwankend zwischen Sommer-Nachts
und Winter-Tags). Aufgrund des Neulandcharak-
ters der Anlage ergeben sich relativ hohe Kapital-
kosten, die unter betriebswirtschaftlichen Kriterien
die Anlage im Vergleich zu anderen Systemen noch
unwirtschaftlich erscheinen lassen. Die Erfahrun-
gen mit der Ölpreisentwicklung und der interessen-
gebundenen Kostenkalkulation des Atomstroms
haben jedoch gezeigt, daß betriebswirtschaftliche
Kalküle allein zu eher falschen Energieentschei-
dungen führen. Dies mag unter anderem der Grund
dafür sein, daß der Senator für Bau- und
Wohnungswesen des Landes Berlin den Bau der
Anlage subventioniert. Das Bild der „Unwirt-
schaftlichkeit“ verändert sich z.B. sofort, wenn man
die Anlage unter dem Gesichtspunkt der Kraft-
werksverluste betrachtet.
So wird eine Primärenergieeinheit bestenfalls zu
40% im zentralen Kraftwerk ausgenutzt, d.h. in
elektrische Energie umgewandelt; der Rest heizt als
Abwärme die Umwelt. Um über derartige ökono-
mische und energetische Effekte konkrete Aussa-
gen machen zu können, wird das System über fünf
Jahre unter Alltagsbedingungen im Rahmen einer
wissenschaftlichen Begleitung untersucht.
Wir kosten fast so viel wie eine Mirage
Aufgrund einer Vorplanung, die unter Beteiligung
der künftigen Nutzer entstand, wurde der Umfang
der zu erhaltenden Bausubstanz und die Anzahl und
Größe der Wohnungen bestimmt. Eine allgemeine
Baubeschreibung wurde erstellt. Sie enthielt nur
Grobdarstellungen von Standards. Die Wiederver-
wendung von vorhandenen Bauteilen durch In-
standsetzen (Fußböden, Türen, Fenster, Putz,
Dachziegel usw.) hatte Vorrang. Die Ergebnisse
dieser Vorplanung flossen in eine Kostenschätzung
ein (Mai 79), die im wesentlichen bauteilbezogen
ermittelt wurde. Die geschätzten Kosten für 4850
qm Nutzfläche (Häuser 43/2, 45, 47, 49) im Bereich
der Kostengruppen 3.1, 3.2 und 3.4 (5.651.300,-
DM) entsprechen 86% der Kosten eines vergleich-
baren Neubaus. Diese Prozentzahl war Kriterium
für die Finanzierungswürdigkeit, auch wegen der
verschiedenen modellhaften Ansätze. Die geschätz-
ten Gesamtkosten betrugen zu dieser Zeit DM
11.093.000,-. Der Modernisierungsvertrag (Nov. 79)
legte fest, daß der Verein als Eigentümer 15% der
Gesamtkosten zahlt und das Land Berlin 85% trägt
(„Kostenerstattungsbetrag‘“ gemäß 8 43 STBauFO).
Die nachfolgenden Planungen mit intensiver
Nutzerbeteiligung, mit detaillierten Erkenntnissen
in allen Bereichen, die erst jetzt endgültig
festgelegten Ausstattungsstandards, der Zeitpunkt
der gewerksbezogenen Leistungsbeschreibungen
(ca. 2 Jahre nach Kostenschätzung), Verschätzun-
gen und Behördenauflagen ergaben Kostenerhö-
hungen. Die Kosten der alternativen Energie-
systeme (Wärmeschutz, Neubau der A.E.-Zentrale,
Geräte und Installationen sowie Baunebenkosten)
wurden gesondert auf 1.300.000,- DM geschätzt
(Oktober 80). Hiermit waren die Anlagenteile der
Heizung- und Warmwasserversorgung für die
Erweiterungsbauten (Haus 4 kam hinzu und die
Neubau/Anbauten an Haus 4 und an Haus 49) zum
größten Teil mit abgesichert. Die Erweiterungs-
bauten wurden im Bereich der Kostengruppen 3.1,
3.2 und 3.4 nicht bauteilbezogen geschätzt sondern
nach Quadratmeter-Nutzfläche ermittelt, orientiert
an abgerechneten, durchschnittlichen Kosten für
Neubau Eigentumswohnungen (2.284,- DM/qm
NFL-Okt. 81). Der Altbau (Haus 4) wurde mit 855%
vergleichbarer Neubaukosten angenommen, die
beiden Neubau-Anbauten zu je 100%. Die Gesamt-
kosten für diese Erweiterungen betragen geschätzt
DM 5.260.000,-. Die Gesamtnutzfläche des Ge-
bäudekomplexes erhöhte sich auf 6.169 qm.
Verhandlungen mit dem Land Berlin (seit Nov. 81)
haben das Ziel, den Zuschuß des Landes in eine
Pauschale umzuwandeln. Ausgehend vom Fertig-
stellungstermin Ende 83 werden die geschätzten
Gesamtkosten auf der Grundlage zum Teil bereits
vorliegender Ausschreibungsergebnisse und unter
Berücksichtigung von künftigen Indexsteigerungen
sowie eines Risikozuschlages hochgerechnet. Die
alternativen Energiesysteme sollen dagegen weiter-
hin nach der tatsächlichen Herstellungssumme
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| alternative Wohnungsträger: Selbstverwaltung statt CIE
Am 7.11.1981 beschließen die beiden größten
Sanierungsträger in Kreuzberg, die senats-
eigenen GSW und GeWoBag, bis Ostern 1982
auf weitere Räumungen zu verzichten. Bis
zum 13.11. schließen sich praktisch alle
maßgeblichen Sanierungsträger - auch die
privaten Abschreibungs,jobber“ - dem halb-
jährigen Moratorium an. Mit den Beschlüs-
sen wird dem ordnungsbesessenen Innense-
nator, der nur wenige Tage zuvor noch die
nächsten Räumungen angekündigt hatte,
vorerst der formale Vorwand genommen.
Dieses Zugeständnis ist Ergebnis wochen-
langer zäher Verhandlungen und Bemühun-
gen um eine „friedliche Lösung“. Die Träger
dieser Politik sind ein breites Spektrum aus
Paten für besetzte Häuser, kirchlichen Krei-
sen, Bürger- und Mieterinitiativen, Kreuz-
berger SPD und Alternative Liste, die den
Bezirksbaustadtrat stellt. Wohl einmalig in
der Berliner Stadtgeschichte ist ein Antrag der
Kreuzberger SPD, der bereits Anfang Okto-
ber die Bezirksverordnetenversammlung - das
Kreuzberger Stadtparlament - passierte.
Darin wurde der Senat aufgefordert, keine
weiteren Räumungen mehr zu betreiben und
auf die Eigentümer einzuwirken, Besetzungen
„vorerst“ zu dulden.
Auslösendes Moment der verschiedensten
Initiativen zur Wiederherstellung des „sozia-
len Friedens“ in Berlin war der gewaltsame
Tod von Klaus Jürgen Rattey am 22.9.1981.
Nicht nur die näheren Umstände, die Klaus
Jürgen Rattey das Leben kosteten, vor allem
das Feldherrngehabe des Innensenators im
besetzten Haus Bülowstraße 89, sondern auch
die aufbrechende Totschlagsmentalität vieler
Berliner riefen in linken, liberalen und
kirchlichen Kreisen Bestürzung hervor. Der
Landesbischof der evangelischen Kirche, Kru-
se, fragte in einem AHirtenbrief an die
evangelischen Christen Berlins mit Blick auf
die wachsenden sozialen Spannungen in der
Stadt (vor allem zwischen Deutschen und
Ausländern): „Ob wir nicht gut daran täten,
mit der relativ kleinen, überschaubaren und
grundsätzlich dialogfähigen Gruppe der
’Hausbesetzer’ einzuüben, was wir in wenigen
Jahren mit sehr viel schwierigeren Partnern
wahrscheinlich ohnehin tun müssen.“
Die Konsequenzen der wütenden Reaktion
von Springerpresse und CDU auf das christ-
liche Engagement bekamen auch diejenigen zu
spüren, die in den Worten des Bischofs nicht
nur eine Mahnung, sondern auch eine Auffor-
derung zur Erarbeitung konkreter Lösungen
verstanden. Vor allem die Bemühungen um
eine kirchliche Trägerschaft von besetzten
Häusern - immerhin besitzt die evangelische
Kirche mehrere Wohnungsbaugesellschaften -
blieben bis heute vergeblich.
Dennoch führte die Diskussion in der
Öffentlichkeit, die verstärkte Übernahme von
Patenschaften durch Hochschulangehörige,
Gewerkschaftsgruppen von ÖTV und GEW,
großen Teilen der Berliner Intellektuellen-
und Künstlerszene zu einem Klima, das dem
Senat ein Moratorium für’s erste faktisch
aufzwang. Daß als Ergebnis dieses breiten
Unterstützungsspektrums 1981 friedliche
Weihnachten im Lummerland gefeiert werden
konnten, wird wohl eines Tages als großer
Erfolg Berliner CDU-Politik in die Geschich-
te eingehen.
Offen ist allerdings, ob in der Geschichte
auch noch ein anderer Erfolg verbucht werden
kann: die Entwicklung von \tragfähigen Lö-
sungen für instandbesetzte Häuser. Wenn der
Senat schon nicht bereit war, von sich aus auf
ein Moratorium einzugehen, wie groß mag
seine Bereitschaft sein, konstruktive Lösun-
gen, wenn schon nicht zu erarbeiten, so doch
wenigstens zu akzeptieren?
Andererseits steckt die CDU in einer
politischen Zwickmühle. Innerlich gespalten
zwischen der Knüppel-aus-dem-Sack-Politik









weiteren Image-Verschlechterung der Stadt
nach außen ist sie unfähig, den vielbeschwo-
renen „Dialog“ aufzunehmen. Zu der Pre-
douille der regierenden CDU gehört auch, daß
sie an dem immer noch vorhandenen
Leerstand tausender von Wohnungen und der
Tatsache akuter Wohnungsnot nicht vorbei-
kommt. Aus den faktischen Verhältnissen
ergibt sich auch für die CDU das Interesse an
politischen Lösungen. Freilich ein sehr labiles
Interesse, denn auch bei der harten Lummer-
Linie kann sich die CDU der bedingungs-
losen Unterstützung der Massen-Presse und
der reaktionärsten Teile ihrer Wählerschaft
sicher sein.
Das Moratorium ist zeitlich begrenzt und
nichts würde eine erneute Räumungspolitik
einfacher machen, als die Zeit ungenutzt
verstreichen zu lassen. Von verschiedensten
Seiten (Netzwerk Selbsthilfe, Bürgerinitiative
SO 36, Bauausstellung Berlin, SPD, AL,
Besetzerrat u.a.) werden daher gegenwärtig
neue und alte Vorschläge zur Sicherung
instandbesetzter Häuser und zur Unterstüt-
zung von Selbsthilfe aufgestöbert, entwickelt
und neu überdacht. Dabei kann an einer Reihe
von Ansätzen und Überlegungen angeknüpft
werden, die von Instandbesetzern und ihren
vielfältigen Unterstützungskreisen seit mitt-
lerweile schon fast 3 Jahren in West-Berlin
entwickelt wurden (die 1. Instandbesetzung
mit spezifisch wohnungspolitischer Zielset-
zung fand mit Unterstützung der BI SO 36 im
Februar 79 statt).
Drei Jahre Instandbesetzung im Geflecht
der politischen Interessen und Akteure
Um nicht nur eine modelltheoretische Dis-
kussion über die verschiedenen Lösungsan-
sätze zu führen, soll ein Blick zurück auf die
Handlungsweise und die unterschiedlichen In-
teressenlagen der politischen Akteure gewor-
fen werden, die sich durch die Instandbe-
setzungen zu einer breiten wohnungspoliti-
schen Protestbewegung - über die bisherigen
Fraktionierungen der Linken hinweg - zusam-
mengeschlossen haben.
Denn neben den wohnungspolitischen
Konzepten des Berliner Senats und dessen Re-
formwellen und -möglichkeiten ist es für die
Legalisierung der Instandbesetzungen und
darüber hinaus für die von Besetzern und Un-
terstützern vielfach beschworene „Wende in
der Wohnungspolitik‘“ von entscheidender Be-
deutung, ob diese neue Allianz zu dem Maß an
interner produktiver Kooperation und Ge-
schlossenheit nach außen findet, das ein wirk-
sames Unter-Druck-Setzen des Berliner Se-
nats möglich macht.
Als im Februar 79 in Kreuzberg die ersten
Instandbesetzungen mit Unterstützung der
Bürgerinitiative SO 36 durchgeführt wurden,
war dies die logische Folge einer bisher eher
defensiv geführten mieterorientierten :Stadt-
teilarbeit, die aber die mangelnde Instandhal-
tung, Verlumung, Leerstand und Spekulation
auf profitablen Neubau oder Modernisierung
nicht hatten verhindern können.
Auch der von Kreuzberger Aktivbürgern
geforderte und dann vom Berliner Senat in
den Jahren 77-79 werbewirksam inszenierte
Stadterneuerungs- u. Bürgerbeteiligungs-Re-
formversuch „Strategien für Kreuzberg“ hatte
zwar allgemein die Hinwendung zu einer
behutsamen und betroffenengerechten Stadt-
erneuerungspolitik propagiert, konkret aber
weder die verteilungspolitischen Ungerechtig-
keiten beim „Sanierungsgeschäft“ oder die
Mitbestimmungsintensität der Mieter verän-
dert. Außer einigen Einzelhaus-Modellpro-
jekten (dem Mietkaufmodell Alternativer Alt-
bau und dem Selbsthilfe- und Ausbildungs-
projekt Ausbildungswerk Kreuzberg) waren
zumindest die wohnungspolitischen Ergebnis-
se dürftig.
Offenbar war der Berliner Senat der
Meinung, daß einige vorzeigbare reformfreu-
dige Modellprojekte die Betroffenen und
Engagierten über die im übrigen nur sehr
gering geänderte Wohnungspolitik hinweg-
täuschen könnten.
Daß die Beharrungstendenzen in der Woh-
nungspolitik indes nicht aus einer Böswillig-
keit des Senats, sondern durch die mangelnde
Konfliktfähigkeit und Konfliktwilligkeit einer
sozialen Wohnungspolitik herrührten, hatte
sich schon 77 beim Konflikt um das Genossen-
schaftsmodell gezeigt. Es war von einem Mit-
arbeiter des Bausenators entwickelt worden
und sah bei der Finanzierung der Sanierungs-
maßnahmen eine öffentliche Förderung der
Nutzer unter Umgehung der sonst mitverdie-
nenden Zwischenprofiteure vor. Nachdemdie
mächtigen Wohnungsbaugesellschaften dage-
gen Sturm gelaufen waren, wurden die schon
gedruckten Informationsbroschüren wieder
eingesammelt, die ca. 800 Interessentengrup-
pen vertröstet und schließlich ein einziges
Projekt (Muskauerstr.) durchgeführt.
All diese Enttäuschungen und Halbherzig-
keiten waren bisher von den Sanierungsbe-
troffenen allgemein wie den Selbsthilfegrup-
pen, wenn auch murrend und demonstrierend,
hingenommen worden. Dadurch läßt sich
erklären, warum vom Senat ein Eingehen auf
die Legalisierungs- und Förderungswünsche
der ersten Instandbesetzer nicht für nötig
gehalten wurde - in einem Stadtgebiet, das
größte bauliche Mängel aufwies und indem
die billige Instandsetzung durch Selbsthilfe
ein Erfolgsrezept hätte werden können.
Die Rechnung wäre wohl auch aufge-
gangen, wenn nicht neue Schichten der
Jugend- und Alternativbewegung zu der in Sa-
nierungsgebieten schon üblichen Bevölke-
rungsstruktur von mittelständischen Aktiv-
bürgern und Unterschicht-Betroffenen dazu-
gestoßen wären.
Nach einer etwa einjährigen „Infizierungs-
phase“ machten sie die Instandbesetzungen zu
ihrem Projekt und leiteten damit ab Frühjahr
80 die große Welle der West-Berliner Instand-
besetzungen ein, die bis Ende 80 auf ca. 30 und
bis Anfang Mai 81, dem Ende des Vogel-
Senats auf ca. 170 besetzte Häuser aufschäum-
te.
Zu den stadtteil- und wohnungspolitisch
orientierten Trägern von Instandbesetzungen
A
aus dem Kreise der Mieter- und Bürgerinitiati-
ven in der Anfangsphase (79) traten nun die
hauptsächlich jugendpolitisch motivierten
Gruppen der Subkultur als Hauptträger der
Instandbesetzungen in 1980 hinzu, die nach
den Adventskravallen (Dezember 80) und der
damit verbundenen Politisierung und öffentli-
chen Wahrnehmung des bis dahin eher noch
peripheren Phänomens im Frühjahr 81 von
studentischen, intellektuellen und politischen
Besetzergruppen unterstützt wurden.
Insofern kann gesagt werden, daß die von
den Instandbesetzern postulierte „Einheit der
Bewegung“ immer schon mehr Wunsch als
Wirklichkeit war. Richtig aber ist, daß nur die
neue Radikalität der Jugendbewegung den
Instandbesetzungen zu bisher im wohnungs-
politischen Bereich unbekannter Aufmerk-
samkeit verholfen hat.
Durch die Heterogenität der Besetzerschich-
ten (die auch innerhalb des subkulturelen
Spektrums noch einmal in eine radikal-politi-
sche, eine eher wohnungspolitische, eine pro-
jektorientiert-autonomistische und eine Mit-
läufer-Gruppierung zerfiel) mit ihren unter-
schiedlichen, nur durch gemeinsame Aktion
immer wieder zu bündelnden, Zielsetzungen
und dem unterschiedlichen für die jeweilige
Untergruppe reklamierten Gewicht innerhalb
der Besetzerbewegung, war die Fähigkeit zur
gemeinsamen Willens-Ziel- und Strategiebil-
dung schon in einem frühen Stadium (Herbst
80) sehr gering. Hinzu kam die im Alternativ-
bereich allgemein vorhandene Organisations-
feindlichkeit, was in aller Regel zu informellen
bis darwinistischen Durchsetzungsmustern
führt.
Die Unübersichtlichkeit verstärkte sich
noch, als nach den ersten Straßenschlachten
im Dezember 80 einige Demonstranten festge-
nommen und später z.T. zu Haftstrafen ohne
Bewährung verurteilt wurden. Damit war ein
zweiter, polizeilich-juristischer Neben(kriegs)-
schauplatz eröffnet worden, auf dem es nicht
mehr um die ursprünglichen - schon ausrei-
chend unterschiedlichen - Zielsetzungen ging,
sondern um Polizeiübergriffe, Steinwürfe,
Haftverschonung, Strafzumessungen USW.
Nach den Adventskrawallen betraten die
verschiedensten humanitär bis politisch moti-
vierten Vermittler und Unterstützer die
Bühne. Sie wurden aber teilweise von den
Instandbesetzern nicht akzeptiert, da gearg-
wöhnt wurde, daß sie auf der von den
Besetzern entfachten Flamme nur ihr eigenes
politisches Süppchen kochen wollten.
So mußte der 1. Vermittlerkreis, der vom
sozialdemokratisch gefärbten Sozialpädago-
gischen Institut der Arbeiterwohlfahrt (SPI)
einberufen worden war, seine Arbeit schon
nach 2 Wochen wieder einstellen und neuen
„Vertrauensleuten“ aus dem Kreis der Kreuz-
berger Mietervertretungen Platz machen.
Diese durften aber keine Verhandlungen mit
offiziellen Stellen aufnehmen, da mittlerweile
die Freilassung aller bei den Demonstratio-
nen und Straßenschlachten Inhaftierten zur
Verhandlungsvoraussetzung erklärt worden
war.
Diese Momentaufnahme der Situation um
die Jahreswende 80/81 soll die ungeheure
Komplexität deutlich machen, die bei einer
Lösung hätte bewältigt werden müssen und an
der sich alle Beteiligten die Zähne ausgebissen
haben. Ein idealtypischer Lösungsversuch
hätte in jener Zeit nicht nur im Besetzerrat in
etwa einstimmig angenommen werden müs-
sen, sondern es hätten auch die politischen
und juristischen Wege für die Freilassung aller
Inhaftierten gefunden werden müssen sowie
schließlich die Legalisierung mit den entspre-
chenden bau- und wohnungspolitischen Im-
plikationen vom Berliner Senat akzeptiert
werden müssen.
Dieser aber war hinsichtlich des einzuschla-
genden Weges sehr unsicher und durch
politische Mißerfolge, nicht zuletzt die
Garski-Affäre (ein in wirtschaftlichen Schwie-
rigkeiten befindliches Bauunternehmen war
mit 120 Millionen Landesbürgschaft unter-
stützt worden) so geschwächt, daß der Stobbe-
Senat im Januar 81 zurücktrat.
Den Besetzern verschaffte dieser, zweifellos
auch auf ihr Konto zu verbuchende, Erfolg
derartigen Auftrieb, daß sie in einen wahren
Instandbesetzungstaumel gerieten und bis
zum Ende des Vogel-Senats im Mai 81 weitere
140 Häuser besetzten. Durch ihre quantita-
tiven Erfolge verdrängten die Instandbesetzer
aber das leidige Legalisierungs- und Absiche-
rungsproblem. In ihrer Euphorie war ein Teil
von ihnen der Meinung, daß, nachdem nun
schon ein Senat gestürzt worden sei, der
nächste auch bald fallen müsse und dann der
Weg zum Freistaat Kreuzberg nicht mehr fern
sein könne. Sie erklärten die besetzten Häuser
schlicht für enteignet und verbaten sich
künftig jede Einmischung (Durchsuchung
oder gar Räumung) in ihre hausinternen
Angelegenheiten. Verhandlungen erschienen
ihnen in dieser günstigen Situation gar nicht
so wichtig, und wenn verhandelt werden solle,
dann nur nach Erfüllung der Vorbedinungen
(Straffreiheit für alle bei und seit den Advents-
krawallen Inhaftierten, Gesamtlösung für alle
besetzten Häuser, Bereitschaft des Senats zur
Änderung der gesamten Wohnungspolitik).
Dieses zumindest politisch-moralische Ver-
handlungsverbot für alle berufenen und
unberufenen Vertrauenspersonen und Ver-
mittler war sehr unklug, politisch falsch und
zeugt von der Selbstüberschätzung der für
diese Haltung verantwortlichen subkulturel-
len Teile der Instandbesetzerbewegung.
Denn ohne Gespräche und Verhandlungen
waren und sind Legalisierungsschritte, Ver-
einbarungen und Verträge nun einmal nicht zu
erreichen, die in dieser Phase angesichts des
kompromißbereiten und unter Wahlerfolgs-
zwang stehenden Vogel-Senats wohl sonst
durchaus möglich gewesen wären.
So aber verselbständigten sich im Frühjahr
81 die Vermittler aller Schattierungen von den
Instandbesetzern, von denen kein Plazet für
irgendeine Art von Kompromißlösung zu
erhalten war: Das Sozialpädagogische Institut
(SPI). brachte seinen Sanierungs-Treuhand-
träger unter Dach und Fach, die von den
Besetzern benannten Vertrauenspersonen
führten informelle Gespräche mit Senatoren
über das Orlowskische Treuhandverwaltungs-
Modell, wobei sie aufpassen mußten, daß
daraus ja keine Verhandlungen wurden und
einige Netzwerk-Leute ließen sich gar dazu
verleiten, mit Senatsvertretern über das
Stiftungsmodell zu verhandeln, um vor den
Neuwahlen noch möglichst viele Häuser
„retten“ zu können, wenn alle anderen Bemü-
hungen scheitern sollten.
Die Trennung der Wege von Unterstützern
und Besetzern, das Aufgeben der oft sehr
mühsamen Kommunikation führte zu gar
nichts: der Wahltag kam - und mit ihm die
CDU - und außer dem SPI-Sanierungstreu-
handträger war nichts abgesichert, keine
Besetzung legalisiert worden.
Was nützte es da den Stiftungs-Verhand-
lern, wenn sie kurz vor der Wahl eine Lösung
für fast 50 Häuser zum Greifen nah sahen, sich
aber wegen der vorherigen wochenlangen
Geheimgespräche nicht zu den Besetzern
trauten?
Oder was nützte es den Besetzern, wenn sie
eine Woche vor der Wahl aus Angst vor einer
drohenden CDU-Abräumpolitik ihre bisheri-
gen Verhandlungsvorbedingungen fallen lie-
ßen und nun plötzlich Verhandlungsbereit-
schaft signalisierten?
Die CDU hatte nach ihrem halben Wahlsieg
und bedingt durch die Schwierigkeiten der
Regierungsbildung nicht gleich ein einheit-
liches Konzept für die Behandlung der In-
standbesetzer zur Hand. Dazu waren im Senat
zu unterschiedliche Richtungen (von Weiz-
säcker bis Lummer) vertreten und im Wahl-
kampf zu unterschiedliche Aussagen über die
Förderungswürdigkeit von Selbsthilfe-Pro-
jekten einerseits und die Durchsetzung des
gültigen Rechts andererseits gemacht worden.
Nach einer bewußt provokativen Räumung
eines Hauses in Spekulanteneigentum und
anschließenden Krawallen signalisierte die
Polizei dem Senat ihre Zweifel, ob sich eine
harte Abräumpolitik polizeilich durchhalten
ließe. Deshalb und durch Fürsprache kirch-
licher Kreise setzte sich erst einmal der
liberalere CDU-Flügel durch, was zur Ankün-
digung der Räumung von 8 adressenmäßig-
fixierten Häusern, verbunden mit einer
Umzugsaufforderung in allerdings meist
schon belegte Häuser führte (dies sollte ein
quasi rechtsstaatlicher Fortschritt gegenüber
überraschenden Räumungen sein).
Die Räumungen, die dann an jenem
verhängnisvollen 22.9.81 durchgeführt wur-
den, kosteten Klaus Jürgen Rattay das Leben
und vielen Besetzern ihren selbst instandge-
setzten Wohn- u. Lebensraum.
Die Solidarisierungswelle, die danach die
Instandbesetzer umgab, hat in ihrer politi-
schen Breite seit der Studentenbewegung kein
Beispiel. Schon im Vorfeld der Räumungen
hatte sich ein neuer Unterstützer-Typus
herausgebildet: die Paten. Vom Pfarrer über
die Journalistin, die Gewerkschafterin und
den Hochschullehrer gehörte es in den linken
West-Berliner Kreisen im Sommer 81 sozusa-
gen zum guten Ton, die Instandbesetzer in
ihrer Sommervereinsamung praktisch und
moralisch zu unterstützen und - besonders für
die akut räumungsbedrohten Häuser - Paten-
schaften zu übernehmen.
Im Unterschied zu den mehr offensiv und
lösungsorientiert arbeitenden Vermittlern des
Frühjahrs 81 sahen die Paten ihre Haupt-
aufgabe in der Verteidigung der Häuser und
der weitgehend bedingungslosen Solidarisie-
rung mit den Instandbesetzern. Damit wollten
sie der Versuchung widerstehen, ähnlich wie
die Vermittlerkreise Stellvertreterpolitik für
die Besetzer zu betreiben.
So sinnvoll diese Schutzfunktion der Paten
für rein defensive Aufgaben, wie z.B. Verhin-
derung von Brutalität bei Räumungen, sein
mag, so unzureichend ist sie bei der Suche und
Entwicklung von Lösungs- und Legalisie-
rungskonzepten: der typische Pate zwingt sich
wider besseren Wissens und Wollens zur
Enthaltsamkeit und verharrt in einer unpoli-
tischen Dienerrolle.
Mir scheint, daß beide Pole von Unter-
stützerverhalten, die elitäre Stellvertreter-
politik und die pädagogisierende Dienerhal-
tung letztlich Ausdruck eines bewegungs-
internen Generationenkonflikts zwischen den
(stark vereinfacht) 68ern und den subkultu-
rellen Schichten der neuen Jugendbewegung
ist, der gleichberechtigte Kooperation ZWIi-
schen Instandbesetzern und Unterstützer-
schichten stark erschwert. Wo sollte diese
auch bei aller situations- und sozialisations-
bedingten Ungleichheit allein durch das
rational erkannte, gemeinsame Interesse an
einer sozialen Wohnungspolitik postuliert, so
einfach herkommen? Wahrscheinlich ist, daß
so etwas wie Vertrauen zwischen allen
Beteiligten nicht auf der abstrakten Ebene der
Gesamtlösung für alle besetzten Häuser,
sondern im kleineren Bereich des Stadtteils
und des Häuserblocks entstehen kann.
Es ist tragisch, daß erst die Brutalität der
CDU-Politik mehr Realitätsnähe in die
Instandbesetzerbewegung bringen Konnte.
Seither sind manche kontraproduktiven Dog-
men (z.B., daß entweder für alle oder für kein
Haus eine Legalisierung erfolgen darf, daß
erst alle Inhaftierten Straffreiheit erhalten
müssen, bevor Gespräche geführt werden
dürfen, später dann: daß mit einem Senat,
dem Lummer angehört, nichts laufen kann)
fallengelassen worden, und es besteht heute
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für alle Beteiligten mehr Nüchternheit, Angst-
freiheit, das Gedachte auch sagen zu können
und damit doch wieder, trotz der schlechteren
politischen Rahmenbedingungen, mehr inter-
ner Handlungsspielraum.
Zunehmend bemühen sich Paten, Unter-
stützer und Instandbesetzer in diesem neuen
Klima um kleinteiligere Lösungen für Blöcke
oder Einzelhäuzser. Zunehmend werden auch
lösungsrelevante Einzelmaßnahmen, wie das
von der Kreuzberger SPD und AL erreichte
faktische Räumungsmoratorium für Kreuz-
berg, die von eher argwöhnisch betrachteten
Organisationen ergriffen werden, begrüßt.
Ob diese Faktoren nun schon ausreichen,
den CDU-Senat unter Lösungsdruck zu
setzen, ist zweifelhaft. Immerhin sind hoff-
nungsvolle Voraussetzungen gegeben: 1. die
Paten- und Unterstützerkreise sterben nicht
aus, sondern ziehen immer weitere Gruppen in
die wohnungspolitische Allianz, 2. die woh-
nungs- und jugendpolitischen Pauschalforde-
jungen werden zunehmend durch konkrete
haus- oder blockbezogene Konzepte unter-
mauert, 3. die Diskussions- und Kompromiß-
fähigkeit aller Beteiligten hat zugenommen.
Auf den folgenden Seiten werden fünf ver-
schiedene und sich dennoch teilweise über-
schneidende Ansätze für Selbsthilfeträger-
schaften zur Diskussion gestellt. Der Begriff
„Modell“ wird zwar häufig auftauchen, sollteaber mehr im Sinne vonNÜberlegungalsvonErgebnis verstanden werden.
Es handelt sich um:
9 Modelle für die Übernahme besetzter Häu-
ser in eine Treuhandverwaltung (Orlows-
ky) bzw. Stiftung (Klaus Werner),
Vorschläge für den Aufbau blockbezoge-
ner Trägerorganisationen (Peter Beck,
Christian Schäfer).
Bis auf eine Ausnahme geht es um Ideen, die
das Stadium des beschriebenen Papiers noch
nicht verlassen haben und die bis dahin wohl
auch noch durch manche Diskussion und
inhaltliche Prüfung geschliffen werden dürf-
ten.
Bei der Ausnahme handelt es sich um den
treuhänderischen Sanierungsträger „Ausnah-
me und Regel“, einer Einrichtung des Sozial-
pädagogischen Instituts der Arbeiterwohl-
fahrt Berlin (SPI). Der Sanierungstreuhänder
- übrigens neben der Bauausstellung Berlin
GmbH (IBA) der bisher einzige im „unterneh-
merischen“ Berliner Sanierungsgeschäft -
wurde im Frühjahr dieses Jahres unter der Re-
gierung Vogel eingerichtet. Ausdrücklicher
Zweck:
3 technische, rechtliche und finanzielle Bera-
tung von Selbsthilfeprojekten,
9 Übernahme von Trägerschaften für Selbst-
hilfeprojekte.
Die Konstruktion des treuhänderischen Sa-
nierungsträgers unterliegt den Bestimmungen
des Städtebauförderungsgesetzes. Der Träger
erfüllt die ihm von der Gemeinde übertrage-
nen Aufgaben „im eigenen Namen für
Rechnung der Gemeinde“, d.h. der Sa-
nierungstreuhänder wirtschaftet formal
selbstständig aber mit Mitteln der öffentlichen
Hand. Dies ist vor allem für den Grunderwerb
entscheidend, da der Träger hierfür praktisch
keine eigenen Mittel benötigt.
Die Vorteile dieser Trägerform liegen auf
der Hand - vor allem für die Gemeinde: die
Verwaltung wird durch eine relativ flexibel
agierende Organisation entlastet; die notwen-
digen Mittel werden zudem fast vollständig
von Land und Bund aufgebracht. Der gesetz-
lich gewollten Entlastungsaufgabe des Sa-
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nierungstreuhänders entspricht eine starke
finanzielle und politische Abhängigkeit des
Trägers von der Kommune, d.h. von den
jeweils regierenden Parteien und KGrup-
pierungen.
Bei der Veränderung politischer Machtkon-
stellationen und Interessenslagen - wie nach
dem CDU-Wahlsieg in Berlin - kann ein „al-
ternativer“ Sanierungstreuhänder in Kalami-
täten kommen. Den Interessen der Betroffe-
nen verpflichtet ist er dennoch vollständig von
den kommunalen Politik- und Planungsvor-
gaben abhängig.
Dies mag mit der Grund dafür sein, daß die
anderen Modellüberlegungen den Förde-
rungsverlockungen der Treuhänderkonstruk-
tion gem. StBauFG widerstehen und von einer
größeren formalen und politischen Selbstän-
digkeit ausgehen. Dies soll vor allem dadurch
geleistet werden, daß den Bewohnern weit
über die Grenzen des Mietverhältnisses
hinausgehende Selbstverwaltungsrechte ein-
geräumt werden.
Bei der Gegenüberstellung des Sanierungs-
treuhänders SPI mit den quartiersbezogenen
Trägern (Block-Verein, BI SO 36 Modell) zei-
gen sich begriffliche Probleme im Umgang mit
dem Terminus Träger. Zunächst muß unter-
schieden werden zwischen dem „Träger“ eines
einzelnen Hauses - wie etwa die Vereine, Ge-
nossenschaften, BGB-Gesellschaften etc., in
denen die meisten „legalen“ Selbsthilfeprojek-
te organisiert sind - und dem Träger, der ver-
schiedene Selbsthilfegruppen betreut oder als
Eigentümer verschiedenster Grundstücke
fungiert. Bei den Lösungsüberlegungen für be-
setzte Häuser geht es wesentlich um die letzte
Art von Trägerorganisationen. Die Ab-
sicherung findet also nicht primär auf der Ebe-
ne des einzelnen Hauses statt, sondern bezieht
möglichst viele Projekte ein.
Hier setzt nun der zweite Unterschied in der
Diskussion des Trägerbegriffs ein. Während
der treuhänderische Sanierungsträger SPI „ei-
gentlich“ nach Sinn und Zweck des StBauFG
quartierbezogen („Sanierungsgebiet“) agieren
müßte, nimmt er faktisch Feuerwehraufgaben
wahr, indem er Häuser in den verschiedensten
Kiezen betreut. Das SPI ist also im Grunde
gar kein Sanierungstreuhänder, (mit Sozial-
planung, Bürgerbeteiligung etc.) sondern eine
Selbsthilfeberatungsgesellschaft mit teilwei-
sem Grundstücksholding. Lediglich die Mit-
telbeschaffung erfolgt nach dem StBauFG.
Demgegenüber - um die Verwirrung
komplett zu machen - kommen die kiezbezo-
genen Trägerorganisationen (Vorschlag BI
SO 36, Bauausstellung), die nicht mit der Kon-
struktion des Sanierungstreuhänders arbeiten
wollen, dem Prinzip dieser Konstruktion viel
näher. Sie bestimmen den Quartiersbezug
jedoch nicht nur aus der Allokation des
Grundbesitzes - wie die konventionellen Sa-
nierungsträger - sondern aus der Mitbe-
stimmung und Selbstverwaltung der Bewoh-
ner oder - in der Sprache des StBauFG - aus
einem neuen Verständnis von Sozialplanung
und Bürgerbeteiligung.
Ein Sonderfall ist das vom damaligen Mie-
tervertreter im Sanierungsgebiet Kottbusser
Tor und jetzigen AL-Baustadtrat Orlowsky in
hektischer Situation vorgeschlagene „Käse-
glocken-Modell“. Als ersten Schritt zur Absi-
cherung besetzter Häuser sollte nach diesem
Konzept der Senat die ihm verpflichteten Sa-
nierungsträger anweisen, die Verwaltung und
Bewirtschaft der besetzten Häuser an eine
„Treuhand GmbH“ (nicht zu verwechseln mit
einem Sanierungstreuhänder ä la SPI) abzu-
treten. Damit wäre den Sanierungsgesell-
schaften die faktische Verfügungsgewalt - der
Kern der‘ permanenten —KRäumungsbe-
drohung - entzogen worden, während sie den
Eigentumstitel zumindest vorerst behielten.
Auch wenn das „Käseglocken-Modell“ auf die
Dauer nicht um die „Eigentumsfrage“ herum-
gekommen wäre - denn welcher Sanierungs-
träger wollte sich schon mit der Rolle einer
entmündigten Erbengemeinschaft zufrieden
geben -, so wäre der Vorschlag auf dem Hin-
tergrund der damaligen politischen Kräftever-
hältnisse (vgl. Beitrag Orlowsky) durchsetzbar
gewesen. Daß das Treuhandmodell - im Ge-
gensatz zum Sanierungstreuhänder SPI -
nicht Wirklichkeit wurde, kann man heute nur
bedauern - aus der sozialen Dynamik der
damaligen Bewegung heraus kann man es
jedoch verstehen.
Auch heute noch ist der Kern jeder Träger-
überlegung die Frage nach dem Verfügungs-
recht. Die im Treuhandmodell angelegte Idee
eines Splittings zwischen (Selbst-) Verwaltung
und Bewirtschaftung einerseits und dem „Ei-
gentumsholding“ andererseits wurde in den
späteren Überlegungen der BI SO 36 und der
IBA zum Block 103 (Sanierungsgebiet Kott-
busser Tor) weitergeführt.
Zu den Friedensbemühungen der evangeli-
schen Kirche Westberlins gehörte auch die
Überlegung, eine Trägerschaft für besetzte
Häuser im Block 103 zu übernehmen. Mit den
praktischen Problemen der Hausverwaltung
bzw. Bauselbsthilfe wollte und sollte sich die
Kirche nicht belasten. Zu diesem Zweck
wurde in der Bauausstellung ein Splitting-
Modell entwickelt, nach dem die Kirche ledig-
lich als Eigentümer im Grundbuch auftritt,
während die Baubetreuung z.B. von der IBA
selbst und die Hausverwaltung von den Be-
troffenen (Kiez-Verein, Blockrat) wahrge-
nommen werden sollte.
Diese Überlegung ist nach wie vor aktuell,
auch wenn die Kirche für die Rolle des „Eigen-
tumsholding“ nicht mehr in Frage kommen
sollte. Prinzipiell ist die Übernahme von
Grundstücken auch durch andere Institutio-
nen, wie z.B. Netzwerk, SPI. Stiftung
denkbar.
Mit der Frage nach dem Verfügungsrecnt
ist unmittelbar die nach der Finanzierung auf-
geworfen. Und zwar sowohl hinsichtlich des
Verfügungsrechts (Kauf, Erbbaureht, eigen-
tumsähnliches Dauerwohnrecht etc.) wie auch
der Instandsetzung und Modernisierung. In
punkto Finanzierung sind alle Modelle etwas
unterbelichtet (Ausnahme treuhänderischer
Sanierungsträger). Dies liegt wohl u.a. daran,
daß sich in der Frage der Finanzierung ein
weiterer heikler Punkt versteckt: nämlich die
„Staatskneten-Diskussion“. Wie „autonom“
ist die „freie Republik Kreuzberg“, wenn die
Selbsthilfeprojekte alle mehr oder weniger
von öffentlichen Geldern abhängig sind? An-
dererseits ist unverkennbar, daß die Häuser
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und die Projekte ohne öffentliche Mittel viel-
fach keine Chance haben, das nächste Jahr zu
überstehen. Die in Jahren heruntergewirt-
schaftete Bausubstanz läßt sich auch durch
den größten Selbsthilfeeinsatz oft nicht retten.
Wie könnte eine Finanzierung aussehen?
a) Übernahme der Grundstücke durch städti-
sche Wohnungsbaugesellschaften, Abschluß
langfristiger Miet-, Nutz- oder Erbbaurechts-
verträge;
b) Übernahme der Grundstücke in den Besitz
des Landes Berlin und Vergabe von Erbbau-
rechtsverträgen an Bewohner oder „alternati-
ven“ Träger;
c) Förderung des Aufkaufs durch „alternati-
ve“ Träger;
d) „Mobilisierung“ von möglichst viel priva-
tem Kapital der Szene, ihrer Organisationen
wie Netzwerk, kirchlicher oder sonstiger ge-
meinnütziger/karitativer Einrichtungen.
Die erste Lösung - eigentlich die nahelie-
gendste - ist zugleich die problematischste. Die
städtischen gemeinnützigen Wohnungsbauge-
sellschaften, die auch unternehmerische Sa-
nierungsträger sind, genießen das wenigste
Vertrauen, um als Träger für Selbsthilfe-Pro-
jekte von den Bewohnern anerkannt zu
werden. Jahrelange Abrißplanung und Ver-
drängungsmodernisierung, institutionelle Ar-
roganz und übelster Stil im Umgang mit den
Mietern sind kaum die richtigen Vorausset-
zungen für ein neues kooperatives Mieter -
Vermieter - Verhältnis. Immerhin lassen sich
Ansätze feststellen, daß städtische Wohnungs-
baugesellschaften mit Selbsthilfegruppen ins
Gespräch kommen und vielleicht ist der
Beschluß vom 7.11.1981 nicht nur ein takti-
sches Zugeständnis, sondern der Beginn eines
Umdenkungsprozesses ...
Solange hierfür keine handfesten Fakten
vorliegen hat die Lösung a) keine Chance. Der
einzige Ausweg scheint darin zu bestehen, daß
neue nicht desavouierte Träger aufgebaut wer-
den. Das wesentliche daran muß die Einbe-
ziehung von Selbstverwaltungselementen
sein, da sonst die gleichen Probleme wie bei
den jetzigen Trägern absehbar sind. Mit der
Reform-Kind SPI ist zwar ein Anfang in Rich-
tung Selbsthilfeberatung gemacht, der Quar-
tiersbezug und die entsprechende Kontrolle
von unten fehlen jedoch noch. Dies dürfte vor
allem dann problematisch werden, wenn der
Träger den Anspruch erhebt, in Fragen der In-
standsetzung oder Bewirtschaftung in einem
Haus mitzubestimmen.
Unproblematischer dürfte es sein, wenn sich
der Träger lediglich auf das „Eigentumshol-
ding“ beschränkt und Fragen der Bewirtschaf-
tung und der Selbsthilfe an kiezbezogene Or-
ganisationen (Selbstverwaltun svereine etc.)abgibt (Modell BI SO 36. ET BA-Überlegungen,
Stiftung).
Das Konzept der dezentralen, blockbezoge-
nen Träger ist jedoch nur zu verwirklichen,
wenn das Land Berlin politisch und finanziell
mitspielt. Geht man davon aus, daß bei der
CDU der Ehrgeiz überwiegt, eine friedliche
Lösung für Instandbesetzung erreichen zu
wollen, dann liegt in der Vergabe von Erbbau-
rechten an blockbezogene Träger oder auch
eine Stiftung für besetzte Häuser eine realisti-
sche Möglichkeit. Neu ist der Weg nicht; die
CDU bräuchte sich lediglich auf ihre
Wohnungspolitik der 50er Jahre zu besinnen.
Ob sie dies tut, ohne gleichzeitig die soziale
und politische Kontrolle über die Selbsthilfe
wieder zurück zu verlangen - wie weiland in
Form der damals nocht streng konservativen
kirchlichen und staatlichen Betreuungsunter-
nehmen - ...
Als Alternative zu den Erbbaurechten
kommt eine Förderung des Aufkaufs der
Grundstücke durch den „alternativen“ Träger
in Frage. Dies dürfte „eigentlich“ kein großes
Problem sein, wenn man bedenkt, daß auch
die jetzigen unternehmerischen Sanierungs-
träger 70 - 100 % der Grundstückskosten vom
Senat finanziert bekommen. Nur wird man
gegen die blockweisen Träger oder die
Stiftung den Einwand anführen, es handele
sich nicht um Sanierungsträger eine entspre-
chende Förderung widerspräche damit dem
StBauFG. Solche finanztechnischen Argu-
mente lassen sich mit etwas Sachwissen und
gutem Willen leicht ausräumen, schließlich
gab es in Berlin bereits in den 70er Jahren
Finanzierungsformen, die außerhalb und
unabhängig vom Sanierungsgebieten eine
100 % Vorfinanzierung des Grundstücks zulie-
ßen (sgn. Baulanddarlehen).
Relativ begrenzt dürften die Mittel sein, die
„privat“ - also durch Netzwerk etc. - aufge-
bracht werden können. Dennoch sollte diese
Finanzierungsmöglichkeit nicht unterschätzt
werden, zumal wenn man sie in Kombination
mit den anderen sieht.
Noch nicht angesprochen ist mit der kom-
plizierten Frage der Neuregelung des Verfü-
gungsrechtes das Problem der Finanzierung
der Instandsetzung. Praktisch alle Modelle
gehen vom Verursacherprinzip aus. Die
städtebaulichen Planungen des Senats haben
den Mißstand zu verantworten, folglich ist die
Modernisierung weitgehend aus öffentlichen
Mitteln zu finanzieren. Tatsächlich sind die in
den Instandsetzungsförderungsprogrammen
ausgewiesenen Konditionen. für Selbsthilfe
noch meilenweit von dieser Finanzierungsprä-
misse der Modellüberlegungen entfernt.
Schließlich: So gravierend die Finanzpro-
bleme sein mögen, die größte Aufgabe wird
die politische Durchsetzung sowohl gegen-
über dem Senat als auch gegenüber großen
Teilen der Szene sein. Die Super-Power-
Gesamt-Lösung kann und wird es nicht geben.
Denkbar und notwendig sind viele, nach den
jeweiligen Gegebenheiten unterschiedliche
Lösungen. Damit ist der Spaltungsvorwurf
absehbar. Ob er berechtigt ist, wird davon ab-
hängen, ob die Trägermodelle exklusive Ein-
zellösungen darstellen, oder den Grundstock
für eine neue entwicklungsfähige Form demo-
kratischer Willensbildung und Selbstverwal-





Im Frühjahr 1981 wurden in Kreuzberg drei
besetzte Häuser am Fränkelufer durchsucht
und anschließend - durch Übergabe an die
Eigentümergesellschaft (GSW) - geräumt. Am
späten Abend des gleichen Tages fand in
Wiesbaden beim ZDF eine Fernsehdiskussion
statt, an der neben Berliner Besetzern, dem
Direktor der GSW, dem damaligen Bausena-
tor Ulrich (SPD) und anderen auch der
Verfasser teilnahm.
In der Diskussion, die emotional aufgela-
den, heftig und maßlos war, kam es zu keiner
auch nur ansatzweisen Annäherung der
Standpunkte. Am Ende herrschte allgemeine
Ratlosigkeit.
Dies hatte sich auch nicht geändert, als man
am nächsten Morgen zum Flughafen fuhr.
Nach längerem Schweigen fragte Ulrich, wie
es denn nun überhaupt weiter gehen könnte.
Beklommenes Schweigen. Der Verfasser, mit
anderen seit Ende Januar um Vermittlung
zwischen Hausbesetzern und Senat bemüht,
schlug spontan vor, die besetzten Häuser aus
der Verfügung der Eigentümergesellschaften
auszuklammern und unter eine selbstbe-
stimmte Treuhandverwaltung zu stellen, um
Handlungsspielräume zu gewinnen, ohne
zugleich Lösungsmöglichkeiten zu präjudizie-
ren.
Eine Woche später reagierte Ullrich offi-
ziell. Mit einem durch Boten überbrachtem
Schreiben, indem er auf den Vorschlag zu-
rückkam, erbot er sich seinerseits, tätig zu
werden.
In den folgenden Tagen wurde der Vermitt-
lerkreis aktiv. Der Gedanke einer Treuhand-
verwaltung wurde durchdiskutiert, das Mo-
dell nahm Gestalt an und wurde gleichzeitig in
der Betroffenenvertretung des Kreuzberger
Sanierungsgebietes und mit Besetzern erör-
tert.
Von allen Modellen, die dem Ziel dienen
wollten, wie die einen sagten: „Die Über-
führung in rechtlich geordnete Verhältnisse“,
wie die anderen meinten „die Besitzstandssi-
cherung der Aneignung“ zu bewirken, hatte
das Treuhandmodell (neben dem Stiftungs-
modell allein übrig geblieben) bei den
Besetzern den meisten Anklang gefunden.
Über das Stiftungsmodell hieß es bald danach
auf einem Plenum des Berliner Besetzerrates,
es solle „stiften“ gehen.
In den Diskussionen konkretisierten sich
die Vorstellungen. Ein Rechtsanwalt (als
Praktiker) und ein Professor an der FU (als
Theoretiker) halfen, ein juristisches Vertrags-
werk zu formulieren, das sowohl dem
Besetzerrat als auch dem Senat zugestellt
wurde.
Mit Modifizierungen, die jedoch nicht den
Wesenskern veränderten, und einem Vor-
spann des Besetzerrates - Teilnahme aller
Häuser, Einstellung aller Strafverfahren, Frei-
lassung aller Inhaftierten - bildete die letzte
Fassung die Grundlage für die Verhandlungen
mit dem Senat. Zum Vertragsabschluß kam es
- kurz vor der Neuwahl nicht mehr -.
Worum ging es?
Das Treuhandmodell ist oft vollständig
verkannt worden. Es bedeutete keinen Ein-
griff in die formale Eigentümerstruktur. Es
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war auch kein Versuch, eine Art Zwangsver-
waltung über die besetzten Häuser zu stülpen.
Das Vertragswerk bestand aus drei Teilen:
1) Dem Rahmenvertrag zwischen der Treu-
hand, die als GmbH konzipiert war, und dem
Land Berlin, vertreten durch den Senator für
Bau- und Wohnungswesen.
2) Dem Nutzungsvertrag zwischen der Treu-
hand GmbH und dem jeweiligen Eigentümer.
3) Dem Gesellschaftsvertrag.
Zu 1.:
Der vom Vermittlerkreis vorgeschlagene
Rahmenvertrag sah vor, daß Berlin sich ver-
pflichtet, „alle in seinem Besitz befindlichen
und besetzten Objekte“ der TreuhandGmbH
zur Nutzung zu überlassen, auf die öffentli-
chen und privaten Sanierungsträger mit
besetzten Objekten im gleichen Sinne einzu-
wirken und privaten Eigentümern mit be-
setzten Häusern vergleichbare Objekte anzu-
bieten, mit dem Ziel der Überführung der
besetzten Objekte in die Treuhand GmbH.
Berlin sollte gleichzeitig der Treuhand
GmbH Sanierungsförderungsmittel zur Wei-
terleitung an ihre Gesellschafter für in Selbst-
hilfe erfolgende Maßnahmen in Höhe von
80 % der geschätzten Sanierungskosten zu
Verfügung stellen. Ferner war vorgesehen,
daß Berlin die vertraglichen Vereinbarungen
zwischen der Treuhand GmbH und den Eigen-
tümern garantiert und seine Weisungsbefug-
nis dementsprechend einsetzt sowie die zur
Einrichtung und Unterhaltung der Treuhand
GmbH notwendigen Geldmittel anweist.
Wichtig war die Bekräftigung, die politi-
schen Anstrengungen für eine friedliche
Lösung aller im Zusammenhang mit Hausin-
standsetzungen entstandenen Problemen zu
verstärken, den Abbau der Kriminalisierung,
die Aussetzung der Strafverfolgung und die
Prüfung der Realisierbarkeit von Haftver-
schonung und späterer Amnestie zu betreiben.
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Gleichfalls war die „grundsätzliche Verän-
derung der gegenwärtigen Sanierungspolitik
und Praxis durch die maßgebliche Beteiligung
der Betroffenen bei der Gestaltung ihrer
Lebensbedingungen“ vorgesehen.
Je länger sich - auch durch die Unentschlos-
senheit der Besetzer, die auf Teilnahme aller
teilnahmewilligen Häuser bestanden, die Ver-
handlungen hinschleppten, desto ungünstiger
wirkte sich der Zeitdruck der bevorstehenden
Wahlen aus. Der vom Senat schließlich
vorgelegte Gegenvorschlag las sich schon ganz
anders. Hier war von der Entwicklung und
Vermittlung neuer Formen betroffenenge-
rechter Instandsetzungs- und Instandhal-
tungsmaßnahmen, dem Beitrag zur Beseiti-
gung des Wohnungsleerstandes, der Wieder-
herstellung und Erhaltung des Rechts- und
Gemeinschaftsfriedens die Rede, wozu der
Treuhänder „vorübergehend“ die Verwaltung
und Nutzung von Grundstücken und Grund-
stücksteilen übernehmen und zur Vorberei-
tung einer einvernehmlichen Regelung über
die endgültigen Nutzung der verwalteten
Gebäude tätig werden sollte. Gleichfalls sollte
der Treuhänder darauf hinwirken, daß die
Ziele: zwischen Nutzern und Eigentümern zu
vermitteln, die „erforderlichen Regelungen“
herbeizuführen sowie Hilfe zur Selbsthilfe zu
organisieren, in angemessener Frist erreicht
würden.
Dies sollte durch jährliche Kostenpauscha-
len unterstützt und die Aufgaben sollten in
vertrauensvoller Zusammenarbeit durchge-
führt werden. Der Treuhänder sollte auch
darauf hinwirken, daß nach einer Übergangs-
phase „vertragliche Vereinbarungen geschlos-
sen werden“. Berlin seinerseits verpflichtete
sich, darauf hinzuwirken, daß dem Treuhän-
der entsprechende Grundstücke zur Verwal-
tung und Nutzung übertragen würden.
Zu 2.:
Die beiden Entwürfe für den Nutzungsvertrag
differierten weniger. Kostenlose Überlassung
der Grundstücke zur Nutzung an die Treu-
hand GmbH, Grundinstandsetzung auf Ko-
sten der Eigentümer nach Mängelfeststellung,
Sicherung und Substanzerhaltung nach Ab-
stimmung über die erforderlichen baulichen
Maßnahmen in Selbsthilfe und gegen Auf-
wendungserstattung durchgeführt, Bewirt-
schaftungskosten selbst getragen, die Häuser
sozusagen „autonom“ genutzt, in eigener auch
haftpflichtrechtlicher Hinsicht, das war der
wesentliche Inhalt beider Entwürfe. Wichtig
in diesem Zusammenhang war, daß ein Eigen-
tümerwechsel am Status Quo der Verein-
barung nichts ändern sollte. Die Rücknahme
der Strafanträge durch die Eigentümer, im
Vermittlerkreisentwurf expressis verbis ent-
halten, war im Senatsvorschlag nicht erwähnt,
wurde aber als „selbstverständlich‘“ bezeich-
net.
Zu 3.
Die Organisationsform der Treuhand GmbH
im Innenverhältnis sah vor, daß die Gesell-
schaft aus der Summe aller Objekte bestehen
sollte. Jedes Objekt sollte einen Vertreter in
die Gesellschafterversammlung wählen und
entsenden, für den das Imperative Mandat
Geltung haben sollte. Die Gesellschafterver-
sammlung war das höchste Gremium. Be-
schlüsse sollten mit einfacher, Geschäftsord-
nungsbeschlüsse mit 2/3 Mehrheit gefaßt wer-
den. Vorgesehen waren zunächst 5-9 Ge-
schäftsführer die mit 2/3 Mehrheit abberufen
werden konnten. Aus dem Kreis der Ge-
schäftsführer sollten die Gesellschafter drei
Geschäftsführer bestimmen, die die Außen-
vertretung wahrzunehmen hätten.
Als Gesellschaftszweck war definiert worden
a) Wiederherstellung und Instandsetzung von
Altbauten
b) Förderung von selbstbestimmten Projekten
c) Förderung der stadtteilbezogenen Zusam-
menarbeit der Gesellschafter
d) Zusammenarbeit mit der örtlichen Bewoh-
nerschaft, deren Betroffenenvertretung und
sonstigen an Verbesserungen im Stadtteil ar-
beitenden Gruppen.
Was sollte erreicht werden?
Das Treuhandmodell ist seinerzeit auch
Käseglocke genannt worden - vielleicht auch
deswegen, weil es manchem Besetzer ge-
stunken haben mag. Treffender wäre der
Ausdruck „Schutzschirm“ oder „schützende
Membrane“ gewesen. Sinn des Modells war,
nach innen die volle Autonomie der besetzten
Häuser zu wahren und Jedes-in-Kontakt-tre-
ten mit offiziellen Stellen überflüssig zu ma-
chen, nach außen durch die Treuhandge-
schäftsführung alle technischen Regelungen
vorzunehmen, die eine weitere Kriminalisie-
rung und damit die zusätzliche Gefahr einer
Räumung ausschließen könnten: Verträge
über Strom, Wasser und Gaslieferung usw.
Das Modell hatte sozusagen eine Innen- und
eine Außenseite; beide brauchten nur durch
die Membran in Verbindung zu treten.
Durch die Ausklammerung aus der Verfü-
gung durch die Eigentümer, ohne diesen den
Rechtstitel (Grundbuch) zu nehmen, sollte
einerseits Autonomie und selbstbestimmte Ei-
genverwaltung in den besetzten Häusern mög-
lich gemacht und andererseits der erforderli-
chen Zeit und Handlungsspielrum zur Ent-
wicklung einer ganzen Bandbreite von endgül-
tigen Lösungen geschaffen werden, ohne daß
ständiger Räumungsdruck eine die Bemü-
hungen verfälschende Einwirkung hätte ha-
ben können.
Von allen vorgeschlagenen Modellen hatte
die Treuhandlösung die längste Zeit die größte
Chance, realisiert zu werden. Die Entwicklung
ist anders verlaufen. Wohin sie nun führen
wird, ist nicht vorherzusehen.
A Klaus H. Werner
Das Stiftungsmodell
In der Situation vor der Berliner Wahl ’81
haben einige Aktive im Netzwerk versucht, in
Gesprächen mit den Senatsverantwortlichen
einerseits und mit der Besetzerbewegung
sympatisierender Gruppen und Personen
andererseits herauszufinden, ob sich unter
Ausnutzung des Machtvakuums in der Stadt
eine politische Lösung zumindest für einen
Teil der besetzten Häuser würde durchsetzen
lassen:
® Wohnungen und Häuser in Selbstverwal-
tung der Nutzer,
® Neutralisierung des spekulativen Grund-
besitzes durch Überführung in eine gemein-
nützige Stiftung. Dieses Stiftungsmodell, das
fortan durch die Szene als Gerücht geisterte,
sollte wie folgt aussehen:
® Die Bewohner/Besetzer eines Hauses
sollten sich als Hausgemeinschaft oder Genos-
senschaft oder in einer sonstigen auch losen
Form organisieren. Sämtliche das Haus
unmittelbar betreffenden Angelegenheiten,
insbesondere das heikle Thema der Wohn-
raumvergabe, sollten auf dieser Ebene in
Hausversammlungen entschieden werden.
® Mehrere solcher besetzter Häuser eines
Blockes oder Kiezes schließen sich zu einem
Verein zusammen, in dem sämtliche Bewoh-
ner dieser angeschlossenen Häuser Mitglieder
sind. Probleme der Stadtteilgestaltung, der
Blocksanierung, größere Instandsetzungen,
Schaffung von gemeinsamen Einrichtungen
im Kiez (Werkstätten, Kommunikationsräu-
me, Spielplätze usw.) sollten auf dieser Ebene
entschieden werden, in Block- bzw. Vereins-
versammlungen oder durch den Blockrat
(„Vereinsvorstand“‘).
® Das Eigentum an sämtlichen Häusern sollte
in eine gemeinnützige Stiftung „Recht auf
Wohnen“ eingebracht werden, um zugleich
die völlige Verfügungsgewalt der Bewohner
über ihre Häuser zu sichern. Hier liegt der
entscheidende Unterschied zum sog. Treu-
handmodell, das die Eigentumsfrage nicht
stellt, sondern sich allein auf die wirtschaft-
liche Verwaltung konzentrieren soll (solange
es den jeweiligen Eigentümern gefällt und die
politische Situation eine solche Lösung
opportun erscheinen läßt.) Kontrolliert wer-
den sollte diese Stiftung nach unseren Vorstel-
lungen von einem 18-köpfigen Stiftungsrat,
der sich in drei Gruppierungen gliedern sollte:
- je 2 Vertreter des Berliner Mietervereins, des
Netzwerks und des Landesverbands Bürger-
initiativen,
- 6 vertrauenswürdige Einzelpersonen, ge-
dacht war dabei und eine Zusage hatten
gegeben: Heinrich Albertz, Otto Schily,
Harald Loch, Johano Strasser, Gert Behrens
sowie ein Vertreter der BI SO 36 bzw. der
Mieterinitiative
- und 6 Delegierte der Bewohner /Besetzer, die
auf Block- oder Stadtteilebene zu wählen
wären.
Im Februar März wurde versucht, dieses
Modell im Kreis von Besetzern zu diskutie-
ren. Abgesehen davon, daß zum damaligen
Zeitpunkt alle Besetzer, die derartige weiter-
gehende Gedanken auszusprechen wagten,
sich dem Spaltungsvorwurf aussetzten, kam
dieses Modell zu unvermittelt.
Anders die angesprochenen Gruppen und
gutwilligen Leute im Senat: hier wurde eine
48
echte Chance gesehen, ein grundsätzlich
anderes Modell der Wohnraumversorgung
und -verwaltung den Siedlungsgesellschaften
und Sanierungsträgern und privaten Eigen-
tümern entgegenzusetzen. Die beteiligten
Gruppen (z.B. Mieterverein) und Einzelper-
sonen in der Stiftung hätten es zugleich der
politischen Rechten schwer gemacht, das
ganze Modell als Kapitulation vor den
Hausbesetzern zu diffamieren.
In den wenigen Wochen, in denen das
Modell mit dem Senat diskutiert wurde, stellte
sich als Haken, vielleicht aber auch gerade als
Chance heraus:
Es könnten, gleich in welche Lösung, nur
ca. 40 Häuser mit ca. 800-900 Wohnungen
einbezogen werden. Dabei handelte es sich um
besetzte Häuser, die 1. im städtischen Besitz
bzw. im Besitz von Siedlungsgesellschaften
sind, denn nur auf die hat der Senat einen
direkten Zugriff, und die 2. ganz oder
überwiegend besetzt sind, sonst aber noch die
alten Mieter darin wohnen, wird es zwar als
„besetztes Haus“ gezählt, es ist jedoch schwer-
lich zu fordern, dieses gesamte Haus in die
Verwaltung der Besetzer zu übergeben. Die
Forderung, wenn überhaupt, dann sämtliche
200 besetzten Häuser in eine „politische“
Lösung einzubeziehen, war von daher absolut
unrealistisch.
Andererseits, wenn es tatsächlich gelungen
wäre, eine derartige Zahl von Häusern und
Wohnungen in Selbstverwaltung zu überfüh-
ren, die Bewegung hätten an den sich daran
entwickelnden praktischen Problemen über
Jahre hinaus zu kauen gehabt, allerdings auch
einen ungeheuren. Schritt nach vorne tun
können in dem Versuch, weite Bereiche
gesellschaftlichen Lebens jenseits bestehender
Herrschaftsstrukturen neu zu organisieren.
Der erfolgreiche Versuch, die Wohnumwelt in
der Verantwortung der Nutzer zu verwalten,
hätte eine enorme Sprengkraft für die übrigen
traditionellen Hausbesitzer-Mieter-Verhält-
nisse entwickeln können.
Der Versuch, das Modell Stiftung durch-
zusetzen, wurde aus zwei Gründen zwei
Wochen vor der Wahl von uns aufgegeben:
einmal wurde der amtierende Senat, um vor
der Wahl nur ja nichts falsch zu machen und
eventuell noch Wähler abzuschrecken, zuse-
hends handlungsunfähiger, zum anderen hatte
die Diskussion unter den Besetzern, ob doch
noch verhandelt werden solle, gerade erst
angefangen. Jede Lösung wäre also nur über
die Köpfe der Betroffenen hinweg in letzter
Minute möglich gewesen. Da es sich in jedem
Fall nur um eine Teillösung gehandelt hätte,
wäre der Vorwurf des Verrates an den
Häusern, die nach der Wahl ohnehin Stück für
Stück zur Räumung vorgesehen sind, unver-
meidlich gewesen.
Vor die Alternative gestellt, eine langfristi-
ge politische Strategie in einem begrenzten
Bereich mit den entsprechenden Lernprozes-
sen auch gegen momentane Stimmungen einer
Basisbewegung durchzusetzen, oder aber
sämtliche Erfahrungen, auch die schmerz-
lichen des Scheiterns und der völligen
Überschätzung der eigenen Kräfte, dieser
Bewegung zu überlassen, haben wir uns für
das Letztere entschieden.
Was das politische Selbstverständnis von
Netzwerk angeht, so hat diese Entwicklung
der Besetzerbewegung erneut‘ gezeigt, wie
problematisch es ist, wenn sich Netzwerk auf
die Rolle des unverbindlichen Dukatenesels
zurückzieht. Vielmehr sollte die politische
Offenheit von Netzwerk im linken Spektrum
und seine Mittlerposition zwischen Basisbe-
wegungen und sogenannten Etablierten von
Fall zu Fall auch direkt und offensiv eingesetzt
werden. Hier läge eine.politische Kraft, über
die wir uns bislang kaum Gedanken gemacht
haben. Sie nähme dem Netzwerk den Ruch
des „alternativen Sozialamtes“ und verliehe




Modell, BI SO 36
„Der Bürger ist Bauherr“ heißt es in einer vom
Senator für Stadtentwicklung und Umwelt-
schutz herausgegebenen Broschüre zum Wett-
bewerb „Strategien für Kreuzberg“. Die
daraus abzuleitende Konsequenz, daß auch
der Bürger derjenige ist, der zu entscheiden
hat, wurde nie ernsthaft zugestanden.
Die durchgreifenden Modernisierungen im
Rahmen des Zukunftsinvestitionsprogramms
(ZIP), die mehr als 60% der Bewohner aus
ihren Wohnungen vertrieb, ist beredtes
Beispiel für die Ernsthaftigkeit solcher auch
von politischer Seite proklamierten For-
derung.
Dabei spricht einiges dafür, daß die
Bewohner für den Fall, daß sie selbst entschei-
den können, zu besseren, billigeren und behut-
sameren Lösungen für die Erneuerung ihrer
Wohnung kommen. Besser, weil sie es direkt
kontrollieren können: billiger, weil sie nur so
erneuern würden, wie es ihren Wünschen ent-
spricht; behutsamer, weil sie nur in dem
Umfang erneuern würden, wie sie es selbst
verkraften können, da sie selbst die Betroffe-
nen sind.
Daß diese Behauptung trotzdem noch weit-
gehend der empirischen Überprüfung ent-
behrt, mag seinen Grund auch darin haben,
daß für den ’Normalfall’ der Stadterneuerung
organisatorische Modelle einer erweiterten
Selbstverwaltung in politisch abgesicherter
Form bisher nicht vorliegen. Bzw. wurden
Ansätze in dieser Richtung, wie sie z.B. als
Beiträge im Rahmen des Strategienwettbe-
werbs prämiert wurden, von den damals im
Verein SO 36 maßgeblichen ’Bürgervertretern’
sehr schnell aus der politischen Diskussion
gezogen und den Schubladen überantwortet.
Das im folgenden kurz dargestellte Modell
wurde von der BI SO 36 quasi als politische
Forderung zur Bewohnerbeteiligung formu-
liert. Es sollte zum einen die Diskussion um
die Berliner Wohnungspolitik insgesamt, also
nicht nur reduziert auf die besetzten Häuser,
weiterbringen. Andererseits soll es eine
Antwort sein auf die negativen Erfahrungen
mit dem ZIP.
Solange den Bewohnern als einzige Alterna-
tive zu den von den Berliner Förderungspro-
grammen vorgegebenen Modernisierungen
der Verbleib in weiterhin verrottenden Häu-
sern oder der Auszug bleibt, solange wird kei-
ne, an den Interessen der jetzigen Bewohner
orientierte Stadterneuerung stattfinden.
Die einzige Möglichkeit mitzuentscheiden
besteht für die Bewohner zur Zeit darin,
Fakten zu schaffen. Z.B. durch die Instandbe-
setzung leerstehender Häuser oder durch so
phantasievolle Auslegung gesetzlicher Re-
gelungen, daß Entmietungen blockiert, zügige
und geordnete Bauabläufe unmöglich ge-
macht und auch nicht mehr erwartet werden
können, mit anderen Worten, der Umbaupro-
zeß einer rationalen Planbarkeit entzogen
wird.
Um einen größeren Kreis betroffener
Bewohner zu mobilisieren und in Richtung
auf eigene Zielvorstellungen zu aktivieren,
sind diese Widerstandsformen jedoch nicht
geeignet.
Will man den Auszug der jetzigen Bewoh-
ner ernsthaft vermeiden, ist es u.E. unabding-
bar, die Bewohner in sehr viel weitgehenderer
Weise am Prozeß der Stadterneuerung zu
beteiligen, als dies nach den bisherigen
Verfahren der Fall ist.
Um einen Anreiz zur Beteiligung zu geben,
ist es allerdings nötig, Entscheidungskompe-
tenzen wie sie bisher nur an die Eigentümer
vergeben wurden, auch an die Bewohner zu
delegieren. Dies sollte immer dann passieren,
wenn der Eigentümer nicht willens oder in der
Lage ist, eine Stadterneuerung durchzufüh-
ren, die von den Interessen der jetzt dort
lebenden Bevölkerung ausgeht.
Für diesen Fall das von der BI SO 36 for-
mulierte Modell einen möglichen organisato-
rischen Rahmen.
Das Modell
Den von Bewohnern eines Hauses gebildeten
Hausvereinen wird ihr Haus in Erbpacht über-
tragen, sie erhalten damit die volle Verfü-
gungsgewalt über dieses, insbesondere über
Belegung, Umbau und Instandsetzung. Einzig
der Verkauf bleibt ausgeschlossen.
Mehrere Hausvereine einer Nachbarschaft
gründen gemeinsam eine Dienstleitungsge-
sellschaft, die die Aufgabe hat, die Bewohner
bei der selbstverwalteten Erneuerung und Ver-
waltung ihres Hauses fachlich zu unterstützen.
Vorgeschlagen wird, daß diese Gesellschaft
die juristische Form einer GmbH hat, deren
Gesellschafter von den Hausvereinen be-
stimmt werden. Das Gesellschaftsvermögen
wird aus den Erbbaurechten der Hausvereine
gebildet.
Die laufenden Kosten dieser Gesellschaft
müssen weitgehend aus Städtebauförderungs-
mitteln bezahlt werden, da ihr Aufgabenspek-
trum dem eines Sanierungsträgers entspricht,
wenn auch mit geänderten inhaltlichen Ziel-
setzungen.
Die wesentliche Aufgabe der Bewohner
wird es sein, die Tätigkeit der Dienstleistungs-
gesellschaft bzw. ihrer Mitarbeiter zu kontrol-
lieren, um so dem Zweck der Hausvereine ent-
sprechend eine bewohnergerechte Instandset-
zung, Erneuerung, Bewirtschaftung und Ver-
waltung der Häuser zu garantieren.
Von der Gesellschaft werden auch grund-
stücksübergreifende Maßnahmen planerisch
und finanzierungstechnisch soweit vorberei-
tet, daß die Bewohner dazu Entscheidungen
fällen können.
In dem Modell wird davon ausgegangen,
daß die Höhe des Erbpachzinses seine Begren-
zung findet in der Altbaumietenverordnung
von Berlin. D.h., die Summe aus Bewirtschaf-
tungs-, Instandsetzungs- und Erbpachtzins
darf nicht höher liegen, als die zulässigen
Werte der AMVOB. Selbsthilfeleistungen
müssen von diesen Werten abgezogen werden.
Außerdem wird zur Bemessungsgrundlage
für den Erbbauzins nicht der augenblickliche
Verkehrswert gemacht, sondern ein Wert, der
um die Spekulation auf öffentliche Zuschüsse
bereinigt ist.
Dabei muß berücksichtigt werden, daß es
sich bei den Häusern für die dieses Modell for-
muliert wurde, um spekulativ heruntergewirt-
schaftete Altbauten handelt. Die unterlassene
Instandsetzung ist bereits (wenn auch häufig
von den Vorbesitzern) als erhöhte Einnahme
an die Eigentümer geflossen. Einen spekulativ
hochgetriebenen Verkehrswert zur Grundlage
eines Erbpachtzinses zu machen, hieße, die
Bewohner zum zweiten Mal um ihr Recht auf
angemessenen Wohnraum zu angemessenem
Preis zu bringen.
Des weiteren wird bei diesem Modell davon
ausgegangen, daß die Häuser bei der Über-
nahme durch die Hausvereine grundinstand-
gesetzt sind, oder aber die Mittel für eine
Grundinstandsetzung aus öffentlichen Mit-
teln bereitgestellt werden. Zum einen deshalb,
weil wir der Meinung sind, daß die unterlasse-
ne Instandhaltung weitgehend ihre Gründe
hat in der seit Jahrzehnten betriebenen Stadt-
erneuerungspolitik, zum anderen, weil die bis-
herige Modernisierungsförderung auch die
öffentliche Finanzierung unterlassener In-
standsetzung mit abdeckt. Außerdem existie-
ren ja inzwischen auch reine Instandsetzungs-
förderprogramme in Berlin.
Die Finanzierung von Erneuerungsmaß-
nahmen, d.h. wertverbessernden Maßnah-
men, sollte über die vorhandenen bzw. speziell
für diese Fälle entwickelten Programme
laufen.
Ist dies alles nun Utopie bzw. politischer
Voluntarismus? Wir sind zwar auch der
Meinung, daß es sich teilweise sehr danach an-
hört, aber bei genauerer Betrachtung scheint
uns dieses Modell so unrealistisch nicht, insbe-
sondere wenn man über die Grenzen nach
England und den Niederlanden sieht.
Es setzt allerdings voraus, daß in zuneh-
mender Weise, von den Mietern gegen die bis-
herige Form der Stadterneuerung Widerstand
geleistet wird. Und an dieser Stelle könnte sich
auch die Instandbesetzungsbewegung positiv
auf die ’Normalmieter’ auswirken. indem die
Grenzen denkbarer Widerstandsformen ver-
schoben worden sind. Wenn Spekulanten
nicht mehr ohne weiteres davon ausgehen
können, ihre Planungen auch gegen den
Willen der Mieter durchzusetzen, wird damit
auch in begrenzter Weise eine ’Entwertung’
der Grundstücke vorangehen.
Wenn durch die intensivierte Anwendung
wohnungsaufsichtlicher Bestimmungen der
Verfall auch zum wirtschaftlichen Risiko für
den Eigentümer wird, kann dies durchaus die
Bereitschaft zur Abgabe des Hauses fördern.
Von dem Maße, in dem ein solches Modell
als gemeinsame Forderung möglichst vieler
Mieterinitiativen formuliert wird und wie die
Diskussion darüber in die Öffentlichkeit
dringt, wird abhängen, ob sich mit diesem
Modell politischer Druck erzeugen läßt.
Um diesen Prozeß zu unterstützen wird von
der BI SO 36 zusammen mit anderen in der
Stadtteilarbeit engagierten Gruppen - u.a.
auch Kirchengemeinden - versucht, selbst eine
Trägerorganisation (zunächst beschränkt auf
den Stadtteil) zu gründen. Diese hätte insbe-
sondere die Aufgabe, mit öffentlichen Mitteln
(analog zum Sanierungstreuhändler) die von
den Bewohnern vorgeschlagenen Häuser zu
kaufen, um sie dann den Bewohnern in weites-
gehender Selbstverwaltung zu übergeben.
Die wesentlichste dabei zu überwindende
Schwelle ist die oft geringe Bereitschaft der
oben angegebenen Gruppen, zusätzlich zu
ihrer bisher schon sehr umfangreichen Arbeit
im Stadtteil weitere Aufgaben, die mit dem Er-
werb der Häuser verbunden sind, zu überneh-
men.
Aber insbesondere durch die Unterstützung
aus instandbesetzten Häusern sind wir diesem
Ziel ein erhebliches Stück näher gekommen.
Ein wesentlicher Prüfstein wird jedoch sein,
wie weit außer den Instandbesetzern die Be-
wohner in Stadterneuerungsgebieten tatsäch-
lich bereit sein werden, sich auf der Ebene
ihres Hauses zu organisieren.
Anmerkungen:
Ausführlichere Beschreibung ist zu beziehen über BI SO






Erstens: Die traditionelle Stadterneuerungs-
praxis stößt bei den Bewohnern auf starkes
Mißtrauen und Ablehnung: Durch übermäch-
tige Baugesellschaften, die das Baugeschehen
im Stadtteil auf sich hin monopolisieren;
Baumaßnahmen nach abstrakten und globa-
len Plänen mit der Tendenz, zum Abriß und
Neubau ganzer Areale; durch einen Er-
neuerungsprozeß, der vielen voneinander
separierte und den Bewohnern nicht mehr ein-
sichtige und von ihnen auch nicht kontrollier-
bare Teilschritten unterworfen ist; ein Verfah-
ren, daß in hohem Maße Leerstand, Abriß
und teure Mieten nachher produziert und das
die gewachsenen sozialen und gewerblichen
Bindungen unwiederbringlich zerstört.
Zweitens: Stadterneuerung wird inzwischen
von vielen Bewohnern in den Blöcken als ein
Prozeß erkannt, den die davon betroffenen
Menschen selbst beurteilen und als Nachbar-
schaften weitgehend auch selbst in die Hand
nehmen können: Die latent unzureichenden
Wohnverhältnisse und das Bedürfnis nach
besseren Wohnbedingungen fördern die
Selbstbestimmung und Selbsttätigkeit in der
Altbauerneuerung, ebenso die vergleichsweise
niedrigen technischen Anforderungen für Ver-
besserungen im Wohnbereich, die überwie-
gend noch handwerklich ausgeführt werden.
Drittens: Im Block wie im Kreuzberger Kiez
haben sich trotz der ‚zerstörerischen Sa-
nierungsauswirkungen weitere sozialstruktu-
relle Voraussetzungen einer dezentralen Er-
neuerung „von unten“ gehalten und entwik-
kelt: Alte und neue nachbarschaftliche Kon-
takte; eine Reihe von Hausgemeinschaften als
Interessenvertretung für die von Ihnen ge-
wünschten Verbesserungen in der Woh-
nung/Haus; Alternativprojekte für Wohnen
und Gewerbe, die auch aktiv im Block und im
Kiez tätig sind; eine größere Zahl instandbe-
setzter Häuser (ca. 85), die durch ihr Beispiel
die Bürger aktiviert und den Blick geschärft
haben für eine Ihnen zuwider laufende Er-
neuerung ihrer Häuser; schließlich gehören
dazu die nachbarschaftlich orientierte Pro-
duktivität der vielen noch vorhandenen Klein-
gewerbe im Wohnbereich als die sog. „Kreuz-
berger Mischung“.
Viertens: Im Block und darüberhinaus
werden mit der Entwicklung der Selbsthilfe
zunehmend bestimmte bauliche Strukturele-
mente der Stadt des 19.Jahrhunderts wieder-
entdeckt und als vorteilhaft erkannt für selbst-
bestimmte Nutzungen und eine kooperative
nachbarschaftliche und auch handwerklich
selbstbestimmte Erneuerung.
Aus den zahlreichen Einzelinitiativen in den
Häusern und im Wohnumfeld haben sich erste
Formen eines größeren Interessenverbunds
entwickelt. Im „Block 103“ (Planungsbezeich-
nung) in den 5 weiteren Blöcken treffen sich
regelmäßig in Blockräten Vertreter der
besetzten Häuser und Projekte und z.T. auch
deutsche und ausländische Mieter sowie ganze
Hausgemeinschaften. Alle anstehenden Fra-
gen baulicher, organisatorischer und arbeits-
mäßiger Art werden hier für den Block
besprochen, abgestimmt und als Aufgaben
verteilt. Arbeitseinsätze für Kollektive und
Hilfe für Einzelne werden hier organisiert.
Bei der Suche nach Antworten auf diese
Fragen kommt den instandbesetzten Häusern
als den aktivsten und bedrohtesten Bewoh-
nern ein besonderes Gewicht im Kiez zu.
Außer dem Baustadtrat von Kreuzberg und
einigen bezirklichen Stellen und Politikern hat
auch die im Gebiet mit der Planungskoordina-
tion beauftragte IBA unter Leitung von Prof.
H.W. Hämer die neue Aufgabenstellung
erkannt und einer auf die Situation bezogene
Konzeptvorschläge für Trägerschaftsmodell
veränderten Stadterneuerung in einzelnen
Blöcken entwickelt.!
Konzept zur Übernahme der Träger-
schaft in einem Block durch einen koope-
rativ zusammengesetzten Sanierungsträ-
ger der Erneuerung
Um Stadterneuerung entgegen heutiger
Praxis zu einem begreifbaren, unmittelbar
beeinflußbaren und nutzbringenden Prozeß
zu machen für die, die Wohnen bleiben wollen
und die, die bewußt sich mit Ihrer handwerk-
lichen und selbständigen Arbeit dafür ein-
setzen, werden im Bewußtsein der 0.g. spezifi-
schen Voraussetzungen auch im „Block 103“
Vorschläge zur Neuorganisation des Er-
neuerungsprozesses für die Häuser im Block
diskutiert. Ein Vorschlag wird hiermit breiter
zur Diskussion gestellt:
I. Der neue kooperierende Sanierungsträger
im Außenverhältnis
Für eine Übergangsphase werden zunächst die
z.Zt. noch dem auf Ablösung drängenden
privaten Sanierungsträger übertragenen
Grundstücke und Häuser (19.Stck. ca. 70%
der Blockfläche) einem neuen Eigentümer
(evt. der Kirche) per Weisung des Senats von
Berlin übertragen mit der Verpflichtung, alle
sich aus dem Sanierungsvertrag ergebenden
Aufgaben an dritte Vertragspartner abzuge-
ben, und zwar getrennt nach Planung und
Durchführung und Bewirtschaftung und Ver-
waltung.
Damit entsteht ein Sanierungsmodell, das die
bisher monopolisierten Aufgaben des klassi-
schen Sanierungsträgers in 3 Verantwortungs-
bereiche dezentralisiert und die Kompetenz
für die Inhalte der Erneuerung und die Verfü-
gung über die Grundstücke und Häuser auf
eine breitere Basis als bisher stellt. Mit
anderen Worten soll die Verteilung von
Geldern und Arbeit durch die nun mögliche
Zuschaltung von kooperativen Architekten
(evt. mit IBA als Koordinator) und Handwer-
kern des Vertrauens der von den Erneuerungs-
maßnahmen betroffenen Bewohner und die
Beteiligung der Nachbarschaften selbst (auf
Basis der Hausversammlungs-Voten) unmit-
telbar wirksam für diese und somit auch
öffentlich gemacht werden. Der Einsatz von
Steuermitteln kann damit ebenfalls sicherer
den breiten Schichten wieder zu Gute
kommen.
Die Übergangsphase des Zwischen-Eigen-
tümers (Kirche etc.) endet nach ca. 2-3 Jahren,
einem notwendigen Konstituierungszeitraum
für die im Block lebenden Projektinitiativen,
Selbsthilfegemeinschaften, Mieter, beteiligte
Gewerbe, einer Zeit, in der sich die jetzt schon
vorhandenen Instanzen von Bewohnern wie
Blockrat und Blockbüro zu einer juristischen
Person und wirtschaftlichen Kooperative der
Blockbewohner entwickeln können. Nach
dieser Zeit wird der zu gründende Idealverein
„Blockinitiative Block 103 e.V.“ respektive der
besonderen Förderbedingungen für diesen
Modellblock der IBA in der Lage sein können,
das Eigentum an den fraglichen Grundstücken
und Häusern selbst zu übernehmen und in
Selbstverwaltung zu bewirtschaften. Die
öffentliche Förderung könnte bis dahin bei
vermindert notwendig werdendem Mittelein-
satz pro Haus fortgesetzt werden unter
Einbeziehung der im Block arbeitenden
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Selbsthilfe-Gruppen. Die für den Block Aufträge zur Erneuerung
dser Häuser ausführenden Gewerkegruppen
stellen sich nach außen der Konkurrenz des
Marktes. Im Innenverhältnis der GmbH zu
ihren Mitarbeitern gilt das Prinzip einer
Ertragsarbeit statt der Lohnarbeit; d.h. die
Kalkulation der Angebote und deren Ausfüh-
rung obliegt den Gruppen, die jeweils unter-
schiedlichen monatlichen Erträge werden
abzüglich der Betriebskosten und weiterer
Fixkosten (Rücklagenfonds für GmbH,
„Blockkasse“ für Beschaffungsmaßnahmen,
soziale Einrichtungen etc.) an die einzelnen
Mitarbeiter verteilt.
Die Kontrolle der erwähnten Aufgaben der
Wirtschaftskooperative obliegt nach GmbH-
Vertrag und vom Verein delegierten und
kontrollierten GmbH-Aufsichtsrat bei den
Bewohnern und deren politischen Gremien
(evtl. durch zusätzlichen Beirat). Der Auf-
sichtsrat wird über den Vorstand des Vereins
von den Bewohnern gewählt, die Mitglieder
des. Vereins sind.
Der Verein als Eigentümer der Grundstücke
und Häuser kann auch Werkgruppen, die den
Intentionen der Blockinitiative e.V. grund-
sätzlich zuwiderlaufen, mit der Mehrheit der
Bewohner kündigen.
Auf diese Weise ist ein einfacher Verbund
von den Interessen der Bewohner bei allen
Belangen ihrer Wohnung und ihres Wohnum-
feldes gegeben mit den wirtschaftlichen
Interessen der die Maßnahmen der Erneue-
rung Ausführenden, die von der Arbeit einen
wirtschaftlichen Vorteil ziehen. Auf diese
Weise kontrolliert das politische und juristi-
sche Entscheidungsgremium der Bewohner,
der „Blockrat“, die u.a. auch am Erneuerungs-
prozeß im Block arbeitenden Werkgruppen,
die sich aus den bisher vorrangig im eigenen
Haus arbeitenden Selbsthilfe-Initiativen zu-
sammenschließen unter dem Dach der Koo-
perative.
Verein und GmbH können den bisher nur
sporadisch vorhandenen Kreislauf von Ent-
scheidungen, Abmachungen und auszufüh-
renden Arbeiten i.S. einer gebrauchswert-
orientierten Verbesserung der Lebensbedin-
gungen für die Bewohner im Block auf eine
verbindlichere Basis stellen. Das erspart noch
keine Diskussion im Detail. Damit ist aber
außerdem ein Rahmen angegeben, der die
Intentionen der Nachbarschaften im Block für
selbstbestimmte Erneuerung nach außen
vereinheitlicht und (auch juristisch) faßbarer
macht. Eine weitere wichtige Voraussetzung,
um Partner zu finden auf dem Wege der
Durchsetzung des Modells für eine Stadt-
erneuerung mit Bewohnern.
Die Finanzierung der Eigentumsübernahme
an den Grundstücken dureh den Verein
könnte über die Anrechnung bisher gelei-
steter Selbsthilfeleistungen im Block durch die
öffentliche Hand geschehen. Bisher wurden in
9 Häusern ca. 40.000 Arbeitsstunden inve-
stiert und ein Materialeinsatz von ca. 100.000
DM getätigt.
Die Einbeziehung der IBA als koordinie-
render Treuhänder (ohne Durchführungs-
kompetenz) und andererseits die Bildung des
Idealvereins als juristische Person für die
Interessen .der Bewohner und bedacht mit
Selbstverwaltungsaufgaben, sind als Partner
des nominellen Eigentümers in kurzer Frist
einzurichten. Die Einrichtung als Sanierungs-
gemeinschaft auf Zeit nach StBauFG wäre zu
prüfen.
2. Der neue kooperierende Sanierungsträger
im inneren Verhältnis
Für die Durchführung der Baumaßnahmen
mit Hilfe der im Block bereits tätigen
handwerklichen Gruppen und unter Inan-
spruchnahme von Fördermitteln wäre eine
aus dem Block hervorgehende und dem Verein
und seinen in der Satzung definierten Zielen
adäquate Wirtschaftskooperative (z.B. als
GmbH) zu gründen, die die verschiedenen
beteiligten Handwerkergruppen unter einem
Dach im Außenverhältnis vertritt und im
inneren Verhältnis weitgehend den Beschlüs-
sen des Blockrats, als Mitgliederversammlung
der „Blockinitiative Block 103 e.V.“ folgen
müßte, wenn es um die Belange der Bewohner
geht.
Über diese GmbH, die an die blockbezo-
genen Beschlüsse zur Erneuerung mit Bewoh-
nern gebunden ist, werden Bauaufgaben
organisatorisch, finanziell, bilanztechnisch,
steuerlich etc. abgewickelt, wobei die einzel-
nen Handwerksgruppen diese Aufgaben wei-
testgehend in eigener Kompetenz und auto-
nom bearbeiten. Sie unterstehen in der
Ausführung der Arbeiten faktisch den Bewoh-
nern, für die sie Erneuerungsaufgaben ausfüh-
ren und juristisch der vom Verein kontrollier-
ten GmbH. Ab bestimmten Auftrags- und
Kostengrößen ist der GmbH-Aufsichtsrat
einzuschalten, der wiederum gebildet wird
durch den Vorstand der „Blockinitiative
Block 103 e.V.“ der Bewohnermitglieder. Der
Verein leistet die Stammeinlage der Wirt-
schaftskooperative GmbH. Als Geschäftsfüh-
rer wird je Gewerkegruppe ein kooperieren-
der Meister benannt (die Meister arbeiten
z.Zt. bereits mit den ersten Handwerksgrup-
pen zusammen, vor allem, um die fachgerech-
te Arbeit und damit Gewährleistungsfragen
bei der Abnahme zu regeln). Außerdem
könnte pro Gewerkegruppe ein Vertreter des
Meisters gewählt werden, der zeichnungsbe-
rechtigt ist für die jeweilige Werkgruppe.
Anmerkungen:
Es handelt sich im folgenden um Modellüberlegungen, an
denen gegenwärtig auch in der IBA gearbeitet wird, die
Bestandteile einer auch öffentlich geführten Diskussion um
neue Trägerschaften sind, die weder mit der Bauausstellung







Das Sozialpädagogische Institut Berlin (SPI)
ist seit März 1981 eine Stiftung bürgerlichen
Rechts. Zuvor war es eine Einrichtung der Ar-
beiterwohlfahrt der Stadt Berlin e.V.. Das SPI
ist den Grundsätzen der Arbeiterwohlfahrt ver-
pflichtet und ”’soll mit dazu beitragen, eine Ge-
sellschaft zu entwickeln, in der sich jeder Mensch
in Verantwortung für sich und für das Gemein-
wesen frei entfalten kann. Dieser gesellschafts-
politischen Aufgabe steht der Auftrag zur akti-
ven Teilnahme an der Lösung sozialer Probleme
und der Weiterentwicklung von Theorie und
Praxis der Sozialarbeit/Sozialpädagogik zur
Seite.” (Stiftungsurkunde)
Zur Erfüllung des Stiftungszwecks ist das Insti-
tut in vier Arbeitsbereichen tätig:
a Schulen (berufbegleitende Fachschule für Er-
zieher; Fachschule für Altenpflege; schulvor-
bereitende Maßnahmen, z.B. Deutschkurse
für Ausländer; insgesamt etwa 500 Schüler
und Lehrer);
Fortbildung (institutionelle Fortbildung und
beratung; Einzelveranstaltungen - Initiativen)
Forschung (Forschungsprojekte, Gutachten,
Stellungsnahmen, Veröffentlichungen);
Stadterneuerung (Ausnahme&amp; Regel); Sanie-
rungstreuhandträger nach $ 34 StBauFG für
Selbsthilfegruppen; Beratung von Gruppen
und Initiativen).
N
Hintergrund des Arbeitsbereichs Stadterneuerung
Der traditionelle problemgruppenorientierte
Arbeitsansatz der Sozialpädagogik zeichnet sich
auf der einen Seite durch einen hohen Grad von
Professionalisierung und Spezialisierung, auf
anderen Seite im Bereich der Jugend- und So-
zialhilfe und ihrer Institutionen durch relative
Folgenlosigkeit aus. In den letzten Jahren haben
sich immer stärkere Tendenzen zur Verwirklich-
ung neuer Lebens- und Handlungsformen ent-
wickelt, die darum bemüht sind, Alternativen
zu bestehenden gesellschaftlichen Einrichtungen
Rollen und Umgangsformen zu schaffen. Hier-
bei handelt es sich überwiegend um praktische
Vorhaben, die gerade auf kommunaler Basis
neue Ansätze und Handlungsmöglichkeiten
bieten.
Gleichzeitig vollziehen sich in den benachtei-
ligten Gebieten unter der Programmatik der
Stadterneuerung Veränderungen, die nachhaltige
Eingriffe in die sozialen Beziehungen, die Wohn-
und Lebensverhältnisse haben. Trotz der Ver-
suche, Mieterberatungen zu institutionalisieren,
die Mitsprache bei der Planung zu verbessern,
ein differenziertes Angebot von Erneuerungs-
maßnahmen zu entwickeln, bleiben die Bewoh-
ner von Sanierungsgebieten nach wie vor Objek-
te eines Erneuerungsprozesses, der in erster Linie
durch die Verwaltung, die beauftragten Träger-
unternehmen oder professionelle Förderungs-
empfänger organisiert wird. Für dietraditionellen
Bewohner ist in der Sanierung wenig Handlungs-
spielraum, sie sind ”Betroffene”, vergleichbar
mit ”’Klienten’”” von sozialfürsorgerischen Maß-
nahmen.
Ausnahme und Regel
Seit Herbst 1979 trifft sich am Sozialpäda-
gogischen Institut ein Arbeitskreis, der sich mit
der Frage befaßt, wie ’’Betroffene” und ”’Klien-
ten’” eine aktive Rolle in der Veränderung ihres
Stadtteils spielen können. Der Arbeitskreis be-
steht aus Teilnehmern, die über theoretische
und praktische Kenntnisse der Sozialarbeit und
verwaltung, der Kommunalpolitik, der Stadtpla-
nung und -sanierung verfügen, Er befaßte sich
mit Themenkomplexen wie z.B. Stadterneuerung
als Nachbarschafts- und Stadtteilentwicklung,
der Herstellung von Handlungsmöglichkeiten
für Personen und Gruppen, die Zuwendungsem-
pfänger sozialstaatlicher Leistungen sind, der
Verbindung von baulichen und sozialen Maßna-
men.
Diese Aufgaben werden weder von den Ver-
waltungen noch von bestehenden Sanierungsträ-
gern wahrgenommen. Daher einigte sich der Ar-
beitskreis auf das Konzept einer neuartigen Trä-
gergesellschaft: Sie entwickelt und erprobt neue
organisatorische, finanzielle und technische Ver-
fahren der Modernisierung, insbesondere unter
dem Gesichtspunkt des Einbringens von Eigen-
leistungen durch Bewohner. Darüber hinaus
führt sie sie Förderungsleistungen und Aktivitä-
ten der unterschiedlichen Verwaltungsressorts
in konkreten Einzelprojekten zusammen und
stimmt sie aufeinander ab. Solche Verfahren
sollten zunächst nur mit einem ausgewählten
Personenkreis (’”’Ausnahme’’) durchgeführt wer-
den, um später durch vielfache Anwendung und
Wiederholung zum Normalfall zu werden (”’Re-
gel’’). Dabei stand im Hintergrund, daß in zahl-
reichen west- und nordeuropäischen Ländern
ein wesentlich direkteres Verhältnis zu einer so-
zialpolitisch experimentellen Stadtteilentwick-
lungspolitik besteht (Großbritannien, Holland,
Skandinavien).
Das SPI als treuhänderischer Sanierungsträger für
Selbsthilfegruppen
Nachdem es zunächst nicht gelungen war, die
Pilotphase eines solchen Vorhabens über For-
schungsmittel zu finanzieren, entwickelte das
Land Berlin zunehmend Interesse an dem Kon-
zept. In einem ersten Rahmenvertrag vom
Februar 1981 heißt es: ”Zur Entwicklung neuer
Instrumente für die Durchsetzung des Konzepts
einer behutsamen Stadterneuerung und zur Ent-
wicklung von Möglichkeiten zur Behebung des
aktuellen Leerstandes beauftragt Berlin das SPI,
neue Formen von betroffenengerechten Instand-
setzungs- und Modernisierungsmaßnahmen zu
erproben und durchzuführen. Ziel dieser Arbeit
ist es, Möglicheiten von Selbsthilfe im baulichen
Bereich (...) anzuregen und zu fördern. Dazu ist
vorgesehen, interessierten Nutzern dingliche
Rechte an Grundstücken anzubieten.” (Rah-
menvertrag, Art. 1)
Im April wurde die Stiftung als treuhänderi-
scher Sanierungsträger nach 8 34 des Städtebau-
förderungsgesetzes anerkannt. Damit verbunden
ist das Recht, im Rahmen der Stadterneuerung
Gelder zu bewirtschaften und mit Landesmitteln
ein Treuhandvermögen zu bilden, in das Häuser
und Grundstücke eingebracht werden, so daß
die materiellen Voraussetzungen für die Arbeit
von Selbsthilfe- und Initiativgruppen gegeben
sind.
Personelle Ausstattung und Arbeitsweise
Der Arbeitsbereich Stadterneuerung - Aus-
nahme &amp; Regel - setzt sich aus Mitarbeitern fol-
gender Fachdisziplinen zusammen: Architektur/
Bautechnologie, Recht/Ökonomie, Organisation,
Sozialwissenschaft und Planung. In der Anlauf-
phase wird die Gruppe personell durch die Ge-
schäftsführung des Instituts unterstützt.
Die Arbeit hat folgende Schwerpunkte:
e Technische, rechtliche und finanzielle Bera-
tung von Selbsthilfeprojekten;
e Übernahme von Trägerschaften für Projekte,
d.h. die Schaffung materieller Vorausset-
zungen;
e Entwicklung neuer Finanzierungsmodelle
und Sicherung von Förderungen;
® Anregung: und Unterstützung anderer Träger-
schaften von bewohnergetragenen oder quar-
tiersbezogenen Organisationen.
Zur Zeit arbeitet das Institut mit etwa zwei
Dutzend Projekten in unterschiedlicher Intensi-
tät zusammen. Es ist noch nicht geklärt, welche
Projekte in das Treuhandvermögen übernommen
werden. Dies hängt unter anderem davon ab, in-
wiefern sich die bestehenden Unternehmerträger
die von Berlin mit der Durchführung der Sanie-
rung beauftragt sind, sich dazu bereit erklären,
Selbsthilfegruppen Rechte an Gebäuden einzu-
räumen oder ob diese Aufgabe überwiegend
vom SPI übernommen wird.
Grundsätzlich können sich alle Personen und
Gruppen an das SPI wenden, die meinen, seine
Leistungen seien für ihre Arbeit hilfreich. Auf-
grund der begrenzten Arbeitskapazität wird bei
Projekten, die einen hohen Betreuungsaufwand
verursachen, eine Auswahl getroffen werden.




8 Berücksichtigung der Interessen unterschied-
licher Bevölkerungsgruppen
® Ausschluß eines wirtschaftlichen Vorteils
(Bereicherung, Spekulation)
8 Unterstützung von wünschenwerten, jedoch
gefährdeten Vorhaben.
Organisation und Finanzierung
Bei der weitestgehenden Betreuungsform, der
Übernahme einer Trägerschaft durch ‘das SPI,
soll folgendes Verfahren praktiziert werden:
Das Institut übernimmt Haus und Grundstück
in das Treuhandvermögen. Hierzu ist sowohl die
Zustimmung von Berlin als auch die Bereitschaft
des bisherigen Eigentümers erforderlich, das
Grundstück abzutreten. Finanziell ist dieses
Verfahren für das Land insofern unaufwendig,
als die Trägergesellschaften in den Sanierungsge-
bieten den Grunderwerb überwiegend mit öffent-
lichenMitteln betrieben haben.
Das SPI schließt mit der Selbsthilfegruppe
einen Betreuungsvertrag mit dem Ziel,das Grund-
stück langfristig im Erbbaurecht zu vergeben.
Hierzu muß sich die Gruppe rechtsfähig organi-
sieren, d.h. einen Verein gründen oder eine an-
dere Rechtsform entwickeln. Die Satzung muß
sicherstellen, daß die Gruppe keine wirtschaft-
liche Tätigkeit verfolgt, daß individuelle Berei-
cherung ausgeschlossen ist und das Vorkehrun-
gen für Ausscheiden, Eintritt sowie für ein Auf-
lösen der Gruppe getroffen sind.
Zur Beschleunigung des zeitaufwendigen Ein-
bringens eines Grundstücks in das Treuhandver-
mögen ist es bei gegenseitigem Einvernehmen
auch denkbar, mit dem derzeitigen Eigentümer
einen Nutzungsvertrag zu schließen, so daß die
Gruppe umgehend mit ihrer Arbeit beginnen
kann.
Das Erbbaurecht wird für einen Zeitraum
von 15 - 30 Jahren vergeben. Der jährliche Zins
hängt von der Laufzeit ab.
Diese Vergabeform hat den Vortteil, daß für
den Vertragszeitraum die Nutzer praktisch Be-
sitzer sind, aber nicht durch die Grunderwerbs-
kosten belastet werden. Angesichts der Tatsache,
daß Selbsthelfer in der Regel über wenig Geld
verfügen, halten wir dieses Modell für geeignet,
in größerem Umfang angewandt zu werden.
Die Finanzierung der Baumaßnahme erfolgt
nach dem Berliner Landesmodernisierungspro-
gramm, sofern nicht ein gesondertes Programm
für Selbsthilfeprojekte aufgelegt wird. Die Kos-
tenobergrenze wird mit 60% vergleichbarer
Neubaukosten veranschlagt. Die öffentliche För-
derung sollte durch einen Selbsthilfeanteil von
15-20% ergänzt werden, d.h. es kann nur soviel
öffentliches Geld in Anspruch genommen wer-
den wie anteilig von der Gruppe als Eigenanteil
eingebracht wird. Dieser Anteil ist jedoch erst
am Endedes Vorhabensnachzuweisen, da gerade
in der Anlaufphase kostenintensive Arbeiten
(z.B. technische Sicherung, Dach) erbracht wer-
den müssen., die nicht in Selbsthilfe geleistet
werden können.
Für die Organisation und Bauleitung bestellt
die Gruppe einen Architekten ihrer Wahl, der
auch für die Kalkulation des Selbsthilfeanteils
zuständig ist. Diese erfolgt durch Vergleich mit
marktüblichen Preisen. Wenn z.B. eine Gruppe
eine Fassade selber streicht, so wird ihr der Be-
trag gutgeschrieben, der üblicherweise für eine
solche Arbeit aufgebracht werden muß. Dies
setzt voraus, daß die Qualität auch mit markt-
üblichen Leistungen vergleichbar ist. Für die
Nachkalkulation und Abrechnung hat das SPI
ein Verfahren entwickelt, das es erlaubt, den je-
weiligen Finanzierungsstand exakt zu ermitteln.
Da in der Bundesrepublik Deutschland und
Berlin (West) kaum Erfahrungen mit institutio-
nalisierten Formen von Selbsthilfeinder Altbau-
erneuerung vorliegen, halten wir eine zügige Er-
probung dieses Organisations- und Finanzie-
rungsmodells wie auch seine Weiterentwicklung
für dringend erforderlich. Die derzeitige Berliner
Situation bietet hierfür die erforderlichen Vor-
aussetzungen.
Ausblic«L
Was jahrzehntelang nicht vorankam - die
praktische und theoretische Entwicklung von
nutzerbezogenen Trägerformen des Woh-
nens -, ist num voll im Gange. Fünf
Organisationsentwürfe liegen vor (vgl. oben).
Ich möchte im folgenden einige grundsätz-
liche Anmerkungen machen, die sich auf den
Stellenwert dieser „Modelle“ für eine verall-
gemeinerungsfähige wohnungsreformpoliti-
sche Strategie „von unten“ beziehen.
Zunächst fällt auf, daß sich alle Entwürfe
auf organisatorische und rechtliche Fragen
beziehen, h ier vor allem auf die institutionelle
Trennung der anfallenden Funktionen (Eigen-
tumssicherung, Hausverwaltung, Instand-
setzung/ Modernisierung und Baubetreuung).
Über die Finanzierung erfährt man wenig oder
bloß, daß man - mit guten Gründen - öffent-
liche Zuschüsse fordert. Doch unabhängig
von den politischen Durchsetzungschancen
dieser Forderung nach einer Umorientierung
der skandalös unsozialen Subventionspraxis
scheint mir dieser Umgang mit der Finanzie-
rungsfrage problematisch. Kann man, wie in
diesen Vorschlägen, die Probleme der richti-
gen Trägerform von denen der Finanzierung
abtrennen? Schöpft denn die Forderung
„mehr Geld für die Selbsthelfer“ mit dem
bloßen Hinweis auf das Verursacherprinzip
(private Spekulation, öffentliche Fehlpla-
nung) das Solidaritätspotential für eine
soziale Wohnungspolitik aus? Ich möchte im
folgenden die These begründen, daß es eine
strukturelle Korrespondenz zwischen be-
stimmten Trägerformen und Finanzierungs-
weisen gibt. In der Herausstellung der Einheit
alternativer Finanzierung/ Förderung und
neuer Trägerform ist eine Voraussetzung für
die Durchsetzung einer wohnungsreformpoli-
tischen Strategie im Interesse der Nutzer
gewonnen. Zur Begründung muß ausgeholt
werden.
Drei Modelle der Wohnungsversorgung
Naturalwirtschaftlich gesehen fallen als Ko-
sten des Wohnens an: die Bewirtschaftung des
Bestandes und die Kosten des Neubaues bzw.
der Modernisierung. Da der Wohnungszu-
wachs selten mehr als 2% des Bestandes
ausmacht, fällt für die jeweilige Nutzergene-
ration eine - gemessen am im Bestand
geronnenen Ressourceneinsatz - geringe Bela-
stung an. Dieses sehr simple Bild kompliziert
sich sofort in der einzelwirtschaftlichen
Betrachtung. Dann nämlich fallen Kosten und
Nutzen ungleich an, so daß es Zuordnungs-
regeln für die Allokation der Ressourcen und
für die Distribution von Nutzungschancen
bedarf. Hauptproblem dabei scheint mir zu
sein, die Nutznießer des Bestandes, für die ja
zunächst nur die Betriebskosten anfallen,
auch zu den Kosten für den Neubau heranzu-
ziehen. Da dies auf der Basis der Freiwillig-
keit nicht verallgemeinerungsfähig ist, muß
ein Ausgleich fest institutionalisiert werden.
Dies kann entweder durch die politische
Durchsetzung einer Pflichtsolidargemein-
schaft (Recht auf Wohnung, Pflicht zur
Solidarabgabe) oder durch ökonomischen
Zwang in einem System der privaten Verfü-
gung über Wohnungen (Ausschlußprinzip)
erreicht werden. Idealtypisch lassen sich drei
Ordnungsmodelle unterscheiden:
privatwirtschaftliche Wohnungsversorgung
(pwWV): Hierbei zahlt der Wohnungsnutzer
(neben den selbstverständlichen Bewirtschaf-
tungskosten) nicht direkt zur Finanzierung
des Neubaues (Vorwärtsfinanzierung), son-
dern trägt die Verbindlichkeiten ab, die auf








wärtsfinanzierung). Dabei ersetzt er jedoch
nicht bloß die stofflichen Baukosten, sondern
trägt darüber hinaus die Verzinsung des
Fremdkapitals, des Eigenkapitals des Haus-
eigentümers, die Entschuldungsgewinne sowie
die Wertsteigerungen - und all dies unbefristet,
unabhängig von den Tilgungs- und Abschrei-
bungsterminen (vgl. Hirsch-Borst/Krätke
1981, S. 57ff). Dem Neubau. dient dieser
massive Umverteilungsprozeß von den Ar-
beits- zu den Besitzeinkommen nur dann,
wenn der Wohnungsbau von allen Kapital-
anlagemöglichkeiten als die rentabelste gilt.
wohnungswirtschaftliche Selbstverwaltung
und Selbstfinanzierung (WwSVSF): Der ge-
samte Miethausbestand wird durch horizon-
tal und vertikal gegliederte Selbstverwaltungs-
körperschaften verwaltet. Selbstfinanzierung
heißt, daß aus den Einnahmen der Solidar-
miete die Gesamtkosten gedeckt werden. Die
Solidarmiete hat zwei Bestandteile: einen zur
Deckung der Bewirtschaftungskosten, über
deren Verwendung (nicht Höhe) Bewohner-
vereine entscheiden; und einen Teil, der
zweckgebunden in einen zentralen Neubau-
fonds fließt, von wo aus die Mittel zinslos - im
Sinne des Umlauf- und Transferprinzips der
Sozialversicherungen - an die Orte größter
Dringlichkeit fließen.
Wohnungsversorgung als staatliche Infra-
strukturmaßnahme (WVstIM): Hierbei fallen
Träger (Staat/Kommunen) und Nutzer, Fi-
nanzierungsströme und ANutzungsentgelte
auseinander. Die Mieten werden politisch
bestimmt. Idealtypisch erfolgt die Finanzie-
rung gänzlich aus öffentlichen Mitteln; die
Wohnungszuteilung administrativ.
In allen drei Modellen tragen letztlich die
Nutzer die Kosten, als Steuerzahler oder als
Mieter; jedoch unterscheiden sich die Finan-
zierungsketten und die darin eingebauten
„Kosten“ erheblich. Bedenkt man, daß bei der
Kapitalmarktfinanzierung der pwWV allein
die Zinsen historisch durchschnittlich 50 bis
70% der Miete ausmachten, so erkennt man,
welch ein Verbilligungspotential allein in der
Ausschaltung des Verzinsungszwanges ge-
sehen werden muß. Hinzu kommen Entschul-
dungsgewinne, unrealistische Abschreibun-
gen und Wertsteigerungen, die vom Mieter
erbracht werden müssen. All diese Größen
sind ja keine Kosten im volkswirtschaftlichen
Sinne, sondern Einkommensansprüche auf-
grund bestehender Besitz- und Vertragsver-
hältnisse.
Von den drei ordnungspolitischen Alterna-
tiven der Wohnungswirtschaft ist sie es, die am
stärksten von den anderen Märkten und ihrer
Entwicklung abgekoppelt ist. Verglichen mit
der pwWV ist das sofort einsichtig, da hier die
freie Preis- und Zinsbildung dafür sorgen, daß
nur dann der Bau- und Wohnungssektor mit
Kapital bedient wird, wenn es sich in anderen
Branchen oder Ländern nicht mehr lohnt. In
dieser Abhängigkeit vom Zinsniveau und
Konjunkturverlauf liegt einer der Haupt-
gründe für die technische und sozialorganisa-
torische Rückständigkeit der Bauwirtschaft.
Aber auch, die WVstIM hängt durch ihre
Finanzierung über Steuern viel stärker von
der allgemeinen Konjunktur ab als die
wwSVSF, die sich ausschließlich aus den
Einnahmen der Solidarmiete finanziert. Letz-
tere werden zwar aus den Einkommen der
Mieter gespeist, stellen aber einen so elemen-
taren Ausgabenposten dar, daß er in Notfäl-
len durch die Arbeitslosenversicherung oder
Sozialhilfe gesichert erscheint. So gesehen hat
die wwSVSF die am wenigsten konjunktur-
empfindliche Finanzierungsbasis; und umge-
kehrt die besten Voraussetzungen für ein
konjunkturunabhängiges, stetiges Baupro-
gramm. Seit mehr als einem halben Jahrhun-
dert sieht man darin eine der wichtigsten
Voraussetzungen für die Verbilligung des
Wohnungsbaues, für die Verstetigung der
Konjunktur und für die wirtschaftliche und
soziale Stabilisierung der Bauwirtschaft. In
der wwSVSF sind die relativen Mieteinnah-
men zweckgebunden und werden - solange
Bedarf besteht - dem Wohnungsbau zuge-
führt. Wien hat in den zwanziger Jahren
gezeigt, wie man durch eine solche Finanzie-
rung - also durch Umverteilung, nicht Kredit-
aufnahme - auch aktive Konjunkturpolitik
vermittels des Wohnungsbaues treiben kann
(vgl. Novy 1979).
Noch einmal: Der Zusammenhang von
Trägerform und Finanzierung
In der Umgehung des Kapitalmarktes liegt die
entscheidende Option einer neuen Wohnungs-
politik. Die Finanzierungsalternative eines
Solidarfonds ist aber nicht auf der Basis eines
Zusammenschlusses der Wohnungssuchen-
den aufbaubar, sondern setzt den internen
„Risikoausgleich“ zwischen denen, die schon
eine Wohnung haben, und denen, die noch
keine entsprechende haben, immer schon
voraus. Der Aufbau einer Solidarfondsfinan-
zierung setzt also Trägerformen voraus, die
über einen entschuldeten und von Verwer-
tungsansprüchen befreiten Hausbestand ver-
fügen und die eine Solidarabgabe sichern. Die
Miete wäre dann nicht mehr primär Kapital-
einkommen sondern Transfer, der dem
Neubau von Wohnungen dient, ohne daß
dabei wieder Tilgungs- und Verzinsungs-
verpflichtungen anfallen. Das so reformierte
System kann sich nicht nur reproduzieren,
sondern auch selbstfinanziert expandieren.
Jedes Trägermodell, das reformpolitisch
ernstgenommen werden will, muß also die
Doppelaufgabe übernehmen: Stillstellung derbestandsbezogenen-'Verwertungsansprücheeinerseits, zum anderen aber (im Maße derEntschuldung und öffentlichen Förderung)Übernahme der Solidarverpflichtung gegen-über den anderen. Die bisherigen Modelleeinschließlich des Stiftungsmodells überneh-
men nur die erste Aufgabe und verkürzen
damit ihre legitimatorische und reform-
praktische Basis. Ihr Anliegen wird zu einem
besonderen; ihre finanzielle Expansionsbasis
ausschließlich die der staatlichen Zuschüsse
und damit der „Staatsknete‘“
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Einstiegsmöglichkeiten?
Ist die wwSVSF mehr als bloß abstraktes
Modell? Gab oder gibt es Einstiegsmöglich-
keiten?
Historisch gesehen haben sich Elemente der
wwSVSF sowohl aus der Praxis der Woh-
nungsreformbewegung wie auch aus ihren
Theoriedebatten entwickelt. Zu nennen wä-
ren:
7 aus der Praxis des frühen kommunalen
Wohnungsbaues (Freiburg, Ulm), wo sich
zeigte, daß man öffentlich geförderte Woh-
nungen dauerhaft binden muß, soll der
Subventionsaufwand Sinn haben;
J aus der Verwaltungspraxis der Wohnungs-
baugenossenschaften: Im Maße der Ent-
schuldung und Abschreibung werden Mit-
tel für einen internen Solidarfonds zur
Finanzierung von Neubauten frei;
I Stiftungen und die Einrichtung revol/vie-
render Fonds (Freidorf bei Basel);
DO die Übertragung der Sozialversicherungs-
idee auf das Wohnen (Reichswohnversi-
cherung);
9 Inflation, Mieterschutz und der Ausgleich
von Alt- und Neubaumieten durch Wohn-
bauzwecksteuern (Wohnbausteuer im Ro-
ten Wien, Hauszinssteuer in Deutschland);








Auf heute bezogen lassen sich die Einstiegs-
möglichkeiten in die staatlich vermittelten und
vorstaatlichen unterteilen. Zunächst zu den
staatlichen:
Umstellung und Dauerbindung der öffent-
lichen Förderung: Die Dauerbindung öffent-
lich geförderter. Wohnungen ist aus zwei
Gründen von entscheidender Bedeutung.
Erstens sollen die öffentlichen Mittel dauer-
haft ihrem Zwecke dienen (Sicherung preis-
günstigen Wohnraumes), was bei Privatisie-
rung - wie schon die ersten Erfahrungen in
Freiburg seit 1866 zeigten - auf keinen Fall
gesichert werden kann. Zum zweiten aber
könnte mit der Dauerbindung die Verpflich-
tung zu einer Solidarabgabe im Maße der
Entschuldung verbunden werden, so daß die
ursprüngliche öffentliche Förderung im Sinne
eines revolvierenden Fonds schließlich den
selbstfinanzierten Aufbau des gebundenen
Sektors ermöglichen könnte. Statt sich zu-
nehmend überflüssig zu machen, wird der
Förderungsbedarf immer größer. Es ist auch
nicht einzusehen, warum die öffentlich geför-
dserte Eigentumsbildung eine spekulative
Nutzung zulassen und von der Solidarver-
pflichtung gegenüber den Wohnungslosen
entbinden soll. Daß hier in den Förderungs-
auflagen der entscheidende Ansatzpunkt zum
Einstieg in die wwSVSF zu sehen ist, wird
sofort sichtbar, überlegt man, über welch
einen Bestand man verfügen könnte, hätte
man alle Förderung seit 1945 an die Solidar-
verpflichtung gebunden.
Entschuldung und Vorkaufsrecht: Die Ent-
schuldung ist die Voraussetzung für den Ein-
stieg in die solidarische Vorwärtsfinanzie-
rung. Die Entschuldung wird heute durch den
häufigen Eigentümerwechsel verhindert, wo-
durch auch Wertsteigerungen realisiert und
die Verschuldung hochgetrieben wird. Das
spekulative Verkaufskarussell müßte verhin-
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dert und durch ein Vorkaufsrecht der Gemein-
den oder Selbstverwaltungskörper ersetzt.
Sicherung der Entschuldungs-, Abschrei-
bungs-, Wertsteigerungsgewinne: Im Sinne
einer limitierten Kapitalanlage würde nur das
Eigenkapital Anspruch auf eine fixe Verzin-
sung haben. Alle Entschuldungs-, Abschrei-
bungs- und Wertsteigerungsgewinne würden
zugunsten der Mieter verhindert oder als
Abgabe an den Solidarfonds verallgemeinert.
Organisatorische Voraussetzung wären Haus-
schaftsverwaltungen, die von Mietern und
Eigentümern getragen werden müßten. Nur so
wäre eine bürokratische Kontrolle zu verhin-
dern; gleichzeitig der Anfang des Aufbaues
von Selbstverwaltungsorganen gemacht.
Reform des gemeinnützigen Wohnungs-
sektors:
O0 Entrümpelung der „Kostenmiete“, die ja
eine Gewinnmiete ist.
O0 Einführung von Bewohnerorganen mit
Selbstverwaltungsfunktionen.
O0 Veränderung der Gemeinnützigkeitsbe-
stimmungen, z.B. derart, daß die Bau-
pflicht, die ja historisch zum Größen-
wachstum, zur Professionalisierung und
Bürokratisierung beigetragen hat, ersetzt
wird durch das Einhalten der neu gefaßten
Kostenmiete und durch eine Abgabe in den
Solidarfonds (zusammen Solidarmiete).
Keine Privatisierung von Wohnungen, zu-
mindest nicht ohne Bindung, d.h. Solidar-
verpflichtung je nach Stand der Entschul-
dung und Rückkaufsrecht.
Zulassung des innerunternehmerischen
Mietausgleichs unter Kontrolle der Mie-
terorganisationen und unter Einhaltung
der neu gefaßten Kostenmiet- und Ab-
gabebestimmungen.
Wiederherstellung des örtlichen Bezugs
der gemeinnützigen Wohnungsunterneh-
men als Träger kommunaler Wohnungs-
politik (heute erscheint das Abhängig-
keitsverhältnis oft umgekehrt).
Die erst im Nationalsozialismus eingeführ-
te „Gleichschaltung“ von Genossenschaf-
ten und gemeinnützigen Kapitalgesell-
schaften in einem Verband ist problema-
tisch. Die Genossenschaften bräuchten
eine eigene Interessensvertretung, viel-
leicht sogar - wie früher - gesellschafts-.
politisch konkurrierende Verbände. Dies
allerdings setzt Genossenschaften voraus,
die sich ihrer Aufgaben und Interessen
bewußt sind (vgl. Keßler 1981) und dies
selbst durchsetzen.
Der Umsetzung der Idee der Bewohnerge-
nossenschaft stehen die bestehenden Genos-
senschaftsorganisationen entgegen. Die ge-
samte Verbandsorganisation, die faktisch
Monopolcharakter hat, sowie die zur Bau-
pflicht zwingende Gemeinnützigkeitsrege-
lung müßten verändert werden, so daß die
Gründung von nicht-wachsenden Kleingenos-
senschaften bzw. Bewohnervereinen erleich-
tert wird. Die Baupflicht könnte ersetzt und
der neu gefaßten Gemeinnützigkeit könnte
entsprochen werden, wenn diese Kleingenos-
senschaften die neue Mietregelung der
wwSWVSF (keine Verzinsung des Eigenkapi-
tals, kontrollierte Entschuldung) befolgen und
als Mitglied in einem wwSVSF-Verband ihrer
Solidarverpflichtung dadurch genüge täten,
daß sie über eine Mietabgabe den verband-
lichen Neubaufonds im Maße ihrer Entschul-
dung speisen würden. Auf diesem neugenos-
senschaftlichen Fundament könnte eine um-
fassende Verbandsorganisation aufgebaut
werden, in den Funktionen vergleichbar mit
den Verbänden und Hilfswirtschaften, die bei
solchen Aufbrüchen meist entstanden sind
und die Funktionen wie Materialbeschaffung,
Entwurf und Bauplanung, Rechtsberatung,
Finanzierung, Bildung und Förderung der
„sozialen Wohnkultur“ usw. für ihre Mitglie-
der übernahmen. Als Förderungsmodel wäre
denkbar, daß sowohl die staatliche Förde-
rung wie auch die zu fordernde Eigenbeteili-
gung (mit Kapital oder Arbeit) als neutra-
lisiertes, zinsloses Vermögen einzubringen
seien; dann könnte sofort mit der Zahlung
einer Solidarabgabe in einen Neubaufonds be-
gonnen werden. Damit wäre die Basis einer
sich selbst finanzierenden Wohnungsversor-
gung gelegt, die in allen hier diskutierten
Trägermodellen noch gar nicht ins Blickfeld
gerät.
Unabhängig von allen politischen Durch-
setzungsschwierigkeiten, von denen hier ganz
abgesehen wurde, geraten nutzerbezogene
wohnungspolitische Aktionen in ein struk-
turelles Dilemma: aufgrund der hohen Kosten
und Komplexität der Materie ist die Organi-
sationsbereitschaft gering; dieses Hindernis
wäre nur zu überwinden, wenn es hinreichen-
de Rechts-, Finanzierungs-, Bauberatungs-
und Aufklärungsarbeit gäbe. Diese würde
aber nur dann wirklich im Interesse der
Wohnungssuchenden erfolgen können, wenn
sie aus eigener verbandlicher Organisa-
tionsarbeit hervorginge. Diese Vorausset-
zung für die zu weckende Organisationsbe-
reitschaft hat also selbst schon die Selbst-
organisation der Betroffenen zur Vorausset-
zung. Die historisch erfolgreichen Initiativen,
die sich auf Selbsthilfe berufen, haben - wie
wir an anderer Stelle zeigen konnten (Novy/
Uhlig 1981) - sich meist, gleichsam umweg-
haft, bestehender Schutz- oder Selbsthilfe-
organisationen zur Lösung ihres wohnungs-
politischen Problems bedient: Sport- und
Gartenvereine, Konsumgenossenschaften,
Arbeiterkrankenkassen, Mieterschutzvereine
und die Berufsverbände wurden Kristallisa-
tionskerne von Wohnungsbaugenossenschaf-
ten. Von parziell vergleichbaren Institutionen
(„neue“ Mietervereine, Netzwerk Selbsthilfe,
SPI) gehen ja auch heute die Konzepte aus, die
allemal Voraussetzung für die Mobilisierung
in konstruktiver Richtung sind. Ob nicht doch
aus der Geschichte zu lernen ist, etwa Umwege
abzukürzen: die Vorweggründung einer Ver-
bandszentrale, die alle jene, die anders
wohnen/leben wollen, vertritt. Gegen geringe
Beiträge würde erst eine konzeptionelle und
propagandistische Zentrale aufgebaut, die
Spezialisten schult und präzise Träger- und
Finanzierungsmodelle neuer Wohnformen
formuliert, um sie dann exemplarisch zu
erproben.
Mit diesen Voraussetzungen hätte dann die
Bewohneraktivierung eher Chancen. Gründen
wir also eine Grand National der an Selbst-
verwaltung, neutralisiertem Wohnungseigen-
tum und Solidarfinanzierung Interessierten.
|]
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Nachfolgende Rede hat Jürgen Habermas zur
Eröffnung der Ausstellung „Die andere
Tradition. Architektur in München von 1800
bis heute“ gehalten. Sie ist abgedruckt im
gleichnamigen Katalog der Bayerischen Rück,
für den Wend Fischer verantwortlich zeichnet,
wie Otl Aicher und Hans Herrmann Weicke
für Gestaltung und Realisation der Aus-
stellung.
Die Ausstellung selbst findet statt im
Rahmen der Reihe „Erkundungen“ der
Bayerischen Rück. Sie ist noch bis Ende dieses
Jahres im Münchener Tucherpark zu besichti-
gen.
Die Ausstellung gibt Anlaß, über den Sinn
einer Präposion nachzudenken. Sie nimmt
nämlich unauffällig Partei im Streit um die
post- oder nachmoderne Architektur. Mit
diesem „nach“ wollen sich die Protagonisten
von einer Vergangenheit absetzen; der Ge-
genwart können sie einen neuen Namen noch
nicht geben, weil wir auf die erkennbaren
Probleme der Zukunft bis jetzt keine Antwort
wissen. Formeln wie ’Nachaufklärung’ oder
”Posthistorie’ tun denselben Dienst. Solche
Gesten der eilfertigen Verabschiedung passenzu Perioden desNOoeroang,Auf den ersten Blick wiederholen die„Postmodernen“ von heute nur das Credo dersogenannten „Postrationalisten‘“ von gestern.Leonardo Benevolo, der bedeutende Ge-schichtsschreiber der modernen Baukunst,
charakterisiert diese, zwischen 1930 und 1933
gerade unter jüngeren Architekten verbreitete
postrationalistische Richtung folgenderma-
ßen: „Nachdem die moderne Bewegung auf
ein System formaler Vorschriften gebracht ist,
nimmt man an, daß der Ursprung des
Unbehagens in der Enge und Schematik dieser
Vorschriften liegt, und man glaubt, das
Heilmittel liege wieder in einem formalen
Umschwung, in einer Abschwächung des
Technischen und der Regemläßigkeit, in der
Rückkehr zu einer menschlicheren, wärmeren
Architektur, einer Architektur, die freier und
den traditionellen Werten eindeutiger verbun-
den ist. Die Wirtschaftskrise bewirkt, daß
diese Debatte in eine ganz kurze Zeitspanne
zusammengedrängt wird. Die nationalso-
zialistische Diktatur, die folgt, schneidet sie
endgültig ab und fungiert gleichzeitig als
Prüfstein, indem sie offen zeigt, welche
Entscheidungen sich hinter der stilistischen
Polemik verbergen“.! Ich will keine falschen
Parallelen suggerieren, sondern nur daran
erinnern, daß die moderne Architektur nicht
zum ersten Mal verabschiedet wird - und
immer noch lebt.
Nun hat das Präfix, das uns in solchen
Gesinnungs- und Richtungsbezeichnungen
entgegentritt, nicht immer dieselbe Bedeu-
tung. Gemeinsam ist den mit ’nach’ oder ’post’
gebildeten Ismen der Sinn des Abstandneh-
mens. Sie geben einer Erfahrung der Diskonti-
nuität Ausdruck, nehmen aber zu der auf
Distanz gebrachten Vergangenheit in ver-
schiedener Weise Stellung. Mit dem Wort
”postindustriell’ wollen beispielsweise die
Soziologen nur sagen, daß sich der Industrie-
kapitalismus weiterentwickelt hat, daß sich
die neuen Dienstleistungssektoren auf Kosten
des unmittelbar produktiven Bereichs ausge-
dehnt haben. Mit dem Wort ’postempiristisch’
wollen die Philosophen zu erkennen geben,
daß bestimmte normative Begriffe von
Wissenschaft und wissenschaftlichem Fort-




sind. Die ’Poststrukturalisten” wollen den
bekannten theoretischen Ansatz eher vollen-
den als überwinden. ’Postavantgardistisch’
nennen wir schließlich die zeitgenössische
Malerei, die sich der.von der modernen
Bewegung geschaffenen Formensprache sou-
verän bedient, während sie die überschweng-
lichen Hoffnungen auf eine Versöhnung von
Kunst und Leben aufgegeben hat.
Auch der Ausdruck ’postmodern’ hat
zunächst nur neue Varianten innerhalb des
breiten Spektrums der Spätmoderne bezeich-
net, als er im Amerika der 50er und der 60er
Jahre auf literarische Strömungen angewen-
det wurde, die sich von den Werken der frühen
Moderne absetzen wollten.? In einen affektiv
aufgeladenen, geradezu politischen Schlacht-
ruf verwandelt sich der „Postmodernismus“
erst, seitdem sich in den 70er Jahren zwei
konträre Lager des Ausdrucks bemächtigt
haben: auf der einen Seite die Neukonservati-
ven, die sich der vermeintlich subversiven
Gehalte einer „feindseligen Kultur“ zugunsten
wiedererweckter Traditionen entledigen
möchten; auf der anderen Seite jene radikalen
Wachstrumskritiker, für die das Neue Bauen
zum Symbol einer durch Modernisierung
angerichteten Zerstörung geworden ist. Nun
erst geraten postavantgardistische Bewegun-
gen, die durchaus noch die Bewußtseinsstel-
lung der modernen Architektur geteilt hatten -
und mit Recht von Charles Jencks als
repräsentativ für die „Spätmoderne“ beschrie-
ben worden sind? - in den Sog der
konservativen Stimmungslagen der 70er Jahre
und bereiten der intellektuell spielerischen,
aber provokativen Absage an die moralischen
Grundsätze der modernen Architektur den
Weg.*
Diese Beispiele der mit „post“ gebildeten
Ausdrücke erschöpfen nicht das Spektrum der
Einstellungen zu einer Vergangenheit, von der
man sich distanzieren will. Nur die Voraus-
setzung ist immer dieselbe: daß man eine
Diskontinuität empfindet, den Abstand von
einer Form des Lebens oder des Bewußtseins,
oben: Glaspalast, 1854, August v. Voit
unten:Maximilianstraße, München




der man zuvor „naiv“ oder „unreflektiert“
vertraut hatte.
Dies nun sind die Ausdrücke, mit denen
seinerzeit Schiller und Schlegel, Schelling und
Hegel die Diskontinuitätserfahrungen ihrer
Zeit zu begreifen versuchten. Das Zeitalter der
Aufklärung hatte das Kontinuum ihrer
Gegenwart mit der Welt unmittelbar gelebter
Traditionen, sowohl griechischer wie christli-
cher Überlieferungen, unwiderruflich durch-
brochen. Die historische Aufklärung hat nicht
erst das historistische Denken des späten
19.Jahrhunderts bestimmt. Allerdings wollten
sich jene, m 18.Jahrhundert geborenen
Klassiker und Romantiker mit dem Kontinui-
tätsbruch nicht einfach abfinden: durch eine
reflektierte Aneignung der Geschichte wollten
sie vielmehr ihren eigenen Weg finden. Dieser
Impuls der idealistischen Versöhnungsphilo-
sophie trägt auch noch die Suche nach einem
neuen, synthetischen Baustil, der die erste
Hälfte des 19.Jahrhunderts beherrscht hat.5
Wie ein Nachklang dieses lebhaften Bedürf-
nisses liest sich das Preissausschreiben, mit
dem Maximilian II. von Bayern 1850 die
Architekten zu einem Wettbewerb aufforder-
te, aus dem der ersehnte neue Stil hervorgehen
sollte - und aus dem tatsächlich die
Maximilianstraße hervorgegangen ist. Erst in
der zweiten Hälfte des 19.Jahrhunderts
richtete man sich darauf ein, mit dem
Pluralismus der kunsthistorisch vergegenwär-
tigten und vergegenständlichten Stile zu leben.
Nun erst schlagen sich die großen Lei-
stungen der historischen Geisteswissenschaf-
ten, die die Vergangenheit, nach der Auf-
klärung, ein zweites Mal distanziert hatten, in
einem janusköpfigen historistischen Bewußt-
sein nieder. Einerseits bedeutet der Historis-
mus eine Fortsetzung und Radikalisierung der
„Trotz des unübersehbaren Glaspala-
stes und der Schrannenhalle bedarf es
einer ungleich anstrengenderen Fähr-
tensuche, um nun in München, in
diesem der Moderne eher abgewand-
ten Raum, ähnliche Spuren der
Vernunft zu entdecken - und weiter-
zuverfolgen bis in die Gegenwart.
Aufklärung, die, wie Nietzsche sofort erkennt,
die Bedingungen für die Ausbildung moderner
Identitäten noch schärfer, noch unerbittlicher
definiert; andererseits macht der Historismus
geschichtliche Überlieferungen in idealer
Gleichzeitigkeit disponibel und ermöglicht
einer unsteten, vor sich selbst fliehenden
Gegenwart eine Kostümierung in geliehenen
Identitäten. Der Stilpluralismus, an dem man
bis dahin eher gelitten hatte, wird nun zur
Errungenschaft. Auf diese Situation hat der
Jugendstil, hat dann die klassische Moderne
eine Antwort gefunden, die bis heute aktuell
geblieben ist. In der Kennzeichnung als
„klassisch“ verrät sich freilich auch der
Abstand, den inzwischen wir wiederum von
der modernen Bewegung unseres Jahrhun-
derts gewonnen haben. Deshalb müssen wir
uns die Frage gefallen lassen, wie wir uns zu
dieser erneut aufbrechenden Diskontinuität
stellen.
Vor zehn Jahren hat Wend Fischer, als
Direktor der Neuen Sammlung, eine vielbe-
achtete Ausstellung initiiert. Mit ihr wolle er
einer neohistoristisch gestimmten Verehrung
entgegenwirken, einer Nostalgie, die sich
damals gerade des kontrastreichen Eklekti-
zismus des 19.Jahrhunderts, des „Maskenfe-
stes der Stile“ bemächtigt hatte. Fischer wollte
Tendenzen der „verborgenen Vernunft“ sicht-
bar machen, indem er das 19.Jahrhundert als
Vorgeschichte des modernen Bauens und der
funktionalen Gestaltung präsentierte. Trotz
des unübersehbaren Glaspalastes und der
Schrannenhalle bedarf es einer ungleich
anstrengenderen Fährtensuche, um nun in
München, in diesem der Moderne eher
abgewandten Raum, ähnliche Spuren der
Vernunft zu entdecken - und weiterzuverfol-
gen bis in die Gegenwart. Aber nicht allein die
„Die konservativ Gestimmten be-
gnügen sich mit stilistischen Verklei-
dungen dessen, was ohnehin geschieht
- ob nun, wie Branca, als Traditiona-
list, oder wie der heutige Venturi als
der Pop-Artist, der den Geist der
modernen Bewegung in ein Zitat
verwandelt und ironisch mit anderen
Zitaten zu grellen, wie Neonröhren
strahlenden Texten vermischt.“
Schwäche der Abdrücke, die die Moderne
unter der Sonne der Wittelsbacher hinterlas-
sen hat, kann den veränderten Tenorerklären:
im Vergleich mit jener Ausstellung vor zehn
Jahren treten heute defensive Züge stärker
hervor. Der Streit um die Postmoderne, der
nicht mehr nur in den Architekturzeitschriften
ausgetragen wird, berührt auch die Bezugs-
punkte dieser beiden Rekonstruktionsver-
suche. Umkämpft ist die Warte, von der aus
der Blick in die Vorgeschichte der modernen
Bewegung schweift
In Opposition zur Moderne
Die Fronten sind nicht leicht zu entwirren.
Denn einig sind sich alle in der Kritik an der
seelenlosen Behälterarchitektur, an dem feh-
lenden Umweltbezug und der solitären
Arroganz ungegliederter Bürogebäude, an
monströsen Großkaufhäusern, monumenta-
len Hochschulen und Kongreßzentren, an der
fehlenden Urbanität und der Menschenfeind-
lichkeit der Satellitenstädte, an den Spekula-
tionsgebirgen, den brutalen Nachkommen der
Bunkerarchitektur, der Massenproduktion
von Satteldachundehütten, an der autoge-
rechten Zerstörung der City usw.° - so viele
Stichworte, und kein Dissens weit und breit.
Von Siegfried Giedion, der sich seit mehr als
einem Menschenalter so leidenschaftlich für
die moderne Architektur eingesetzt hat,
stammen schon aus’dem Jahre 1964 Sätze der
Kritik, die heute Oswald Matthias Ungers
oder Charles Moore schreiben könnten.’
Freilich, was die einen als immanente Kritik
vortragen, ist bei den anderen Opposition zur
Moderne; dieselben Gründe, welche die eine
Seite zur kritischen Fortsetzung einer uner-
setzlichen Tradition ermutigen, genügen der
anderen Seite zur Ausrufung eines postmoder-
nen Zeitalters. Und diese Opponenten wie-
derum ziehen entgegengesetzte Konsequen-
zen, je nachdem, ob sie das Übel kosmetisch
oder systemkritisch angehen. Die konservativ
Gestimmten begnügen sich mit stilistischen
Verkleidungen dessen, was ohnehin geschieht
- ob nun, wie Branca, als Traditionalist, oder
wie der heutige Venturi als der Pop-Artist, der
den Geist der modernen Bewegung in ein Zitat
verwandelt und ironisch mit anderen Zitaten
zu grellen, wie Neonröhren strahlenden
Texten vermischt. Die radikalen Antimoder-
nisten hingegen setzen den Hebel tiefer an,
wollen die ökonomischen und administrativen
Zwänge des industriellen Bauens unterlaufen,
zielen auf eine Entdifferenzierung der Bau-
kultur. Was für die eine Seite Stilprobleme
sind, versteht die andere als Probleme der
Entkolonialisierung zerstörter Lebenswelten.
So sehen sich diejenigen, die das unvollendete
Projekt der ins Schleudern geratenen Moder-
ne fortsetzen wollen, verschiedenen Gegnern
konfrontiert, die nur in der Entschlossenheit,
von der Moderne Abschied zu nehmen.
übereinstimmen.
Herausforderungen des 19.Jahrhunderts
Die moderne Architektur, die sich sowohl
aus den organischen wie aus den rationalisti-
schen Anfängen eines Frank Lloyd Wright
und eines Adolf Loos entwickelt hat, die in
den gelungensten Werken ei:.es Gropius und
Mies van der Rohe, eines Corbusier und Alvar
Aalto zur Blüte gelangt ist, diese Architektur
ist immerhin der erste und einzige verbindli-
che, auch den Alltag prägende Stil seit den
Tagen des Klassizismus. Allein diese Bau-
kunst ist dem Geist der Avantgarde ent-
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sprungen, ist der avantgardistischen Malerei,
Musik und Literatur unseres Jahrhunderts
ebenbürtig. Sie hat die Traditionslinie des
okzidentalen Rationalismus fortgesetzt und
war selber kräftig genug, Vorbilder zu
schaffen, d.h. klassisch zu werden und eine
Tradition zu begründen, die von Anbeginn
nationale Grenzen überschritten hat. Wie sind
diese kaum bestreitbaren Tatsachen damit zu
vereinbaren, daß nach dem 2. Weltkrieg jene
einhellig beklagten Deformationen in der
Nachfolge, sogar im Namen eben dieses
internationalen Stils zustandekommen konn-
ten? Enthüllt sich in den Scheußlichkeiten das
wahre Gesicht der Moderne - oder sind es
Verfälschungen ihres wahren Geistes? Ich will
mich einer provisorischen Antwort nähern,
indem ich (1) die Probleme aufzähle, die sich
im 19.Jahrhundert der Architektur gestellt
haben, indem ich (2) die programmatischen
Antworten nenne, die das Neue Bauen darauf
gegeben hat und (3) zeige, welche Art von
Problemen mit diesem Programm nicht gelöst
werden konnte. Diese Überlegungen sollen (4)
dazu dienen, den Ratschlag zu beurteilen, den
diese Ausstellung, wenn ich deren Intentionen
recht verstehe, geben will. Wie gut ist der Rat,
die Tradition der Moderne unbeirrt anzueig-
nen und kritisch fortzusetzen, statt den heute
dominierenden Fluchtbewegungen zu folgen -
sei es in einen traditionsbewußten Neohisto-
rismus, oder in jene ultramoderne Kulissenar-
chitektur, die sich im vergangenen Jahr auf
der Biennale in Venedig dargestellt hat, oder
in den Vitalismus des vereinfachten Lebens
anonymen, bodenständigen und deprofessio-
nalisierten Bauens?
(1) Die industrielle Revolution und die in
ihrem Gefolge beschleunigte gesellschaftliche
Modernisierung stellen im Laufe des 19.Jahr-
hunderts Baukunst und Stadtplanung vor eine
neue Situation. Erwähnen möchte ich die drei
bekanntesten Herausforderungen: - den quali-
tativ neuen Bedarf an architektonischer
Gestaltung, die neuen Materialien und
Techniken des Bauens, schließlich die Unter-
werfung des Bauens unter neue funktionale,
vor allem wirtschaftliche Imperative.
Mit dem Industriekapitalismus entstehen
neue Lebenssphären, die sich der höfisch-
kirchlichen Monumentalarchitektur ebenso
entziehen wie der alteuropäischen Baukultur
in den Städten und auf dem Land. Die
Verbürgerlichung der Kultur und die Ent-
stehung eines breiteren, kunstinteressierten
und gebildeten Publikums verlangen nach
neuen Bibliotheken und Schulen, Opernhäu-
sern und Theatern; aber das sind konventio-
nelle Aufgaben. Anders verhält es sich mit
dem durch die Eisenbahn revolutionierten
Verkehrsnetz, das nicht nur die Lokomotive
zum Sinnbild der Dynamisierung und des
Fortschritts erhebt, sondern den bekannten
Verkehrsbauten, den Brücken und Tunnels,
eine andere Bedeutung gibt und das mit der
Konstruktion von Bahnhöfen eine neue
Aufgabe stellt. Die Bahnhöfe sind charak-
teristische Orte für ebenso dichte und
abwechslungsreiche wie anonyme und flüchti-
ge Kontakte, also für jenen Typus der
reizüberflutenden, aber begegnungsarmen
Interaktionen, die das Lebensgefühl der
großen Städte prägen sollten. Wie die
Autobahnen, Flughäfen und Fernsehtürme
zeigen, hat die Entwicklung des Verkehrs- und
Kommunikationsnetzes immer wieder An-
stöße zu Innovationen gegeben.
Das gilt damals auch für den Wirtschafts-
verkehr, der nicht nur den Lagerhäusern und









sondern unkonventionelle Bauaufgaben mit
sich brachte: das Kaufhaus und die Messehal-
le. Faszinierende Beispiele sind die ersten
großen Glaspaläste der _Industrieausstel-
lungen in London, München und Paris. Vor
allem die industrielle Produktion läßt aber mit
den Fabriken, mit den Arbeitersiedlungen und
den für den Massenkonsum hergestellten
Gütern Lebensbereiche entstehen, in die
Formgebung und architektonische Gestaltung
zunächst nicht vordringen. Das soziale Elend
des Frühindustralismus überwältigt dessen
Häßlichkeit; seine Probleme rufen den Staat,
bürgerliche Sozialreformer, schließlich eine
revolutionäre Arbeiterbewegung auf den
Plan, und nicht die gestalterische Phantasie
der Architekten - wenn man von den
utopischen Entwürfen für die neue Industrie-
stadt (von Robert Owen bis Tonv Garnier)
absieht.
In der zweiten Jahrhunderthälfte werden als
erstes die Massenprodukte des täglichen
Gebrauchs, die der stilprägenden Kraft der
traditionellen Handwerkerkunst entglitten
sind, als ein ästhetisches Problem wahrge-
nommen. John Ruskin und William Morris
wollen die Kluft, die im Alltag der industriel-
len Lebenswelt zwischen Nützlichkeit und
Schönheit aufgebrochen ist, durch eine
Reform des Kunstgewerbes schließen. Diese
Reformbewegung läßt sich von einem erwei-
terten, zukunftsweisenden Architekturbegriff
leiten, der mit dem Anspruch zusammengeht,
die gesamte physische Umwelt der bürgerli-
chen Gesellschaft architektonisch zu formen.
Insbesondere Morris sieht den Widerspruch
zwischen den demokratischen Forderungen,
die auf eine universelle Teilhabe an Kultur
hinauslaufen, und der Tatsache, daß sich im
industriellen Kapitalismus immer weitere
Lebensbereiche den prägenden kulturellen
Mächten entfremden.
Eine zweite Herausforderung ergibt sich für
die Architektur aus der Entwicklung neuer
Materialien (wie Glas und Eisen, Gußstahl
und Zement), und neuer Produktionsmetho-
den (vor allem der Verwendung von Fertigtei-
len). Die Ingenieure treiben im Laufe des
19.Jahrunderts die Bautechnik voran und
erschließen damit der Architektur Gestal-
tungsmöglichkeiten, die die klassischen Gren-
zen der Konstruktiven Bewältigung von
Flächen und Räumen sprengen. Die aus dem
Gewächshausbau hervorgegangenen, mit
standardisierten Teilen konstruierten Glaspa-





einen ersten Eindruck von neuen Größenord-
nungen und Konstruktionsprinzipien vermit-
telt; sie haben Sehgewohnheiten revolutio-
niert, und das Raumgefühl der Betrachter
nicht weniger dramatisch verändert als die
Eisenbahn die Zeiterfahrung der Reisenden.
Das Innere des mittelpunktlosen, repetitiven
Londoner Kristallpalastes muß wie eine
Entschränkung aller bekannten Dimensionen
des gestalteten Raumes gewirkt haben.
Die dritte Herausforderung ist schließlich
die kapitalistische Mobilisierung von Arbeits-
kräften, Grundstücken und Bauten, groß-
städtischen Lebensverhältnissen überhaupt.
Diese führt zur Konzentration großer Massen
und zum Einbruch der Spekulation in den
Lebensbereich des privaten Wohnens. Was
heute die Proteste in Kreuzberg und anderswo
auslöst, hat damals begonnen: in dem Maße
wie der Hausbau zur amortisierbaren In-
vestition wird, lösen sich die Entscheidungen
über den Kauf und Verkauf von Grundstük-
ken, über Bebauung, Abriß und Neubau, über
Vermietung und Kündigung, aus Bindungen
der familiären und der lokalen Tradition, sie
machen sich, mit einem Wort, von Gebrauchs-
wertorientierungen unabhängig. Die Gesetze
des Bau- und Wohnungsmarktes verändern
die Einstellung zu Bauen und Wohnen.
Wirtschaftliche Imperative bestimmen auch
das unkontrollierte Wachstum der Städte;
daraus ergeben sich die Erfordernisse einer
Art von Stadtplanung, die mit dem Ausbau
der barocken Städte nicht zu vergleichen ist.
Wie diese beide Sorten von funktionalen
Imperativen, die des Marktes und die der
kommunalen und staatlichen Planung, zu-
sammenwirken, einander durchkreuzen und
die Architektur verstricken, zeigt sich in
großem Stil bei der Umgestaltung von Paris
durch Haussmann unter Napoleon III; an
diesen Planungen hatten die Architekten
keinen nennenswerten Anteil.
Versagen des Historizismus, Antwort der
Moderne
Wenn man den Impuls verstehen will, aus
dem die moderne Architektur entstanden ist,
muß man sich vergegenwärtigen, daß die
Architektur in der zweiten Hälfte. des
19.Jahrhunderts nicht nur von dieser dritten
Herausforderung des Industriekapitalismus
überwältigt worden ist, sondern daß sie auch
die beiden anderen Herausforderungen zwar
empfunden, aber nicht bewältigt hat.
Die willkürliche Disposition über wissen-
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schaftlich objektivierte, aus ihrem Ent-
stehungszusammenhang herausgerissene Stile
setzt den Historismus instand, in einen
ohnmächtig gewordenen Idealismus auszu-
weichen, und die Sphäre der Baukunst von
den Banalitäten des bürgerlichen Alltags
abzuspalten. Die Not der neuen, architektoni-
scher Gestaltung entfremdeten Lebensberei-
che wird in die Tugend umgemünzt, die
Nutzarchitektur von künstlerischen Ansprü-
chen freizusprechen. Die Chancen der neuen
technischen Gestaltungsmöglichkeiten wer-
den nur ergriffen, um die Welt aufzuteilen,
zwischen Architekten und Ingenieuren, zwi-
schen Stil und Funktion, zwischen prächtiger
Fassade außen und verselbständigter Raum-
dispostion m Inneren. Deshalb hat die
historisch gewordene Architektur auch der
Eigendynamik des Wirtschaftswachstums, der
Mobilisierung der großstädtischen Lebensver-
hältnisse, dem sozialen Elend der Massen
nicht viel mehr entgegenzusetzen als die
Flucht in den Triumph von Geist und Bildung
über die (verkleideten) materiellen Grundla-
gen. Zum eindrucksvollen Symbol wird die
Berliner Mietskaserne - „das Vorderhaus,
dessen historisierende Fassade den Prestige-
wert der Wohnungen verbürgen und nebenbei
auch den Feuerkassenwert des Hauses stei-
gern sollte, war dem mittleren Bürgertum
vorbehalten, während in den Hinterhäusern
die ärmere Bevölkerung hauste“8,
(2) Mit der historischen Baukunst hat der
Idealismus seine ursprüngliche Intenionen
preisgegeben. Gewiß, auch Schelling und
Hegel hatten die Architektur zur untersten in
der Hierarchie der Künste erklärt, „denn das
Material dieser ersten Kunst ist das an sich
selbst Ungeistige - die nur nach den Gesetzen
der Schwere gestaltbare Materie“. Deshalb
meint Hegel, daß „die geistige Bedeutung
nicht ausschließlich in das Bauwerk selbst
hineingelegt ist, sondern daß ... diese
außerhalb der Architektur schon ihr freies
Dasein gewonnen hat“.!® Aber diesen Zweck,
dem die Architektur dienen soll, begreift er als
das Ganze des gesellschaftlichen Kommunika-
tions- und Lebenszusammenhangs - „als
menschliche Individuen, als Gemeinde,
Volk“.!! Diese Idee der Versöhnung gibt die
historistische Architektur preis - der Geist
nicht länger Kraft der Versöhnung, speist nun
die Dynamik der Kompensation einer ver-
putzten, hinter Fassaden versteckten Wirk-
lichkeit. In den lebensreformerischen Tenden-
zen des Jugendstils, aus dem die moderne
„Wie gut ist der Rat, die Tradition der
Moderne unbeirrt anzueignen und
kritisch fortzusetzen, statt den heute
dominierenden Fluchtbewegungen zu
folgen - sei es in einen traditions-
bewußten Neohistorismus, oder in
jene ultramoderne Kulissenarchitek-
tur, die sich im vergangenen Jahr auf
der Biennale in Venedig dargestellt
hat, oder in den Vitalismus des
vereinfachten Lebens anonymen, bo-
denständigen und deprofessionalisier-
ten Bauens?“
Architektur hervorgeht, meldet sich bereits
der Protest gegen diese Unwahrhaftigkeit,
gegen eine Baukunst der Verdrängung und der
Symptombildung. Nicht zufällig entwickelt
zur gleichen Zeit Sigmund Freud die Grund-
züge seiner Neurosenlehre.
Die moderne Bewegung nimmt die Heraus-
forderungen an, denen die Architektur des
19.Jahrhunderts nicht gewachsen war. Sie
überwindet den Stilpluralismus und jene
Abtrennungen und Aufteilungen, mit denen
sich die Baukunst arrangiert hatte.
Der Entfremdung der industriekapitalisti-
schen Lebensbereiche von der Kultur begeg-
net sie mit dem Anspruch eines Stils, der nicht
nur Repräsentationsbauten prägt, sondern die
Alltagspraxis durchdringt. Der Geist der
Moderne soll sich der Totalität der gesell-
schaftlichen Lebensäußerungen mitteilen. Da-
bei kann die industrielle Formgebung an-die
Reform des Kunstgewerbes anknüpfen, die
funktionale Gestaltung der Zweckbauten an
die Ingenieurskunst der Verkehrs- und
Wirtschaftsbauten, die Konzeption der Ge-
schäftsviertel an die Vorbilder der Schule von
Chicago. Darüber hinaus ergreift die neue
Formensprache Besitz von den exklusiven
Bereichen der Monumentalarchitektur, von
Kirchen, Theatern, Gerichten, Ministerien,
Rathäusern, Universiäten, Kurhäusern usw.;
und andererseits erstreckt sie sich auf die
Kernbereiche der industriellen Produktion,
auf Siedlungen, sozialen Wohnungsbau und
Fabriken
Was heißt eigentlich Funktionalismus?
Der neue Stil hätte freilich nicht auf alle
Lebensbereiche durchschlagen können, wenn
die moderne Architektur nicht die zweite
Herausforderung, den immens ‚erweiterten
Spielraum technischer Gestaltungsmöglich-
keiten, mit ästhetischem Eigensinn verarbeitet
hätte. Das Stichwort „Funktionalismus“
umschreibt bestimmte Leitvorstellungen,
Grundsätze für die Konstruktion von Räu-
men, für die Materialverwendung, die Metho-
den der Herstellung und der Organisation; der
Funktionalismus ist von der Überzeugung
getragen, daß die Formen die Funktionen der
Benutzung ausdrücken sollen, für die ein Bau
geschaffen wird. Aber so neu ist das nicht;
schließlich heißt es sogar bei dem klassizistisch
gesonnenen Hegel: „Das Bedürfnis bringt in
der Architektur Formen hervor, die ganz nur
zweckmäßig sind und dem Verstand angehö-
ren: das Geradlinige, Rechtwinklige, die
Ebenheit der Flächen“.!? Der Ausdruck
„Funktionalismus“ legt zudem falsche Vor-
stellungen nahe. So verschleiert er, daß die mit
ihm assoziierten Eigenschaften moderner
Bauten das Ergebnis einr konsequent verfolg-
ten ästhetischen Eigengesetzlichkeit sind. Was
fälschlich dem Funktionalismus zugeschrie-
ben wird, verdankt sich einem ästhetisch
motivierten, aus neuen Problemstellungen der
Kunst selbst hervorgegangenen Konstrukti-
vismus. Mit ihm ist die moderne Architektur
dem experimentellen Zug der avantgardisti-
schen Malerei gefolgt.
Die moderne Architektur befindet sich in
einer paradoxen Ausgangssituation. Auf der
einen Seite war Architektur stets zweckgebun-
dene Kunst. Anders als Musik, Malerei und
Lyrik, kann sie sich aus praktischen Bewandt-
niszusammenhängen so schwer lösen wie die
literarisch anspruchsvolle Prosa von der
Praxis der Umgangssprache - diese Künste
bleiben im Netz von Alltagspraxis und
Alltagskommunikation hängen: Adolf Loos
sah sogar die Architektur mit allem, was
Zwecken dient, aus dem Bereich der Kunst
ausgeschlossen. Auf der anderen Seite steht
die Architektur unter Gesetzen der kulturellen
Moderne - sie unterliegt, wie die Kunst
überhaupt, dem Zwang zur radikalen Autono-
misierung, zur Ausdifferenzierung eines Be-
reichs genuin ästhetischer Erfahrungen, den
eine von dem Imperativen des Alltags, von
Routinen des Handelns und Konventionen
der Wahrnehmung freigesetzte Subjektivität
im Umgang mit ihrer eigenen Spontaneität
erkunden kann. Adorno hat die avantgardisti-
sche Kunst, die sich vom perspektivisch
wahrgenommenen Gegenstand und der Tona-
lität, von Nachahmung und Harmonie löst,
und die sich auf ihre eigenen Medien der
Darstellung richtet, durch Schlüsselworte wie
Konstruktion, Experiment und Montage
gekennzeichnet. Die exemplarischen Werke,
so meint er, frönen einem esoterischen
Absolutismus „auf Kosten der realen Zweck-
mäßigkeit, in der Zweckgebilde wie Brücken
oder industrielle Anlagen ihr Formgesetz
aufsuchen ... Das autonome, einzig in sich
funktionelle Kunstwerk dagegen möchte
durch seine immanente Teleologie erreichen,
was einmal Schönheit hieß“.!3 Adorno stellt
also das „in sich“ funktionelle Kunstwerk dem
für „äußere Zwecke“ funktionalen Gebilde
gegenüber. In ihren überzeugendsten Beispie-
len fügt sich jedoch die moderne Architektur
der von Adorno bezeichneten Dichotomie
nicht.
Ihr Funktionalismus trifft vielmehr mit der
inneren Logik einer Kunstentwicklung zu-
sammen. Vor allem drei Gruppen bearbeiten
die Probleme, die sich aus der kubistischen
Malerei ergeben hatten - die Gruppe der
Puristen um Corbusier, der Kreis der
Konstruktivisten um Malevitch, vor allem die
De Stijl-Bewegung (mit van Doesburg,
Mondrian und Oud). Wie damals Saussure die
Strukturen der Sprache, so untersuchen die
holländischen Neoplastizisten, wie sie sich
nennen, die Grammatik der Ausdrucks- und
Gestaltungsmittel, der allgemeinsten Techni-
ken der bildenden Künste, um diese im
Gesamtkunstwerk einer umfassenden archi-
tektonischen Gestaltung der Umwelt aufzuhe-
ben. „In Zukunft“, sagt van Doesberg, „wird
die Verwirklichung des reinen darstellerischen
Ausdrucks in der greifbaren Realität unserer
Umwelt das Kunstwerk ersetzen“.!* An den
sehr frühen Hausentwürfen von Malevitch
und Oud kann man sehen, wie aus dem
experimentellen Umgang mit den Gestal-
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Dixwell Fire Station, 1973, Venturi, Rauch
tungsmitteln Gebilde wie die der funktionalis-
tischen Bauhausarchitektur hervorgehen. Van
Doesberg zieht 1922 nach Weimar, um in
polemischen Auseinandersetzungen mit den
Dozenten des Bauhauses die konstruktivisti-
schen Grundlagen des funktionalistischen
Bauens und Gestaltens einzuklagen. Trotz
dieser Kontroversen ist die Entwicklungslinie
deutlich, auf der auch Gropius die „neue
Einheit von Kunst und Technik“ anstrebt; in
Bruno Tauts Schlagwort „was gut funktio-
niert, sieht gut aus“ geht gerade der ästhetische
Eigensinn des Funktionalismus verloren, der
in Tauts eigenen Bauten so deutlich zum
Ausdruck kommt.
Während die moderne Bewegung die
Herausforderungen des qualitativ neuen
Bedarfs und der neuen technischen Gestal-
tungsmöglichkeiten erkennt und im Prinzip
richtig beantwortet, begegnet sie den syste-
mischen Abhängigkeiten von Imperativen des
Marktes und der planenden Verwaltung eher
hilflos.
(3) Der erweiterte Architekturbegriff, der
die moderne Bewegung seit William Morrisinspiriert und zurNOecrwindungeinesvonderAlltagswirklichkeit abgehobenen Stilplura-lismus ermutigt hat, war nicht nur ein Segen.Er hat die Aufmerksamkeit nicht nur aufwichtige Zusammenhänge zwischen der in-
dustriellen Formgebung, der Inneneinrich-
tung, der Architektur des Hausbaus und der
Stadtplanung gerichtet; er hat auch Pate
gestanden, als die Theoretiker des Neuen
Bauens Lebensstile und Lebensformen im
ganzen dem Diktat ihrer Gestaltungsaufgaben
unterworfen sehen wollten. Aber Totalitäten
wie diese entziehen sich dem planerischen
Zugriff. Als Corbusier seinen Entwurf für eine
’unite d’habitation’ endlich realisieren, dem
Gedanken einer ’cite jardin verticale’ endlich
konkrete Gestalt geben konnte, blieben gerade
die Gemeinschaftseinrichtungen ungenutzt -
oder wurden abgeschafft. Die Utopie einer
vorgedachten Lebensform, die schon die
Entwürfe Owens und Fouriers getragen hatte,
konnte sich nicht mit Leben füllen. Und dies
nicht nur wegen einer hoffnungslosen Unter-
schätzung der Vielfalt, Komplexität und
Veränderlichkeit moderner Lebenswelten,
sondern auch, weil modernisierte Gesellschaf-
ten mit ihren Systemzusammenhängen über
Dimensionen einr Lebenswelt, die der Planer
mit seiner Phantasie ausmessen konnte,
hinausreichen. Die heute sichtbar gewordenen
Krisenerscheinungen der modernen Architek-
tur gehen weniger auf eine Krise der
Architektur zurück als vielmehr darauf, daß
diese sich bereitwillig hat überfordern lassen.
Systemzwang, Architektur und Lebens-
wille
Mit den Unklarheiten der funktionalisti-
schen Ideologie war sie zudem schlecht
gewappnet gegen Gefahren, die der Wieder-
aufbau nach dem zweiten Weltkrieg, die
Periode, in der sich der internationale Stilerst
breitenwirksam durchgesetzt hat, mit sich
brachte. Gewiß, Gropius betonte immer
wieder die Verflechtung von Architektur und
Städtebau mit Industrie, Wirtschaft, Verkehr,
Politik und Verwaltung. Er sieht auch schon
den Prozeßcharakter der Planung. Aber im
Rahmen des Bauhauses tauchten diese
Probleme in einem auf didaktische Zwecke
zugeschnittenen Format auf. Und die Erfolge
der modernen Bewegung verleiteten die
Pioniere zu der unbegründeten Erwartung,
daß sich eine „Einheit von Kultur und
Produktion“ auch in einem anderen Sinne
herstellen ließe: die ökonomischen und
politisch-administrativen Beschränkungen,
denen die Gestaltung der Umwelt unterliegt,
erscheinen in diesem verklärenden Licht bloß
als Fragen der Organisation. Als die Vereini-
gung der amerikanischen Architekten 1949 in
ihre Satzung die Bestimmung aufnehmen will,
daß sich Architekten nicht als Bauunterneh-
mer betätigen sollen, protestiert Gropius nicht
etwa gegen die Unzulänglichkeit dieses
Mittels, sondern gegen Zweck und Begrün-
dung des Antrags. Er beharrt auf seinem
Credo: „Die zum allgemeinen Bildungsfaktor
gewordene Kunst wird imstande sein, der
sozialen Umwelt jene Einheit zu verleihen,
welche die echte Basis einer Kultur ist, die
jedes Ding, vom einfachen Stuhl bis zum Haus
des Gebets, umfaßt“.!5 In dieser großen
Synthese gehen die Widersprüche unter, die
die kapitalistische Modernisierung gerade auf
dem Gebiet der Stadtplanung kennzeichnen -
Widersprüche zwischen den Bedürfnissen
einer geformten Lebenswelt auf der einen, den
über die Medien Geld und Macht mitgeteilten
Imperativen auf der anderen Seite.
Wiederherstellung der Urbanität?
Dem kam wohl auch ein linguistisches
Mißverständnis, besser: ein Kategorienfehler
zu Hilfe. „Funktional“ ne n  wir die Mittel,
die für einen Zweck geeignet sind. In diesem
Sinne versteht sich ein Funktionalismus, der
die Bauten nach Maßgabe der Zwecke der
Benutzer konstruieren will. „Funktional“
nennen wir aber auch Entscheidungen, die
einen anonymen Zusammenhang von Hand-
lungsfolgen stabilisieren, ohne daß der
Bestand dieses Systems von irgendeinem der
Beteiligten gewollt oder auch nur beachtet
werden müßte. Was in diesem Sinne system-
funktional ist für Wirtschaft und Verwaltung,
beispielsweise eine Verdichtung der Innen-
stadt mit steigenden Grundstückspreisen und
wachsenden Steuereinnahmen, muß sich im
Horizont der Lebenswelt der Bewohner wie
der Anlieger keineswegs als „funktional“
erweisen. Die Probleme der Stadtplanung
sind nicht in erster Linie Probleme der
Gestaltung, sondern Probleme der versagen-
den Steuerung, Probleme der Eindimmung
und Bewältigung von anonymen Systemimpe-
rativen, die in städtische Lebenswelten
eingreifen und deren urbane Substanz aufzu-
zehren drohen.
Heute ist die Besinnung auf die alteuro-
päische Stadt in aller Munde; aber Camillo
Sitte, einer der ersten, der die mittelalterliche
mit der modernen Stadt verglichen hat,
warnte bereits im Jahre 1889 vor erzwungenen
Ungezwungenheiten: „Kann man“, so fragt er,
„Zufälligkeiten, wie sie die Geschichte im
Laufe der Jahrhunderte ergab, nach einem
Plan eigens erfinden und &lt;construieren?
Könnte man denn an solcher erlogenen
Naivität, an einer solchen künstlichen Natür-
lichkeit wirkliche, ungeheuchelte Freude
haben?“!6 Sitte geht von der Idee der
Wiederherstellung der Urbanität aus. Aber
nach einem Jahrhundert der Kritik an der
Großstadt, nach einem Jahrhundert zahlloser,
immer wieder enttäuschter Versuche, die
Städte im Gleichgewicht zu halten, Citys zu
retten, den städtischen Raum in Wohnquar-
tiere und Geschäftsviertel, Industrieanlagen
und Grünviertel, private und öffentliche
Bereiche zu gliedern, bewohnbare Satelliten-
städte zu bauen, Slumgebiete zu sanieren, den
Verkehr sinnvoll zu kanalisieren usw., drängt
sich die Frage auf, ob nicht der Begriff der
Stadt selber überholt ist. Die Spuren der
„Daraus hat ja Venturi Konsequenzen
gezogen - mit dem „dekorierten
Schuppen“, dem zum Programm
erhobenen „duck-house“ an der Auto-
bahn, das der von der modernen
Architektur geforderten Einheit von
Außen und Innen, von Schönheit und
Nützlichkeit Hohn spricht.“
okzidentalen Stadt, wie Max Weber sie
beschrieben hat, der Stadt des europäischen
Bürgertums im hohen Mittelalter, des städti-
schen Adels im Oberitalien der Renaissance,
der von fürstlichen Barockbaumeistern er-
neuerten Residenzstadt, diese historischen
Spuren sind in unseren Köpfen zu einem
diffusen, vielschichtigen Begriff von Stadt
zusammengelaufen. Er gehört zu der Sorte
von Begriffen, die Wittgenstein in den
Gewohnheiten und dem Selbstverständnis der
eingespielten Alltagspraxis aufspürt: mit
unserem Begriff von Stadt verbindet sich eine
Lebensform. Diese hat sich unterdessen aber
so verwandelt, daß ihr der angestammte
Begriff nicht mehr nachzuwachsen vermag.
Als eine überschaubare Lebenswelt konnte
die Stadt architektonisch gestaltet, sinnlich
repräsentiert werden. Die gesellschaftlichen
Funktionen des städtischen Lebens, politische
und wirtschaftliche, private und öffentliche,
die der kKulturellen und der kirchlichen
Repräsentation, des Arbeitens, des Wohnens,
der Erholung und des Feierns konnte in
Zwecke, in Funktionen der zeitlich geregelten
Benutzung von gestalteten Räumen übersetzt
werden. Aber spätestens im 19.Jahrhundert
wird die Stadt zum Schnittpunkt funktionaler
Zusammenhänge anderer Art. Sie wird in
abstrakte Systeme eingebettet, die als solche
nicht mehr ästhetisch in eine sinnfällige
Präsenz eingeholt werden können. Daß die
großen Industrieausstellungen, von der Jahr-
hundertmitte an bis in die späten 80er Jahre,
als architektonische Großereignisse geplant
worden sind, verrät einen Impuls, der heute
rührend anmutet, an den heute allenfalls die
Olympiaden erinnern. Indem die Regierungen
den internationalen Vergleich der Erzeugnisse
ihrer industriellen Produktion in großartigen
Hallen festlich-anschaulich vor der breiten
Öffentlichkeit arrangierten, haben sie den
Weltmarkt buchstäblich inszenieren und in
die Grenzen der Lebenswelt zurückholen
wollen. Aber nicht einmal mehr die Bahnhöfe
konnten die Funktionen des Verkehrsnetzes,
an das sie die Reisenden anschlossen, so
visualisieren wie die Stadttore einst die
konkreten Verbindungen zu umliegenden
Dörfern und zur nächsten Stadt.
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„Auf andere Weise sprengt die Einheit
von Form und Funktion schließlich
jene Alternativarchitektur, die von
Fragen der Ökologie und der Erhal-
tung historisch gewachsener Stadt-
quartiere ausgeht.“
Ohnehin liegen heute die Flughäfen, aus
guten Gründen, weit draußen. Und den
gesichtslosen Bürohäusern, die die Innenstadt
beherrschen, den Banken und Ministerien,
den Gerichten und Konzernverwaltungen, den
Verlags- und Pressehäusern, den privaten und
öffentlichen Bürokratien kann man die
Funktionszusammenhänge, deren Knoten-
punkte sie bilden, nicht ansehen. Die Schrift
der Firmenzeichen und Leuchtreklamen zeigt,
daß Differenzierungen in einem anderen
Medium als dem der Formensprache der
Architektur stattfinden müssen. Daraus hat ja
Venturi Konsequenzen gezogen - mit dem
„dekorierten Schuppen“, dem zum Programm
erhobenen „duck-house“ an der Autobahn,
das der von der modernen Architektur
geforderten Einheit von Außen und Innen,
von Schönheit und Nützlichkeit Hohn spricht.
Ein anderes Indiz dafür, daß die städtische
Lebenswelt durch nicht gestaltbare Systemzu-
sammenhänge immer weiter mediatisiert wird,
ist der Fehlschlag des wohl ehrgeizigsten
Projekts des Neuen Bauens: bis heute konnten
der soziale Wohnungsbau und die Fabrik der
Stadt nicht integriert werden. Die städtischen
Agglomerationen sind dem alten Konzept der
Stadt, dem unsere Herzen gehören, ent-
wachsen; das ist kein Versagen der modernen,
oder irgendeiner Architektur
Ratlosigkeit und Reaktionen
(4) Wenn diese Diagnose nicht ganz falsch
ist, bestätigt sie zunächst nur die herrschende
Ratlosigkeit und die Notwendigkeit, nach
neuen Lösungen zu suchen. Freilich weckt sie
auch Zweifel an den Reaktionen, die das
Desaster der gleichzeitig überforderten und
instrumentalisierten Architektur des Neuen
Bauens auf den Plan gerufen hat. Um mich auf
dem unübersichtlichen Terrain der Gegen-
Strömungen wenigstens vorläufig zu orien-
tieren, habe ich eine, gewiß übervereinfachen-
de, Typologie eingeführt und drei Tendenzen
unterschieden, die eines gemeinsam haben: im
Gegensatz zu der selbstkritischen Fortsetzung
der Moderne, für die diese Ausstellung
üunausgesprochen plädiert, sprengen sie den
modernen Stil, indem sie die Verklammerung
von avantgardistischer Formensprache und
unnachgiebigen funktionalistischen Grund-
sätzen auflösen. Programmatisch treten Form
und Funktion wieder auseinander. Das gilt
trivialerweise für einen Neohistorismus, der
Kaufhäuser in eine mittelalterliche Häuserzei-
le verwandelt, und U-Bahn-Entlüftungs-
schächte in das Taschenbuchformat einer
palladianischen Villa. Diese Rückkehr zum
Eklektizismus des vergangenen Jahrhunderts
verdankt sich, wie damals, kompensatori-
schen Bedürfnissen. Dieser Traditionalismus
ordnet sich dem Muster des politischen
Neukonservatismus insofern ein, als er
Probleme, die auf einer anderen Ebene liegen,
in Stilfragen umdefiniert und damit dem
öffentlichen Bewußtsein entzieht. Die Flucht-
reaktion verbindet sich mit dem Zug zum
Affirmativen: alles übrige soll bleiben, wie es
ist.
Die Trennung von Form und Funktion
trifft ebenso auf eine Postmoderne zu, die den
Definitionen von Charles Jencks entspricht
und von Nostalgie ganz frei ist - ob nun
Eisenmann und Grave das formale Repertoir
der 20er Jahre artistisch verselbständigen,
oder ob Hollein und Venturi, wie surrealisti-
sche Bühnenbilder, die modernen Gestal-
tungsmittel einsetzen, um den aggressiv
gemischten Stilen malerische Effekte zu
entlocken.!? Die Sprache dieser kulissenhaf-
ten Architektur verschreibt sich einer Rheto-
rik, die den architektonisch nicht mehr
gestaltbaren Systemzusammenhängen immer-
hin in Chiffren Ausdruck zu verleihen sucht.
Auf andere Weise sprengt die Einheit von
Form und Funktion schließlich jene Alterna-
tivarchitektur, die von Fragen der Ökologie
und der Erhaltung historisch gewachsener
Stadtquartiere ausgeht. Diese, gelegentlich als
„vitalistisch“ gekennzeichneten Bestre-
bungen!® zielen in erster Linie darauf ab, die
architektonische Gestaltung eng an Kontexte
der räumlichen, kulturellen und geschichtli-
chen Umgebung anzuschließen. Darin lebt
etwas von den Impulsen der modernen
Bewegung fort, nun freilich ins Defensive
gewendet. Bemerkenswert sind vor allem die
Initiativen zu einer Gemeindearchitektur, die
die Betroffenen nicht nur deklamatorisch in
den Planungsprozeß einbezieht und Stadtteile
im Dialog mit den Klienten plant.!? Wenn in
der Stadtplanung die Steuerungsmechanis-
men des Marktes und der Verwaltungen so
funktionieren, daß sie für die Lebenswelt der
Betroffenen dysfunktionale Folgen haben -
und den „Funktionalismus“, der einmal
gemeint war, durchkreuzen - dann ist es nur
konsequent, die willensbildende Kommunika-
tion der Beteiligten mit den Medien Geld und
Macht in Konkurrenz treten zu lassen.
Freilich gibt die Sehnsucht nach entdiffe-
renzierten Lebensformen diesen Tendenzen
oft den Anstrich eines Antimodernismus.
Dann vebinden sie sich mit dem Kult des
Bodenständigen und der Verehrung für’s
Banale. Diese Ideologie der Unterkomplexität
schwört dem vernünftigen Potential und dem
Eigensinn der kulturellen Moderne ab. Das
Lob des anonymen Bauens und einer
Architektur ohne Architekten nennt den
Preis, den dieser systemkritisch gewendete
Vitalismus zu zahlen bereit ist, auch wenn er
einen anderen Volksgeist meint als den, dessen
Verklärung seinerzeit den Monumentalismus
der Führerarchitektur aufs Trefflichste er-
gänzt hatte.
In dieser Opposition zur Moderne steckt ein
gutes Stück Wahrheit; sie nimmt die unge-
lösten Probleme auf, die die moderne
Architektur ins Zwielicht gerückt haben - ich
meine die Kolonialisierung der Lebenswelt
durch Imperative verselbständigter wirt-
schaftlicher und administrativer Handlungs-
systeme. Aber aus allen diesen Oppositionen
werden wir nur etwas lernen können, wenn wir
eines nicht vergessen. In der modernen
Architektur hat sich, in einem glücklichen
Augenblick, der ästhetische Eigensinn des
Konstruktivismus mit der Zweckgebunden-
heit eines strengen Funktionalismus getroffen
und zwanglos verbunden. Nur von solchen
Augenblicken leben Traditionen, lebt auch,
was sich aus Münchner Perspektive als „die
andere“ Tradition darstellt.
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Allein hockte ich auf meinem Rucksack in
der Abfertigungshalle des Flughafens. Um
mich herum lauter feingemachte Pauschal-
reisende des Massentourismus. Über den
Lautsprecher hörten wir, daß unsere Maschi-
ne 40 Minuten Verspätung hat. Ein Stöhnen
ging durch die Menge. Schließlich fuhr uns ein
Bus über das Rollfeld zur Maschine. Dicht
gedrängt standen wir zusammen. Einige
waren sehr aufgeregt, redeten andauernd vom
Flug, Ankunft, Verschiebung und so weiter.
Plötzlich Gebrüll im Bus, „da sind sie, hallo,
huhu ... Guck mal, die sehen uns, die winken
zurück.“ Ich grinste ein wenig mitleidig.
Gleichzeitig staunte ich über die Unbefangen-
heit der Frau, die laut und deutlich ihre
Emotionen zum Ausdruck brachte.
In der Maschine saß neben mir ein Ehepaar
aus Bochum. Die meiste Zeit des Fluges
blätterte ich in der Zeitung und las. Ab und zu
blickte ich zu ihnen rüber. Er inspizierte die
technische Umgebung, probierte alles aus und
zeigte seiner Frau die Flugroute auf der Land-
karte. Sie nesselte ständig im Handgepäck,
fragte ihren Mann, welche Landschaft da
unten gerade zu sehen war und machte ihm
Anreichungen, Kamm, Erfrischungstuch,
Bonbons.
Kurz vor der.Landung fragte ich ihn nach
der Uhrzeit. Er nannte sie mir, erklärte
ausführlich die Zeitverschiebung, im Unter-
schied zu ihrem Ferienziel im letzten Jahr,
zeigte mir den neuen Brustbeutel, den er sich
gekauft hatte, weil ihm beim letzten Mal alle
Papiere schon auf dem Flughafen gestohlen
wurden und ermahnte mich, nicht fahrlässig
mein Geld in der Hosentasche zu verwahren.
Vom Typ her glich er Gerd, dem Kollegen
aus dem Amt. Eigentlich nicht unangenehm,
trotzdem verhielt ich mich ihm gegenüber, als
wäre er ein bißchen beschränkt, so von oben
herab. Sicher war das Arroganz des Indi-
vidualreisenden gegenüber den Pauschalrei-
senden. Andererseits denke ich, daß in dieser
oberflächlich dummen Verhaltensweise auch
das Bewußtsein, ein anderes Leben führen zu
wollen und zum Teil zu führen, sich gebrochen
widerspiegelte. Zu diesem anderen Leben will
ich mich offen bekennen können. Schlimm ist
dieser unbewußte Rückgriff und diese Be-
schränkung auf kleinbürgerlich distanzieren-
de Arroganz.
Ich habe mich einmal sehr über eine DKP-
Genossin, Kollegin und wissenschaftliche
Angestellte, aufgeregt, die im Vorgeplänkel
einer Gewerkschaftsversammlung mit einem
Kollegen der Stadtreinigung über Urlaub
sprach. Er erzählte, daß er mit Familie in den
nächsten Wochen nach Rottach-Egern auf-
brechen würde, worauf sie geradezu in begei-
stertes Stöhnen ausbrach und in gespielten,
sehnsüchtigem Bedauern versicherte, wie gern
sie doch mitfahren würde! Bald darauf reiste
sie in die Türkei und würde sicher nie auf den
Gedanken kommen, ihren Urlaub in Rottach-
Egern zu verbringen. Schon gar nicht zusam-
men mit der Familie des Müllfahrers.
Flascheninseln mit Erfrischungsgetränken
steckten im Gewühl der B-Pläne und Karten-
ausschnitte. Zwischen den Inseln verteilt lagen
die Atolle der Gläser voll perlender Kohlen-
säure und schwamm das Treibgut aus Filz-
schreibern, Zeichenstiften und Kronenkor-
ken. Die Teilnehmer der Lagebesprechung
versammelten sich vor der großen Stadtkarte
an der Stirnseite des Raums. Der Oberstadt-
direktor trat vor. Er trugeinen grünen Kampf-
anzug mit Kniff in den Armeln und zuge-
schnürten Hosenbeinen. Sein Scheitel war wie
immer messerscharf gezogen. Den rechten
Arm zur Seite ausgestreckt, schnippte er mit
den Fingern und blickte suchend um sich. Der
Verkehrsingenieur reichte ihm den auszieh-
baren Zeichenstock. Der Oberstadtdirektor
wandte sich wieder der Karte zu und umfuhr




Fläche in einem Bachtal im Norden der Stadt.
„Meine Herren, sehen Sie her. Diese Fläche
ist der neuralgische Punkt der gesamten
städtischen Bebauungsplanung. An ihrer
Offenhaltung wird sich zeigen, ob die Ver-
waltung in der Lage ist, den expansiven Ein-
familienhausboom auf die dafür vorgesehe-
nen Flächen zu beschränken. Mit der Einbe-
rufung dieser Besprechung folge ich der
dringenden Empfehlung des Ausschusses für
Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung
an die Verwaltung, die notwendigen Flächen
zur ‚.Lufterneuerung und der ERholung der
Bevölkerung vor den Bauinteressenten zu
sichern. Allein im letzten Monat gingen der
Stadt über 100 ha Grün- und Freiflächen an
wild besetzende Eigenheimbauer verloren.
Weitere Detaillierungen können wir uns im
Moment sparen. Meine Herren, der Ernst der
Lage ist nicht zu übersehen. Bei einer Rest-
kapazität von ca. 5000 ha werden wir in
absehbarer Zeit die vollständige Vernichtung
aller Freiflächen erleben, ohne dagegen
angehen zu können. Ich habe diese Bespre-
chung einberufen, um die militärische Front
der Bauabwehr zu eröffnen. Angesichts der
Lage erscheint es mir dringend notwendig,
Maßnahmen über den beschränkten recht-
lichen Rahmen hinaus zu ergreifen. Ich
beziehe mich hier auf die Ausführungsbe-
stimmungen zur Notverordnung 326 „Militä-
rischer Einsatz im Stadtgebiet“ und erbitte
ihre Stellungnahme“,
Erwartungsvoll beobachtete der Chef die
Runde. Keiner erklärte sich. Einige brummel-
ten undeutlich bis zustimmend vor sich hin.
Andere sahen an die Decke oder sonst wo hin,
nur nicht in die Augen des Oberstadtdirek-
tors.
„Nun gut“, sagte der Chef gelangweilt, „ich
habe das Amt für Vermessungswesen beauf-
tragt, eine Matrix zu erstellen, aus der exakt
abzulesen ist, wieweit rechtliche und im Unter-
schied dazu militärische Maßnahmen geeignet
sind, den Boom in geordnete Bahnen zu
lenken.“ Aus der Gruppe löste sich ein junger
Ingenieur des Vermessungsamtes. Er räusper-
te sich und begann mit der Erläuterung der
Matrix I, „Rechtliche Möglichkeiten“.
Lautes Geklapper vor der Tür unterbrach
ihn. Pferdegewieher und Rufe „Ho, Ho“ und
„Brrr, Brrr“ mischten sich dazwischen.
„Ruhig, Silberpfeil, ruhig. Ist ja gut, mein
Alter, ist ja gut.“ Die Tür wurde aufgerissen.
Der reitende Bote der Stadtverwaltung trat
ein.. Sein Gesicht war rußgeschwärzt, seine
Uniform, in den Stadtfarben Rot und Grün,
verschmutzt. Er trat einige Schritte vor, riß die
Hacken zusammen und legte die Hände an die
Hosennaht. Mit tiefer Verbeugung und
schwungvoll gezogenem Dreispitz grüßte er
die Anwesenden. Schräg über die Brust trug er
an einem Gürtel seine schwarze Botentasche.
Er entnahm ihr eine Pergamentrolle, hielt sie
entrollt vor sich und sprach, ohne darauf zu
blicken, zu den Versammelten. „Herr Ober-
stadtdirektor, meine Herren! In höchster Eile
ritt ich zu Ihnen. Ich überbringe Ihnen die
Nachricht vom bevorstehenden Fall des Frei-
geländes Tannenbergstr.“ Betroffenheit er-
griff den Krisenstab. Geraune und Gemurmel
erfüllte den Saal. In seiner Warnung bestätigt,
sprang der Oberstadtdirektor auf und mar-
kierte das gefährdete Grundstück auf der
Karte.
Konzentriert übermittelte der Bote weitere
Einzelheiten. „Der Treck der Bauwilligen
steht z.Zt. einen Kilometer vor dem Gelände.
Die Vorhut wird in etwa zwei Stunden die
Grundstücksgrenzen erreichen. In breiter
Front wälzt sich der Zug über die B 223. Fünf
Fahrzeuge der städtischen Baupolizei gingen
beim Versuch, den Treck zu stoppen, in
Flammen auf. Barrikaden der städtischen
Bauhöfe I und II wurden überrannt. Die
mobilen Einheiten der Verteidigungsgruppen
ziehen sich auf den Kreuzpunkt B 223/Her-
zogstr. zurück.“ Der Oberstadtdirektor um-
fuhr mit seinem Zeigestock die genannte
Kreuzung. „Die Siedler sind mit Spaten und
Hacken ausgerüstet“, fuhr der Bote fort. „Von
fahrenden Baugerüsten herunter werden sie
von Architekten und Baustoffhändlern über
Megaphone angefeuert. Die bauwilligen Mas-
sen halten bereits fertige Baupläne in Händen,
die von den Architekten in Serie erstellt und
verkauft wurden. Dem Siedlertreck folgt eine
kilometerlange Schlange von Baufahrzeugen
und Materialtransportern. Argumente und
Diskussionsangebote der Spezialisten des
Amtes für Öffentlichkeitsarbeit lösten bei der
fanatisierten Menge Empörung aus.
Aber nun zu den Konsequenzen, wenn ich
mir diese Bemerkung noch erlauben darf.“
Niemand widersprach. Alle starrten ihn an.
Also fuhr er fort. „Das Grundstück ist ohne
neue Anweisungen und entsprechende Ver-
stärkung nicht länger als zwei Stunden zu
halten. Die Mannschaften der städtischen
Bauhöfe müssen dringend durch frische
Truppen der inneren Verwaltung ergänzt
werden.“ Erregt schritt der Bote vor der
großen Stadtkarte auf und ab. Dann wandte
er sich seiner Tasche zu, die er auf dem Tisch
abgestellt hatte. Griff hinein, fand aber nicht
sogleich, was er suchte.
Der Krisenstab wurde unruhig. Der Ober-
stadtdirektor bestieg einen Stuhl, weil ihm die
Mitarbeiter die Sicht auf den suchenden Boten
verstellten. Endlich war er soweit. In der Hand
hielt er triumphierend einen Marschallstab. Er
reckte sich, zog die Uniformjacke straff und
trat an die Stadtkarte. Ein geringschätziger
Blick streifte den Oberstadtdirektor, der
immer noch auf seinem Stuhl stand. Der Bote
tippte feierlich mit dem Marschallstab an das
noch freie Gelände Tannenbergstraße. „Meine
Herren, sehen Sie her. Merken Sie sich gut,
was ich Ihnen zu sagen habe ...“
Eine Stunde später lag ich als Vertreter der
Abteilung Stadtentwicklung im eilig ausge-
hobenen Verteidigungsgraben. Neben mir
keuchte der Oberstadtdirektor. Nervöse Zuk-
kungen liefen über sein Gesicht.
Unter Führung des städtischen Boten waren
alle verfügbaren Kräfte der inneren Verwal-
tung ausgerückt. In Eilmärschen erreichten
wir, unter weiträumiger Umgehung des Sied-
lertrecks, das Gelände gerade noch recht-
zeitig. Schon sah ich die Spitzen des Trecks
zwischen alten Blöcken des sozialen Woh-
nungsbaus der 50er Jahre auftauchen.
Vater und Großvater waren Maurer. Er
selbst brachte es bis zum Gesellenbrief in
diesem Beruf - was ich ihm-nie zugetraut hätte
- und versuchte trotzdem, im schwarzen
Paderborn an der kirchlichen Hochschule
Priester zu werden. Er rühmte die gründliche
philosophische Ausbildung der kirchlichen
Hochschule und die intellektuelle Kapazität
ihrer Lehrer. Überhaupt fand er viel Lob für
die katolische Kirche. Warum ist er dann nicht
Priester geworden? „Tja“, sagte er schmun-
zelnd, „da muß ich doch etwas ausholen, um
Ihnen die Krise meiner philosophischen
Entwicklung darzustellen.“
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Gestenreich referierte er über die Bedeu-
tung der Philosophie für das katholische Reli-
gionsverständnis im Unterschied zum evange-
lischen Glaubensbekenntnis. Die kausale
Logik im Katholischen faszinierte ihn beson-
ders. Bis eines Tages Heisenberg an die
Hochschule kam. Heisenberg, der große Phy-
siker, stellte in einer großartigen Gastvor-
lesung die wissenschaftliche Geschlossenheit
der katholischen Theologie total in Frage.
Von nun an nagte der Zweifel an unserem
Oberstadtdirektor. Sehr schnell ging er auf
Distanz zur Theologie, bis er schließlich das
Studium aufgrund der neuen Erkenntnisse
aufgeben mußte.
„Und daraufhin wurden Sie Dialektiker,
oder?“
„Damals war das natürlich eine Alternative,
mit der ich sympathisierte. Aber auch der
Marxismus hat ja seine Geschlossenheit als
wissenschaftliches Gebäude verloren. Die
Krise, die die Sowjetunion mit ihren Ab-
weichlern durchzumachen hat, ist Beweis
genug. Kritik an der Sowjetunion ist Abfall
von der wahren Lehre, so wie Luther von der
katholischen Kirche abfiel. Ohne den Einsatz
von Waffengewalt, siehe Czechoslowakei,
können die Sowjets den Verfall nicht auf-
halten. Ebenso geht es der katholischen
Kirche. Die Reinerhaltung einer Ideologie ist
letztlich immer eine Machtfrage“, sagte er.
„Nur hat das, was Sie meinen, nichts mit
dialektischem Materialismus zu tun. Die
Lebendigkeit und der Wahrheitsgehalt des
dialektischen Materialismus beweist sich
gerade durch die politische Rebellion gegen
einen alleinigen Machtanspruch und die
Herabwürdigung der Philosophie zur Theolo-
gie des Staates. Die ewige Existenz des
Widerspruches und die Notwendigkeit zum
Widerspruch begründet Rebellion und macht
den Kern der marxistischen Philosophie aus.
Nicht Statik und Geschlossenheit, Revolu-
tion machen und nicht stehen bleiben, das ist
für uns der Inhalt des Marxismus“, sagte ich.
Wir konnten den Punkt nicht ausdiskutie-
ren. Er blieb dabei: Widersprüche und
Angriffe auf das Zentrum wären eher Verfalls-
momente als Beweis für die Richtigkeit des
Marxismus. Als er aus dem Zimmer war,
fragten sich die Kollegen, was die ganze
Diskussion sollte. Warum deckte er seine
persönliche Geschichte und seine Schwächen
auf? Ist das moderne Personalführung? Zoger
uns auf den Leim, ohne daß wir es merkten?
Wir hörten, er habe einen Herzinfarkt
erlitten. Sechs Monate Ausfall wären das
Mindeste, hieß es aus dem Vorzimmer. Er lag
auf der Intensivstation.
Marion war traurig. Auch ich hatte Mitleid
mit ihm.
Es gab Gründe genug, über ihn zu fluchen.
Er war ein Schwein und uns trotzdem nicht
unsympathisch. Auf jeden Fall war er klüger
und wohl auch begeisterungsfähiger als seine
Beigeordneten-Kollegen. Zeitweilig hatten wir
zu ihm das persönlichste Verhältnis, vergli-
chen mit den anderen großen und-kleinen
Chefs. Ein Jahr zurück hatte er seinen ersten
Zusammenbruch. Die Ärzte stellten Krebs fest
und operierten mehrmals erfolgreich.
Auch Heinrich war weg. Seit Wochen oder
monaten - das kann ich nicht sagen. Es muß
schon lange zurückliegen, als ich ihn zum
letzten Mal auf dem Flur traf. Wären es nur
zwei, drei Wochen, so käme mir nie in den
Sinn, er könnte weg sein. Heinrich existierte
für mich mehrere Jahre nur in Verbindung mit
dem Flur. Er war Teil dieses Verkehrsweges
der fünften Etage, auf dem immer die gleichen
Menschen in nicht offensichtlichen Geschäf-
ten aneinander vorbeizogen.
Ich sah ihn verbissen, manchmal etwas vor
sich hinbrummelnd, versunken den Kopf
kratzend, plötzlich die Richtung wechselnd,
mir entgegenkommend oder vor mir herge-
hend. Mehrmals versuchte ich zu grüßen,
beiläufig, wie zu einer vertrauten Person kurz
die Hand zu heben, mit dem Kopf zu nicken
oder ein knappes „Morgen“ von mir zu geben.
Erwidert wurden meine Grüße nie. Ich hielt
ihn deshalb nicht für bösartig, eher für mit sich





konsequent. Selber legte ich auch keinen Wert
darauf, ständig von Leuten gegrüßt zu
werden, die mir völlig gleichgültig und fremd
waren. Jahrelang wurde gegrüßt und zurück-
gegrüßt, ohne je weiter miteinander zu reden,
ein anachronistisches Ritual der Höflichkeit.
Es reizte mich, seine Verschlossenheit zu
durchbrechen. Deshalb versuchte ich, ihn zu
grüßen, nicht aus Prinzip oder Gewohnheit.
Die Geste blieb ohne Resonanz.
Eines Tages kam er zu uns, genauer zu Wim.
Damals saß ich noch mit Wim im gleichen
Zimmer und hörte mit.
Heinrich war um die 60 Jahre alt. Sein
großer Kopf mit Schnauzbart saß ihm tief
zwischen den Schultern. Immer trug er einen
ärmlichen, abgewetzten grauen Anzug. Er
arbeitete im Tiefbauamt. Sein Schreibtisch
stand zwei Zimmer neben unserem. Er kannte
Wim aus gemeinsamen Gesprächen über die
Arbeit an Straßenbauprojekten. Heinrich war
für die ordnungsgemäße Abrechnung der
Baumaßnahmen zuständig. Natürlich sam-
melte er als Nichttechniker eine gehörige
Portion Erfahrung auch im Entwurf und in
der Beurteilung von Sinn und Zweck
verschiedener Verkehrsprojekte. In der Kritik
am Projekten und Kollegen verstanden sich
die beiden sehr gut.
Er war erregt und erzählte sehr schnell.
Soweit ich mitbekam, hatte sich Eduard, der
Leiter der Verkehrsabteilung des Planungs-
amtes, beim stellvertretenden Leiter des Tief-
bauamtes über Heinrich beschwert. Heinrich
hatte sich in einigen fachlichen Fragen direkt
an Wim und nicht erst an Eduard gewandt.
Eduard reagierte empört. Er fühlte sich in
seiner fachlichen Kompetenz übergangen und
rächte sich mit einer Beschwerde bei seinem
Intimus, dem stellvertretenden Leiter des Tief-
bauamtes. Der hatte seinerseits nichts Eili-
geres zu tun, als den ungemütlichen Nörgler
Heinrich zu rügen und auf die Einhaltung des
Dienstweges hinzuweisen.
Der Konflikt war lächerlich. Heinrich geriet
unfreiwillig in die Konkurrenz Eduard gegen
Wim. Fachliche Differenzen zwischen der
Verkehrsabteilung und der Stadtentwicklung
im Planungsamt gab es seit der Existenz der
Stadtentwickler im Amt. Gelegentlich tobten
sie sich in Form persönlicher Konkurrenz aus.
Statt Wim direkt anzusprechen und sich der
Gefahr der Lächerlichkeit preiszugeben, weil
inhaltlich von Kompetenzüberschreitung kei-
ne Rede sein konnte, versuchte Eduard über
den Umweg Tiefbauamt und Heinrich, Wims
Aktionsradius zu beschneiden. Das war ein
kläglicher Versuch. Wir versuchten Heinrich
zu beruhigen. Er interpretierte den Vorfall als
Beweis eines Komplotts des stellvertretenden
Amtsleiters gegen ihn.
„Ich lasse mir mein Bürgerrecht, mit allen
reden zu dürfen, mit denen es fachlich und
dienstlich vereinbar ist, nicht nehmen“, sagte
Heinrich fest entschlossen. Für ihn steckten da
politische Gründe hinter, deren Geschichte bis
in die Kriegsjahre zurückreichte. In Bruch-
stücken deutete er uns den Hintergrund seiner
Komplotttheorie an. Er sprach von umfang-
reichen Akten voller Beweismaterial gegen
zahlreiche SPD-Mitglieder, die sich über
Straßenbaumaßnahmen an: städtischen. Gel-
dern bereicherten. Die lokale SPD war für ihn
ein Sammelbecken von Opportunisten. Sogar
alte Nazis kamen da unter. Er nannte Namen
aus Hauptamt, Personalamt und Stadtkasse.
Seine Schlußfolgerungen waren nicht unge-
wöhnlich. Schließlich ist bekannt, daß in einer
SPD-Hochburg nur durch Parteieintritt eine
Karriere, besonders eine bescheidene, von
ganz unten nach viertel oben möglich ist.
Aber Heinrich vertrat keine abstrakten
Positionen. Er kannte Namen und Details aus
politischen Biographien der letzten 30 Jahre.
Aus’ Protest, wie er sagte, blieb er parteilos. Er
legte sich mit vielen an. Die alte Führungs-
clique der SPD nahm ihm heute noch die
Zusammenarbeit mit den Russen in der
Kriegsgefangenschaft übel. Damals hatte er
sich zu Agit-Prop-Gruppenführer ausbilden
lassen, viel dabei gelernt und bis heute dafür
bezahlt. Er hielt seine damalige Haltung für
Notwendigkeit, um zu überleben, ließ aber
keinen Zweifel daran, auch heute noch KPD
zu wählen, wenn Kommunisten eine Chance
hätten, ins Parlament zu kommen.
Ich stellte mir vor, wie Heinrich in endlosen
Auseinandersetzungen mit Opportunisten
und Parteigängern alt, Einzelgänger, verbit-
terter Nörgler und unverständlicher Queru-
lant geworden war.
Wir hörten ruhig zu. Langsam kam er auf
seinen letzten Kampf und den aktuellen
Hintergrund für seine Komplotttheorie zu
sprechen, Seit einigen Jahren bemühte er sich
erfolgloch um eine Höhergruppierung in der
Gehaltshierarchie. Ein privat bestellter
Rechtsanwalt vertrat seine Klage gegen die
Stadt vor Gericht. Die ÖTV hatte ihm angeb-
lich den Rechtsschutz versagt. Daraufhin trat
er aus der Gewerkschaft aus und in eine
umfassende Rechtsschutzversicherung ein.
Die Leitung des Tiefbauamtes und der
zuständige Personalrat, zufällig ein Kollege
im selben Amt, unterstützten ihn nicht. Im
Gegenteil, es waren ihnen alle Mittel recht, um
ihn zur Aufgabe zu zwingen. Ich hatte keine
Ahnung, wieweit Heinrichs Ansprüche den
Tarifvereinbarungen entsprachen, aber ich
konnte mir gut vorstellen, daß er systema-
tisch übergangen wurde. Es wäre nicht der
einzige Fall, von dem ich hörte. Aber Einzel-
gänger wie Heinrich machen es auch mir
schwer, mich mit ihnen zu solidarisieren.
Nicht nur, weil er Unterstützung von nieman-
dem erwartet, sondern weil er auch nie
anderen welche geben würde. Ererzählte uns
seine Geschichte, um seinen Arger los zu
werden, vielleicht erwartete er Verständnis,
aber sicher keine Hilfe.
Nach einigen Monaten Krankenhausauf-
enthalt kehrte unser Oberstadtdirektor zu-
rück. Es hieß, er wäre wieder hektisch und
herrisch wie früher. Ein Kollege sah ihn aber
nicht gerade kraftvoll die Treppe raufschlei-
chen.
Nach dem fachlichen Teil eines Dienstge-
spräches begann er eine fast private Unter-
haltung. Wim und ich saßen ihm gegenüber.
Er schimpfte über den herrschenden Provin-
zialismus, die Lobbysten im Rat und die Rat-
hauslakaien um ihn herum. Wir waren uns
einig in der Verurteilung des lokalen Filzes in
Sport und Kultur, der Initiativen erstickte und
Opportunismus großzog. Er forderte uns auf,
neue Ideen zu entwickeln und engagierte
Leute in die Stadt zu holen, denn die krimi-
nelle Energie der Alten in der Partei und Ver-
waltung ließe notwendig mal nach und junge
Leute müßten sich beizeiten profilieren. Seine
süßen Worte blieben nicht ganz ohne
Wirkung. Ich ertappte mich bei dem Gedan-
ken, ob es nicht einen Versuch wert wäre,
engagierte Kulturleute in die Stadt zu holen
und mit Unterstützung des Chefs linke Kultur-
politik zu machen. Für kurze Zeit verunsicher-
te mich sein Werben. Warum machte er uns
Angebote, die er niemals einhalten würde?
„Die Bewerbungsfrist für die Stelle des
neuen Planungsdezernenten ist zu Ende. Sie
werden in Zukunft unmittelbar mit ihm zu tun
haben, und ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie
mir eine Liste Ihrer Auswahlkriterien an die
Hand geben würden. Ich lege Wert auf Ihre
Meinung, denn auch für mich ist es wichtig,
nicht mit einer Niete zusätzlich belastet zu
werden.“ „Es tut mir leid, ich verstehe Ihre
Aufforderung nicht. Die Wahl eines Dezer-
nenten ist doch eine vorwiegend politische
Entscheidung. Unsere Kriterien zählen weder
politisch noch fachlich. Der neue Dezernent
wird nicht unser Mitarbeiter und Kollege,
sondern unser Vorgesetzter sein. Und vom
großen gemeinsamen Engagement im Rat-
haus halten wir sowieso nichts.“
Er nickte resignierend. „Sie können sich Ihr
Betätigungsfeld noch aussuchen. Aber ver-
setzen Sie sich mal in meine Lage. Für mich ist
hier Endstation.“ Wim behauptete, der Chef
sähe in uns doch mehr als nur Wasserträger, er
fühle sich von uns herausgefordert, seine
eigene Rolle zu überdenken. Ich vermutete,
der Mann war fertig. Er suchte Unterstützung,
oder wenigstens die Selbstbestätigung, noch
motivieren zu können, eine Zusammenarbeit
mit ihm vielversprechend erscheinen zu lassen.
Krebs und Herzinfarkt hatten den Glauben in
seine Leistungsfähigkeit erschüttert, und
woran sollte er sonst glauben? Noch ein Jahr,
und der Oberstadtdirektor ließ sich auf
Drängen der Partei und der Beigeordneten-
Kollegen pensionieren.
War Heinrich noch im Amt? Ich fürchtete,
auch er könnte am Ende sein. Wim hatte
gehört, Heinrich wäre in Behandlung, für
längere Zeit zur Kur oder in einer Klinik. Kurz
nach seinem Besuch bei uns hörten wir ihn
noch einige Male auf dem Flur laut maulen
und schimpfen. Es hatte uns amüsiert. Wir
dachten nicht an Krankheit. Heinrich ließ sich
eben nichts gefallen. Außerdem unterbrach
sein Maulen angenehm die stumpfsinnig-
verhaltene Geschäftigkeit in den Amtsstuben.
Ich erinnerte mich an eine Geschichte, die
mir der Personalrat des Tiefbauamtes auf dem
Flur erzählte. Der Personalrat, ein Kerl von
1,90 m und 2 1/2 Zentnern Lebendgewicht,
früher Bergmann, heute technischer Zeichner,
war völlig verängstigt und verstört. Mit
Blicken nach links und rechts flüsterte er mir
ins Ohr: „Heinrich bedroht mich. Glaub mir,
er will mich umbringen!“ Also, wie sollte ich
eine solche Mitteilung ernst nehmen? Der Per-
sonalrat wußte in seiner Verwirrung nicht, ob
er lachen oder weinen sollte. Heinrich bedrohe
ihn, weil er sich nicht für dessen Höhergrup-
pierung einsetze. Dabei hätte er alles Mögliche
versucht. In der Sache wäre einfach nichts
drin. Ich konnte mir das Gegenteil vorstellen.
Dirk kannte die Fortsetzung. Vor einigen
Wochen saß Heinrich mit Kollegen zusammen
in ‚der Kantine.Es ging das Gerücht um,
Heinrich- hätte an diesem Nachmittag dem
Kollegen beiläufig eine Pistole gezeigt, die er
in der Hosentasche trug. Wurde die Waffe
wirklich gesehen oder täuschte er ihre
Existenz vielleicht nur mit einem Schlüssel-
bund in der Tasche vor? Auf die Frage, was er
mit der Waffe vorhabe, soll er geantwortet
haben, und zwar so laut und deutlich, daß es
der Personalrat am Nachbartisch hörte:
„Damit leg’ ich ihn um!“
Heinrich war und blieb weg. Der Personal-
rat überlebte. Angenommen, Heinrich wurde
nicht gebrochen, wie so viele Einzelkämpfer
vor ihm: Ich stelle mir vor, er setzte ganz
bewußt die Morddrohung in die Welt, um
seine vorzeitige Pensionierung durchzusetzen,
nachdem er einsehen mußte, daß er erneut vor
Gericht mit seinem Höhergruppierungsantrag
scheitern würde. Vielleicht halfen ihm aber
auch die Akten.
Eines Tages brachte mir Andreas aus der
Stadtgärtnerei zwei große Palmen. Ein
Gewerkschaftskollege furh den Dreitonner
der Gärtnerei. Zu dritt schleppten wir sie vom
Fahrzeug in den Lastenaufzug, surrten in den
fünften Stock und zerrten die großen Kübel
über den Flur in mein Zimmer. Mit Mühe
plazierten wir die Pflanzen zu beiden Seiten
des Schreibtisches. Über der Tischmitte
bildeten die ausladenden Fächer ein grünes
Dach.
Darunter saß ich und arbeitete. Langsam
wurde ich in die Veränderung der Atmosphä-
re des Raums einbezogen, die von den beiden
Palmen ausging. Ich drehte die Heizung auf.
Auch in den Sommermonaten ließ ich sie an,
damit gleichmäßig tropische Wärme entstand.
Nach einigen Monaten hatte ich mich an die
Hitze gewöhnt, aber die Pflanzen bekamen
braune Spitzen. Die Luft war zu trocken. Ich
schaltete die Sprenkleranlage an. So kam ich
aus der Wüste in die Tropen. Jeden Mittag
zwischen zwölf und zwei prasselte der Monsun
von der Decke. Ein Saunabarometer zeigte
Temperatur und Luftfeuchtigkeit an. Ich
stellte die Anlage auf die Höhe von Akkra ein,
also daß ungefähr das gleiche Klima herrschte.
Der Regen regte die Kulturen meines
Zimmers unwahrscheinlich an. Bakterien ent-
wickelten sich völlig anders. Der Verfalls- und
Wachstumsprozeß überschlug sich. Das Le-
ben wurde intensiviert, wahrscheinlich weil
alles Leben irgendwie aus dem Wasser
kommt. Ihr kennt die Schilderungen von Süd-
amerika, die dumpfen Tropenwälder, schnell
umschlagendes Wetter, Regenfälle wie Sint-
fluten. Die Intensität des Klimas und der
Natur überträgt sich auf den Menschen und
schüttelt seine Gefühlsregungen zwischen
Liebe und Haß wie Fieberanfälle.
An den Wänden des Zimmers bildeten sich
Pilze, sprengten Ausbuchtungen in die Wand,
wie Schwamm beulten sie sich unter der
Tapete, wucherten und brachen durch. Filz-
schuhe ragten aus der Wand, als wenn ein Fuß
von der anderen Seite durch die Wand getre-
ten worden wäre. Überall, wo an den kühlen
Scheiben sich Tropfen niederschlugen und in
den Ecken der Fensterrahmen hängen blieben,
wuchs Moos. Die Fenster waren ständig
beschlagen, immer mehr von grünen Algen
überzogen. Sie waren glitschig und ließen sich
mit der Hand schlecht fassen und entfernen.
Das Licht im Zimmer entsprach dem Strah-
leneinfall auf den Grund eines tiefgrünen
Inlandsees.
Es war die Dunkelheit des Dschungels. Aus
den Palmenkübeln wucherten fremdartige
Gewächse, deren Samen lange Zeit in der Erde
lagen, ohne keimen zu können. Die Akten
wellten sich. Die Deckel platzten an den
gehefteten Kanten auf. Pappe quoll heraus.
Tinteneintragungen zerflossen und sickerten
durch die verschiedenen Papierschichten, die
Schreibmaschinenschrift verwischte und die
Blätter kräuselten sich wie Haare in der
Brennschere, Metallhalter verrosteten. Alles
verwandelte sich in Blüten und Knospen
fleischfressender Pflanzen oder anderer schö-
ner Parasiten des Urwalds.
Wasser stand auf dem Boden. Der häufige
Regen ließ keine Zeit zum Verdunsten.
Langsam stieg es an. Der Fußbodenbelag löste
sich auf. Eine schleimige Masse, erste Algen
entstanden, knöcheltiefer Morast aus herun-
terfallenden Essensresten, Kot und Abfall.
Von meiner langen Hose riß ich die Beine ab.
Aus den Armen des Hemdes flocht ich ein
Stirnband. Auf dem Tisch errichtete ich mein
Lager aus Aktendeckeln und Schrankwänden.
Schonmal ließ ich nachts den Regen an und
lauschte seinem Prasseln auf dem Dach der
Hazienda. Ein Papagei saß auf einer Stange an
der Wand und schrie ununterbrochen. In der
Waschkabine brüllte der Jaguar. Nur wenn
ich fest gegen die Tür der Kabine trat,
verstummte er für kurze Zeit.
Das Wasser stieg weiter. Bald stand es an
der Tischkante. Ich wußte nicht, wie ich mein
Lager nochmal verlassen sollte. Erschöpft lag
ich auf der Papiermatte und wagte nicht
aufzustehen. Die Gelenke schmerzten. Fieber-
träume schüttelten mich. Immer wieder hatte
ich die gleiche Szene vor Augen. In der Kneipe
von Kay Lago, mit dem Ventilator an der
Decke, sitzt H. Bogart schweißtriefend im
Schaukelstuhl. Mit einem Griff lockert er den
Schlipsknoten um seinen Hals. In der anderen
Hand hält er seinen cremefarbenen Hut mit
dem nassen Schweißband und fächert sich
Luft zu. - H. Bogart bin ich.
Immer wieder die gleiche Szene. Irgend-
wann, das Wasser stand schon bis zur Bett-
kante, hörte ich dumpfe Schläge. Wie die
Tritte gegen eine Musikbox bei einem Sprung
in der Platte, lösten sie meine Sperre im Kopf.
Der Film lief endlich weiter.
Die Tür zur Veranda wird aufgerissen. Drei
Männer stürmen herein. Ich ahne nichts
Gutes. Sie kommen auf mich zu. Durch die
offene Türe dringt das Donnern und Krachen
eines nächtlichen Gewitters. Westlich des
Hauses schlägt ein Blitz ein. Das Zimmer, die
Hütte, der Papagei und H. Bogart, die drei
Männer in ihren durchnäßten Sommeran-
zügen, alles dreht sich. Immer schneller und
schneller, wie der Strudel im Sog eines über-
dimensionalen Abflußrohrs, fiel alles in sich
zusammen, Wasser und: Schlick rissen dem
Tisch die Füße weg. Apatisch lag ich auf der
zum Floß gewordenen Tischplatte. Mit
lautem Krachen rauschten wir durch die ein-
geschlagene Türe auf den Flur des fünften
Stocks.
Stunden später erwachte ich aus tiefer Ohn-
macht und sah in die Augen von Herrn Müll-
berg. Er hatte die Tür meines Zimmers
aufbrechen lassen, weil es für den neuen
Dezernenten renoviert werden sollte.
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140 S., 14,- DM, ISBN 3-87975-209-S.
Bernd LAURISCH
Kein Abriß unter dieser Nummer.
2 Jahre Instandbesetzung in der Cuvry-
straße in Berlin-Kreuzberg mit einem
Vorwort von Julius Posener.
Werkbund Archiv 7, DM 19,80, 240 S.,
110 Abbildungen
LEBENS WANDEL
die Veränderung des Alltags.
Ein Psychologie-heute (Hrsg.) Sonder-
band.
Weinheim und Basel 1981, 236 S., DM
19,80.
WER SIND DIE INSTANDBESET-
ZER?
Selbstzeugnisse, Dokumente, Analysen.
Hrsg.: V. Brandes, B. Schön, 184 S.,
DM 14,80, Bensheim 1981, päd. extra
buchverlag.
SCHWARZBUCH
Modell Düsseldorf: Wohnungen frei.
Der Buchladen, Aachener Str. 10, 4000
Düsseldorf-Bilk, DM 6,50 (unter Voraus-
zahlung auf Pschkto Essen 337268-438
Architektur
Friedrich ACHLEITNER
Österreichische Architektur im 20. Jahr-
hundert




Architecture in Switzerland 70/80
Basel/Boston/Stuttgart 1981 (Birkhäu-
ser), 165 5.
Kent BLOOMER, Charles W. MOORE
Architektur für den „einprägsamen Ort“
Überlegungen zu Körper, Erinnerung und
Bauen.
Herausgegeben von Gerald R. Blomeyer
und Barbara Tietze.




New York, Hagerstown, San Francisco,
London 1978 (Harper + Row, Publ.), 255
S., 331 Illustr., 60 Hfl.
Joan CAMPBELL
Der Deutsche Werkbund 1907-1934
Stuttgart, 1981 (Klett-Cotta), 428 S., Ln.
m. Sch., DM 64,-
DESIGN IST UNSICHTBAR
Österreichisches Institut für visuelle Ge-
staltung Linz (Hrsg.). A-1010 Wien, 1980,
Löcker Verlag, DM 120,-
Mit Beiträgen u.a. von Lucius Burckhard,
C.G. Argan, Chr. Alexander, F. Achleit-
ner, L. Kroll, G. Peichl
EXPERIMENT WOHNEN - KONZEPT
RITTERSTRASSE
Reihe Werkstatt Nr. 8, Archibook, Berlin
1981.
Georges GROMORT
Handliche Häuser - Petit Constructions






208 S., 305 Abb., Wiesbaden/Braun-
schweig 1981 (Vieweg), DM 48,-
TIME IS MONEY
Die Entwicklung des modernen Bauwe-
sens
Tom F. Peters. 275 S., 120 Abb., Stuttgart
1981 (I. Hofmann-Verl.), DM 44,-
Ottokar UHL (Hrsg.)
Bedingungen der Stadterneuerung.
Theoretische u. praktische Ergebnisse
eines Studienprojekts.
Karlsruhe-Südstadt. Lehrst. f. Baupla-







Die Aneignung von städtischen Freiräu-
men
Gesamthochschule ‚Kassel 1981
M. FESTER, S. KRAFT, E. METZNER
Raum für soziales Leben.
Soziale Anforderungen an die städtische
Raumbildung. Ein Plädoyer für eine
menschengemäße Umwelt, gegen separate
Lebenswelten für Kinder, Jugendliche,
Hausfrauen, Erwerbstätige und alte Men-
schen. Eine Arbeitshilfe für Städtebauer.
Erscheint April 1982 im C.F. Müller-Ver-





Theoret. Überlegungen u. empir. Grund-
lagen zu einer nutzerorientierten Planung
und Gestaltung.
München 1980, minerva publikation,
DM 62,-
Karl P. THUM
Es grünt so grau.
25 alternative Gestaltungsvorschläge zur
Grünflächenplanung.




Architect and Designer 1868-1940
Von Alan Windsor.
186 S., viele Abb., London 1981
(Architectural Press), ca. 60,- DM
Josef FRANK
Architektur als Symbol
Elemente neuen deutschen Bauens.
Nachdruck der Ausgabe 1931. Mit einem
Begriffsregister, herausg. von Hermann
Czech.
Wien, 1981 (Löcker), 208 S., Leinen, ca.
DM 48,-, brosch. ca. DM 36,-
Heinrich KULKA
Adolf Loos, das Werk des Architekten
Mit einem Vorwort von Franz Glück.
Nachdruck der Ausgabe von 1931.
160 S. m. 270 Abbildungen, Leinen, DM
95,-, Wien 1980 (Löcker)
lan LATHAM
Joseph Maria Olbrich
Stuttgart 1981 (DVA), 160 Seiten m. ca.
200 teils farb. Abbildungen, DM 88,-
Gustav PEICHL
Bauten, Projekte, Meisterschule
192 S., 236 Abb., Stuttgart 1981 (Hatje),
DM 28,-
Otto WAGNER
Die Baukunst unserer Zeit
Nachdruck der IV. Auflage 1914. 138
Seiten m. 137 Abb., Wien 1980 (Löcker),




difu, Berlin 1981 (vgl. den Artikel von
Herbert Grymer in 56 ARCH+)
Manfred THROLL
Der Architekt zwischen Staat, Wirtschaft
und humanem Anspruch,
Gedanken zu einer Entwurfssoziologie.
TU Berlin 1980. Beziehbar bei Universi-
tätsbibliothek der TUB - Abt. Publika-




Zum Buch Stadt &amp; Zeichen, Lesarten der
täglichen Umwelt, von H. Schmidt-
Brünner u. A. Schulz (Köln 1976 DuMont
Schauberg) liefert der Vista-Point-Verlag
Köln eine Dia-Serie (12 Dias mit insges. 34
Abb.). DM 29.80. Best.-Nr. 81047
‚Diskussionsstoff’ aus
unserem Architekturprogramm
Ulrich Conrads und Manfred Sack (Hrsg.)
Hermann Fehling + Daniel Gogel
Werkmonographie
1981. 80 S. m. zahlr. Abb.
24 x 27,5 cm (Reißbrett 1.)
Kart. DM 30,-
„Reißbrett” steht für ein
Programm: wie Bauauf-
gaben begriffen und auf-
gefaßt werden; wie aus
Konzepten Entwürfe ent-
stehen; überhaupt: wie Ar-
chitekten arbeiten, sich
mitteilen, überzeugen.
Fehling (*1909) und Gogel
(*1927) arbeiten seit 1953
gemeinsam. Ihnen ist der






Versuch über den Historismus in der Baukunst
1981.117 S.m. 38 Abb. 14 x
19 cm (Bauwelt Fundamen-







Die Annahme, die Architek-
ten im 19. Jahrhundert hät-
ten den Entschluß, in die-
sem oder jenem Stil zu
bauen, willkürlich, also
ohne innere Notwendigkeit
gefaßt, manifestierte sich in
Reizworten wie ‚Eklektik’
oder auch ‚Historismus’.












SLe »” x. nn
TRANSIT
Das Einfache ist das Verblüf-
fende. Auf die Kontinuität,
die im Untertitel des Buches
(1872/1920/1945/1982) an-
gedeutet ist, stößt jeder, der
auch nur einigermassen ener-






im 19. und 20. Jahrhundert:
Slums, Strassenkämpfe zwi-
schen Mietern und der Poli-
zei 1872, Mietskasernen,
Gründungen von Mieterge-
nossenschaften 1920 und ihr
trauriges Ende bis zur Neuen
Heimat, Besetzungen und In-
standbesetzungen 1945, Kon-
zepte der 50er und 60er Jah-
re, Wohnformen und Per-
spektiven der Hausbesetzun-
gen heute.
Mit Beiträgen von Otto Glo-




Klaus Novy, Günther Uhlig,
Peter Kurt, Christa Reinig,
Uli Hellwig, Franziska Eich-
städt-Bohlig, Detlef Hart-











Buchverlag Gneisenaustr.2 Berlin 61
Tel. 030 - 6912035
Ökologisch
Planen und Bauen
ARCH* 62: @ERDE + ERNTE: Selbst-
versorgung auch in der Stadt @FEUER,
LICHT + SONNE: Energiesparend bauen
®@ Mit pflanzen bauen @Mit Erde bauen
® BAUBIOLOGIE: Programme und Pro-
jekte Mai 1982 / DM 10
ARCH* 51/52: @ öKOLOGIE: Von der
Wissenschaft zur Politik @Wirksame Ener
nutzung in der Stadtplanung @ Ökologi
sche Stadterneuerung @DOSSIER: Geo
biologie @Reparatur der Industrieland
schafi @ Auf der Suche nach' der Land:
schaft. Juli 1980 / DM 12 (Doppelheft!
F SE
© HAUSBAU — BILLIGBAU: Bericht
von den Baustellen @ Subventionsdschun
gel @ZWANGSKONSUM: Das Baugrund
stück in der Kostenschere. Die Produktio:











Dez. 1981 / DM 9
Hier führen Frauen die Diskussion über
Architektur und Umweltfragen.
Sie beschreiben ihre Erfahrungen mit
Stadt und Architektur, ihre Wahrnehmung
von Raum und Umwelt, ihre Wünsche






N Feb 1982 / DM 10
Werkberichte @ Startbahn West, Instand
besetzer, Graue Panther @ Modelle für al:
ternative @Wohnungsträgergesellschaften.
@!BA: Vom Umgang mit dem Stadt:
grundriß





Feb 1981 / DM 9
AKTUELL: Selbsthilfe, Mietermoderni-
sierung, Instandsetzungsforderungen,
Hausbesetzer @ SELBSTHILFE: Hat ihre




Abonnement Inland 44 DM
Abonnement Ausland 54 DM
4 Einzelhefte und ein Doppelheft
Über den Buchhandel oder direkt be-
stellen bei: KLENKES Druck und Ver-
lag, Oranienstr. 9, 51 Aachen
Tel: 0241 / 512466
Gesamtprospekt anfordern.
